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(Beginn um 9.02 Uhr.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf Sie recht herzlich zur 33. Sitzung begrüßen und diese für eröffnet erklären.

Entschuldigt sind Frau amtsf StRin Mag Brauner, Herr GR Barnet, Frau GRin Klicka und Herr GR Walter Strobl. Ich darf vor allem Herrn Strobl gute Besserung wünschen, und Herr Barnet wird seine Heeresübung auch irgendwann einmal erledigt haben.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/03887/2003/0001-KSP/GM) wurde von Herrn GR Heinz Hufnagl an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Im Oktober soll der Masterplan Verkehr 2003 dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegt werden. Was sind dabei die Schwerpunkte der Verkehrspolitik für die kommenden 10 bis 15 Jahre?
Ich ersuche um Beantwortung. - Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Wir haben in den vergangenen zwei Jahren versucht, den Masterplan Verkehr sozusagen als Ersatz für das beinahe zehn Jahre alte Verkehrskonzept für Wien zu erstellen. Dieses Konzept soll für die nächsten 10 bis 15 Jahre die Leitlinie für die Verkehrspolitik in Wien sein. Wir haben dieses Produkt sehr ausführlich diskutiert. Es ist vorgestern, am Dienstag Abend, auch in der Stadtentwicklungskommission zur Kenntnis genommen worden. Wir werden in diesem Masterplan Verkehr vor allem auf die Punkte Innerstädtischer Verkehr und die Frage der internationalen Einbettung Wiens in das Verkehrsgeschehen eingehen.

Wir haben am 1. Februar 2002 in diesem Haus ja schon das Positionspapier Wiens zum Generalverkehrsplan Österreich beschlossen. In diesem Positionspapier waren die Punkte enthalten, die international notwendig sind. Wenn wir erreichen wollen, dass Wien zu einem internationalen Verkehrsknoten wird oder dies bleiben kann, dann müssen wir versuchen, die Zulaufstrecken auf der Schiene, die Bahnhöfe, allen voran den Bahnhof Wien, und natürlich auch die Güterbahnhöfe Freudenau und Inzersdorf zu ertüchtigen. Dazu gehört auch der Lainzer Tunnel, dazu gehören die Anschlussstrecken Richtung Osten, zum Flughafen und vom Flughafen weiter zur Ostbahn, die sogenannte EWIWA-Trasse, und die EWESO-Trasse Richtung Süden. Denn wir können nicht warten, bis sich die beiden Landeshauptmänner Klasnic und Pröll darauf einigen, ob es den Semmeringtunnel geben soll oder nicht. Wien braucht eine Verbindung Richtung Süden.

Alle diese Projekte sind, genauso wie die Straßenprojekte des Umfahrungsringes für Wien, davon abhängig, dass die Finanzierung auf der Bundesseite sichergestellt wird. Hier wird durch die LKW-Maut für die Straße sehr viel getan. Es ist damit zu rechnen, dass es von der Finanzierung her nicht gar so problematisch wird. Natürlich können hier im Zeitablauf auch Probleme auftreten, aber gerade bei der Schiene wissen wir ja, dass der Generalverkehrsplan Österreich nur die Finanzierung ganz weniger Projekte sicherstellt und die rechtlichen Projekte eigentlich einer Wunschliste gleichkommen. 

Hier gilt es, aus ökologischen Gründen und auch aus Gründen der Erreichung eines verträglichen Modal Split den Schienenausbau zu forcieren. Das versuchen wir. Sie wissen, wir sind da auch in unmittelbaren Verhandlungen mit dem Bund, mit den beiden Ministerien Finanzen und Verkehr, sodass vor allem der Bahnhof Wien als wichtiges Kernstück eines Knotenpunktes in Wien auf der Schiene zum Tragen kommen soll. Wir werden heute auch noch einen Flächenwidmungs-Plandokument vorliegen haben, wodurch ein Teil des Güterumschlags im Süden von Wien auch flächenwidmungsmäßig geregelt werden kann.

Innerhalb Wiens haben wir eine Reihe von Handlungsschwerpunkten herausgearbeitet; zu vielen dieser Punkte hat glücklicherweise auch in der Stadtentwicklungskommission Einstimmigkeit geherrscht. Ich erwähne zunächst den Bereich Sicherheit: Der Punkt Verkehrssicherheit ist von allen Fraktionen in der Stadtentwicklungskommission einstimmig beschlossen worden. Hier geht es darum, dass wir keine Toleranz im Hinblick auf Verkehrsunfälle in Überschreitung von Verkehrsvorschriften haben wollen. Als Maßgröße sehen wir vor, dass die Anzahl der Verletzten und Toten bis zum Jahre 2020 um 50 Prozent reduziert werden soll. Wenn Sie die Zahlen heute früh gehört haben: Es ist in den ersten fünf Monaten durch intensive Maßnahmen gelungen, die Zahl der Unfälle schon um mehr als 10 Prozent zu reduzieren, erstmals seit vier Jahren.

Der zweite Schwerpunkt wird unter der Überschrift "Platz da" sozusagen die Rückgewinnung des öffentlichen Raumes sein. Wir wollen versuchen, dort, wo die Verteilung des Straßenraums, wo die Straßenbreite besonders kritisch ist, das Augenmerk ein bisschen stärker auf diejenigen zu legen, die mit Kinderwägen oder mit Packerln unterwegs sind, die zu Fuß gehen müssen, die vielleicht die schwächeren Verkehrsteilnehmer sind. Auf deren Aufgaben und auf deren Bedürfnisse soll stärker Rücksicht genommen werden.

Dritter Schwerpunkt ist "Riesen-Radverkehr". Der "Riesen-Radverkehr" ist jener Bereich, der schon seit dem Frühjahr deutliche Verbesserungen und deutliche Steigerungszahlen erfahren hat. Der "Riesen-Radver-kehr" soll auch in dieser Form weitergeführt werden. Wir wollen 30 Millionen EUR in diesem Bereich einsetzen, damit das Hauptradwegenetz noch in diesem Jahrzehnt fertig gestellt werden kann.

Vierter Schwerpunkt ist das S-Bahn-Plus-Konzept. Dass die Verbindung in die Region gerade auf der Schiene besonders gestärkt gehört, können Sie jeden Morgen in den Verkehrsnachrichten hören, wenn die Staus Richtung Wien besonders stark sind. Das liegt daran, dass 65 Prozent mit dem Individualverkehrsmittel nach Wien hereinpendeln. Genau das ist der Riesen-Nachteil für die Stadt, und hier bedarf es entsprechender Angebote. Allerdings muss ich sagen, dass wir hier auch darauf angewiesen sind, dass die Bundesregierung ihre Aufgaben gegenüber ihrem Unternehmen, den Bundesbahnen, ernsthaft wahrnimmt (GR Dr Herbert Madejski: Die letzten 20 Jahre!) und dass das nach der bestehenden Gesetzeslage - nämlich: Fahrplan 1999/2000 vom Bund zu finanzieren und alles darüber hinaus von den Ländern zu bestellen - wirklich ernsthaft betrieben wird. Wir werden natürlich dort, wo wir Wünsche haben - beim Schnellbahnkonzept -, auch mitzahlen. Allerdings muss die Grundbedienung vom Bund entsprechend zur Verfügung gestellt werden.

U-Bahn-Ausbau: Hier haben wir schon vor längerem in der Stadtentwicklungskommission die Einigung in Richtung der vierten Ausbauphase der U-Bahn gehabt. Allerdings soll es nicht nur beim Ausbau der U-Bahn bleiben, sondern auch zur Verbesserung und Erweiterung des Straßenbahnnetzes kommen, was sowohl im südlichen Bereich als auch nördlich der Donau mit Tangentialstraßenbahnen erfüllt werden soll. 

Auch ein weiterer Schwerpunkt ist auf den öffentlichen Verkehr gerichtet. Wir haben viele Stationsbereiche, die bereits mit Haltestellenkaps saniert sind. Wir haben bereits viele Ampelschaltungen, die vom Bus oder von der Straßenbahn her bedient werden können. Dies soll noch fertig gestellt werden, sodass echte Korridore entstehen, in denen die Straßenbahn und der Bus besonders beschleunigt fahren können, damit die Attraktivität dieser beiden Verkehrsmittel steigt. 

Wir wollen uns aber auch damit beschäftigen, dass gescheite, sinnvolle Mobilität dort eingesetzt wird, wo es notwendig ist, und dass jenes Verkehrsmittel verwendet wird, das notwendig ist. Dazu bedarf es auch intensiver Tätigkeit innerhalb großer Unternehmen und Betriebe. Wir haben ein Modellprojekt gemeinsam mit der Raiffeisen-Landesbank Wien-Niederösterreich gestartet, um das betriebliche Mobilitätsmanagement besonders hervorzukehren. Genau dieses wollen wir in Hinkunft auf sehr viele Betriebe ausdehnen, sodass klar wird, dass man auch anders als mit dem eigenen Auto ins Büro kommen kann. Denn das eigene Auto soll nicht für die Routinefahrten verwendet werden. Wir wollen die Verbesserung des Modal Split bis zum Jahr 2020 so erreichen, dass nur noch 25 Prozent mit den Individualverkehrsmitteln unterwegs sind. 

Für den Güterverkehr benötigt es eine Logistik-Offensive. Genau diese wollen wir mit diesem Masterplan Verkehr auch unterstützen. 

Das sind die Schwerpunkte, die wir im Masterplan enthalten haben. Ich denke, dass wir am 4. November, wenn dieser Masterplan dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegt wird, entsprechend Gelegenheit haben werden, die Details zu diskutieren. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die erste Zusatzfrage: Herr Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Ich möchte eine Überschrift, ein Kapitel herausnehmen, "Ein Riesen-Radverkehr", und Sie über ein Projekt befragen, das im Vorjahr sehr sichtbar und wild umstritten war, nämlich die "Viennabikes", wie sie damals geheißen haben, worüber es dann von Ihnen eine Ausschreibung gab, die eine rund um die GEWISTA formierte Gruppe gewonnen hat. Es gehörte zu den Ausschreibungsbedingungen, dass mit Mai dieses Jahres ein volles Programm vorhanden sein muss. Ich habe mir extra für heute den Ausbauplan der GEWISTA angeschaut, der ja nur halb-halb war: sie bauen schrittweise aus. Geplant war, bis heute 30 Terminals zu errichten; de facto sind es bis heute 7 Terminals, was ich eine bodenlose Sauerei sowohl von den Betreibern, aber auch von Ihnen finde, dass man so etwas zulässt. (GR Franz Ekkamp: Geh, geh!)
Ein einziges Ziel wurde, glaube ich, erreicht: Es wurden keine gestohlen. Ich sehe auch nie jemanden damit fahren. Es stehen diese wenigen, jetzt 7 Ständer überall voll; dort stehen zwar alle Räder ordnungsgemäß, aber offensichtlich ist die Technologie derart sicher, dass nicht nur Vandalen oder Diebe sie nicht benutzen, sondern überhaupt niemand sie benutzt. (Heiterkeit bei den Grünen.)
Welche Konsequenzen, zumindest was die Zugänglichkeit, aber auch was das Versprochene, den eingereichten Ausbau der Terminals, betrifft, haben Sie schon gesetzt und werden Sie setzen? Das ist kein "Riesen-Radverkehr", das ist auch kein "Zwergen-Radverkehr", sondern das ist ein "Ameiserl", und ein Ameiserl ist fleißiger als das, was da aufgebaut wird. Welche Konsequenzen werden Sie daraus ziehen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Zunächst einmal haben wir mit diesem Projekt, mit dem Citybike der GEWISTA-Gruppe, etwas erreicht: Was es an Vandalismus gab, was es an Diebstählen gab, ist jedenfalls verschwunden. Wir haben damit erreicht, dass die moderne Technologie, was die Scheckkarten und den Einsatz von Telekommunikation betrifft, jedenfalls in diesem Projekt massiv unterstützend wirkt. 

Wir haben allerdings - und das muss man auch der GEWISTA zugestehen - unterschätzt, welche Komplikationen der Einbau und die Verbindung mit Leitungen im Straßenraum bedeuten können. Dadurch gibt es leichte Verzögerungen. Es werden noch in diesem Monat, wenn ich es richtig im Kopf habe, weitere 12 Terminals eröffnet, sodass der Standard, der heute von Ihnen eingefordert worden ist, binnen kurzem zur Verfügung stehen wird.

Was die Benützung betrifft, so kann ich nur sagen: Ich war an diesem Wochenende sehr viel in der Stadt unterwegs, und ich habe sehr viele dieser Räder auch unterwegs gesehen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die zweite Zusatzfrage: Herr Mag Gerstl, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich möchte nur kurz an Christoph Chorherr anhängen: Da ich selbst auch dieses Citybike in der Woche drei- bis viermal verwende, möchte ich Ihnen nur dazusagen, es ist mir noch nie ... (GR Mag Christoph Chorherr: Ach, Sie sind das! - GR Franz Ekkamp: Sie sind das! - Heiterkeit.) Ich bin wahrscheinlich der Einzige. Es ist mir nämlich noch nie passiert, dass irgendjemand anderer auch noch beim Terminal gestanden ist und sich eines ausgeborgt hat oder eines zurückgegeben hat. Ich war bei dem Kilometerzähler, der da angegeben ist, immer der Einzige, der sich gerade eines ausgeborgt hat - weil es das ja anzeigt. Manchmal ist dort "2" gestanden, und habe ich eines ausgeborgt, dann habe ich geschaut, ob das funktioniert und ob dann dort steht, dass gerade "3" ausgeborgt sind. Aber das hat nicht umgeschaltet, es ist weiterhin bei "2" geblieben. Das System ist also leider wirklich noch nicht attraktiv, und vor allem gibt es nur ganz wenige Standorte. Wenn ich nicht zufällig einen Weg hätte, auf dem ich mich immer auf derselben Strecke bewegen muss, dann hätte ich das bis jetzt auch noch nicht nützen können. Aber Sie können, wenn Sie noch Erfahrung brauchen, wahrscheinlich immer auf mich zurückgreifen. Ich brauche es wirklich dreimal in der Woche. (GR Mag Christoph Chorherr: Das Gerstl-Bike! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Aber nun zu etwas ganz anderem. Es ist heute für mich sehr überraschend gewesen, dass Sie sich wieder diese Frage haben stellen lassen, nämlich: Was sind die Ziele des Verkehrs-Masterplans? Erst in der letzten Sitzung haben Sie sich von Ihrer Kollegin Frau GRin Zentner fragen lassen, was die Ziele des Verkehrs-Masterplans sind; heute lassen Sie sich vom Kollegen Hufnagl fragen, was die Ziele des Verkehrs-Masterplans sind. Ich nehme auch mit Interesse zur Kenntnis, dass es immer unterschiedliche Ausführungen darüber gibt, was nun die konkreten Ziele des Verkehrs-Masterplans sind.

Aber ich möchte auf ein aktuelles Thema eingehen, das Sie letztes Mal angeschnitten haben, nämlich die 6. Donauquerung und die Prüfungen, die Sie dabei in Aussicht genommen haben. Sie haben da gesagt - das war erst im Juni -, Sie gehen davon aus, dass sich das Ergebnis der Experten in der SUPerNOW weitgehend decken wird mit dem Ergebnis der Experten, die jetzt für die ÖSAG untersuchen. "Ich kann aber nicht ausschließen", sagen Sie weiter, "weil ich diesem Expertengremium ja nicht angehöre, dass auch ein anderes Ergebnis dort herauskommt. Ich sehe dann aber große Probleme im Genehmigungsverfahren. Denn ein besonders langer Tunnel unter der Lobau ist fraglos aus der Sicht des Ramsar-Abkommens" und so weiter "anders zu behandeln als ein sehr kurzer Tunnel". Dann sagen Sie zum Schluss: "Ich kann mir aber nicht vorstellen, dass Experten ein komplett anderes Ergebnis herausbringen als bei der SUPerNOW."

Die zuletzt ergangenen Pressemeldungen, die wir in der letzten Woche verfolgen konnten - und intern wissen wir es ja schon von mehreren Experten -, zeigen, dass nun offensichtlich ganz andere Ergebnisse herauskommen und dass das Ergebnis der SUPerNOW sehr klar angezweifelt wird, von den Grundlagen der Daten her, die hier erhoben werden. Da Sie zuletzt gesagt haben, Sie können sich aber dann nicht vorstellen, wie das Genehmigungsverfahren weitergeht: Wie sehen Sie das aus heutiger Sicht? Können Sie sich eine Genehmigung für eine 6. Donaubrücke noch vorstellen, wenn bei der ÖSAG-Prüfung ein anderes Ergebnis herauskommt als bei der SUPerNOW?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Kollege Gerstl!

Lassen Sie mich zunächst feststellen, dass es ein Recht der Abgeordneten und Gemeinderäte ist, die geschäftsführenden Mitglieder des Stadtsenats zu fragen, welche Fragen sie auch wollen. Ich nehme darauf keinen Einfluss und werde das auch künftig nicht tun. Ich glaube, dass das freie Mandat so wichtig ist, dass wir das auch hoch schätzen sollten. Wenn ich also in zwei Sitzungen hintereinander dasselbe gefragt werde, werde ich natürlich immer Auskunft geben.

Zum Inhalt ihrer Frage: Wir haben mit der Strategischen Umweltprüfung Nordost versucht, zu einem der schwierigsten Punkte, die es in dieser Stadt gibt, eine Lösung gemeinsam mit den betroffenen Gruppen, gemeinsam mit den Interessensverbänden und gemeinsam mit den Fachleuten aus den verschiedensten Feldern eine Lösung zu erarbeiten und uns einer Lösung anzunähern. 

Das Ergebnis dieser Strategischen Umweltprüfung hat weitgehend Folgendes erbracht: Eine 6. Donau-querung ist erforderlich. Es ist erforderlich, diese 6. Do-nauquerung so anzulegen, dass eine deutliche Entlastung der jetzigen 4. Donauquerung, der Praterbrücke entlang der A 23, erreicht werden kann. Und es ist sehr sinnvoll, dass unmittelbar mit dem Ausbau des öffentlichen Verkehrs begonnen wird. Dazu gibt es eine Fülle von Projekten - die ich jetzt nicht wiederholen möchte -, die im Bereich des öffentlichen Verkehrs untergebracht werden. 

Es ist auch herausgekommen, dass es notwendig ist, von der 6. Donauquerung zur A 22 eine Verbindung zustande zu bringen, und dass es sinnvoll ist, dass der Ring um Wien geschlossen wird. Diese Bedingungen stehen aber sozusagen im Gegensatz zum Bestand eines Nationalparks. Es ist ganz entscheidend, Lösungsansätze zu finden, die den Nationalpark so wenig wie möglich tangieren. Wenn wir die 6. Donauquerung zum Beispiel so anlegen, dass sie in die Raffineriestraße mündet, und die Raffineriestraße sechsspurig ausgebaut wird, dann wird der Nationalpark sehr stark belastet, weil die Verlegung der Schiene, also der Ölhafenbahn, Richtung Panozzalacke notwendig wird und man damit in den Nationalpark hineinkommt. Das Gleich wäre es, wenn man eine sehr lange Strecke, die Probebohrungen erfordert, die Lüftungen, Sicherheitsausstiege und so weiter erfordert, unter den Nationalpark legt. 

Genau das sind die Punkte, bei denen die Variante im Ergebnis der SUPerNOW, wonach an der kürzesten Stelle unter dem Nationalpark durchgegangen wird, ein hervorragendes Ergebnis erbracht hat. Ich stehe nach wie vor zu diesem Ergebnis, und ich kann mir nicht vorstellen, dass eine lange Untertunnelung der Lobau irgendeine Zustimmung finden wird, zumal Probebohrungen und Notausstiege, Wendeanlagen und Ähnliches dann im Nationalpark notwendig werden. Da kann ich mir nicht vorstellen, dass das jemals zustande kommt. 

Ein weiterer Punkt ist die Frage der Brücke oder des Tunnels bei der Querung der Donau. Wir haben hiezu immer festgehalten, dass das Optimum aus der Sicht der Strategischen Umweltprüfung eine Untertunnelung der Donau wäre. Dass es technisch gerade an dieser Stelle besonders schwierig ist, das ist ebenfalls festgehalten worden, und dass es notwendig ist, hier genau zu prüfen, welche technischen Möglichkeiten es gibt und ob deutliche Schwierigkeiten auftreten, die man nach Kalkulation aller Risken nicht in Kauf nimmt; dann wäre möglicherweise eine Brücke vorzusehen. Genau das haben wir immer gesagt. 

Uns stehen die Ergebnisse der Analyse, die für die ASFINAG gemacht wurde und worin sehr viele Varianten untersucht wurden, offiziell noch nicht zur Verfügung - die ASFINAG hat es der Stadt Wien noch nicht offiziell zur Kenntnis gebracht -, und vor allem kennen wir auch nur Ausschnitte daraus. Entscheidend wird sein, dass unsere Experten, dass Experten, die dort einen Beitrag für die ASFINAG geliefert haben, und dass auch international renommierte Experten prüfen, ob die technische Möglichkeit wirklich nicht besteht. 

Eines muss ich schon sagen: Wir werden uns für dieses Projekt entscheiden, das für die Wienerinnen und Wiener und für die Natur in dieser Gegend das beste Projekt ist. Es kann nicht so sein, dass man sagt: na ja, das ist so teuer, und deswegen machen wir es nicht. Denn da muss man schon sehen, dass sowohl Zell am See als auch Klagenfurt als auch, erst kürzlich eröffnet, Spital am Semmering mit 1 700 Einwohnern eine Umfahrung mit mehreren Tunnelstrecken bekommen hat. Es kann nicht so sein, dass man dann in der Großstadt sagt: dort ist es uns zu teuer, sondern es muss hier eine optimale Lösung gefunden werden, die aus verkehrspolitischen Gründen notwendig ist und die auf der anderen Seite auch entsprechende Rücksichtnahme auf die Umwelt garantiert.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die nächste Zusatzfrage: Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Betreffend die technischen Möglichkeiten der Untertunnelung sollten wir uns hier nicht länger auseinander setzen. Es gibt, wie Sie sagen, Experten, die sehr wohl behaupten, dass es relativ egal ist, welche Tunnelvariante ich wähle. Soweit ich informiert bin, wird die Untertunnelung, falls sie kommt, unter dem Grundwasser in einer Relativtiefe von 80 bis 85 Metern verlaufen und daher auch die Lobau wahrscheinlich in keiner Weise betreffen. 

Mich wundert nur, dass Herr Bgm Häupl eine Variante, nämlich die PGO-Variante an der Stadtgrenze, mit Brief und Siegel unterschrieben hat. Offensichtlich hat es vor drei Jahren diese Umweltbedenken seitens des Herrn Bürgermeisters und der SPÖ-Stadtregierung nicht gegeben. Da ist man erst jetzt im SUPerNOW-Verfahren draufgekommen. Ich nehme das so zur Kenntnis, möchte aber noch einmal sagen, es ist auffallend, dass der Herr Bürgermeister zu allen Varianten bis heute überhaupt keine Stellung bezogen hat, genauso wie gestern nicht in der Debatte um das Soziale. Er wartet offensichtlich ab, welche Variante kommt, und wird dann, egal welche Variante kommt, als Retter für die Wiener auftreten. 

Ich möchte Sie daher fragen: Welche Untertunnelung der Lobau, mit welchen Eingangsbereichen bei der Donau, Eingangsbereich im 22. Bezirk, werden Sie bei Ihren in den kommenden Wochen stattfindenden Verhandlungen mit dem Verkehrsminister vorschlagen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Danke, Frau Vorsitzende. - Herr Gemeinderat!

Ich tue mir jetzt schwer. Sie haben gesagt, ich soll nicht über die Tunnel und über die Technik reden, und dann fragen Sie mich genau danach, wo die Portale sein werden. 

Ich kann Ihnen Auskunft darüber geben, was wir uns wünschen, nämlich was aus Sicht einer vorweggenommenen generellen Planung das Optimum erbringen könnte. Dieses ist im Masterplan Verkehr ebenfalls enthalten, und dieses ist auch zwischen den drei Landeshauptmännern Pröll, Häupl und Niessl im Juni bei ihrem routinemäßigem Treffen so bestätigt worden. Das sieht vor, dass man im Bereich des Ölhafens Lobau die Abfahrt zur A 22, Raffineriestraße, zustande bringt, diese eingedeckelt bis zum Seestern führt - dorthin, wo jetzt die große Autobahnlösung ist -, somit die Eisenbahnlinie nicht verschieben muss und erreichen kann, dass der Damm mit seiner Krone auch den höchsten Punkt des Deckels über der Autobahn bildet. Das ist eine Lösung, die aus unserer Sicht im Bereich der Raffineriestraße gerade noch umweltverträglich ist.

Das Zweite ist, dass im Bereich des Kompostwerks hinter dem Ölhafenbereich der Tunnel weiterführt und bei der Franzosenschanze wieder aus dem Nationalpark herauskommt, dort natürlich eine gedeckelte Variante geführt wird, mit einer Abfahrt bei der Eßlinger Hauptstraße, dann im Areal des ehemaligen Flughafens Aspern weitergeführt wird bis zur Ostbahnlinie, dort verknüpft wird mit der B 3D und dann Richtung Eßling zur S 2 führt. Wir gehen davon aus, dass ein Optimum an Schutz für die anrainende Bevölkerung durch Deckelung der gesamten Strecke erfolgt, sodass, abgesehen von den Baumaßnahmen, die Beeinträchtigung de facto gegen null geht.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Vierte Zusatzfrage: Herr GR Hufnagl, bitte.

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren des Gemeinderats!

Sie haben in Ihrer Hauptbeantwortung sehr detailhaft und aussagekräftig dargestellt, wie facettenreich dieser Masterplan Verkehr mit all seinen inhaltlichen Schwerpunkten ist und dass dies auf eine Zeitleiste von 10 bis 15 Jahren angedacht ist. 

Was sind nun neben den schon in den Zwischenfragen beantworteten Details die ersten konkreten Maßnahmen und Schritte, um dieser langfristigen Planvorgabe gerecht zu werden?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Wir versuchen schon in diesem Jahr - zum Beispiel, wie erwähnt, mit betrieblichem Mobilitätsmanagement - Schritte zu setzen. Wir versuchen schon in diesem Jahr, mit sichtbaren ersten Erfolgen, die Verkehrssicherheit zu erhöhen. 

Wir versuchen dort, wo es notwendig ist, stärker als bisher auf Fußgänger und Radfahrer Rücksicht zu nehmen, nämlich auch was Gehsteigbreiten, was die Anlage von Zebrastreifen, was die Berücksichtigung von Gender Mainstreaming im Verkehr betrifft, und dies stärker in den Vordergrund zu bringen. Das betrifft zum Beispiel auch die Anordnung von Schanigärten, da versuchen wir eine Restgehsteigbreite, die zwischen 2 Metern und im Minimum 1,5 Metern liegt, zu erreichen. 

Wir haben zum Beispiel beim Radverkehr auch heuer schon Maßnahmen gesetzt: Verlängerung Zweierlinie in den Getreidemarkt hinein; Bergauf-Strecke in der Mariahilfer Straße mit Mehrzweckstreifen versehen. Es wird zusätzlich noch in diesem Herbst die so genannte Tangentiale über Augustiner Straße und Herrengasse für den Radweg im 1. Bezirk errichtet. 

Ich könnte Ihnen noch eine Fülle von anderen Maßnahmen berichten, unter anderem die Vorbereitung der Öffnung der gesperrten Abfahrt Simmering und der dazugehörenden Anschlussstrecken, den Bau des letzten Stückes der B 3 zwischen Floridsdorf und der Donaustadt, und viele andere.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke schön, Herr Stadtrat.

Die 2. Anfrage (FSP/03891/2003/0001-KGR/GM) wurde von Frau GRin Dr Sigrid Pilz gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Spitalswesen gerichtet: Nahezu täglich werden Missstände und strafrechtlich aufklärungsbedürftige Vorwürfe gegen Pflegeheime und Akutspitäler des U‑KAV in der Öffentlichkeit bekannt. Welche Verantwortung kommt in diesen Fällen den zuständigen Führungskräften des Krankenanstaltenverbunds, insbesondere Herrn Generaldirektor Dr Hauke und Herrn Direktor Dr Kaspar, zu?
Darf ich in eigener Sache etwas sagen? Ich werde ständig gefragt, ob es "geil" ist, dass man mit Sonnenbrillen hier sitzt. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ich sage "geil", weil ich ein zehnjähriges Enkerl habe; ich weiß, wie man bei der Jugend spricht. Ich habe die Brille nicht, weil ich inkognito oder von der Mafia hier sitze, sondern ich habe ein Augenleiden. Ich hoffe, das wird jetzt zur Kenntnis genommen. - Danke vielmals.

Frau Stadträtin, ich bitte um Beantwortung der Frage.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Danke, Frau Vorsitzende. - Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Gemeinderätin!

Zu Ihrer Anfrage: Unumstritten ist natürlich, dass man in erster Linie alles daransetzt, dass es gar nicht zu Missständen kommt. Selbstverständlich besteht wie bei jedem Unternehmen auch in der Unternehmung Krankenanstaltenverbund die Verantwortung, Missstände zu verhindern, und wenn es sie gibt, sehr rasch und lückenlos aufzuklären. Es liegt auch in der Verantwortung der Manager, strafrechtlich aufklärungsbedürftige Vorwürfe im Bereich von Pflegeeinrichtungen und Akutspitälern der Unternehmung Krankenanstaltenverbund der Staatsanwaltschaft anzuzeigen.

Der Begriff "Verantwortung" ist im Wiener Krankenanstaltenverbund in folgender Weise geregelt. Ich verweise als Erstes auf das Statut des Wiener KAV, welches im Gemeinderat am 22.11.2000 beschlossen wurde. Da wird im § 10, den ich jetzt zitiere, Folgendes ausgeführt:

"Der Generaldirektion obliegt die Geschäfts- und Betriebsführung der Unternehmung Wiener KAV, soweit sie nicht nach dem Statut dem Gemeinderat, dem Stadtsenat, einem Gemeinderatsausschuss oder –unteraus-schuss, dem Bürgermeister, dem amtsführenden Stadtrat oder dem Magistratsdirektor zugewiesen ist.

Den Direktoren der Teilunternehmungen obliegt die Geschäfts- und Betriebsführung für die jeweilige Teilunternehmung unter Bedachtnahme auf die Gesamtinteressen der Unternehmung Wiener KAV, soweit sie nicht nach diesem Statut dem Gemeinderat, dem Stadtsenat, einem Gemeinderatsausschuss oder -unterausschuss, dem Bürgermeister, dem amtsführenden Stadtrat, dem Magistratsdirektor oder dem Generaldirektor zugewiesen ist.

Dem Generaldirektor kommt gegenüber den Direktoren der Teilunternehmungen eine Richtlinienkompetenz zu, aufgrund derer er allgemeine und auf den Einzelfall bezogene Weisungen erteilen und Geschäftsfälle an sich ziehen kann. Der Generaldirektor ist außerdem berechtigt, allen Bediensteten der Generaldirektion und allen Bediensteten der Teilunternehmungen Weisungen zu erteilen."

Zweitens kommt es auch noch zu einer Festlegung zum Begriff "Verantwortung von Führungskräften", und diese finden Sie im § 34 der Dienstordnung aus dem Jahr 1994. Demnach hat jeder Vorgesetzte, somit natürlich auch jeder Dienststellenleiter, darauf zu achten, "dass seine MitarbeiterInnen ihre dienstlichen Aufgaben in gesetzmäßiger, zweckmäßiger, wirtschaftlicher und sparsamer Weise besorgen. Er hat seine MitarbeiterInnen dabei anzuleiten, ihnen erforderlichenfalls Weisungen zu geben, aufgetretene Fehler und Missstände allenfalls unter Erteilung von Belehrungen und Ermahnungen abzustellen und für die Einhaltung der Arbeitszeit zu sorgen. Darüber hinaus haben die Leiter der Dienststellen für ein geordnetes Zusammenwirken der einzelnen ihnen unterstellten Organisationseinheiten zur Sicherung einer gesetzmäßigen Vollziehung sowie einer zweckmäßigen, wirtschaftlichen und sparsamen Geschäftsgebarung zu sorgen."

Drittens: Die Unternehmung KAV gliedert sich innerhalb der drei Teilunternehmungen in eine größere Anzahl von Dienststellen gemäß § 5 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Magistrates. Diese Dienststellen werden überwiegend von kollegialen Führungen geleitet, die im Wege einer Hierarchie weiterer Vorgesetzter die Verantwortung für einzelne Organisationseinheiten wie Abteilungen und Stationen übernehmen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die erste Zusatzfrage: Frau Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Ich bin fassungslos, das muss ich Ihnen sagen. Ich kenne den Text, und ich nehme an, andere, die sich hier mit Gesundheitspolitik beschäftigen, kennen ihn auch. Dass Sie mir jetzt in Beantwortung meiner Frage das Statut vorlesen, finde ich schlicht und einfach eine Missachtung der Fragestunde. Frau Stadträtin, ich kenne den Text! Ich möchte von Ihnen wissen - und das war meine Frage -, welche konkreten Verantwortungen der Unternehmensleitung, den Teildirektoren und dem Generaldirektor für die Missstände, die bekannt geworden sind, zukommt? 

Ich frage Sie daher noch einmal: Was haben Sie in der konkreten Angelegenheit im Sinne von Anweisungen an die Unternehmung erteilt? Welche Rolle spielen die Generaldirektion und die Teildirektoren in Erledigung und Aufarbeitung der Missstände?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin! 

Üblicherweise wende ich mich mit meinen Anfragen und Weisungen an den Generaldirektor, der sie dann an die nachgeordneten Dienststellen weiterzugeben hat. Er wurde, als ich diese Vorfälle zur Kenntnis bekommen habe, von mir beauftragt, sich ehestens darum zu kümmern - und zwar sofort, noch an dem Tage, als ich es erhalten habe -, dass keine Bewohner der Pflegeheime irgendeinen Schaden erleiden, vor allem in diesem Bereich, und das raschestens aufgeklärt wird und die entscheidenden Maßnahmen dienstrechtlicher Natur ergriffen werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Zusatzfrage: Frau GRin Lakatha, bitte.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Ich gehe davon aus, dass Sie sich mit den beiden Herren und auch mit anderen Führungskräften Ihres Ressorts in regelmäßigen Abständen zu Jour fixe treffen. Es können zwischen diesen Treffen natürlich Ereignisse vorkommen, von denen man Sie als Stadträtin informieren will. 

Meine Frage an Sie, Frau Stadträtin, ist, und zwar vor allem in Bezug auf Herrn Generaldirektor Hauke und Herrn Generaldirektor-Stellvertreter Kaspar: Wenn einer der beiden Herren um einen Termin bei Ihnen ersucht, in welchem Zeitabstand erhält er ihn? Sofort, am nächsten Tag oder wesentlich später? - Denn die Auskunft, dass es wesentlich später ist, darf doch nur ein böses Gerücht sein.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Bei dringenden Angelegenheiten bin ich immer sofort zu erreichen, auch telefonisch. Man hat mich selbst aus Sitzungen herausgeholt, wenn es akute Anlässe waren. Sonst haben wir Jour fixe einmal wöchentlich, aber natürlich jederzeit in dringenden Angelegenheiten sofort. Ich nehme an, dass Unternehmensleiter sehr wohl wissen, was dringend ist und was nicht dringend ist. Wir stehen mehr oder minder täglich in irgendeinem Kontakt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Die Missstände, die im Geriatriezentrum Wienerwald aufgetreten sind, sind eigentlich erst durch den Abdruck in der Presse, durch die Pressemeldungen öffentlich geworden. Und erst dann ist so richtig etwas geschehen. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das stimmt ja nicht!) Jetzt muss man sagen, es hat sich leider herausgestellt, dass doch das, was in der Presse gestanden ist, den Tatsachen entsprochen hat, weil ja zum Teil der Prüfbericht abgedruckt worden ist.

Nun sind in der Presse auch verschiedene andere Meldungen zum Geriatriezentrum Wienerwald erschienen. Ich möchte Sie dazu fragen, wie Sie dazu stehen und welche Maßnahmen Sie da unternehmen werden. So steht in einem Wochenmagazin unter anderem: "Jahrzehntelang wurden auch Schwestern, Pfleger und Ärzte hierher versetzt, die in den städtischen Spitälern überfordert oder auffällig waren - Geriatrie als eine Art Strafbataillon."

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat! 

Ich kann mir nicht vorstellen, dass man ein Strafbataillon schafft, weil das von vornherein ein Krisenherd ist, und ich habe nie diesbezügliche Meldungen. Es war in der Mitarbeiterbefragung einzeln, es wurde aber immer wieder gesagt, dass es nicht dazu kommt, dass man gerade Menschen in Problembereichen besonders hinversetzt. Das würde kein verantwortungsbewusster Unternehmer tun. Im Gegenteil, wenn es irgendwo Schwachpunkte gibt, hat man zu versuchen, diese mit besonders guten Kräften zusammenzubringen, damit sie motiviert werden. Und wenn Mitarbeiter überhaupt nicht entsprechen, dann muss man sich selbstverständlich von ihnen trennen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die letzte Zusatzfrage: Frau Dr Pilz. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ich habe Sie gestern über Vorwürfe informiert, die gegen das Allgemeine Krankenhaus erhoben werden, von jenen beiden Gutachten, worin Patienten bescheinigt worden ist, dass mittels gefährlicher Pflege zwei junge Menschen zu Schaden gekommen sind. 

Ich frage Sie: Was haben Sie in der Angelegenheit unternommen? Haben Sie die Unternehmung Krankenanstaltenverbund in irgendeiner Weise angewiesen? Und was sind Ihre Maßnahmen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Es waren meine ständigen Maßnahmen, dass dafür Sorge zu tragen ist, dass das Personal gerecht auf die Abteilungen verteilt ist. Das habe ich auch schon früher einmal dem Teilunternehmungsdirektor der Teilunternehmung 2 und der Frau Oberin Gerwin immer wieder mitgeteilt. Wann immer wir zusammen waren, habe ich gesagt, dass dafür Rechnung zu tragen ist, dass das Personal so verteilt ist, dass es nirgendwo zu einer gefährlichen Pflege kommt. Selbstverständlich war das auch meine ständige Weisung an den KAV, dass es niemals Personaleinsparungen im patientennahen Bereich geben darf. Das bedeutet eben die Krankenpflege am Bett, das bedeutet die medizinisch-technischen Dienste, das bedeutet die Ärzte, aber das bedeutet selbstverständlich auch das Verwaltungspersonal im unmittelbaren Bereich. 

Diese Fälle werden noch einmal nachrecherchiert. Man sieht es im Allgemeinen Krankenhaus anders als bei den Gutachten. Wie gesagt, es sagen selbst alle Ärzte und auch Pflegepersonen, dass es bei einem Querschnittgelähmten nicht immer hundertprozentig zu verhindern ist, dass ein Dekubitus auftritt. Und weil gestern die Rede davon war, dass er ja wahnsinnige Schmerzen gehabt haben muss: Ein Querschnittgelähmter zeichnet sich leider dadurch aus, dass er dort keine Schmerzen und überhaupt keine eigene Mobilität hat. Das macht ja diese Pflege - vor allem, wenn er auch noch mit der Atmung und so weiter beeinträchtigt ist - so besonders schwierig. Er hatte auch eine entsprechende Dekubitusprophylaxe. 

Es sagen aber alle, die mit diesen Patienten zu tun haben: Es lässt sich unter bestimmten Umständen nicht immer verhindern. Wir setzen natürlich alles daran, mit allen modernen Methoden, dass es nicht dazu kommt. Ich kann nur aus eigenen Erfahrungen sagen, dass ein Dekubitus unter besonderen Umständen wirklich nicht immer verhinderbar ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Somit ist die 2. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/03890/2003/0001-KVP/GM). Sie wurde von Herrn Dr Hahn gestellt und ist ebenfalls an Frau Dr Pittermann als amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Spitalswesen gerichtet: Welche Vorkehrungen haben Sie getroffen, damit die zuständige MA 47 verstärkt ihre Aufsichts- und Kontrolltätigkeit in den städtischen Pflegeheimen wahrnimmt?
Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat!

Wie ich bereits gestern in der Beantwortung der Dringlichen Anfrage ausführlich dargestellt habe, ist die durch die MA 47 wahrgenommene Pflegeaufsicht ein zusätzliches zur internen Überprüfung, nämlich ein behördliches Kontrollelement. Derzeit sind drei Personen unmittelbar mit der Aufsicht befasst: eine juridische Leitung, eine administrative, insbesondere bei kommissionellen Überprüfungen, und eine Pflegesachverständige. Eine weitere Pflegesachverständige wurde von der MA 47 beantragt, genehmigt und ist im Auswahlverfahren. 

Im Bedarfsfall kann zu Pflegefragen der konkreten Kontrolle in den stationären Pflegeeinrichtungen auf rund 140 MitarbeiterInnen des Gesundheits- und Krankenpflegedienstes in der MA 47 als Qualitätssicherungsmaßnahme zurückgegriffen werden. 

Außerdem unterstützt seit jeher und bei exakten Überprüfungen, in denen es auch sehr um den Zustand der BewohnerInnen geht, die MA 15 die MA 47 bei diesen Wahrnehmungs-, Aufsichts- und Kontrolltätigkeiten sowohl in den städtischen als auch in den privaten Pflegeheimen, da die medizinischen Amtssachverständigen von der MA 15 gestellt werden und daher an diesen Überprüfungen teilnehmen. 

Weiters stehen, weil hier ein breiterer Raum zu überprüfen ist, als Sachverständige MitarbeiterInnen von MA 12, MA 36B, MA 36C, MA 37, MA 59 und MA 68 zur Verfügung. Ebenso werden in der Aufsicht die MitarbeiterInnen der Wiener Patientenanwaltschaft beigezogen. 

In Kürze - und das ist ja Ihnen allen bekannt - steht eine Fusionierung der MA 15 in hoheitlichen Aufgaben mit der MA 12 und der MA 47 bevor. Die behördliche Aufsicht über die Pflegeheime wird dann voll durch die MA 15 getragen werden, mit Ausnahme dessen, was jede Abteilung des Magistrats auch intern überprüfen muss.

In Zukunft wird die personelle Prüfkapazität dadurch intensiviert, dass die Aufsicht der städtischen Pflegeeinrichtungen, der Geriatriezentren, verstärkt noch durch die Innenrevision des Wiener Krankenanstaltenverbundes wahrgenommen wird, verstärkt durch den Patientenanwalt und den Ombudsmann. Die Prüftätigkeit der MA 47 beziehungsweise künftig der MA 15 muss zumindest einmal jährlich eine Überprüfung aller geriatrischen Einrichtungen in Wien vornehmen, und bei Beschwerden wie immer sofort.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die erste Zusatzfrage.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir erwarten ja eigentlich alle schon sehr dringlich ein Pflegeheimgesetz, worin zumindest vorgesehen ist - und über die Intensität wird ja noch diskutiert -, in welchem Ausmaß Standards, Qualitätskriterien et cetera vorgegeben werden. Nach welchen Kriterien prüfen derzeit die Mitarbeiter der MA 47 die einzelnen Einrichtungen? Gibt es hier Standards? Oder gibt es sozusagen individuell auf die Häuser hin abzielende Überprüfungen? 

Jedenfalls wäre es bei so einem eingeschränkten Personalstab, wie Sie ihn gerade skizziert haben - weil die 140 Quasi-Reservisten wahrscheinlich nicht wirklich in der Tiefe die entscheidende Qualifikation haben -, wahrscheinlich unumgänglich, dass man nach einer Art Checkliste, nach Standards derartige Überprüfungen vornimmt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Die MA 47 hat sich Standards gestellt, nach denen sie die Überprüfung vornimmt. Sie erfolgt ungefähr in gleicher Reihenfolge: Werden Missstände gefunden, so folgen dann große Überprüfung mit anderen Abteilungen und genauen Untersuchungen der Bewohnerinnen und Bewohner. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Neben der Kontrolltätigkeit beziehungsweise Aufsichtstätigkeit der MA 47 gibt es ja im Rahmen des KAV die innere Revision. Es hätten eigentlich schon von Seiten der inneren Revision die diversen Missstände aufgezeigt werden müssen oder erkannt werden müssen.

Ich frage Sie: Ist Ihnen bekannt, in welcher Art und Weise diese innere Revision des KAV vor sich geht?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Im Detail ist mir natürlich nicht jede Tätigkeit in meiner Geschäftsgruppe bekannt, was bei 32 000 Mitarbeitern auch wirklich bei aller Arbeitskapazität einfach nicht möglich ist. Es ist eine Gruppe, die sehr genau und sehr exakt überprüft, wie ich es manchmal auch noch aus den geprüften Einrichtungen vernommen habe. Die Berichte der Innenrevision, die ich zu Gesicht bekam, waren immer sehr gehaltvoll und nachvollziehbar. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich glaube, dass sehr viele Kontrollinstanzen durchaus Sinn machen, wenn sie miteinander kooperieren, wenn sie gemeinsam zu Ergebnissen kommen. Aber viel wichtiger ist es, dass diese Ergebnisse, die den politisch Verantwortlichen vorgelegt werden, dann auch zu Konsequenzen führen. Wir haben leider immer wieder die Situation - nicht nur im Gesundheitsbereich -, dass Berichte sowohl des Kontrollamtes als auch anderer Kontrollinstanzen von den politisch Verantwortlichen und den kontrollierten Stellen, sagen wir es einmal vorsichtig: nicht immer ganz ernst genommen werden, obwohl nach außen hin stets beteuert wird, dass jetzt natürlich alles so umgesetzt wird, wie es in diesen Berichten drinsteht. Aber die Wahrheit sieht dann immer ein bisschen anders aus.

Daher meine Frage: Welche Reaktion hat es von den internen Kontrollinstanzen gegeben, die es im Ressort gibt, aufgrund von Mitteilungen, die vom Pflegepersonal gekommen sind, von Leuten, die direkt - unter Anführungszeichen - "an der Front" gearbeitet haben? 

Offensichtlich hat hier auf der einen Seite die Kontrolle nicht wirklich funktioniert, oder es wurde nicht dort hingeschaut, wo es notwendig wäre, beziehungsweise man hat offensichtlich die Hinweise von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nicht im notwendigen Ausmaß ernst genommen. Ich glaube, hier ist die Schnittstelle.

Daher auch meine Frage: Was werden Sie tun, um solche Mitteilungen, solche Kontrollberichte und solche Ergebnisse tatsächlich auch auf der politischen Ebene ernst zu nehmen und für wirkliche Veränderungen zu sorgen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Ich habe jede Kritik und jeden Hinweis auf Dinge, die nicht in Ordnung sind, immer sehr ernst genommen und habe auch immer um entsprechende Aufklärung gebeten. Es wurden auch immer entsprechende Untersuchungen durchgeführt. 

In manchen Fällen wurde der Beschwerde Recht gegeben. In vielen Fällen war die Beschwerde für die kontrollierenden Instanzen nicht immer nachvollziehbar, vor allem dann, wenn es sich um anonyme Beschwerden gehandelt hat. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die letzte Zusatzfrage: Herr Dr Hahn.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

In Fortsetzung meiner Frage und Ihrer Antwort: Können Sie uns einige Beispiele geben für jene Standards, nach denen die MA 47 die Kontrollen in den Pflegeheimen vornimmt?

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Die kann ich Ihnen dann nur schriftlich geben, weil ich mir nicht alle Standards, die irgendwo in meinem Geschäftsbereich üblich sind, auswendig merken kann. Ich glaube, das würden auch Sie nicht können. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die 4. Anfrage (FSP/03889/2003/0001-KFP/GM) hat Herr GR Mag Kowarik an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Spitalswesen gestellt: Seit Jahren ist der Pflegenotstand in den Wiener Pflegeeinrichtungen und Spitälern bekannt. Die Vorfälle im Geriatriezentrum 'Am Wienerwald' und in anderen Geriatriezentren sind nicht zuletzt auf diesen Personalmangel zurückzuführen. Welche konkreten Maßnahmen gedenken Sie zu setzen, um eine Verbesserung der Personalsituation herbeizuführen und um sicherzustellen, dass noch vor Abschluss der Untersuchungen der Vorfälle in den geriatrischen Zentren eine Verbesserung im Pflegebereich erreicht wird?
Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat!

Ich gehe davon aus, dass generell bekannt ist, dass für den Bereich der Altenpflege europaweit die Problematik besteht, dass wir nicht genügend MitarbeiterInnen dafür gewinnen können. Die Personalgewinnung von ausländischen MitarbeiterInnen ist ja seit mehr als 30 Jahren in Österreich üblich gewesen. Ich wiederhole noch einmal, wir haben gerade im Bereich des KAV 60 Prozent an MitarbeiterInnen, die ihren Geburtsort nicht in Österreich haben. Es ist daher für uns sehr wichtig, dass die restriktiven Maßnahmen des Ausländerbeschäftigungsgesetzes in der Pflege auf keinen Fall Anwendung finden dürfen. StRin Brauner und ich haben vor, glaube ich, fast zwei Jahren davor gewarnt - und soweit ich weiß, auch Caritas-Präsident Landau -, dass es zu Schwierigkeiten für uns kommen wird, die Pflege im adäquaten Maße zu vollziehen, wenn diesen MitarbeiterInnen keine Arbeitsbewilligungen gegeben werden. 

Die Stadt Wien ermöglicht auch ausländischen Pflegepersonen, zu nostrifizieren. Wir haben dann die nostrifizierten Kräfte, die nach unseren Gesetzen arbeiten dürfen, nur erhalten sie keine Arbeitsbewilligung, weil sie nicht in das Ausländerbeschäftigungsgesetz so hineinfallen, dass sie arbeiten dürfen. Das trifft aber genauso auch die privaten Vereine. Denn auch wenn man da sagt, man kann locker 2 000 EUR zahlen, würde ich raten: Fragen sie einmal die Vereine, ob sie das wirklich können!

Unabhängig von diesen Bestimmungen, die ja die Gemeinde Wien nicht beeinflussen kann, um offene Dienstposten zu besetzen, haben wir diese Personalnot erkannt und im Vorjahr eine Pflegekampagne gemacht, um vermehrt junge Menschen in den Pflegeberuf zu bekommen. Wir wiederholen das, es ist schon Anfang nächsten Jahres wieder eine groß angelegte Werbekampagne mit einer Schwerpunktwoche auch im Rathaus angesetzt, um den Beruf Krankenpflege für die Menschen interessant zu machen. Wir wollen dabei besonders den Auftrag geriatrische Pflege haben. 

Wir haben aber auch verstärkte die Ausbildung im Bereich des zweiten Bildungsweges, sodass sowohl Pflegehilfeausbildung im zweiten Bildungsweg als auch die Aufschulung von der Pflegehilfe auf diplomierte Krankenpflegefachkräfte angeboten wird. Ich möchte nur an die Initiative gemeinsam mit dem Herrn Vizebürgermeister erinnern, vor allem auch an die Möglichkeit für die privaten Vereine, Personal zu rekrutieren und aufzuschulen, ohne dass ihnen Kosten erwachsen, und dass dies bezahlt wird. Wir haben das vor zirka einem halben Jahr vorgestellt. Ursprünglich war es für 300 Plätze geplant. Wir haben 380 Anmeldungen, und wir sind so froh darüber, dass wir, obwohl es für 300 budgetiert ist, auch diese Anmeldungen ernst nehmen, weil wir wissen, was uns gerade im Bereich der Pflege an Menschen fehlt.

Ich möchte auch noch einmal darauf hinweisen, dass innerhalb des KAV Pflegehelferinnen, wenn sie sich im Rahmen ihres Dienstvertrages und mit Bezahlung auf diplomierte Krankenpflegefachkräfte aufschulen lassen, sich verpflichten müssen, drei Jahre im Bereich der geriatrischen Pflege tätig zu sein. Wir haben weiters auch die Absicht, wer immer die weiterführenden Lehrgänge für höhere Hierarchien besucht, dass derjenige einige Zeit verpflichtend auf einer Geriatrie arbeiten muss, damit er auch dort die Arbeitsbedingungen absolut einschätzen kann. 

Wir wollen jetzt auch wieder verstärkt Ärzte in den Pflegedienst aufnehmen. Sie wissen ja, Jungärzte bekommen praktisch keine Anstellung, und es ist sicher sinnvoll, dass man versucht, sie, soweit es gesetzlich möglich ist, aufzunehmen. Ich habe auch schon einmal bei der Landesgesundheitsreferentenkonferenz und bei der Strukturkommission angeregt, ob man nicht irgendein Curriculum für fertige Ärzte schaffen kann, weil sie die medizinischen Prüfungen haben, sodass man ihnen eine Ausbildung gibt, durch die es auch möglich ist, dass sie aktiver an der Pflege beteiligt sind. 

Es muss uns aber klar sein, dass es infolge dessen, was jetzt alles geschehen ist und wie Geriatrieeinrichtungen geschildert worden sind, sehr schwer ist, Menschen für die Arbeit in Geriatrieeinrichtungen zu gewinnen. Daher ist es unser Anliegen, weiter verstärkt Tage der offenen Tür wahrzunehmen, um den Menschen zu zeigen, wie es wirklich ist und was dort auch die Positiva sind. Man soll, wie gesagt, nicht alles herabwürdigen, und wir hoffen, dass es uns damit gelingt, Menschen wieder dafür zu gewinnen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die erste Zusatzfrage: Herr Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Sie haben jetzt eine breite Palette dessen aufgezeigt, was Sie zu tun gedenken. Ich möchte da auf eines zurückkommen. Sie haben davon gesprochen, dass man verstärkt Ärzte für die Pflege heranziehen wird. Ich möchte darauf hinweisen, dass wir vor zehn Jahren hier in diesem Haus einen diesbezüglichen Antrag gestellt hatten, der von der Sozialdemokratie mit sehr großem Unmut aufgenommen wurde (VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Kowarik, das stimmt aber nicht!), weil man damals festgestellt hat, es kann nicht sein, dass die Ärzte im Pflegebereich wirken. Vielleicht hat sich das geändert, und ich nehme an, die Not wird vielleicht auch hier die Möglichkeit schaffen, dass man das eine oder andere durchführt. 

Ich muss leider feststellen, dass der Tenor Ihrer Worte darin bestand, dass man sich eigentlich auf ausländische Krankenschwestern und aus dem Ausland kommendes diplomiertes Personal verlässt. Sie haben selbst gesagt, dass europaweit, ja fast weltweit Probleme im Pflegeberuf bestehen. Ich kann mir nicht vorstellen, dass wir auf Dauer hochwertiges und diplomiertes Personal aus dem Ausland bekommen werden, wenn wir es verabsäumen, in unserem eigenen Land selbst dementsprechend zu rekrutieren. 

Ich möchte eine konkrete Frage an Sie stellen. Sie haben gestern in Ihrer Mitteilung auch festgehalten, dass man Maßnahmen unternehmen wird, um das Ansehen des Pflegeberufes zu heben. Das ist eine langjährige Forderung von uns, und ich glaube, es ist ganz wichtig, dass dieser Beruf entsprechendes Ansehen hat und entsprechende Kampagnen gemacht werden. Was gedenken Sie zu tun, um das Ansehen im Pflegeberuf zu heben?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Wir wollen durch Aufklärung in der Bevölkerung durch diese Imagekampagnen das Ansehen heben. Wie gesagt, ich habe im Spitalsbereich selber nicht bemerkt - und auch nicht von Seiten Angehöriger oder Patienten -, dass je das Image der Krankenpflegepersonen nicht hoch war. Dieses war genauso angesehen wie das der Ärzte oder der MTDs. Da hat es in den Bereichen, in denen ich gearbeitet habe, eigentlich keine Unterschiede gegeben. 

Wir haben auch in unserem Bereich, obwohl es ein sehr schwerer war, viele, vor allem die älteren Schwestern, die in den siebziger Jahren kamen, noch immer an der Abteilung arbeiten. Die Schwierigkeit ist mit den neuen Ausbildungs-Curricula gekommen, sodass dadurch offensichtlich die Erwartungen an den Beruf andere sind als das, was sie in der Realität erwartet. Ich glaube, dass die frühere Ausbildung wesentlich praxisbezogener war und dass die Menschen schon gewusst haben, was auf sie zukommt. 

Was den Krankenpflegeberuf betrifft, ist es nach solchen Vorkommnissen und der entsprechenden medialen Verbreitung sicher so, dass das Ansehen nicht so hoch ist. Im Übrigen habe ich ein schlechtes Ansehen dieses Berufes nicht bemerkt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Cordon, bitte.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Bei meinem Besuch im GZ Favoriten habe ich festgestellt, dass in diesem Pflegeheim die Besetzung des Personals eigentlich in sehr gutem Verhältnis zu den Bewohnern steht, jedenfalls in der Abteilung, in der ich war.

Es ist natürlich gut, dass das dort sehr gut besetzt ist - ausreichend besetzt, nehme ich an -, aber ich tue mich ein bisschen schwer, jetzt zu sagen, dass dort nicht nur ein schönes Haus ist, wie gesagt, sondern dass es auch eine ausreichende Pflege gibt. Wie können Sie aber wirklich verantworten, dass gerade im Geriatriezentrum Am Wienerwald, wo auch von der Leitung immer wieder bestätigt wird, dass zu wenig Personal vorhanden ist, unter den gegebenen Umständen nicht raschest eine Aufstockung des Personals stattfinden kann?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin! Es gibt die freien Plätze, die budgetierten freien Plätze, wir müssen nur die Menschen dafür finden! 

Sie haben vorhin die Frage gehört, ob es "Strafbataillone" gibt. - Wenn Menschen dort nicht hin wollen, dann halte ich es für verfehlt, gerade wenn man mit abhängigen Menschen arbeitet, wie es BewohnerInnen eines Pflegezentrums oder Kranke sind, Menschen strafweise dorthin zu geben. Man muss versuchen zu motivieren. Wenn man die Möglichkeit bietet, einen Kurs für eine höhere Karriere in Anspruch zu nehmen, dann wird es sicher auch so sein, dass Menschen lieber dort hingehen, weil sie ja wissen, dass dann sozusagen die Möglichkeit des weiteren Aufstiegs gegeben ist. 

Ich erwarte mir auch, wenn wir vermehrt Ärzte in den Pflegedienst bekommen, die ja das nicht als lebenslange Arbeit machen, dass sie bereit sind, sich durchaus dorthin zu melden. 

Wie gesagt, von der Vorgangsweise, im Gesundheitsbereich zwangsweise etwas zu tun, um Menschen dort hinzuzwingen, erwarte ich nicht, dass die Arbeit dann so gut gemacht wird. Es war nie sinnvoll, wenn eine Pflegekraft unbedingt auf eine Chirurgie wollte, sie auf eine Interne zu zwingen. Also man soll den Menschen da schon ein bisschen die Möglichkeit lassen, sich das auszusuchen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Nächste Zusatzfrage: Frau GRin Korosec, bitte.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Sie haben gestern in Ihrer Mitteilung gesagt, dass der Pflegeberuf ein sehr anstrengender Beruf ist, dass er physisch und psychisch sehr hart ist. Mit alten und zum überwiegenden Teil vergesslichen Menschen zu arbeiten, ist nicht attraktiv und geht an die Grenze der persönlichen Leistungsfähigkeit. - Ich stimme Ihnen da vollkommen zu.

Nun ist bekannt, dass gerade der Dienst in Altenheimen ein 12-Stunden-Dienst ist. Halten Sie diese überlange Dienstzeit im Interesse der Bediensteten, aber vor allem auch im Interesse der Heimbewohner für richtig, oder denken Sie daran, hier Änderungen vorzunehmen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin! Es gibt bereits die freie Diensteinteilung, die Möglichkeit dazu besteht. Ich habe bei einer MitarbeiterInnenbefragung fast über nichts so viele Klagen bekommen - außer über die Vorgesetzten - wie über die erzwungenen kürzeren Diensteinteilungen. Es haben manche einen Anfahrtsweg von eineinhalb Stunden nach Wien, und es haben die Pflegekräfte sehr gerne eine längere Blockfreizeit, vor allem auch deswegen, weil die Wochenenden ja nur sehr beschränkt mit der Familie zu genießen sind. 

Ich habe durchaus nichts dagegen, dass man 8-Stunden-Tage durchführt, nur: Ich glaube nicht, dass man dabei auf große Zustimmung stößt, dass das für die Menschen noch unattraktiver und, wie gesagt, mit der Familie noch schwerer vereinbar ist. Aber es gibt eben das Krankenanstaltenarbeitszeitgesetz, das diese langen Dienstzeiten ermöglicht. Das ist so und, wie gesagt, bis zu 13 Stunden durchgehende Arbeitszeit ist auch sonst in Privatbetrieben außerhalb der Krankenanstalten erlaubt. Persönlich, körperlich halte ich sie nicht für günstig, aber ich fürchte, dass wir, wenn wir zwangsweise andere Arbeitszeiten einführen, weitere PflegemitarbeiterInnen verlieren werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste und letzte Zusatzfrage zu dieser Anfrage stellt Herr GR Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Wir haben gestern in der Debatte gehört, dass die Stadt Wien zur Zeit, glaube ich, 270 Zivildiener hat und beschäftigt. Wir hören aber auch, dass 700 Zivildiener für den Pflegebereich in Wien abrufbar sind. Wir haben gestern in der Debatte auch gehört, dass es sicherlich die Personalsituation etwas entspannen würde, wenn mehr Zivildiener zur Verfügung stehen würden.

Ich frage Sie: Haben Sie die Absicht, diese große Zahl der abrufbaren Zivildiener in diesem Bereich zu nutzen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat! Sie wissen ja, dass es gerade im Bereich der Pflege auch einen sehr hohen Berufsschutz gibt, dass es anderen Personen nicht gestattet ist, diesen Beruf auszuüben. Das macht ja auch die Schwierigkeit, was Ärzte im Pflegedienst betrifft, weil sie nicht ausgebildet sind und weil unklar ist, wie man sie einstufen soll. Noch schwieriger ist es bei Menschen, die nicht einmal am Rande etwas mit dieser Fachrichtung zu tun haben oder zumindest die gleiche Klientel betreuen. 

Wir könnten die Zivildiener nur als Abteilungshelfer einsetzen. Sie dürften nicht einmal den Menschen Hilfestellung beim Essen geben, und insofern ist das nicht sehr sinnvoll. Wenn sie entsprechend geschult werden beziehungsweise wenn Zivildiener schon vorher irgendwo als Krankenpfleger gearbeitet haben, dann ist es sinnvoll, dass man sie nimmt; aber die anderen kann man nur für Dienste einsetzen, die nicht die diplomierten Krankenpflegefachkräfte und die PflegehelferInnen entlasten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die 4. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP/02731/2003/0003-KSP/GM). Sie ist von Frau GRin Zankl an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt, Frau Dipl Ing Kossina, gerichtet: Aufbauend auf der langjährigen Zusammenarbeit zwischen dem Forstamt der Stadt Wien und den Wiener Wasserwerken erstellten Experten der Magistratsabteilung 31 und 49 Grundsätze zur Bewirtschaftung der Wiener Quellenschutzwälder. Wie haben sich diese Grundsätze in der Praxis bisher bewährt?

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Das Herzstück der Wiener Umweltpolitik - meiner Umweltpolitik - ist die Sicherung der Wasserversorgung der Wienerinnen und Wiener: Wasser in bester Qualität, Wasser in ausreichender Menge und Wasser zu erschwinglichen Preisen. Und das geht eng zusammen, erfolgt in enger Zusammenarbeit mit der Quellschutzbewirtschaftung. Uns ist klar: Die kommunale Daseinsvorsorge - und nur diese - garantiert den Schutz der Wasserverfügungsrechte, und Wien hat sich ja dazu bekannt: Wien hat die Wasserversorgung unter den strengsten Schutz gestellt, unter den Schutz der Verfassung, und das bedeutet nachhaltigen Schutz unserer Wasserreserven.

Nicht zuletzt anlässlich des Internationalen Jahres des Wassers, das wir ja auch sehr ausgiebig feiern können und feiern müssen, müssen wir immer wieder daran erinnern: Wasser ist unser wichtigstes Lebensmittel, Wasser ist keine Handelsware, und Wasser - so steht es auch in der EU-Wasserrahmenrichtlinie - ist ein ererbtes Gut. Damit müssen wir sorgsam umgehen, dieses ererbte Gut muss geschützt werden! 

Auch dazu haben wir uns bekannt. Gerade in diesem sensiblen Bereich der Wasserversorgung darf es zu keiner Liberalisierung kommen. Diese Aufgabe muss in kommunaler Hand bleiben, und dafür stehen wir auch. Es geht hier darum, das wir den Umweltschutzgedanken, den vorsorgenden Umweltschutz hochhalten und sicherstellen, dass Versorgungssicherheit gegeben ist.

Wasserversorgung und Quellschutzbewirtschaftung sind fest in einer Hand: Sie sind fest in der Hand der kommunalen Verwaltung, im Bereich der kommunalen Daseinsvorsorge, die ja die zentrale Aufgabe der Kommune ist. Daher macht auch in diesem Bereich jeder das, was er am besten kann. Es ist eine intelligente Lösung eines Miteinanders von Technik und Ökologie, eine erfolgreiche Teamarbeit von Forstamt und Wasserwirtschaft. 30 000 Hektar Wald, Quellschutzwald müssen bewirtschaftet werden, 450 000 Kubikmeter Wasser müssen täglich sichergestellt werden.

Die Qualität des Wassers ist sehr gut: 95 Prozent der Wienerinnen und Wiener sind, wie die letzte Umfrage ergeben hat, sehr zufrieden bis zufrieden mit der Wasserqualität in Wien. 

Sichergestellt werden müssen auch eine perfekte Leitung und Versorgungssysteme, ebenso wie die ökologische Waldbewirtschaftung.

Dazu hat sich die Umweltmusterstadt Wien bekannt. Wir haben in der Quellschutzbewirtschaftung klare Signale gesetzt und klare Grundsätze festgelegt. Im Vordergrund steht - dazu hat sich das Forstamt bereit erklärt - der aktive Quellschutz. Dieser steht im Vordergrund aller Maßnahmen in der Quellschutzbewirtschaftung, und damit sind vorsorgender Umweltschutz und Versorgungssicherheit sichergestellt.

Die Quellschutzbewirtschaftung ist in der Stadt Wien seit mehr als 100 Jahren ausgereift. Enge Kooperation mit der MA 31, schonende Erschließung der entsprechenden Quellschutzgebiete, Vorrang für Seilbringung, Chemieverbot, eigene qualifizierte Mitarbeiter, flächendeckende Standortkartierung, Verzicht auf Kahlschläge, Naturverjüngung durch natürlichen Samenflug, Monitoring der Waldverjüngung und Natural Controlling - diese Maßnahmen sind durch gemeinsame Arbeit und durch einen gemeinsamen Vertrag zwischen MA 31 und MA 49 sichergestellt. Im Vordergrund stehen dabei die Schwerpunkte der Bewirtschaftungskriterien. 

Erstens: die Bewirtschaftung der Wälder. Die Wälder müssen optimal angepasst werden an das Klima und an den Boden. Das heißt, es werden tagtäglich Maßnahmen gesetzt, es werden laufende Beobachtungen des Waldzustandes durchgeführt. Die Standortkartierung nach strengen ökologischen Faktoren ist anerkannte Basisarbeit, anerkannte wissenschaftliche Arbeit, und diese ist Grundlage für die Entscheidung bei der Wahl der einzelnen Baumarten. 

Ich habe schon gesagt: Die natürliche Verjüngung steht im Vordergrund - nicht Aufforstungsmaßnahmen, sondern natürliche Verjüngungskraft durch den Samenflug. Wir setzten auf hundert Prozent Naturverjüngung. 

Ein wesentlicher Aspekt ist selbstverständlich auch die Bewirtschaftung der Wildtiere.

Was die Erschließung des Waldes betrifft, so steht dabei im Vordergrund, dass, bevor Forststraßen neu errichtet werden, quellenschutztechnische Bedarfsprüfungen durchgeführt werden müssen. Es werden innerhalb der Stadt Wien keine Forstautobahnen gebaut.

Auch die Grundsätze für Transport und Bringung sind in diesem gemeinsamen Vertrag festgehalten. Hier ist sichergestellt, dass rund 75 Prozent der gesamten Waldbringung mit Seilbringung durchgeführt wird, und damit zählt unser Forstamt, unsere MA 49 zu den ökologischsten Forstbetrieben von ganz Österreich. 

Wir bekennen uns auch zu unserer Wiener Wassercharta. Das Wasserwerk und das Forstamt arbeiten dafür. Die Bestnoten der Wiener Bevölkerung für das Wiener Wasserwerk und für das Wiener Forstamt geben uns und unseren Kriterien Recht. Ich möchte mich an dieser Stelle noch ganz herzlich bedanken für die Arbeit, die vom Forstamt und vom Wasserwerk täglich geleistet wird!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Erste Zusatzfrage: Herr GR Mag Maresch, bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! In den Medien ist immer wieder kolportiert worden, Sie wären sozusagen eine Kandidatin für eine zukünftige Regierungsumbildung in der Stadt. Es ist natürlich dann schwierig, auch Politik zu machen. Aber jetzt ganz abgesehen davon: 

Der WWF präsentiert in Österreich immer das FSC-Gütesiegel für ökologische Waldbewirtschaftung. Ich möchte jetzt wirklich gerne von Ihnen wissen, warum die Stadt Wien nicht dieses FSC-Gütesiegel für ihre Quellschutzwälder anwendet. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Die Umweltpolitik ist getragen vom Gedanken der Daseinsvorsorge und von strengen Kriterien, die wir auch tatsächlich ernst nehmen und die nicht reine Lippenbekenntnisse sind. Wir hatten ja schon zahlreiche Diskussionen über das Thema FSC-Gütesiegel. Sie kennen die Studien, Sie kennen die Gegenüberstellungen, die wir durchführen haben lassen. Diese Gütesiegel entsprechen nicht unseren Kriterien. Wir tun mehr, wir wollen mehr, wir bekennen uns zu aktiver Quellschutzbewirtschaftung. Das FSC-Gütesiegel ist uns zu wenig. Wir leben aktiven Quellschutz, dafür brauchen wir keine Gütesiegel, die aufoktroyiert werden. Wir bekennen uns dazu, dass wir strengere Regeln haben, wir leben damit, und wir leben damit sehr gut. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zweite Zusatzfrage: Herr GR Klucsarits.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Wir wissen alle, dass die Bundesforste Grundstücke verkaufen. Wurden Ihrerseits diesbezüglich bereits Gespräche mit den Bundesforsten aufgenommen, und wie lauten deren Ergebnisse?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Selbstverständlich laufen die Gespräch mit den Bundesforsten, sie laufen sehr konstruktiv, und wir haben auch vereinbart: Wenn Grundstücksverkäufe seitens der Bundesforste anstehen, werden wir vorher informiert.

Der Ankauf ist ein wichtiges Kriterium für die Stadt Wien in der Quellschutzbewirtschaftung. Rund 400 Hek-tar Wald werden in den nächsten Monaten angekauft werden - und das für die aktive Quellschutzbewirtschaftung und nicht dafür, dass aus der Holzmasse Gewinne gemacht werden, wie es bei den Bundesforsten üblich ist. Uns geht es dabei um die Quellschutzbewirtschaftung, uns geht es um sauberes Trinkwasser für die Wienerinnen und Wiener. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Nächste Zusatzfrage: Frau GRin Reinberger.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Kollegin Zankl hat Ihnen die Möglichkeit gegeben, sehr viele schöne Worte über Ihre Vorstellung zum Wasser und zur Bewirtschaftung der Quellschutzforste darzubieten. Es gibt sicherlich Einhelligkeit darüber, dass die Quellschutzforste ausgezeichnet bewirtschaftet werden, dass auch die MA 31 die Wasserleitungen sehr gut instand hält, dass wir stolz sein können, zu den Städten zu gehören, die die geringsten Leitungsverluste haben, und so weiter. Das ist, wie gesagt, alles sicherlich sehr vorbildlich. Es endet aber sozusagen in der Spitzenpolitik und an der Stadtgrenze von Wien, denn Sie haben sich zwar dazu bekannt, die Daseinsvorsorge sehr hoch einzuschätzen, Sie haben Wasser als Lebensmittel bezeichnet, aber dennoch bekennen Sie sich dazu, dass in Wien ein Lebensmittel, und zwar ein unverbrauchtes Lebensmittel, nämlich frisches Quellwasser, über Toilettespülungen hinunterläuft, dass Straßen damit gereinigt werden. 

Meine Frage ist daher: Werden Sie, auch in Anbetracht der Wasserknappheit in manchen Bundesländern in diesem heißen, trockenen Sommer, Ihre Meinung überdenken und wird es in Zukunft mehr Maßnahmen zum Wassersparen geben und auch der Einsatz von Brauchwasser verstärkt ins Auge gefasst werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Über das Thema Nutzwasser haben wir schon des Öfteren diskutiert. Der heiße Sommer hat gezeigt: Die Stadt Wien löst diese Probleme. Wir haben in Wien keine Wasserknappheit gehabt. Wir lösen die Probleme mit Wasserversorgungsspitzen, wir setzen Maßnahmen zur nachhaltigen Vorsorgungssicherheit. 

Das Thema Brauchwasser für Wien stellt sich eben nicht, weil wir für den Transport von reinstem Quellwasser nach Wien keinerlei Pumpenergie verwenden müssen. Es wäre ökologisch insgesamt kein Vorteil, zusätzliche Energie für Brauchwasser aufzuwenden, denn Brauchwasser ist auch Wasser, das hohe Qualität aufweisen muss. Das heißt, man müsste zusätzliche Energie dafür verwenden, um Wasser aufzubereiten, zusätzliche Energie dafür verwenden, um Wasser in die entsprechenden Systeme zu pumpen. Wir gewinnen Energie beim Transport von den Quellschutzwäldern nach Wien, und das ist insgesamt die ökologisch sinnvolle Lösung. 

Wasser sparen ja - und diese Maßnahmen kennen wir im eigenen Bereich: moderne Waschmaschinen, moderne Systeme bei den Wasserleitungssystemen und vor allem - und das steht ja im Vordergrund - moderne Leitungssysteme. Acht Prozent Wasserverlust - das ist einzigartig für Europa, und das heißt Wasser sparen auf höchstem Niveau!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Vierte Zusatzfrage: Frau GRin Zankl, bitte.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ein Grundsatz der Bewertungskriterien war seinerzeit die Einbindung von örtlichen Arbeitskräften. Hat man da schon Erfahrung? Welche Vorteile ergeben sich für die Region und auch für die Bewirtschaftung unserer Quellenwälder? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Ich habe schon über die Wiener Wassercharta berichtet, zu der wir uns ja allgemein bekennen. Ein Punkt davon ist, dass Wasserschutz, Wasserqualität mit der Sicherung von Arbeitsplätzen einhergeht, denn Umweltschutz schafft nun einmal Arbeitsplätze. Hier haben wir diesem Grundsatz auch zur Verwirklichung verholfen. 

Wir haben ein klares Betriebsziel und wir brauchen qualifizierte Mitarbeiter vor Ort, die Sachkenntnisse haben, die Ortskenntnisse haben. Hier geht es um eine regionale Verbundenheit unserer Mitarbeiter. Wir kennen ja vor allem auch die Probleme, die im heißen Sommer im Zusammenhang mit Brandgefahr, mit Brandstiftungen bestehen. Es muss daher jederzeit, 24 Stunden am Tag, eine Aufsicht innerhalb des Gebietes der Quellschutzwälder gegeben sein, damit große Katastrophen verhindert werden können. Diese Aufsicht wird durch qualifiziertes Personal aus der Region sichergestellt. Diese Arbeitsplätze sind, mit der Wasserversorgung für Wien, nachhaltig gesichert. Insgesamt werden laut Schätzungen rund 650 Personen innerhalb unserer Region der Quellschutzwälder beschäftigt, wenn man die indirekt abhängigen Arbeitsplätze dazurechnet. Insgesamt werden für die Wasserversorgung rund 130 Millionen EUR jährlich aufgewendet; rund 15 bis 18 Millionen EUR fließen in die Region für die Quellschutzmaßnahmen. Und damit ist sichergestellt: Umweltschutz schafft Arbeitsplätze!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Somit ist die Fragestunde abgeschlossen. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde zum Thema "Sozialabbau in Wien - Jährlich werden 3 000 Menschen aus Gemeindewohnungen delogiert" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 ordnungsgemäß beantragt. 

Ich ersuche nun die Erstrednerin, Frau GRin Jerusalem, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich anmerken darf, dass die Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Wir möchten heute noch einmal über Sozialabbau sprechen. Es werden in Wien jährlich - oder sagen wir es konkret: es wurden in Wien im Jahr 2002 ungefähr 3 000 Menschen aus Gemeindewohnungen delogiert. Die Zahlen der Delogierungen sind seit 1997 kontinuierlich gestiegen und werden aller Wahrscheinlichkeit nach auch noch im Jahr 2003 weiter steigen. Das hat zum einen natürlich mit der Ausgliederung von Wiener Wohnen zu tun, wo ja nunmehr die Aufgabe, wirtschaftlich zu agieren, an erster Stelle steht und erst an zweiter Stelle sozial gedacht wird. 

Jetzt weiß ich schon - und ich sage das jetzt noch einmal -: Selbstverständlich hat das mit den Sozialabbaumaßnahmen des Bundes zu tun, denn dort wird mehr Armut geschaffen, es gibt sehr viele Menschen, die arbeitslos geworden sind, und Sozialabbau findet im Bund statt. 

Jetzt sind aber wir der Meinung, dass man genau diesem Sozialabbau etwas entgegensetzen sollte, einen Kontrapunkt setzen sollte - und nicht ins selbe Horn stoßen sollte. Das heißt, Wien sollte sagen: Die Menschen haben weniger Geld, können ihre Wohnungen weniger gut bezahlen, und wir helfen ihnen dabei, diese Wohnungen auch tatsächlich behalten zu können.

Ich möchte Ihnen jetzt in dieser Aktuellen Stunde in aller Ruhe - und ich glaube, mit Herrn StR Faymann wird das auch gut gelingen - sagen, warum Delogieren sozialpolitisch kontraproduktiv ist - ich nehme an, dass wir da ja durchaus einer Meinung sind -, warum aber das Delogieren vor allem auch maximal unwirtschaftlich für die Stadt ist, weil es teurer ist, als Delogierungsprävention zu betreiben - achtmal teurer, als in die Delogierungsprävention zu investieren! 

Jetzt weiß ich schon, dass das ein Problem der Ressorts ist, denn Wiener Wohnen spart durch das Delogieren, aber bei der MA 12 laufen die enormen Kosten für das Delogieren an. Es kann doch nicht so sein, dass jede Stadträtin und jeder Stadtrat nur für sich ressorteigentümlich denkt und auf der anderen Seite enorme Kosten verursacht! - Darüber möchte ich mit Ihnen reden. 

Zunächst einmal zum Sozialpolitischen: Delogieren, Obdachlosigkeit verursacht unendliches Leid! Das ist psychisch und physisch maximal belastend für die Menschen, die davon betroffen sind. Das Zynischste an der Sache ist ja, dass dann immer, auch in Ihren Antworten, von "Freimachungen" gesprochen wird: Die Menschen werden "freigemacht". - "Freimachungen", na das ist "toll": Wenn jemand "freigemacht" ist und keine Wohnung mehr hat, dann ist nämlich der nächste Schritt oft der, dass er auch noch auf seinem Arbeitsplatz freigesetzt wird. Der ist dann vollkommen "frei", ein völlig "freier Mensch" - frei von Wohnung, frei von Arbeit. Das sind dann die Menschen, die auf der Straße sitzen und die wirklich arm sind und wirklich verelenden.

Es sind bei diesen 3 000 delogierten Menschen auch Kinder dabei. Die Stadt Wien kann uns leider nicht sagen, wie viele Kinder, weil es angeblich nicht erhoben wird, was ich nicht glaube. Ich glaube es nicht, aber Sie sagen, es ist so. Wir schätzen, dass es 600 bis 800 Kinder jährlich sind, die aus Gemeindewohnungen delogiert werden. Wenn der Herr Bürgermeister das, was er anlässlich der Sozialcrash-Debatte gesagt hat, auch nur andeutungsweise ernst nimmt, dann wird der Herr Bürgermeister das Delogieren von Kindern und Jugendlichen mit Sicherheit sofort stoppen. - Das heißt: Delogieren ist sozialpolitisch unsinnig. 

Zweiter Punkt: Warum Delogieren auch wirtschaftlich ein absoluter Unsinn ist. Das wurde in einer Studie von FAWOS nachgewiesen, und im Jahr 2000 wurde diese Berechnung auch auf der Wirtschaftsuni nochmals wiederholt. - FAWOS - ich sage es dazu, weil ja nicht alle auf diesem Gebiet eingeschult sein können - ist die Fachstelle für Wohnungssicherung. Die haben nachgerechnet: Was kostet die Stadt Wien die Delogierungsprävention einerseits, und welche Kosten entstehen andererseits für die Stadt Wien, wenn delogiert wird, wenn also Menschen delogiert werden, dann von der Stadt Wien wieder untergebracht werden müssen und vielleicht sogar wieder in eine ganz normale Wohnung reintegriert werden? 

Die Rechnung ist ganz klar und hat ein ganz eindeutiges Ergebnis - ich werde es jetzt nicht vorrechnen, aber jeder kann das nachrechnen; die Unterlagen liegen ja vor -: Es ist eindeutig das Delogieren samt allen Folgemaßnahmen um acht Mal teurer ist, als wenn man Delogieren mit den Mitteln der Stadt verhindert und vermeidet. 

Wenn man das einem Menschen auf der Straße erklärt, dann ist die erste Frage, die einem jeder stellt - und das ist jetzt auch die Frage, die ich an Herrn StR Faymann stelle -: Wenn Delogierungsprävention so viel billiger ist als das Delogieren, warum delogiert dann die Stadt? - Aus Jux und Tollerei? - Der Herr Stadtrat schüttelt natürlich berechtigterweise den Kopf. Ich unterstelle Ihnen auch nicht Jux und Tollerei, Herr Stadtrat, aber es muss doch einen Grund haben! Wollen Sie Leid verursachen? - Das wäre auch eine böse Unterstellung. Sie werden ja sicher nicht Leid verursachen wollen. Wollen Sie Sozialabbaumaßnahmen setzen? - Da werden Sie den Kopf schütteln und sagen: Oh nein, das wollen wir auch nicht! – Gut.

Mir fällt dazu nichts mehr ein, was ich jemandem auf der Straße dazu noch sagen könnte, und ich fordere Sie auf, das heute zu erklären: Warum delogieren Sie lieber um viel Geld, wenn Sie genauso gut um wenig Geld Delogieren vermeiden könnten? - Diese Frage ist offen. 

Ich denke, nachgewiesen habe ich, dass die Maßnahme des Delogierens sozialpolitisch ein Unfug ist. Ich denke auch, dass ich nachgewiesen habe, dass diese Maßnahme unwirtschaftlich ist. Und ich denke, Sie haben jetzt mir und der Wiener Bevölkerung gegenüber einen hohen Erklärungsbedarf, was die Frage betrifft, warum Sie diese Maßnahme treffen, die sozialpolitisch unsinnig und wirtschaftlich zum Nachteil der Stadt ist. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderats nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist. 

Als nächster Redner hat sich Herr GR Fuchs zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Es ist eigentlich bestürzend, was alles in den letzten Tagen hervorgebracht worden ist, was nicht aufgeklärt ist. Noch bestürzender aber ist es vor allem, wenn man einen Dialog nicht haben möchte. Das ist etwas, was auch in anderen Bereichen, nicht nur im Bereich des kommunalen Baus, des Gemeindebaus zu beobachten ist. Ich muss sagen, ich war total bestürzt, denn das ist keine Kritikkultur, wenn man, wie Herr Kollege Hundstorfer es getan hat, eine Einschaltung der Fraktion Christlicher Gewerkschafter - wo es doch wirklich Probleme in dieser Stadt gibt! - einfach zensuriert. Das ist ungeheuerlich, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich weiß schon, dass Sie die Probleme nicht wahrhaben wollen, egal, in welchem Bereich das ist.

Meine Damen und Herren! Wenn es heute heißt, 3 000 Menschen werden aus dem kommunalen Wohnbau delogiert (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie wollen den kommunalen Wohnbau verkaufen!), so muss man sich eigentlich fragen: Warum und wieso? Der kommunale Wohnbau ist für mich ein Spiegelbild des Sozialabbaus in unserer Stadt, meine Damen und Herren!

Betroffen sind nämlich jene, die eine Sozialwohnung, eine echte Sozialwohnung brauchen und darin wohnen und sich auf Grund der Wiener sozialistischen Politik dieses Wohnen immer weniger leisten können! (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie wollen die Gemeindewohnungen verkaufen! – GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sie wollen sie verscheppern, billig, ...!) Frau Kollegin! Das System, das sozialdemokratische System überrollt nämlich diese Mieter, weil die Auswirkungen der absoluten SPÖ-Mehrheit auf das Wohnen dieses nicht mehr leistbar machen, weil diese Wiener Alleinregierung in alter sozialdemokratischer Manier in der letzten Zeit eine Belastungswelle (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie wollen die Wohnungen verkaufen!) – hören Sie zu – auf die Menschen losgelassen und Gebühren- und Tariferhöhungen vorgenommen hat, sodass natürlich das Wohnen nicht mehr leistbar wird! (Beifall bei der ÖVP.) 
Die Nebenkosten der Wienerinnen und Wiener sind so stark gestiegen, und die Ärmsten der Armen im Sozialbau, im kommunalen Wohnbau sind betroffen! (Zwischenruf der GRin Sonja Kato.) - Sie wollen es nicht glauben? (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie wollen sie verkaufen!) - Ich lese es Ihnen vor!

Die Belastungslawine (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Wollen Sie sie verkaufen oder wollen Sie sie nicht verkaufen? – Verscherbeln und dann alle hinausschmeißen, so wie bei den Bundeswohnungen! - Sie haben ja keine Ahnung von der Materie!): Tariferhöhungen bei den Wiener Bädern. - Die Kinder dieser Leute müssen natürlich auch etwas haben. Dadurch können sich die Eltern die Mieten nicht leisten. - Die Müllgebühr ist um 25,9 Prozent erhöht worden. Die KWK-Steuer - völlig überhöht! Fahrpreiserhöhungen: Die einzelnen Tarife sind gigantisch gestiegen; ich darf es Ihnen sagen: Um 8,7 Prozent der Einzelfahrschein, die Jahreskarte um 8,2 Prozent, die Monatskarte um 10,2 Prozent. – Weiters: Unsoziale Erhöhung der Tarife für die Kindergartenplätze. 

All das belastet den Mieter im kommunalen Wohnbau. Und da sagen Sie, das ist nicht unsozial?! (Beifall bei der ÖVP. – GRin Martina LUDWIG: Die, die im kommunalen Wohnbau wohnen, haben eine Vergünstigung bei den Kindergärten!)
Durch die verspätete und mangelnde Investitionspolitik dieser Stadtregierung wurden viele arbeitslos, weil es keine Jobs gab, weil man zu wenig investiert hat, weil man zu lange gewartet hat. Durch diese Arbeitslosigkeit konnten diese Menschen die Miete nicht mehr zahlen (GR Kurt Wagner: Die Bundesregierung ...! Lesen Sie die OECD-Berichte!), weil das System natürlich zwei Verdiener benötigt; nur einer kann sich das nicht mehr leisten. (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie wollen die Gemeindewohnungen verkaufen!)

Meine Damen und Herren! Ich darf Ihnen Folgendes sagen - und das ist ein Spiegelbild! -: 62 000 Mahnungen im Quartal schickt Wiener Wohnen aus, 18 000 Zweit-mahnungen - die Leute können sich das nicht leisten! (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie wollen die Wohnungen verkaufen!) -, 4 811 Anträge für Räumungsklagen und 642 Delogierungen gibt es im Quartal. 

Mietzinsrückstände – und dann komme ich schon zum Schluss (GR Kurt Wagner: Bei Ihrer Pensionsreform ... nicht mehr leisten können!) –, ich sage es jetzt in Schilling: 207 Millionen S Mietzinsrückstände bestehender Mieter! Aber dazu kommt noch der Mietzinsrückstand der bereits ausgezogenen Mieter, die sich das nicht mehr leisten konnten: 324 Millionen S. Insgesamt also 500 Millionen S Mietzinsrückstände! - Das ist das Spiegelbild der Politik dieser Stadtregierung! (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie wollen die Wohnungen verkaufen!)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Herr Kollege Fuchs! Kommen Sie bitte zum Schluss.

GR Georg Fuchs (fortsetzend): Und da wollen Sie den Sozialhilferichtsatz um 20 Prozent kürzen, die Einstellung der Delogierungsprävention, keine Übernahme für die Ärmsten bei Mietrückzahlungen?! Das Aufschieben und die geplante Einstellung auch der Fahrbegünstigung wirkt sich für Gehörlose, für Sehbehinderte aus.

Das ist katastrophal, das belastet das Wohnen in Wien! Diese Politik hat versagt! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Josef Wagner. Ich erteile es ihm.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich glaube, dass die Aufregung, die Kollege Fuchs jetzt von sich gegeben hat, zum Teil berechtigt ist, aber den Betroffenen nicht helfen wird. (Ruf: Stimmt!)
Die Tatsache, dass es so viele Delogierungen in Wien gibt und die Tendenz steigend ist, ist, Frau Kollegin Jerusalem, sicher nicht darauf zurückzuführen, dass der Bund alles schlecht machen würde, wie Sie immer behaupten. Das ist eine Lüge, denn in Wahrheit, bitte, hat die Preissteigerungen, die Gebührensteigerungen - ich will Ihnen das alles nicht aufzählen, denn dazu würden die 5 Minuten nicht ausreichen - nicht die Bundesregierung gemacht, sondern das ist allein verfehlte sozialistische Politik, die Sie betrieben haben! (Beifall bei der FPÖ.)
Die Wienerinnen und Wiener können sich in Wahrheit das Leben in Wien nicht mehr leisten, weil Wien zu teuer geworden ist, weil Wien unsozial ist - und das unter einer sozialistischen Stadtregierung. 

Herr StR Faymann! Ich verstehe, dass Ihr Ressort hier ein bisschen im Vordergrund steht, das aber meiner Meinung nach nicht ganz zu Recht, weil es sich hier nicht um eine allgemeine Frage von Wiener Wohnen handelt.

Es ist bedauerlich, wenn delogiert werden muss, und jeder Delogierte ist zu viel, egal, ob im privaten Bau oder im Gemeindebau. Man kann es sich aber auch nicht so einfach machen wie Kollegin Jerusalem, die meint: Delogieren wir nicht mehr! – Das würde ja bedeuten, dass die Stadt Wien in der Zukunft mit den Preisen und Gebühren durchaus noch weiter hinaufgehen kann, denn das zahlt dann ohnedies die Stadt Wien. - So wird es nicht gehen! Man wird natürlich Vorsorge treffen müssen, damit Menschen nicht in die Armut fallen. (GR Günter Kenesei: Kennen Sie das Wort "Prävention" auch, oder ...?)
Die Prävention ist schon in Ordnung, da ist Ihre Kritik völlig richtig. Herr Kollege Kenesei, Sie wissen aus den Ausschusssitzungen, dass auch ich das immer wieder kritisiert habe. Nur: Die Delogierungsprävention alleine wird es nicht schaffen, wenn wir vorher die Preise und Gebühren so erhöhen, dass sich das Wohnen niemand leisten kann. Die Delogierungsprävention alleine wird es nicht schaffen (GR Günter Kenesei: Den Leuten wird ja zweimal in den Sack gegriffen, ...!), wenn wir vorher Leute in die Obdachlosigkeit treiben. Oder: Die Delogierungsprävention, Herr Kollege Kenesei, wird es auch nicht schaffen, ... (Weiterer Zwischenruf des GR Günter Kenesei.) – Im umgekehrten Sinne nicht so sehr. Es gibt natürlich viele Fälle, wo jemand Alkoholiker wird, wo jemand krank wird durch Delogierung oder anschließend an die Delogierung. Es gibt aber, bitte, auch genug Fälle, wo jemand delogiert wird, der die Miete nicht bezahlt, weil er das Geld lieber für andere Dinge ausgibt als für das tägliche Leben und für die Kinder!

Diesbezüglich müssen wir auch ehrlich sein, und da brauchen wir insgesamt Lösungen. Da ist es ein bisschen billig, sich hier herzustellen und zu sagen: Weil der Bund alles teurer gemacht hat, gibt es in Wien einen Sozialabbau, und daher brauchen wir in Wien jetzt praktisch ein Gratiswohnen! - So wird es nicht gehen. 

Wir müssen ernsthaft darüber nachdenken, wie wir hier die Probleme der sozial Schwachen wirklich lösen können, und zwar in einer ... – Jetzt bin ich auch ein bisschen aufgeregt, weil mich Ihre Art der Zwischenrufe ein bisschen stört, weil Sie nicht verstehen wollen, dass es unser Anliegen ist, den wirklich Schwachen zu helfen. (GR Günter Kenesei: Das merkt man selten! Das merkt man selten!) Gemeinsam sollten wir das tun, ohne Schuldzuweisungen, und schon gar nicht mit Schuldzuweisungen an die Bundesregierung. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich glaube daher, dass erste Schritte, die wir gemeinsam hier im Landtag und im Gemeinderat erreicht haben, wie zum Beispiel die allgemeine Wohnbeihilfe, wichtige Schritte in die richtige Richtung waren. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Die haben Sie erreicht, ja!) Selbstverständlich! Es war unsere Idee, unser Antrag. (Ironische Heiterkeit des GR Dr Kurt Stürzenbecher.) Herr Kollege Stürzenbecher! Sie können lachen, nur - Sie können sich die Protokolle und Abstimmungen anschauen -: Sie haben jahrzehntelang dagegen gestimmt! Jahrzehntelang haben Sie dagegen gestimmt! (Zwischenruf des GR Godwin Schuster.) 

Daher weiß ich nicht, wie Sie jetzt behaupten können, Sie haben sie eingeführt. Ja, Sie haben mitgestimmt - mag schon sein (ironische Heiterkeit der GRe Godwin Schuster und Dr Kurt Stürzenbecher) -, und Ihre Mehrheit ist vielleicht notwendig. Danke im Namen der Betroffenen! Aber alle guten Dinge brauchen sich nicht die Sozialisten zuschreiben. Es gibt auch andere gute Dinge, die von der Opposition kommen und die dann Gott sei Dank umgesetzt werden (Zwischenruf des GR Johann Driemer) - gerade Herr StR Faymann zeigt das in manchen Fällen. 

Schade ist, Herr StR Faymann, dass Sie unsere Forderung und auch unsere Anträge, die Mindesteinkommensgrenzen bei der allgemeinen Wohnbeihilfe zu senken, damit wirklich die sozial ganz Schwachen auch in den Genuss einer Unterstützung kommen und nicht obdachlos werden, bisher noch nicht unterstützt haben. Herr Kollege Stürzenbecher, da könnten Sie sich dann ein gutes Beispiel nehmen für zukünftige Reden, die Sie halten, wenn Sie mitgehen. Vielleicht stellen Sie jetzt den Antrag nach uns, und wir bekommen die allgemeine Wohnbeihilfe. Dann wäre den Armen und den Betroffenen, den sozial Schwachen in Wien wirklich geholfen. Mit Ihren Zwischenbemerkungen helfen Sie keinem, der vor der Obdachlosigkeit steht oder der wirkliche Hilfe braucht.

Daher meine ich, dass wir gemeinsam hier im Landtag und im Gemeinderat weitere Schritte setzen sollten - einen Belastungsstopp und den sozial Schwachen helfen -, anstatt über die Bundesregierung zu polemisieren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zum Kollegen Fuchs möchte ich nur sagen: Wien ist nach allen Befragungen - seriösen Befragungen -, die wir haben, mit einer außerordentlich hohen Wohnzufriedenheit einer ganz überwältigenden Mehrheit der Bevölkerung ausgestattet. Internationale wissenschaftliche Studien haben uns attestiert, dass wir jene Millionenstadt sind, die die sozialste Stadt insgesamt ist und gerade im Wohnbereich vorbildhaft ist. Das alles wäre aber dann gefährdet, wenn wir auf Ihre Vorschläge eingehen würden, dass wir die Gemeindebauten verscherbeln und verkaufen. Das wäre schlimm, und das haben wir abgelehnt! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf des GR Georg Fuchs.)
Zu den GRÜNEN muss ich schon sagen, dass sich in den letzten beiden Tagen und heute wiederum - ich will nicht das Wort "Lüge" verwenden, auch wenn es möglicherweise angebracht wäre, denn ich bin immer für eine wirklich seriöse Ausdrucksweise, aber ich sage: ein außerordentlich unsauberer Umgang mit der Wahrheit gezeigt hat. Es gäbe 3 000 Delogierte, wird von Ihrer Seite behauptet. - Frau Kollegin Jerusalem hat am 3. Juli eine Anfragebeantwortung erhalten, in der gestanden ist, dass es 1 233 Delogierungen waren, die es im Jahr 2002 gegeben hat. Also selbst wenn man das hochrechnen würde - falls das geschehen ist -, ist die von Ihnen genannte Zahl absolut falsch. Unsauberer Umgang mit der Wahrheit - das ist das System der GRÜNEN! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf des GR Günter Kenesei.) - Das kann man da überhaupt nicht so rechnen. Aber es ist symptomatisch für die GRÜNEN!

Faktum ist: Wir haben ein außerordentlich dichtes und soziales Netzwerk in Wien, um Delogierungen zu verhindern - besser als überall sonst! Wir haben eine ausgebaute Delogierungsprävention, und wenn es in ganz wenigen Fällen doch zur Delogierung kommt, fällt niemand durchs soziale Netz, sondern wir fangen die Menschen auf. Wir haben nachher außerordentlich viele Maßnahmen, um den Menschen auch in diesem Fall dann noch zu helfen, und zwar wirksam zu helfen! Da gibt es dann das betreute Wohnen, Herbergen, Wohnplätze von Vertragspartnern, und dadurch muss niemand auf der Straße stehen. 

Aber man muss sich auch die Zahlen anschauen. Wir haben rund 225 000 Gemeindewohnungen. Es gibt insgesamt im Jahr - ich habe da das Schaubild, das kann sich dann jeder anschauen - 112 000 Zahlungserinnerungen, 34 000 Mahnungen, ungefähr 8 000 Räumungsklage-Anträge, 3 000 Delogierungsanträge - und 1 233 werden wirklich delogiert. Wer sich das einmal anschaut, der sieht, wie die Verhältnisse wirklich sind. Gegenüber dem Vorjahr ist übrigens die Zahl der wegen Nichtzahlung der Miete Delogierten um genau 56, also minimal, gestiegen. Ich kann mir wirklich nicht vorstellen, wie man da von Sozialabbau sprechen kann. Das ist einfach falsch, das ist Demagogie, das ist zurückzuweisen! (Beifall bei der SPÖ.)
Im Übrigen würde es mich schon interessieren, wie eigentlich zum Beispiel Kollege Neuhuber bei den Wohnungen, die er vermittelt, vorgeht oder auch wie die grünen Spitzen-Denker Kerbler und Strobl - der auf den grünen Parteitagen mehr Delegierte hinter sich hat als sehr viele der GRÜNEN, die hier sitzen (ironische Heiterkeit der GRe Mag Christoph Chorherr, Günter Kenesei und Dr Monika Vana), die wesentlich mehr grüne Wähler vertreten! - eigentlich bei ihren Wohnungen mit den Mietern umgehen, ob sie sagen: Wurscht, wenn ihr nichts zahlt, wenn ihr keine Miete zahlt, ist es auch egal, dann bleibt ihr trotzdem auf ewige Zeiten drinnen, denn das ist unser Weltbild! - Das sollten Sie den Kerbler und den Strobl fragen. (Beifall bei der SPÖ.)
Weiters vergehen - wir haben das genau aufgelistet, aber es ist natürlich jetzt nicht genügend Zeit, das im Detail auszuführen - zwischen der Zahlungserinnerung und den ganz, ganz wenigen Fällen, in denen es dann wirklich zu einer Delogierung kommt, eineinhalb bis zwei Jahre. In dieser Zeit werden die MA 11 und die MA 12 eingeschaltet, es gibt alle sozialen Sicherungsmaßnahmen, um Zahlungswilligen wirklich zu helfen. Das gibt es in keiner anderen Stadt der Welt! Nur eines ist nicht möglich, nämlich dass man von Haus aus sagt, so wie es die GRÜNEN sagen: Egal, auch wenn jemand zahlungsfähig wäre, er muss, wenn er nicht will, nicht zahlen. - Wenn wir das nämlich einführen, dann wäre das System beziehungsweise unsere soziale Wohnsituation wirklich gefährdet! (Ruf bei den GRÜNEN: Das verlangt auch niemand!) 

Deshalb sage ich: Die GRÜNEN haben eine Mischung aus Naivität, Weltfremdheit, Demagogie und Denkfaulheit! Das ist ihr System – und auf das werden wir nicht einsteigen, denn dann könnten wir nicht die sozialste Stadt der Welt bleiben (lebhafte ironische Heiterkeit der GRe Mag Christoph Chorherr und Günter Kenesei) und dann könnten wir auch diese absolut sozialen Maßnahmen im Bereich des Wohnbaus nicht aufrechterhalten. Dann könnten wir nicht weiterhin 225 000 Gemeindewohnungen anbieten (Zwischenrufe der GRe Mag Christoph Chorherr und Günter Kenesei), die günstig und billig sind. Und selbst wenn jemand herausfällt - ich habe es gesagt -, gibt es für jeden Einzelnen ... 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Herr Kollege Stürzenbecher, kommen Sie bitte zum Schluss! 

GR Dr Kurt Stürzenbecher (fortsetzend): ... in jenen Fällen soziale Sicherungen, und das soll auch so bleiben! - Das würde unterminiert mit einer Umsetzung der Vorschläge der ÖVP, es würde aber auch unterminiert, wenn die vollkommen weltfremden, demagogischen Vorschläge der GRÜNEN angenommen würden! (Beifall bei der SPÖ. – GR Günter Kenesei: ... von einer sozialdemokratischen Fraktion! Das heißt etwas!)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ellensohn. Ich erteile es ihm. 

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben nichts anderes erwartet vom ersten Redner der SPÖ und wir erwarten uns auch nichts anderes von der nächsten Rednerin der SPÖ. Wir hören jetzt seit Tagen im Zusammenhang mit dem Pflegeskandal und mit dem Sozialabbau-Skandal aus den Ressorts Laska und Pittermann, und wir hören heute wieder: Alles ist super!

Sie verdrängen völlig die Wirklichkeit! Ich weiß nicht, was Sie alle einwerfen, aber Mineralwasser alleine kann es nicht sein, denn es ist fast nicht zu glauben, wie man über ... (Zwischenruf des GR Mag Andreas Schieder) – Und empfindlich sind Sie immer gleich! Da kommt Herr Stürzenbecher hier ans Rednerpult und glaubt, er darf die GRÜNEN bepflaumen - aber wenn man selbst auch nur einen einzigen Satz sagt ...! 

Wir sind nicht glücklich darüber (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Was sagt der Kerbler dazu?), dass in Wien - und ich nenne die Zahl noch einmal - 3 000 Menschen jährlich von der Stadt Wien delogiert werden. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Falsch! Falsch! Das ist falsch!) Dann sagen Sie: Das ist super. Wien hat offensichtlich die zufriedensten Obdachlosen Europas - so ähnlich klingt das bei Ihnen.

Wir gehen die Statistik durch und nehmen die Anzahl der Wohnungen - das sind immerhin Zahlen, die Sie selbst veröffentlichen. Als Herr Faymann das Ressort übernommen hat, wurden 730 Wohnungen "freigesetzt" - oder so ähnlich. In 730 Wohnungen wurden die Menschen, die darin gewohnt haben - da streiten wir nicht darüber, wie viele es waren -, delogiert. 

Mittlerweile werden 1 284 als Prognose genannt - das ist ein Plus von 80 Prozent. Das heißt, seit Herr Faymann das Ressort leitet, sind die Delogierungen in dieser Stadt um 80 Prozent gestiegen. - Das sind die Zahlen von Wiener Wohnen in den Quartalsberichten, die wir bekommen. Das sind keine Zahlen der GRÜNEN, sondern das sind die Zahlen, die Sie selbst nennen. 

Jetzt sagen Sie, das ist eine super Zahl. – Das kann ich mir nicht vorstellen! Ein einziges Mal seit 1995 sind die Zahlen der Delogierungen zurückgegangen. Das war gleich am Anfang, 1996. Da hat es ein Pilotprojekt, FAWOS – noch einmal: Fachstelle für Wohnungssicherung -, im 20. Bezirk für den Gemeindebau gegeben. Da hat es einen kleinen Rückgang von damals 730 auf unter 720 gegeben - immerhin. Nachher ist das sofort wieder ruckartig angestiegen. 

Um mit einem Irrtum aufzuräumen, dem offensichtlich hier herinnen mehrere Leute unterliegen, stelle ich Folgendes klar: Die Idee von Delogierungsprävention ist nicht, dass jemand, der sagt, er will die Miete nicht zahlen, einfach das Geld dafür bekommt. Wer das glaubt, hat keine Ahnung, was Delogierungsprävention ist, und hat auch den Bericht, den wir alle immer von FAWOS bekommen, nicht gelesen. Es schaut natürlich anders aus. Die meisten Leute, die dort hinrennen, kriegen keineswegs die Mieten einfach bezahlt, sondern da geht es um ganz etwas anderes. Das kann man Ihnen in fünf Minuten nicht erklären. Aber lesen Sie die Berichte, die Ihnen von der Volkshilfe beziehungsweise von FAWOS zugestellt werden! 

Tatsache ist, dass bei FAWOS die Wohnungssicherung – so heißt der Fachausdruck -, also das Gegenteil einer Delogierung, in 75 Prozent der Fälle erfolgreich ist. Es ist natürlich nicht so, dass sich in der Stadt Wien sonst niemand darum kümmert. Die MA 11 und die MA 12 kümmern sich ebenfalls darum, in erster Linie um den Gemeindebau: die MA 11 um die Gemeindebau-MieterInnen, die von Delogierung bedroht sind und Kinder haben, die MA 12 um die anderen. Und das ist auch gut so, dass man das macht. Aber es steigen die Delogierungen jährlich an, und es schaut auch nicht so aus, als ob das geändert werden würde. Die Anträge für Räumungsklagen sind heuer wieder – die Zahl stammt von Wiener Wohnen - um 7,7 Prozent gestiegen, die Delogierungsanträge um 3 Prozent. Wenn man das so fortsetzt, dann gibt es am Ende - wann immer das sein wird - der Ressortleitung Faymann nicht ein Plus von 80 Prozent, sondern eine Verdoppelung oder Verdreifachung. Das kann niemand wollen, und ich glaube auch nicht, dass es irgendeiner in diesem Haus haben will. 

Was kann man jetzt dagegen unternehmen, dass das laufend ansteigt? Mit der Frage, wer an den Rahmenbedingungen schuld ist, möchte ich mich gar nicht lange aufhalten. Na von mir aus: Die Rahmenbedingungen haben sich verschlechtert. Schade! Aber wo ist das Gegenkonzept der Stadt Wien? Statt sich hier ans Rednerpult zu stellen und zu sagen: Wir haben die glücklichsten Obdachlosen Europas, die sind ganz zufrieden!, sollte man sich hier herstellen und sagen: Wir machen etwas!, zum Beispiel einen Ausbau von FAWOS. Warum gibt es da nicht mehr davon? Da arbeiten 14 Leute mit Kosten von 1,4 Millionen EUR jährlich, und das ist wesentlich sinnvoller als das, was Sie betreiben; Kollegin Susanne Jerusalem hat es Ihnen vorgerechnet. Auch das könnten Sie selbst nachlesen, wenn Sie sich die Mühe machen würden. Eine Delogierung kostet achtmal so viel Geld, und der Unterschied zum Privaten ist: Das zahlt auch die Stadt Wien! Wir zahlen die Delogierung - oder wir zahlen die Delogierungsprävention. Das sind die zwei Möglichkeiten, die man als öffentliche Hand hat. Wenn nun eine dieser beiden Varianten billiger und sozialer ist, dann fällt die Entscheidung eigentlich nicht schwer. Es wundert mich, dass die SPÖ damit Schwierigkeiten hat. 

Was wahrscheinlich notwendig wäre, ist, dass die Finanzierung der Delogierungsprävention nicht ausschließlich von der MA 11 und der MA 12 erfolgt, sondern dass Wiener Wohnen hier auch in die Verantwortung genommen wird und das mitbezahlt, denn dann wäre ein ressortübergreifendes Denken möglich, und dann würde auch Wiener Wohnen ein Interesse daran haben. Denn im Moment ist es tatsächlich so, dass jede Delogierung für Wiener Wohnen ein Gewinn ist; für die öffentliche Hand natürlich nicht, weil es die MA 11 und die MA 12 bezahlen. Wenn wir Wiener Wohnen in die Verantwortung nehmen, dann haben wir auch die Kosten bei Wiener Wohnen, und dann schaut es ganz anders aus. Ich bin auch sicher, dass spätestens dann ein Umdenken in diesem Ressort beginnt und die Delogierungsprävention ausgebaut wird. 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Herr GR Ellensohn, darf ich Sie bitten, zum Schluss zu kommen!

GR David Ellensohn (fortsetzend): Ganz kurz noch zu der von uns genannten Zahl: 1 233 Wohnungen waren letztes Jahr delogierungsbedroht. Das hochgerechnet - was üblich ist, was FAWOS und andere Stellen auch machen - mit mal 2,4 – also nicht sagen, das seien irgendwelche Phantasiezahlen! - macht 2 959. Das sind um 41 weniger als die von uns genannten 3 000 - die schenken wir Ihnen gerne! Dann sind wir eben bei 2 959 Delogierungen – Anzahl steigend. Ihre Prognose für heuer heißt dann: Heuer garantiert mehr als 3 000 Personen delogiert von Wiener Wohnen.

Das ist nicht die Art der Politik, die wir von einem sozialen Wohnbau erwarten. Das ist nicht das, was wir von Wiener Wohnen insgesamt erwarten. Das ist ein weiterer Akt von Sozialabbau - das haben wir jetzt drei Tage lang gehört, und das ist ein weiterer Höhepunkt! 

Ich hoffe, dass die zweite Rednerin von den Sozialdemokraten ein Gegenkonzept bringt und nicht gutheißt, dass es so ist, und uns wieder das Märchen von den zufriedensten Obdachlosen Europas erzählt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Dr Kurt Stürzenbecher: Was sagen der Kerbler und der Strobl dazu?) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass ich bei jedem eine Toleranzgrenze habe - und bei den GRÜNEN war sie jetzt größer als bei den anderen. (GR Dr Herbert Madejski: Warum eigentlich?)

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nach den vergangenen beiden Tagen sprechen wir nun über das dritte Ressort, bei dem es um die Kernkompetenzen der Gemeinde geht - die Kernkompetenzen der Gemeinde, den sozial Schwachen zu helfen. Die Bereiche Gesundheit, Soziales und Jugend, Integration ebenso wie auch Wohnungsversorgung sind wesentliche Voraussetzungen, um den Ärmsten der Armen zu helfen. Nach unserer Bundesverfassung ist es ganz klar, dass diese Aufgaben den Ländern und dann den Gemeinden zukommen. Es gibt, was diese Aufgaben betrifft, gemäß der österreichischen Bundesverfassung keine Zuständigkeit des Bundes. Daher ist es auch so ein klarer Bereich, wo wir klar über die Kompetenzen reden können und über die Unterschiede, die in den vergangenen Jahren entstanden sind. 

Mehr als zwei Drittel des Gesamtbudgets macht dieser Sozialbereich aus. 

Aber wir haben auch im Wohnungsbereich festzustellen, dass die Entwicklung eine sehr, sehr schlechte ist. Während vor zwei Jahren die Anzahl der für eine Wohnung im Gemeindebau Vorgemerkten noch bei rund 9 000 gelegen ist - das war unser Tiefststand -, gibt es heute wieder etwa 22 000 Vorgemerkte, die Wohnungen suchen; inklusive der Jungfamilien, Herr Stadtrat. All inclusive sind es laut der neuesten Meldung, laut neuestem Stand von vor wenigen Tagen bereits 22 000. Das heißt, der Stand, den Sie im Quartalsbericht für das zweite Quartal 2003 veröffentlicht haben, ist bereits hinfällig. Er ist in den vergangenen Monaten wieder angestiegen. 

Das zeigt, dass Leute, die aus sozialen Gründen Wohnungen suchen, nicht dazu kommen, diese Wohnungen zu finden, obwohl wir jene Stadt der Welt sind, die neben Berlin die meisten Gemeindewohnungen hat. Da denkt man: Es kann doch nicht sein, dass es sozial Bedürftige gibt, die keine Sozialwohnung bekommen! 

Wenn es in Wien, wie wir wissen, rund 80 000 Menschen gibt, die wirklich in Armut leben, aber gleichzeitig 220 000 Gemeindewohnungen - also fast dreimal so viele -, dann müssten diese Menschen eigentlich alle in den sozialen Wohnungen Platz haben! - Aber das ist nicht der Fall. Viele von denen sind noch immer auf der Straße, viele von denen haben keine Wohnungsversorgung. 

Wir haben in Wien noch immer einen äußerst hohen Anteil an D-Kategorie-Wohnungen - zwar nicht bei Wiener Wohnen, aber insgesamt. Auch da haben Sie Ihr Ziel der Versorgung der Ärmsten der Armen nicht geschafft. 45 Prozent der Arbeiter - und das ist klassische Klientel der Sozialdemokratie - sind diejenigen, die in D-Kategorie-Wohnungen leben. Das ist einmal eine Klientel von Ihnen gewesen, um die Sie sich besonders gekümmert haben; aber bis heute sind das diejenigen, die noch immer kein WC oder kein Wasser in der Wohnung haben. Das ist eigentlich eine Schande in dieser Stadt, bei diesem Wohlstand, dass noch so viele Menschen in Substandardwohnungen leben müssen! (Beifall bei der ÖVP.) 

In Zahlen ausgedrückt heißt das: 73 000 Bewohner in Substandardwohnungen in dieser Stadt. (Amtsf StR Werner Faymann: Sie wissen doch, dass das nur die Mietvertragskategorie ist und dass die längst mit unserer Förderung aufkategorisiert haben!) Aber wir haben noch immer D-Kategorie-Wohnungen! Das sagt Ihr statistisches Jahrbuch! Dann sprechen Sie mit Ihrer Statistikabteilung hier im Rathaus, die das noch immer so ausweist, meine Damen und Herren! (Amtsf StR Werner Faymann: Verstehen Sie den Unterschied zwischen einem Mietvertrag und einer tatsächlichen ...? Sie verstehen es nur falsch!)

Wenn wir darüber sprechen, wer in diesen Wohnungen noch Platz hat, dann müssen wir feststellen, dass es nicht diejenigen sind, die sozial bedürftig sind, sondern dass viele aus der sozialen Bedürftigkeit herausgefallen sind. Es ist das System, das es schwierig macht. Es wird einmal die soziale Bedürftigkeit beim Eintritt in Gemeindewohnungen geprüft und dann nie mehr. Sie haben dieses System in den vergangenen Jahren noch verschärft, nachdem Sie es vor wenigen Jahren ermöglicht haben, dass Leute Wohnungen "erben" können – unter Anführungszeichen -, bei denen die soziale Bedürftigkeit nicht mehr geprüft wird. Nun haben Sie den Bankfachmann, den Bankdirektor in den Gemeindewohnungen, der sich in Niederösterreich schon lange sein Zweithaus gebaut hat, und die Wohnung in Wien, die er als Gemeindewohnung hat, lässt er leer stehen. - Damit haben Sie ein Problem, weil Sie die leeren Wohnungen nicht voll bringen, weil Sie diejenigen, die nicht sozial bedürftig sind, in den Gemeindewohnungen haben! (Beifall bei der ÖVP. – GR Franz Ekkamp: Erklären Sie einmal eure Privatisierung! Die können Sie einmal erklären!) 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ! Schauen Sie sich einmal in Ihren eigenen Reihen um! Wenn meine Aufstellung stimmt - Sie können es dementieren, und dann sagen Sie es bitte konkret! -, haben 20 Prozent Ihrer Mandatare noch immer eine Gemeindewohnung. Sind die wirklich sozial bedürftig? Oder gibt es da nicht andere Menschen, die so sozial bedürftig sind, dass sie einer Gemeindewohnung bedürften? - Das wäre besser. Das wäre doch notwendig! (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Woher haben Sie die 20 Prozent?) 

Weil Sie auch immer groß über Integration sprechen: Schauen Sie sich auch da an, wie die Zahlen ausschauen! Sie haben in sieben Bezirken, das heißt in weniger als einem Drittel, mehr als 51 Prozent aller Zuwanderer in dieser Stadt. Sie wissen, zu welchen Problemen das führt. Wir hatten diese immer, und an der Ghettoisierung hat sich nichts geändert.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Herr Mag Gerstl, bitte kommen Sie zum Schluss!

GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Das ist, glaube ich, ein Punkt, für den Sie vorsorgen müssen. Und schauen Sie, dass in Zukunft Jungfamilien nicht schlechter gestellt sind, wenn sie in Gemeindewohnungen kommen, als Besserverdienende! Es ist notwendig, denen zu helfen, auch in der Zukunft. (Beifall bei der ÖVP. – GR Franz Ekkamp: Ich habe keine Gemeindewohnung!) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau StRin Landauer. Ich erteile es ihr.

StRin Karin Landauer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Schade, dass Frau StRin Laska soeben den Raum verlassen hat, aber es geht ja auch um den Sozialabbau in Wien.

Ich glaube, dass ein Grund, warum es zu Delogierungen kommt, auch darin liegt, dass hier zum Beispiel die Sozialhilfe seit 1995 nicht mehr valorisiert wurde. Wir sind der Meinung, dass die Delogierungsprävention, Fachstelle für Wohnungssicherung ausgebaut gehört und zwar deswegen, weil es, Gott sei Dank, nicht mehr die geschlossene Psychiatrie gibt. Das heißt , es sind sehr viele Menschen, die psychisch krank sind, Gott sei Dank nicht mehr in Einrichtungen untergebracht, sondern sie wohnen selbständig, aber es kommt sehr oft zu langen Krankenhausaufenthalten und aus diesen Gründen heraus kommt es auch sehr oft zu Delogierungen. Und da denke ich mir, gerade für die psychisch Kranken wäre es ganz wichtig, die Fachstelle für Wohnungssicherung auszubauen.

Der zweite Bereich, der mir sehr wichtig erscheint ist das, was wir gestern diskutiert haben: Für ältere und pflegebedürftige Menschen, die die Chance haben, in eine Kurzzeitpflege aufgenommen zu werden, muss die Möglichkeit bestehen, dass die Wohnung erhalten bleibt. Jetzt ist es so, dass es Angehörige gibt, die das bewerkstelligen, aber die gibt es nicht immer. Und da, glaube ich, sollte man auch gemeinsam mit dem Herrn StR Faymann, mit der Sozialstadträtin, aber auch mit der Gesundheitsstadträtin zu einer Paketlösung kommen, weil viele Menschen diese Kurzzeitpflege nicht annehmen können, weil dort bezahlt werden muss, und die Wohnung sollte erhalten bleiben.

Das sind mir einmal zwei ganz wichtige Anliegen.

Und das, was Frau Kollegin Jerusalem gesagt hat, dass es immer mehr Kinder gibt, die von der Obdachlosigkeit betroffen sind, das ist sicherlich etwas, vor dem wir alle nicht die Augen verschließen sollen. Ich habe hier schon ein paar Mal gesagt, machen Sie mit beim Nacht-Streetwork. Dort werden Sie 12-jährige, 13-jährige die auf WC´s übernachten sehen, die mit irgendwem mitgehen, nur damit sie ein Dach über dem Kopf haben und das ist, glaube ich, einer Stadt wie Wien nicht würdig.

Wir haben vor Jahren das Schlupfhaus verlangt. Dieses Schlupfhaus gibt es in der Steiermark. Leider wurde das von Ihnen abgelehnt. Vielleicht sollte man noch einmal darüber nachdenken, ob das nicht eine Möglichkeit wäre, Kinder aufzulesen.

Aber all die Dinge, die ich jetzt gesagt habe, sind immer schon nachher. Wenn wir Delogierungsprävention ernsthaft betreiben, und da muss ich jetzt sagen, da sind Sie sicherlich ein Garant, Herr StR Faymann, weil ich einfach glaube, dass Sie das Problem sehen, und vielleicht ist es möglich, mit den zwei Kolleginnen wie gesagt VBgmin Laska und Gesundheitsstadträtin Pittermann, hier eine Lösung zu finden. 

Wie gesagt, für psychisch Kranke, denn das ist ein ganz großes Problem bei der Delogierung, wenn sie in der Obdachlosigkeit sind, sie dann wieder zu reintegrieren, bei den Menschen, die pflegebedürftig sind und in eine Kurzzeitpflege kommen und bei den Kindern. Ich glaube, das sind drei Bereiche, die ganz besonders wichtig wären, dass man hier zu einer gemeinsamen Lösung im Sinne der Betroffenen kommen sollte. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Schubert. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!
Bevor ich meine Gedanken zu dieser heutigen Diskussion sage, möchte ich vielleicht eine persönliche Sache an meinen Kollegen, Herrn GR Ellensohn, ausrichten. Er hat gesagt, er setze in mich keine Erwartungen. Herr GR Ellensohn, ich in Sie auch nicht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn ich die letzten zwei Tage und die heutige Diskussion Revue passieren lasse, kann ich mich des Eindrucks nicht erwehren, dass Sie heute nur noch eines draufsetzen wollten, oder auch müssten, ich weiß es nicht. Nachdem Sie die Sozialpolitik und die Gesundheitspolitik dieser Stadt mies gemacht haben, wollen Sie nun auch ein Unternehmen der Stadt Wien, das Wiener Wohnen schlecht reden. Aber meine sehr geehrten Kollegen aus der Opposition, es wird Ihnen sicherlich nicht gelingen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vielleicht, ich weiß es nicht, vielleicht ist es aber auch, meine sehr geehrten Damen und Herren von den GRÜNEN, nur eine Bewährungsprobe für Sie, um einer schwarz/grünen Koalition auf Bundesebene, (Zurufe von den GRÜNEN: Oh, oh!) wenn die FPÖ abhanden kommt, anzugehören, kann schon sein. 

Sie, Frau GRin Jerusalem, sagen 3 000 Menschen werden jährlich aus Gemeindewohnungen delogiert. Ich sage Ihnen, und heute schon zum zweiten Mal, hören Sie, im Jahre 2002 wurden 1 233, das sind 1,3 Prozent der gesamten Gemeindebauwohnungen wegen Mietzinsrückstände delogiert und 61 Delogierungen wegen unterschiedlichen Verhaltens, Nichtbenützung oder Wiedervermietung der Gemeindewohnungen. (GR Mag Christoph Chorherr: Wie viele Menschen sind das!) Diese Information, ich habe Sie auch nicht unterbrochen, diese Information, Frau GRin Jerusalem (GR Mag Christoph Chorherr: Ja, dreitausend, das haben wir gesagt!) – Sie können es sich ausrechnen. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das kann man nicht so sagen!) Sie können sicherlich auch gut rechnen, (GR Mag Christoph Chorherr: Rechnen Sie einmal nach, dann werden Sie schon sehen!) rechnen Sie auch, das kann in diesem Haus jeder. (GR Günter Kenesei: Rechnen Sie mal 2,4, dann haben Sie die Zahl!) Ich denke, die Zwischenkommunikation ist nicht zielführend, Herr Kollege Günter.
Liebe Frau Kollegin Jerusalem, wenn Sie diese Information mit diesen Delogierungszahlen ... (Zahlreiche Zwischenrufe von den Oppositionsparteien.) Ich denke nicht, dass es zielführend ist, dauernd diese ewigen, nicht qualifizierten Zwischenrufe zu tätigen. (Beifall bei der SPÖ.) Diese Information, Frau Jerusalem, erhielten Sie bereits im Juli dieses Jahres auf Ihre eigene Anfrage an das Büro. Jetzt erst wollen Sie daraus politisches Kleingeld schlagen, und das ist schändlich.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aber nun wieder zum Inhalt zurück kommend: Bis es zu einer Delogierung in Gemeindewohnungen kommt, läuft - und ich sage das jetzt sprichwörtlich - sehr viel Wasser die Donau hinunter. Ich glaube, dieses Sprichwort kennt ein jeder von uns. Ich bin gerne bereit, der Fraktion der GRÜNEN die Unterlagen zukommen zu lassen, wie lange tatsächlich eine solche Delogierung dauert, wie viel Zeit tatsächlich verstreicht, bis ein Mieter delogiert wird. Es vergehen sage und schreibe bis zu zwei Jahre. Kein privater Hausherr in dieser Stadt hätte so viel Geduld mit einem Mieter wie Wiener Wohnen, seine Wohnverhältnisse und Mietverhältnisse in Ordnung zu bringen, sehr geehrte Damen und Herren. 

Und tritt dann tatsächlich so ein bedauerlicher Fall ein, ist ein wirklich dichtes Netz an Wohnungshilfen gespannt. In dieser Stadt gibt es 2 300 Plätze für Wohnungslose in unterschiedlicher Struktur. In welcher Weltstadt gibt es das bitte, können Sie das mir einmal erklären, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)

Aus diesen wenigen Zahlen, die ich jetzt genannt habe, kann ein jeder erkennen, welch sozialer Gedanke und welch sozialer Hintergrund in diesem Bereich steht. Von einem Sozialabbau, von möglichem Einsparen bei Delogierungsprävention kann sicherlich nicht die Rede sein. Aber glauben Sie mir, meine sehr geehrten Damen und Herren der Opposition, alle Bürger in dieser Stadt, (GR Dr Herbert Madejski: Bitte unterscheiden Sie, wir haben einen anderen Standard!) in dieser Stadt wissen sehr genau und sehr gut, wer in dieser Stadt ehrliche und aufrichtige Sozialpolitik macht. Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. Die aktuelle Stunde ist beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen des Grünen Klubs im Rathaus vier, vom ÖVP-Klub sechs, vom Klub der Wiener Freiheitlichen sechsundzwanzig, vom Klub der sozialdemokratischen Fraktion keine eingelangt sind. 

Vor Sitzungsbeginn sind von den Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus ein, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien acht und des Klubs der Wiener Freiheitlichen sechs Anträge eingelangt, von der sozialdemokratischen Fraktion keiner. 

Allen Fraktionen wurden die Anträge schriftlich bekannt gegeben, die Zuweisung erfolgt wie beantragt. 

Von den Gemeinderäten Mag Helmut Kowarik, Dr Wilfried Serles und Frau Mag. Heidrun Schmalenberg wurde ein Antrag an die Frau amtsführende Stadträtin Geschäftsgruppe Gesundheit und Spitalswesen betreffend 1 Milliarde EUR für den städtischen Pflegebereich gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieses Antrags wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs. 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung des dringlichen Antrags vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 00 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsgemäßen Behandlung der dringlichen Anfrage unterbrochen werden. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1–5, 7-21, 23-25, 28, 32, 33, 36, 38, 40-43, 47 und 48, 52, 54 und 55, 57-63, 67-72, 74-76, 78-81, 83-88 und 92-95 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinn des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 49 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 46, 44, 45, 50, 51, 53, 56, 64, 29, 30, 31, 34, 35, 39, 37, 6, 91, 22, 26, 27, 96, 66, 73, 77, 82, 89 und 90. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Es gelangt nun die Postnummer 49 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das städtebauliche Leitbild U 2-Station Messe bis Wehlistraße. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn Gemeinderat Valentin, die Verhandlung einzuleiten.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats):  Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. 

Ich eröffne die Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Chorherr. Ich mache darauf aufmerksam, dass die Erstredner jeder Partei 40 Minuten Redezeit haben. 

Herr Mag. Chorherr, bitte.

GR Mag. Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus):  Meine Damen und Herren!

Ich habe nur gefragt, ob Herr Schicker da ist, da ja auf Wunsch der Sozialdemokratie dieses Schriftstück vorgereiht wird und, ja, das wäre ganz ok. Nun, es gehört schon irgendwie zur Courtoisie und ist auch korrekt, bei wichtigen Debatten auch anwesend zu sein. (Zuruf aus der (SPÖ)-Fraktion.) Also, er wird kommen. Er murmelt. 

Meine Damen und Herren, es geht in der Tat um ein wichtiges Gebiet, das in den letzten Jahrzehnten gezeigt hat, dass der U-Bahn-Ausbau signifikante Veränderung der Stadtkultur mit sich bringt und dass ein sehr sensibles, spannendes Gebiet zwischen dem Prater und dem rechten Donauufer ist und es hier auf jeden Fall zu Entwicklungen kommen wird und auch kommen soll. 

Lassen Sie mich die kritischen Punkte anführen, und ich beginne gleich mit dem, was mein größter Einwand ist, nämlich, dass hier wiederum eine Chance vertan wird. Sie werden es verfolgt haben, dass ich den Vorschlag gemacht habe, das rechte Donauufer vollkommen neu zu denken. Die Grundidee, dass alle großen Städte, die am Wasser liegen, die Chance erkannt haben, die am Wasser liegt, dass unmittelbar an einem Meer - das wir nicht haben – oder an einem großen Fluss zu liegen, einer der schönsten, besten Entwicklungsgebiete einer Stadt ist. Das rechte Donauufer wäre so etwas. 

Was ist das rechte Donauufer derzeit? Wenn man am Handelskai fährt, hat man keine Ahnung, dass man in der Nähe des Wassers ist. Das rechte Donauufer, dieser schmale Streifen, wird - und das ist historisch bedingt - durch die Eisenbahn und durch den Handelskai vollkommen abgeschnitten vom 20., vom 2. Bezirk und es bestünde in der Tat die Jahrhundertchance, die andere Städte genutzt haben, zu überbrücken den Handelskai, zu überbrücken die Bahn, die dort liegt und Wohnungen, Büros, Geschäfte zu errichten, die die höchste Qualität haben. Wir haben ja gesagt, da kann sich Grinzing im Verhältnis dagegen verstecken. 

Meine Damen und Herren, stellen Sie sich vor, anstatt wie derzeit an einer Lärmhölle zu wohnen, macht man dann das Fenster auf, sieht vielleicht einen Kahn, der von Bratislava vorbeituckert, und hat fast einen Kilometer Wassergrün unmittelbar vor sich und unterhalb der Wohnung einen Grünstreifen, der auch ausgebaut werden könnte. 

Das hat einen weiteren fundamentalen Vorteil, nämlich eine Beruhigung, eine massive Qualitätsverbesserung für die Wohnungen, für die Menschen, die derzeit dort leben. Wenn Sie da wirklich sensibel entlang fahren, und der Kollege Hora und andere kennen das ja zur Genüge, diese Balkons, die über dem Handelskai sind, die wegen der Lärmbelastung nicht wirklich genutzt werden können, was zur perversen Situation führt, dass man bei neuen Bauten in den letzten Jahren, anstatt diese zum Wasser zu öffnen, fast nur schießschartenartige Abschlüsse Richtung Donau gemacht hat, mit dem Gestus, mit der Donau wollen wir nichts zu tun haben. 

Das ist verständlich, wenn man davon ausgeht, dass immerwährender als die immerwährende Neutralität die Trennung der Stadt vom rechten Donauufer ist. Und wenn man jetzt ein derartiges Leitbild erlässt, wäre genau das die Chance, die Entwicklungsmöglichkeiten anzugeben, die darin liegen, bei Neubaumaßnahmen zu überbrücken. Insbesondere bei Neubaumaßnahmen, wie rund um die U2-Querung über die Donau. Das wäre eine erste Möglichkeit, Überbrückungen vorzunehmen.

Das ist nicht ohne Probleme. Der verantwortliche Planer in dem Bereich ist Herr Gfatter und es darf hingewiesen werden, wir haben eine sehr interessante Diskussion mit sehr vielen Bauträgern gehabt, zu der er ja auch geladen worden und auch gekommen ist, als Einziger der geladenen Gäste aus dem Rathaus, wo sehr viel Interesse von den verschiedensten Bauträgern für ein derartiges Projekt da wäre. 

Und ich leugne überhaupt nicht, dass es da auch Einwände gibt und dass es eine schwierige Sache ist. Wie ist es mit der Sicherheit, wie schaut die Kostensituation aus. Sehr viele Fragen müssen da geklärt werden, um so etwas möglich zu machen. 

Aber jetzt einmal die Vision zu geben, um Bauträgern, die bereits Interesse hatten, zu signalisieren, probiert es zumindest einmal aus, um zum Beispiel für die Leute, die dort schon wohnen, eine Zugänglichkeit zur Donau zu ermöglichen. Es gibt ja sehr viele Baublöcke, und ich habe das fotografiert, und bin dort sehr viele Male auf- und abgefahren, sowohl am rechten Donauufer, als auch dahinter. Du kommst überhaupt nicht ans rechte Donauufer. Ganz selten, wie zum Beispiel am Milleniumstower, wurde eine Brücke gemacht, aber für sehr viele Leute, für die jetzt Dachbodenausbauten erfolgen, wo jetzt Umnutzungen stattfinden, und gar als Kind ans rechte Donauufer zu kommen, ist unmöglich oder mit der Notwendigkeit verbunden, riesige Umwege in Kauf zu nehmen.

Hier wären derartige Leitprojekte, die an zentralen Orten diese Überbrückungen machen würden, gleichzeitig auch für die Leute, die in der zweiten, dritten Reihe des Bezirks leben, günstig, also ein doppelter Vorteil. Und dass das hier nicht offensiv angegangen wird, wie es Barcelona gemacht hat, wie es Hamburg macht, wie es andere Städte machen die die Qualität erkannt haben die Wasser hat, ist ein Versäumnis. 

Ein weiteres Argument, warum mir das ein so großes Anliegen ist, wobei es nicht nur um diesen Bereich, um diesen wichtigen Bereich geht, der U2-Station Messe bis Wehlistraße, sondern um das gesamte rechte Donauufer, das viel zu stark negiert wird. Jedes Jahr, meine Damen und Herren, verlassen 8 000 Wienerinnen und Wiener die Stadt und siedeln im Umland an, weil sie es ruhig haben wollen, weil sie es grün haben wollen, weil sie es hell haben wollen, weil sie die Sehnsucht nach dieser Art von Wohnen haben. Unsere Aufgabe wäre es jetzt, innerstädtisch, in zentralen Lagen, wie zum Beispiel dem rechten Donauufer, diese Qualitäten anzubieten, und noch mehr: Grün, leise, Bach, hell, Wasser.

Ich sage es noch einmal, es wird völlig unterschätzt von der Stadt - die Immobilienwirtschaft unterschätzt das schon lange nicht mehr -, welche Qualität es hat, unmittelbar am Wasser zu bauen. Achtung, um hier keine Missverständnisse aufkommen zu lassen: Der freie Raum, der Grünraum, der jetzt öffentlich zugänglich (aber unternutzt und auch nicht qualitätsmäßig sehr hoch ist), der soll und muss frei bleiben, selbstverständlich. Die Möglichkeiten der Entwicklung sind dort, wo wir jetzt den Handelskai haben, und wo wir jetzt teilweise breite Flächen der Bahn haben, wo - ich habe das fotografiert, Sie kennen das - jetzt Ziegeln und Rollen lagern. Also eigentlich dort, wo wir eines der besten, schönsten, potenziellen Baugebiete der Stadt haben. 

Leider kommt von der Stadt hier kein offensiver Impuls. Gott sei Dank kommen von Bauträgern hier relevante Impulse und es wird halt jetzt leider so sein, ich bedaure das, dass es so gehen wird, dass ein Bauträger sagt, ja wir wollen, wir haben jetzt ein Grundstück erworben, wir wollen diese Überbrückung vornehmen. Aber dann sind wir wieder dort, dass im Nachhinein die Stadtplanung das zurechtbiegt, anstatt hier offensiv Flächen vorzugeben, hier offensiv zu sagen, hier wären erste Überbrückungen sinnvoll, spannend, zur Beruhigung für die Anrainer und zur Eröffnung von höchstqualitativem Wohnraum und nicht nur von Wohnraum, ich habe es deswegen auch Bezirk genannt, weil das Wesen des Bezirks seine innere Differenzierung ist, also nicht jetzt eine lange Kette oder Wurst von Wohnungen, sondern eine Vielfalt von Wohnen, Arbeiten und Freizeit und von etwas, was überall in Wien so schwierig ist, den Erdgeschoß-Bereich differenziert zu nutzen. 

Gehen Sie jetzt zum Beispiel - und Sie werden sehen, wie schwierig das ist - an ein Vorzeigeprojekt der Stadt Wien, die gesamte Bebauung, die WET-Bebauung vor der Uno-City, wo jetzt sehr viel auch erreicht wurde, aber schauen Sie sich den Erdgeschossbereich an. Dort hast du ganz breite Fußgänger-Boulevards vom STRABAG-Gebäude, wo du durchgehst durch TEC, aber schauen Sie sich den Erdgeschossbereich an. Fast nichts ist dort passiert, weil es schwierig ist. Das ist eine lange Geschichte über diesen Standort, aber die Qualität dessen, was das Urbane in Wien ausmacht, fast schon die Übernutzung in gewissen Bereichen mit Schanigärten, mit Geschäften, das ist die Qualität und ich bin sicher, dass zum Beispiel am rechten Donauufer ... Da gibt es ja einige Lokale, das wissen aber nur Insider, wie sie überhaupt hinkommen. Wenn du mit dem Radl oder zu Fuß kommst, musst wirklich schultern und über die Bahn drüberhoppeln, dass du auf das rechte Donauufer kommst und Riesenumwege machen. 

Also, Sie kennen das, und ich werfe Ihnen hier auch gar nichts vor. Ich werfe hier nichts vor, denn diese Abgewandtheit vom Wasser kommt aus der Geschichte der Stadt, kommt aus Überschwemmungen über Jahrhunderte, die die Donau als Bedrohung sehen ließen. Und eigentlich ist die Gefährdung erst mit der Regulierung zurückgedrängt worden und dann hat man dort Industrie und Gewerbe angesiedelt, aber dieses Bewusstsein besteht heute noch. Darum sage ich, jetzt wäre eine Chance, das neu zu denken und hier die stadtplanerischen Vorgaben zu leisten. 

Jetzt kann ich diesem durchaus sehr engagierten Mitarbeiter Peter Klopf zustimmen, und auch Herr Gvatter hat das gesagt, mit diesem Plan wurde es nicht unmöglich gemacht, und wenn sich einer findet, dann ist es ohnehin noch möglich. 

Ja, das werfe ich auch dem Plan nicht vor, dass er es unmöglich macht, aber Städtebau, visionärer Städtebau, visionäre Leitbilder sollten das Anregen ermöglichen, erste Prioritäten setzen, damit es passiert und nicht so zu argumentieren, wie es halt jetzt hier herinnen aufgezeichnet ist, dass es sehr wohl eine geschlossene Kante beim Handelskai hat, so nach dem Motto der Handelskai ist immerwährender als die immerwährende Neutralität. 

Das ist ein Grund, warum ich diesem Plan skeptisch gegenüber stehe, dass er diese Vision nicht aufgreift. Wir werden das weiter diskutieren und sind eigentlich sehr froh, dass vor allem aus Sicht der Bauträger und der ArchitektInnen hier sehr, sehr viel Interesse besteht.

Einige wenige Anmerkungen noch, was ich zusätzlich kritisch sehe. Schon einmal genannt, also erstens die Umschöpfung oder die Neubewertung von Begrifflichkeit. Unsere Susi Jerusalem hat in einem anderen Bereich von Entlassenheit, Freisetzen und ähnlichem gesprochen. Früher haben hohe Häuser Hochhäuser geheißen, das sagt man jetzt nicht mehr, jetzt heißt es nur mehr Landmarks, ja. Also, wovor fürchten Sie sich, ein Hochhaus ist prinzipiell nichts Böses. Nennen wir ein Hochhaus Hochhaus und begründen wir, warum an gewissen Standorten Hochhäuser hinkommen und an anderen nicht. 

Aber dort, wo man sich nicht mehr ganz so sicher ist, ob man wirklich ein Hochhaus will, nennt man es halt sicherheitshalber Landmark, nach dem Motto, es kommt vielleicht ohnehin keiner darauf, denn wer ist gegen ein Landmark. 

Und ich sage Ihnen, wo ich mir nicht sicher bin, ob die Standortgunst gegeben ist. Natürlich steht im Hochhauskonzept, dass die Voraussetzung eine gute Erschließbarkeit und öffentlicher Verkehr ist. Aber kann die Lösung jetzt sein, dass zahnlückenartig bei jeder U-Bahnstation eine Landmark hinkommt, und wenn man sich doch nicht so sicher ist, ob die Landmark dort optimal ist, sagt man, na ja 70 Meter reicht auch.

Meine Damen und Herren, das ist bitte kein Konzept. Wenn, dann weisen wir, wie unmittelbar an der Donau bei der U2, da bin ich dafür, da sind auch wir GRÜNE dafür, dort eine großzügige, jawohl, auch eine Hochhausentwicklung vorzunehmen. Aber lassen wir sie dann nicht so zahnlückenartig herunterdämmen bei jeder U 2‑Station und sagen, die Landmark ist ohnedies nur 70 Meter. Also, das halte ich für problematisch.

Nicht gelöst ist eine große Frage, die nicht einmal andiskutiert wurde: Was ist die Zukunft der Stadionparkplätze? Wir haben jetzt eine große Einfamilienhausqualität für Autos vor und hinter dem Stadion. Jetzt bekommen wir dort eine U-Bahnstation hin, das ist gut. Und die banalste Möglichkeit - bitte das nicht als städteplanerischen Idee zu betrachten - ist, die Parkplätze in die Höhe oder in die Tiefe zu geben und ein großes Entwicklungsareal, für was auch immer, vorzusehen. Wo, wenn nicht im Beschluss eines Leitbildes, sollten dafür erste Zeitpläne, erste Ideen, erste Vorgaben gemacht werden?

Nichts Relevantes lese ich dazu. Wir widmen, ich habe das immer wieder kritisiert, wir widmen wirklich in den Tiefen des 22. Bezirks, weitab von öffentlichen Verkehrsmitteln, unausgesetzt. Hier, bei einem unmittelbaren Areal neben einer U-Bahnstation, da gibt es noch keine Idee.

Noch einmal Standortgunst: Wenige Meter zur Donau und zur Donauinsel und im Rücken den Prater, ein optimales Gebiet.

Weitere kritische Anmerkungen: Warum in diesem Gebiet vor allem tertiäre Nutzungen? Ich habe schon bei Downtown kritisiert und ich fürchte, ich werde Recht behalten. 

Diese Nur-Bürostandorte. Es wird genau so ausschauen wie in St. Pölten der Neubau jetzt. Am Masterplan eine wunderbar schöne Architektur, aber um fünf Uhr weht der Wind die Billa-Sackerln spazieren, sonst ist dort nichts. Warum bauen Sie, meine Damen und Herren, heute, wo wir die Qualität des Urbanen, der Vielfalt kennen, warum widmen sie prioritär monofunktionale Strukturen? Das Downtown wird deswegen, auch wenn das jetzt Coop Himmbelblau oder andere hervorragende Architekten bauen, nicht sinnvoller, die können sich die Nutzung nicht aussuchen. Warum gehen wir nicht in multifunktionale Nutzungen hinein, die wie im 7., im 9., im 15., im 16. Bezirk diese Vielfalt eigentlich erst zur Urbanität werden lassen?

Ein letztes Gebiet, wo man das Gefühl hat, man weiß eigentlich schon genau was gewisse Investoren wollen und zeichnet dann fast wie bei einer Schikane bei einem Formel I Rennen das Grünareal, dieses berühmte Abzweigerl, wo man den südlichen Parkplatz des Stadions, wo jeder sagen wird, nun, selbstverständlich ist das ein Teil des Praters, dass man den nicht innerhalb des grünen Praters rechnet, so nach dem Motto: Wer weiß, da könnte man noch etwas Großes hinbauen. 

Noch einmal: Südlich! Natürlich soll man nördlich des Praterstadions etwas tun, aber südlich des Praterstadions, unmittelbar in der Nähe des Stadionbades, dort auch den Grünstreifen zurückzufahren, halte ich fast für eine beängstigende Androhung, was dort passieren soll. Der Prater wird ohnehin an allen Ecken angezwackt, hier wäre es eine Möglichkeit gewesen, das entsprechend vorzusehen.

Auch bei den Grünverbindungen, die derzeit ausschließlich Straßen sind, hätte man sich auch mehr einfallen lassen können.

Im Summe halte ich es für eine ein bisschen vergebene Chance, was hier vorgegeben wird. Relevante Fragen werden ausgeklammert. Man kann auch noch etwas Gutes damit machen, also es ist nichts Schlimmes drinnen. Es weist einige gute Standorte aus, wo Entwicklungen vorgenommen werden können, aber eigentlich die Chance, vor allem die große Vision, die Donau, den Handelskai zu überbrücken und hier Wien wirklich an die Donau zu rücken, dazu war nicht der Mut gegeben, und das bedaure ich sehr. Dankeschön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Neuhuber. Ich erteile es ihm.

GR Mag  Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich glaube, in einem Punkt sind wir uns alle einig, die Idee von Leitbildern in der Stadtplanung ist gut und wichtig. Sie sind quasi ein Bindeglied zwischen dem Stadtentwicklungsplan und der eigentlichen Flächenwidmung sowohl in räumlicher als auch in zeitlicher Hinsicht.

In solchen Leitbildern sollen kleinere Stadtteile determiniert werden, ihre Charakteristik beschrieben werden, es sollen aber auch – das hat Chorherr lange ausgeführt – Visionen der Politik einfließen. 

Das Leitbild, das uns heute vorliegt, ist in seiner fachlichen Arbeit von Mag Klopf zweifellos in Ordnung, das ist gar keine Frage, es sind auch keine ganz groben Schnitzer drinnen, es sind keine Gemeinheiten drinnen. Auf den ersten Blick schaut es ganz gut und ordentlich aus, aber wenn man dann ins Detail geht, dann beginnt es sich zu spießen. 

Nun, wer wäre schon dagegen, wenn am Anfang drinnen steht: U 2 und Messe-Neu als Motor für Umstrukturierungsprozesse, meine Damen und Herren. Natürlich, kann man das unterschreiben.

Bei den Vorzügen, bei den Einschränkungen, der Charakteristik, den Typologien und Zonen, dort werden wir quer durch den Gemeinderat wahrscheinlich Konsens für dieses Leitbild erzielen. Wie gesagt, damit sind wir beim Konsens schon am Ende. Was den politischen Gestaltungswillen in diesem Konzept betrifft, beziehungsweise auch was einzelne Details betrifft, können wir nicht zustimmen.

Ich werde Ihnen das anhand einiger Beispiele auch gerne erläutern. Wie es drinnen heißt, der zeitliche Rahmen, Entwicklungsphasen heißt es im Leitbild, in Wirklichkeit kommt das Leitbild schon sehr spät, um nicht zu sagen fast schon zu spät, meine Damen und Herren.

Die Erneuerung für dieses ganze Gebiet, die Dynamisierung, wurde jahrelang verschleppt. Dafür gibt es zwei gute Beispiele: Die Messe. die Messe ist ohne jeden Zweifel ein extrem wichtiger Motor für die Wirtschaft einer Stadt. Es ist zum Beispiel für den Kardiologen-Kongress die große Halle, die notwendig war dafür, gerade noch fertig geworden, auch wenn Sie nach Aussagen von Teilnehmern des Kongresses eigentlich schon wieder ein bisserl zu klein gewesen ist. Das ist einmal positiv, dass sie rechtzeitig fertig wurde, und die Presseberichte über den Kardiologen-Kongress waren Gott sei Dank auch positiv.

Allerdings, die ÖVI-Anbindung, die öffentliche Anbindung, hat noch immer völlig gefehlt, das wissen wir, ebenso auch die Infrastruktur, so etwa die Gastronomie. Hier wurden Maßnahmen im Bereich Messe, Prater, schon über Jahre verschleppt. 

Jetzt will ich nicht wieder allzu lange mit dem Wurstelprater anfangen, das habe ich von dieser Stelle schon des Öfteren getan. Wir wissen alle, es könnte schon längst die Entwicklung dort fertig und umgesetzt sein und ich erspare Ihnen heute einmal zur Abwechslung, da wieder die Historie in die ganze Angelegenheit einzubringen.

Die Frage bleibt natürlich am Tisch, meine Damen und Herren, warum wurde für den Wurstelprater ein neuer Auftrag für ein Konzept erstellt, ein sogenanntes “Prater neu“, wenn seit Jahren – ich habe es heute wieder einmal ausgegraben – ein dickes durchaus schlüssiges Konzept vorliegt, warum! War das, was Herr Sallaberger damals im Oktober 2000 produziert hat Mist, Herr Stadtrat? Ich habe dazu bisher noch immer keine Aussage gehört. 

Ich möchte die fachliche Qualifikation von Herrn Mongon überhaupt nicht in Abrede stellen, aber warum werden trotzdem 1,54 Millionen EUR, also über 500 000 EUR im Jahr, weil ungefähr 3 Jahre läuft seine Tätigkeit für die Stadt, warum wird so viel Geld für ein neues Konzept ausgegeben? Dass es notwendig ist, ist gar keine Frage, aber bitte nicht doppelt, das ist Steuergeldverschwendung, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Über den Inhalt des Konzeptes ist ja noch nicht sehr viel publik geworden. Mongon verrät aber erst vor wenigen Tagen im Kurier sein Erfolgsgeheimnis. Er sagt nämlich, mit allen reden wäre sein großes Konzept, und dann führt er weiter aus, als Eckpfeiler seien Wurstelpratergestaltung, Verkehrskonzept, Vermarktung, Infrastruktur und ein Nutzungskonzept für 100 000 Quadratmeter auf dem ehemaligen Messeareal verankert. 

Und dann zählt er weiter auf, was er alles vor hat, auch Zonen- und Inselbildungen. Inselbildungen, das kommt uns allen bekannt vor. Es gab schon vor Jahren die Inseln im Prater, die Straße-des-Ersten-Mai wird ein Boulevard, modernste Toilettanlagen und zwei neue Eingangsbereiche sind fix, und und und. Ich finde bei dem Ganzen nichts Neues.

Apropos Eingangsbereich: Er ist ja eigentlich auch ein interessanter Punkt. Wieso wird gerade der sensible Eingangsbereich, das Tor zum Wiener Wurstelprater seit Jahren von einer Tankstelle verunziert. Jetzt werden Sie sagen: okay, da gibt es laufende Verträge. Aber wir wissen alle hier in diesem Saal, dass der Pachtvertrag für diese Tankstelle erst vor kurzer Zeit verlängert wurde.

Und das ist ja wirklich eine Attraktion, weil das gibt es nur einmal auf der ganzen Welt, dass ein Entertainment-Park am Eingang eine Tankstelle hat. 

Nun, was ist jetzt neu? Neu ist schon etwas am Mongon-Konzept, meine Damen und Herren. Offensichtlich ist es bereits zu ersten Streitereien zwischen Praterunternehmen und dem neuen Konzeptersteller gekommen. Der Kurier schreibt nämlich vor kurzem: “Während die Umgestaltungspläne die Praterbetreiber noch vor wenigen Wochen auf die Barrikaden trieben, herrscht plötzlich Ruhe. Die offene Drohung der Praterverwaltungsgesellschaft, Pachtverträge nicht mehr zu verlängern, zeigte Wirkung.“ Das ist, meine Damen und Herren, das Prater neu-Konzept à la SP: Repressalien für Praterunternehmer androhen, die Wirtschaft in diesem Bereich behindern. Ich gratuliere Ihnen wirklich sehr herzlich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich will jetzt gar nicht mehr darauf eingehen, dass sich - wie ja schon öfter bekrittelt - Herr Planungsstadtrat aus diesem Ressort, zumindest was den Prater betrifft, längst verabschiedet hat und eigentlich dazu auch nicht mehr Stellung in der Öffentlichkeit nimmt, das macht ja nur mehr Frau VBgmin Laska. 

Aber abgesehen vom Wurstelprater gibt es ja eine ganze Reihe anderer wichtiger Zonen. Immerhin sind es ja 600 000 Quadratmeter Bruttogeschossflächen, die dort neu geschaffen werden in dem Areal, welches das Leitbild umfasst. Das ist nachzulesen unter dem Kapitel Flächenpotentiale. Chorherr hat schon bekrittelt, dass es ein hoher Büroanteil ist. Die Durchmischung, gerade was den Handelskai, die U2-Querung betrifft, fehlt dort. Ja, das stimmt. 

Ich möchte aber noch ein weiteres Argument einbringen. Ich weiß, ehrlich gesagt nicht, wie Wien und wie unser Büromarkt diese Flächen in den nächsten Jahren vertragen soll. Es gibt derartig viele Stadtentwicklungsgebiete, wo neue Büroflächen geschaffen werden sollen. Der Büromarkt ist momentan ohnehin in einer Schwächephase. Also, wie wir dort weitere Hunderttausende Quadratmeter vertragen sollen, bleibt dahingestellt. Ich glaube, wir haben dann nicht nur am Abend leere Zonen im Bereich des Handelskais, wie Chorherr gesagt hat, sondern es kann uns passieren, dass wir dort auch tagüber devastierte, weil nicht vermietete Türme, stehen haben.

Was uns aber stört, ist eine Grundsatzfrage über das Leitbild. Also, meiner Auffassung nach heißt Leitbild, es leitet sich ja ab von leiten, (GR Dr Helmut GÜNTHER: Von leiden!) also man leitet, ja, man führt. Nun, wer führt. Es sollte die Stadt, leiten, die Stadt sollte führen, das ist mein Verständnis. 

Herr Stadtrat Schicker hat aber das Prinzip umgedreht, er lässt sich nämlich leiten. Gerade im Bereich Handelskai-U2-Station war es ja nicht so, dass die Stadt jetzt in diesem Leitbild ihre Vision, ihre Idee, ihre Charakteristik vorgibt, was dort entstehen soll, sondern genau das Gegenteil. Dort gibt es ja längst, seit Jahren fertige Immobilienprojekte. Und - das ist jetzt eine Neuigkeit - nicht nur Flächenwidmungen, Flächenanlasswidmungen gibt es in Wien, sondern einstweilen werden auch Leitbilder maßgeschneidert, weil das Leitbild ist in diesem Bereich maßgeschneidert auf die Projekte, die dort bereits bestehen, ja. Da ist nichts neues dabei. Und das ist genau das Problem daran, da hat Chorherr recht, da gibt es keine neue Vision. 

Jetzt kann man geteilter Meinung darüber sein, ob es zum jetzigen Zeitpunkt sinnvoll ist, dass die Stadt über den Handelskai an die Donau hinauswächst. Es ist eine Vision, es ist eine Idee, die man diskutieren sollte und die durchaus hier Eingang finden sollte in ein solches Leitbild, auch wenn ich vielleicht der Meinung bin, dass wir derartig viele andere Stadtentwicklungsgebiete haben und wir uns nicht verzetteln sollten. Dann müsste man eben etwas anderes streichen, dann müsste man überlegen, ob man den Westbahnhof wirklich weiterentwickelt und überplattet und nicht zu viele verschiedene Baustellen gleichzeitig anreißen. 

Aber es ist eine diskussionswürdige Vision, und diese fehlt in dem Leitbild, es ist maßgeschneidert auf bereits bestehende Gegebenheiten, es vollzieht nur mehr bestehende Fakten. Ja, meine Damen und Herren, es hat keinen politischen Gestaltungswillen. 

Zu den Hochhäusern. Das ist ja auch schon gekommen. Wir haben das ja, wenn Sie sich erinnern, im Hochhauskonzept immer bekrittelt, dass keine Hochhauslandschaften entstehen werden, sondern nur Einzelstandorte. Und jetzt haben wir genau in diesem Leitbildbereich auch vier Einzelstandorte für Hochhäuser, also drei eigentlich, weil an einem, nämlich am Handelskai, sollen es dann zwei sein. Wir haben einen im Bereich Eingang Messe, das ist der Zahnstocher von Peichl. Wir werden wahrscheinlich einen, ich nehme einmal an, Wohnbauzahnstocher im Bereich Ausstellungsstraße bei der U2-Station haben und wir haben zwei Zahnstocher, vielleicht einen kleineren, vielleicht einen größeren. Nach meinen Informationen aus der Immobilienwirtschaft nur einen größeren, wir haben einen einzigen am Handelskai. 

Und das ist genau das, vor dem wir immer gewarnt haben. Wir werden einzelne Zahnstocher in der Hochhauslandschaft von Schickers Gnaden haben, aber keine zusammenhängenden Flächen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das wird allerdings das Stadtbild erheblich prägen. Das muss man wirklich sagen, weil wir werden sehr viele solcher Dinge herumstehen haben, wie ich ja von weiteren Leitbildern weiß, die kommen. Chorherr hat mit seiner auch-Vision oder mit seiner Befürchtung Recht, an jeder U-Bahn-Station wird in Zukunft ein solches Hochhaus kommen. Also, wir werden leider in einigen Jahren dann feststellen können, ob vielleicht unsere Idee von Hochhauslandschaften für die Stadtbildverträglichkeit nicht doch die bessere gewesen wäre. 

Meine Damen und Herren, dieses Leitbild ist, auch wenn es fachlich okay ist, völlig visionslos. Es birgt keine Neuigkeiten, keine Impulse, es ist von außen gesteuert und von außen getragen, es fehlt ihm der politische Mut. Man müsste fast sagen, ein klassisches Schicker-Konzept. Und darum wird es von der Österreichischen Volkspartei abgelehnt. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Josef Wagner. Ich erteile es ihm. 

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben heute eine ausführliche Diskussion über ein Gebiet, Messe Wehlistraße, das derzeit schon durch eine Vielfalt von Entwicklungsmöglichkeiten gekennzeichnet ist und das durch den Bau der U2 weitere Entwicklungsmöglichkeiten erfährt. 

Und ich nehme an, dass dieses Gebiet im Masterplan, der ja im Herbst im Ausschuss beschlossen werden wird und noch heuer in den Gemeinderat kommt, auch noch ausführlich zu diskutieren sein wird. Tatsache ist, dass dieses Leitbild geschaffen wurde - und das haben meine Vorredner schon gesagt - ohne große Visionen, aber auch ohne sehr große Fehler, und so gesehen ist ja das schon einmal ein Fortschritt, wenn hier Bürger, Parlamentarier, Opposition meinen, dass keine groben Fehler passiert sind. 

Wir werden daher auch dem Leitbild, so wie es vorliegt, sicherlich zustimmen, aber wir müssen natürlich auch kritische Anmerkungen machen.

Die kritischen Anmerkungen beziehen sich aber jetzt weniger auf die Erstellung des Leitbildes und auf das jetzt vorliegende Leitbild, sondern auf die Entwicklung bis dorthin. Es ist ganz einfach so, dass hier jahrzehntelang in der Stadtplanung Versäumnisse stattgefunden haben, in der Stadtentwicklung, in den Ressorts der zuständigen Stadträte, Planungsfehler in der Vergangenheit oder Missachtungen von Planungen. 

Man wusste genau, dass die Wiener Messe den Standort behält. Man wusste genau, dass sich die Wiener Messe weiterentwickelt. Gott sei Dank, sage ich einmal, sind die Befürchtungen, die mit dem Kardiologenkongress und mit dem doch sehr starken Besucheranstrom bevorstanden, nicht in dem Ausmaß eingetreten, wie es die Bewohner befürchtet haben. Es ist schon schlimm genug und es wäre schön, hätten wir jetzt schon die U-Bahn. Es ist nicht angenehm für Kongressbesucher, es ist nicht angenehm für Anrainer, es ist nicht angenehm für Wienerinnen und Wiener, die unterwegs sind, im Verkehr zu stecken oder bei Großveranstaltungen im Praterstadion. Vier Stunden braucht man ungefähr mit den Wiener Linien oder brauchen die Wiener Linien, um eine Menschenanzahl von 40 000, 50 000 Personen aus dem Gebiet abzutransportieren. 

Das ist nicht angenehm, und wenn dann die Wiener Linien noch vorzeitig Schluss machen, nicht so lange fahren wie angekündigt und die Leute stundenlang auf ein Taxi warten müssen in der Kälte, in der Nacht, ist das auch nicht angenehm und ist auch für den Tourismus einer Weltstadt wie Wien sicherlich nicht förderlich, ebenso auch nicht für den weiteren Besuch von solchen Großveranstaltungen. 

Und besonders bedauerlich und schlimm ist es, wenn die Bewohner, die Anrainer, solche Großveranstaltungen in Kauf nehmen müssen, und das tun sie zu einem überwiegenden Anteil bisher zumindest noch gerne, weil sie wissen, wie wichtig das Grüngebiet Prater ist, weil sie wissen, wie sie dieses Grüngebiet, dieses Naherholungsgebiet auch schätzen und benützen können, aber sie akzeptieren es nur noch, oder nicht mehr lange, wenn weiterhin Vorfälle eintreten werden, wie es heuer im März der Fall war, wo die Stadionallee, die ja für den Individualverkehr, für den motorisierten Individualverkehr gesperrt ist und nicht freigegeben wird, die nur fallweise in der Vergangenheit bei wirklich sehr großen Veranstaltungen mit 60 000 Teilnehmern im Stadion für den Individualverkehr freigegeben wurde, gesperrt ist. 

Das bedeutet aber, dass durch die Zufahrenden zu Großveranstaltungsstätten im Prater, im Stadion natürlich ein verstärktes Verkehrsaufkommen zu solchen Zeiten in den Wohngebieten entsteht. Das ist erträglich, wenn wir das, so wie in der Vergangenheit, vielleicht einmal, zweimal bei großen Messen hätten. In der Zwischenzeit sind aber solche Großveranstaltungen und Messen wöchentlich, und daher muss man sich rasch um eine Alternative kümmern. Wenn aber die U-Bahn erst 2007 fertig sein wird, dann ist es derzeit kein Trost für die Leute, die noch jahrelang unter dem Verkehrschaos leiden werden. 

Es gibt zum Prater und zur Messe zwar ein sogenanntes “Verkehrskonzept“, wo jemand ein paar Linien eingezeichnet hat, wo jetzt schon U-Bahnen fahren, aber es gibt bitte, kein großes Verkehrsleitkonzept. Und das, was erstellt wurde, wo man zumutet, dass vom Handelskai über die Südosttangente kommend über den Handelskai die Zufahrt zur neuen Messe gestaltet werden soll, genau durch das Wohngebiet, das wird nicht erträglich sein. 

Die U-Bahn fehlt, und die Prater Hauptallee wird nicht für den Verkehr freigegeben. Ich bekenne mich dazu, dass auch ich die Prater Hauptallee nicht freigeben möchte. Ich wundere mich aber, dass bei einer Demonstrationsveranstaltung von SPÖ-Gewerkschaftern und SPÖ-Teilnehmern an Protestveranstaltungen gegen die Bundesregierung plötzlich Hunderte Autobusse aus allen Bundesländern die Prater Hauptallee benützen dürfen und dort stehen. Es gab keinen Hinweis darauf, dass das eine Massenveranstaltung ist, vergleichbar mit 60 000 Teilnehmern im Stadion. 

Ich frage Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ, wenn das Ihre Verkehrspolitik und Ihre Planungspolitik für Messe und Prater ist, dass Sie die Hauptallee für parteipolitische Protestveranstaltungen freigeben, aber den Individualverkehr bei Großveranstaltungen bei Messe und Stadion durch das Wohngebiet lenken wollen, dann ist das ein weiteres Zeichen für ihre verfehlte sozialistische Politik in Wien. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und diese Idee der Überplattung des Handelskais. Klubobmann Chorherr hat heute freundlicherweise immer von einer Überbrückung gesprochen. Also, für eine Überbrückung, für eine fallweise Überbrückung, ein zwei Brücken gibt es ja Gott sei Dank, aber viel zu wenige, wo die Bewohner des Handelskais, die Bewohner ... (GR Mag Christoph Chorherr: Habe ich schon gemeint!) Ich weiß schon, das wollte ich jetzt nicht wissen und hören, Sie haben natürlich nicht nur Brücken gemeint, Sie reden aber immer von einer Überbrückung. Eine Überbrückung klingt natürlich etwas niedlich, man macht ein paar Fußgängerstege, wir haben das früher auch gewünscht. 

Unsere Forderung ist immer Grünbrücken. Mehr Grünbrücken über den Handelskai, damit die Bewohner Zugänge zum Erholungsgebiet, zum Donauufer haben. Das wäre sinnvoll, das unterstützen wir, das fordern wir seit vielen Jahren, da passiert aber zu wenig. Ich brauche aber vielleicht für Grünbrücken nicht unbedingt ein Leitbild. Ja, es wäre schön, wenn man so etwas in einem Leitbild auch drinnen hätte, da gebe ich Ihnen Recht. Nur, Ihre Überbrückung schaut ja so aus, dass Sie von einem 24. Bezirk träumen, dass Sie sagen, auf einer Länge von 20 Kilometern bauen wir jetzt einen neuen Bezirk, der liegt dann an der Donau. Schön, weil wie viele Einwohner haben Sie dafür vorgesehen, 40 000 oder so was. Das bedeutet ja Ihre ursprüngliche Idee, zu der Sie ja jetzt nach wie vor stehen, dass Sie den Handelskai und ich nehme an - das haben Sie zwar nie dazugesagt - auch die Bahnlinie überplatten. 

Für mich ist das eine Überplattung. Sie wissen die unbedingt notwendige Überplattungshöhe, das wären also mindestens 4 Meter 80 oder 5 Meter 80, das heißt, alle Bereiche und wer den Handelskai kennt, ich glaube Ihnen, dass Sie dort gefahren sind und dass Sie sich das angeschaut haben. Ich kenne auch die Häuser, die mit den Schießscharten zur Donau schauen und nicht mit den Fenstern, aber das ist die Folge, dass eben zu wenig Lärmschutzmaßnahmen und andere Einrichtungen am Handelskai vorgenommen wurden. Wir haben in der Zwischenzeit Tempo 50, was für das Verkehrsaufkommen dort für Viele sehr störend ist, was aber für die Bewohner noch immer zu viel ist. 

Wir haben riesige Probleme, sage ich einmal, weil wir dort in den letzten Jahren auch in den Lärmschutz zu wenig investiert haben. Aber ich habe mit vielen Leuten in dem Gebiet gesprochen und es kann sich, ehrlich gesagt, niemand von den Bewohnern, und das sind dort nicht die Reichen die dort wohnen und die sich Villen hingebaut haben, sondern das sind Bewohner von Eigentumswohnungen, von Gemeindebauten, es kann sich niemand vorstellen, wie das für sie wirklich ein Vorteil sein soll, wenn plötzlich vor ihrem Haus, und Sie kennen ja den Handelskai, da verlaufen die Häuser, davor ist ein 2, 2 ½ Meter, 1 Meter breiter Gehsteig, dann ist die Fahrbahn und die Häuser gehen unmittelbar an die Fahrbahn heran, die meisten, oder sehr viele davon, und dann wird man auf eine Höhe von 5 Metern, 6 Metern plötzlich einen Betonklotz vor die Fenster stellen. Das bedeutet, bis zum 4. Geschoss verlieren Sie dort alle Wohneinheiten. Dass die Erdgeschosswohnungen in ganz Wien schon eher nicht mehr als Wohnungen genützt werden und zurückgehen, okay. Aber Sie schaffen es nicht, die Erdgeschosswohnungen abzusiedeln. Und vor allem, reden Sie mit den vielen Betroffenen, die Sie dort absiedeln müssen. Das wären Tausende von Menschen, die ihre Wohnung verlieren. Es sind Tausende, (GR Mag Christoph Chorherr: Sie haben es nicht verstanden!) nun, selbstverständlich. Sagen Sie mir, soll jemand, der im 1. Stock wohnt und auf den Handelskai hinaus seine Fenster hat, der den Eingang dort hat, in einen Tunnel schauen? Da wird er doch nicht in einen Fahrbahntunnel dann hineinschauen und dort wohnen bleiben. 

Also, wie das gehen soll, weiß ich nicht. Daher ist ihre Idee zumindest genauso unüberlegt und unausgegoren wie das von der SPÖ oder von den Planern der SPÖ-Stadtregierung vorgelegte Leitbild. Also auch beides ist fraglich. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wissen Sie, das kommt den Bewohnern dort so vor, als würden sie eine Debatte anhören, wo ein paar Millionäre der Baulobby über die Anschaffung des nächsten Rolls Royce miteinander plaudern und die die dort drinnen sitzen und betroffen sind, die Wohnbevölkerung, die denkt darüber nach, wie sie sich die Miete leisten kann und wie sie sich vielleicht ein Moped kaufen kann. Also, mit Ihrer Debatte, die Sie da angezündet haben sind die Bewohner dort nicht glücklich. Mag sein, dass das für die Stadt Wien ein schönes, ein tolles Erlebnis wäre. Wien an die Donau ist ein Schlagwort, es bleibt aber mit Ihrer Idee nach wie vor ein Schlagwort, weil Sie mit diesem Betonkobel, den Sie dort errichten wollen, in Wahrheit eine neue zusätzliche Barriere zwischen den Bewohnern des 2. Bezirkes, zwischen den Sportflächen des 2. Bezirkes und zwischen der Donau errichten, aber nicht einen besseren Zugang. 

Denken Sie darüber nach oder unterstützen Sie die Idee, viele zusätzliche Überbrückungen zu schaffen, wirkliche Grünbrücken, Fußgängerbrücken, wo man mit Rad oder mit Kinderwägen leichter zur Donau kommt, aber bitte hausen Sie nicht den Handelskai ein in einer Form, wo Sie aufstocken und dort ein Bauland schaffen das so teuer sein wird, dass sich niemand dort wirklich Wohnungen leisten kann. 

Wir haben keinen Mangel an Bauflächen in der Leopoldstadt. Es ist das gesamte Nordbahnhofgelände vorhanden. Dafür gibt es auch ein Leitbild, vor 20 Jahren beschlossen. Nur wurde nie danach wirklich gebaut und es sind bis heute aufgrund des Streites zwischen der ÖBB und der Stadt Wien nach wie vor Grundflächen ungenützt. Wir hätten dort Entwicklungspotential genug. Das Leitbild kann daher nur sinnhaft sein, wenn es ein Leitbild ist, das auch umsetzbar ist, und auch umsetzbar ist von den finanziellen Möglichkeiten her. 

Aber ich habe nichts von einem Leitbild, so wie wir es beim Nordbahnhofgelände haben, das beschlossen wird, das jahrelang nicht umgesetzt wird und wo nach wie vor dann Streitereien auftreten und man sagt, warum habt  ihr das so geplant, wenn ihr es nachher ohnedies nicht baut. 

Daher wäre mein Wunsch, kümmern Sie sich etwas mehr um die Wünsche und Sorgen der dort befindlichen Wohnbevölkerung, schauen wir, dass wir eine positive Entwicklung aus den Synergien der neuen U 2 für Wirtschaft, für Leben, für Wohnen, für Erholung in der Leopoldstadt finden. Denken wir daran zuerst und denken wir erst später darüber nach, wie wir Tunnels auf einer Fahrbahn bauen, die heute schon ein Verkehrsweg ist. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik:  Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Hora. Ich erteile es ihm. 

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mit der Entscheidung, die Wiener Messe auf dem bisherigen Gelände zu belassen ist es notwendig geworden, die entsprechenden städtebaulichen Akzente auch in diesem Gebiet zu setzen. Nicht nur die Messe neu, sondern auch der Ausbau und die Verlängerung der U-Bahnlinie 2 haben wesentliche Impulse gesetzt, beziehungsweise werden in Zukunft natürlich wesentliche Impulse in diesem Gebiet setzen. 

Wenn uns heute das neue städtebauliche Leitbild vorliegt, dann erlauben Sie mir, Herrn Mag Klopf mit zu zitieren, der wirklich bei jeder Sitzung, egal ob auf Bezirksebene oder bei Besprechungen oder bei Diskussionen zu diesem Leitbild immer wieder gesagt hat, es sei ein sehr spannendes und interessantes Gebiet.

Ich möchte an dieser Stelle gleichzeitig nicht nur dem Herrn Mag Klopf, sondern auch den Mitarbeitern der MA 21A, die daran gearbeitet haben, recht herzlich danken, denn mit diesem Leitbild ist etwas entstanden, das zeigt, wie schwer es ist, grundsätzlich ein sehr homogenes Gebiet – und ich komme darauf noch zurück – zusammenzufassen und trotzdem mit Ideen zu spicken und diese zu verwirklichen, was für die Zukunft dieses Leopoldstädter Teiles sehr wichtig ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist ein Gebiet von fast 30 Hektar, aber gerade dieses Gebiet, in dem umfangreiche Veranstaltungsstätten wie Stadion, Hallenstadion, Krieau oder Volksprater selbst, wie er heute schon erwähnt worden ist, vorhanden sind, zeigt große Gegensätze. Hier war es wirklich notwendig, ein Leitbild zu erstellen, das diese heikle Struktur abdecken kann, wobei ganz wesentlich ist, dass die Einbindung der zukünftigen U-Bahn als Hochleistungsverkehrsmittel auch die Möglichkeit eröffnet und geradezu erfordert, hier die entsprechenden städtebaulichen Akzente im Wohnbereich, aber auch im Dienstleistungsbereich zu setzen. 

Wichtig war es, die charakteristische Höhenlage zu berücksichtigen, nämlich auf der einen Seite einen Grüngürtel, ein Landschaftsschutzgebiet zu haben und auf der anderen Seite die Möglichkeit, eine Höhenentwicklung anzugehen, die aber trotzdem so abgestimmt ist, dass damit die Grundvoraussetzungen eines Leitbildes, aber auch eines homogenen Bildes erfüllt werden. Gerade das erstellte Leitbild zeigt, dass Stadtplanung in dieser Stadt wieder passiert. 

Erlauben Sie mir in diesem Zusammenhang ganz kurz vielleicht die Wortmeldung des Kollegen Chorherr ein bisschen zu kommentieren. Herr Kollege Chorherr, Sie haben gleich am Anfang gesagt: Wo ist der Stadtrat? Das war für Sie das Wichtigste. Es ist für Sie aber anscheinend nicht wichtig, dass man an der Sitzung der Stadtentwicklungskommission teilnimmt. Oder dass Sie – erlauben Sie mir, auch diese Bemerkung hier zu machen – bei dem letzten Stadtentwicklungsarbeitsausschuss, der länger gedauert hat, ganz einfach die Sitzung verlassen haben und die letzten vier Punkte nicht mehr mitdiskutieren wollten, zeigt auch ein gewisses Demokratieverständnis. Aber, wie gesagt, Kollege Chorherr, es ist Ihres. (GR Mag Christoph Chorherr: Nach zweieinhalb Stunden!) Ja, es gibt auch Sitzungen, die vier Stunden dauern, da muss man sich Zeit nehmen. Das sieht man auch, wenn man sich die Tagesordnung anschaut, die vorgeschlagen ist. (GR Mag Christoph Chorherr: Jedes Mal, wenn ein Sozialdemokrat sich entschuldigt und früher weggeht, werde ich das auch sagen!) Gut, können Sie gerne tun. Sie werden mich dabei nicht erwischen, da werden Sie Pech haben.

Übrigens verwehre ich mich gegen Ihre Idee dieser Überplattung des Handelskais. Sie kommen immer mit einem anderen Standort, einmal war es der Standort im 20. Bezirk, jetzt ist es wieder der Standort im 2. Bezirk. Irgendwie habe ich das Gefühl, Herr Kollege Chorherr, Sie gehen da einem Traum nach. Sie wollen sich da irgendwo verwirklichen, in dem Sie ganz einfach sagen: Diese Platte habe ich geschaffen. (GR Franz Ekkamp: Den Namen eingravieren!) Da gibt es ein altes Sprichwort: Ein Mann soll also ein Kind zeugen, soll einen Baum setzen und ein Haus bauen. Für Sie abgeleitet: Ich will eine Platte bauen. (GR Franz Ekkamp: Und da wird der Name eingraviert!) Vielleicht können wir irgendwann einmal die Platte oder vielleicht einen Steg – ich bin ganz bei Ihnen, wenn wir hier Zugangsmöglichkeiten schaffen – auf "Christoph Chorherr" umbenennen. (GR Günter Kenesei: Nein, darum geht es nicht! Sie verstehen gar nichts!) Ich werde mich sicher gerne dafür einsetzen, aber ich kann nicht damit leben, dass Sie ganz einfach sagen – da muss ich dem Kollegen Wagner sogar Recht geben –, Sie wollen dort eine Platte. Es kann nicht sein, dass den bisherigen Mietern, die jetzt die Sicht auf die Donau haben, diese Sicht ganz einfach abgeschnitten wird. Ich mache dort eine Platte, mache alles zu, geben dort hochrangiges Wohnen hin für eine Bevölkerung, die es sich leisten kann. Ob das die Klientel der GRÜNEN ist? Es scheint so zu sein. Es ist sicher nicht die Klientel einer sozialdemokratischen Stadtpolitik. (GR Mag Christoph Chorherr: Sie leben lieber in einer Lärmhölle! Super!) Man kann Maßnahmen gegen den Lärm setzen, da wäre ich bei Ihnen, aber mit einer Überplattung, um dort auf die Platte teure Wohnungen zu bauen, kann ich mich nicht einverstanden erklären. (Beifall bei der SPÖ. – GR Christoph Chorherr: Na, was wollen Sie machen? Wollen Sie eine Platte in der Luft machen, die dann so irgendwo schwebt?)
Ich komme jetzt wieder ein bisschen zurück. Wie wichtig die Messe für Wien ist, das hat der gerade vor wenigen Tagen abgehaltene Kardiologenkongress gezeigt. Mit fast 40 000 Besuchern konnte Wien und damit natürlich auch die Leopoldstadt doch etliche wirtschaftliche Akzente spüren, es gab wesentliche wirtschaftliche Vorteile, und – da, Kollege Wagner, bin ich mit Ihnen nicht einer Meinung – gerade dieser Kongress hat gezeigt, dass das Verkehrskonzept, obwohl die U-Bahn noch nicht in Betrieb ist, funktioniert hat. Ich sage Ihnen ganz ehrlich, so wenig Reklamationen und Beschwerden aus der Bevölkerung wie bei diesem Kongress würde ich mir bei jedem Fußballmatch wünschen. Also das hat gezeigt, dass Konzepte, wenn sie entsprechend ernst genommen werden, auch einen Vorteil, einen wesentlichen Vorteil für die Bevölkerung bringen.

Erlauben Sie mir, auch ein bisschen etwas zur Arbeitsweise des derzeitigen Stadtrates zu sagen. Wir haben jetzt so in etwa Halbzeitbilanz, und wir haben – ich weiß nicht, ob Ihnen das aufgefallen ist, ich habe jetzt nachgeschaut – in seiner Amtszeit, die erst zweieinhalb Jahre dauert, sieben Stadtentwicklungsarbeitsausschüsse gehabt – denken Sie nach, wie viele es vorher insgesamt gegeben hat; also in dieser kurzen Amtszeit sieben – und auch fünf Sitzungen der Stadtentwicklungskommission. Das heißt, er geht in eine breite Öffentlichkeit, er versucht, mit allen zu diskutieren, und er versucht, alle Ideen einzubringen.

Wenn wir auf diese Stadtentwicklungsarbeitsausschüsse eingehen, kann ich Ihnen nur sagen, was alles in dieser Halbzeit, bei der diese Periode in etwa angelangt ist, geschehen ist. Wenn Sie nachdenken, werden Sie draufkommen, dass wir nicht nur dieses Leitkonzept, das heute zur Beschlussfassung vorliegt, dort zur Diskussion hatten, sondern dass wir in der Zwischenzeit auch das Wiener Hochhauskonzept gemacht haben, Ideen für den "Mehrwert Simmering" und die Aspang-gründe entwickelt haben und und und. Da könnte ich noch einiges nennen, was wir bereits diskutiert haben.

Aber auch – das ist ja heute in der Fragestunde schon entsprechende erörtert worden – der Wiener Verkehrsmasterplan hat mit reger Anteilnahme und mit reger Diskussion entsprechend Aufnahme und Widerhall gefunden, und ich glaube, wenn wir auch diesen dann in Kürze beschließen werden, ist wieder ein Meilenstein für die Geschichte der Stadtentwicklung in dieser Stadt gesetzt.

Eines muss ich allerdings abschließend noch sagen, das kann ich mir als Leopoldstädter Mandatar in keinster Weise verkneifen. Ich meine jenes Jo-Jo-Spiel, das derzeit durch die Österreichischen Bundesbahnen und letztendlich durch die österreichische Bundesregierung um den Bahnhof Wien Nord gespielt wird. Immer wieder heißt es, jetzt wird das angegangen, wir hören, die Pachtverträge wurden aufgekündigt, doch dann plötzlich gibt es Schreiben an die Pächter, es wird wieder um ein Jahr verschoben, und so weiter, also eine never ending story. 

Ich muss ganz offen sagen, dieser Bahnhof Wien Nord, der ja derzeit eher den Charme eines Bahnhofes in Osteuropa hat – er stammt eben aus dem Ende der fünfziger Jahre und wurde Anfang der sechziger Jahre eröffnet –, bietet sicherlich nicht das städtebauliche Bild, das wir uns in Wien wünschen.

Wenn die Europameisterschaft 2008 in Wien stattfinden wird, werden wir mit Hilfe auch dieses Leitbildes eine Strukturierung in dieser Gegend haben, die eine entsprechend moderne, aufstrebende, wirtschaftlich wichtige Stadt zeigen wird, die allerdings beim Bahnhof Wien Nord endet. Sollte jemand dort aussteigen, wird er leider noch immer den Charme aus Osteuropa spüren. Das kann zwar etwas nostalgisch sein, ich bin aber nicht sicher, ob das einer Stadt, die sonst in anderen Punkten, was die Stadtentwicklung betrifft, fortschrittlich agiert und entsprechend demokratisch vorgeht, zuträglich ist. 

In diesem Sinne ersuche ich Sie, diesem vorgelegten Leitprojekt zuzustimmen. 

Für mich ist es nur ganz interessant, einen kompletten Wandel zu erleben. Die Österreichischen Volkspartei hat im Bezirk aktiv mitgearbeitet und das Leitprojekt mitbeschlossen. Wenn es hierher geht in den Gemeinderat, scheinen die Weisungen von woanders zu kommen, und plötzlich kann man sich nicht mehr erinnern. 

Ganz interessant ist auch eine Aussage des Kollegen Chorherr, die ich mir hinter die Ohren schreiben werde. Kollege Chorherr, Ihre Grünen im Bezirk waren dagegen, denn es kann ja nicht sein, dass überhaupt ein Hochhaus entsteht, doch Sie haben heute von dieser Stelle aus gesagt, Sie haben nichts gegen Hochhäuser. (GR Franz Ekkamp: Da schau her! – GR Mag Christoph Chorherr: Ja, aber an welchem Standort!) In diesem Sinne werde ich Sie sicher gerne ab und zu zitieren. (GR Mag Christoph Chorherr: Es kommt auf den Standort an!)

Ich bedanke mit für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf den Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichtserstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Dies ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der Grünen und der ÖVP, angenommen. (GR Franz Ekkamp: Wenig war das! Wenig Grüne! – GR Godwin Schuster: Und nur vier Stimmen der ÖVP.) 
Es gelangt Postnummer 46 als Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 6598K2 im 23. Bezirk, KatG Inzersdorf.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn Dipl Ing Al-Rawi, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dipl.-Ing. Omar Al-Rawi: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zu dem vorliegenden Akt.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Dieses Plandokument 6598 – vielleicht werden sich einige, die schon länger hier herinnen sind, noch daran erinnern – war schon einmal Ausgangspunkt für eine noch nach der alten Geschäftsordnung etwas längeren Rede von meiner Seite. (GR Franz Ekkamp: Fünf Stunden!) Es hat damals 5 Stunden und 16 Minuten gedauert. (GR Johann Driemer: Zum Leidwesen des Berichterstatters!) Zum Leidwesen des Berichterstatters, also er kann sich auch noch erinnern. Die neue gibt ja jetzt 20 Minuten vor, an der Qualität des Plandokuments hat sich aber leider all die Jahre hindurch und auch nach einer fünfeinviertelstündigen Rede nichts geändert. 

Was ist in der Zwischenzeit, seit diesem doch für viele historischen Zeitpunkt – das war der erste Schritt für die B301-Widmung und so weiter – passiert? Wir haben den Flächenwidmungsskandal gehabt in jüngster Vergangenheit, sehr viele Versprechungen von neuen Stadträten, sich mehr mit den Bedürfnissen der Bevölkerung auseinander zu setzen, wir haben Zusagen gehört, wir haben Eingeständnisse gehört, dass sich alles bessern wird und alles schöner wird. 

Im Februar 1997 ist unter anderem das Postverteilzentrum mitgewidmet worden in diesem Gebiet mit diesem ersten Stück der Abfahrt der Verkehrsfläche, die damals noch B301 geheißen hat. Gelautet hat das Ganze damals so: "Unter Berücksichtigung der Ausbildung einer neuen Stadtkante soll die Gebäudehöhe mit Bauklasse I und II festgesetzt werden, um entsprechend der lockeren Topographie von Süden kommend die freie Sichtbeziehung auf die natürliche Stadtkante des Wienerberges und Laaerberges zu gewährleisten." 

Dann hat sich das ein bisschen geändert. Im Februar 2000 hat es dann den Entwurf 1 gegeben, da hat das Plandokument dann 6598K geheißen. Da war von den Sichtbeziehungen und der freien natürlichen Stadtkante keine Rede mehr, sondern da hat es geheißen: "Nach nun erfolgter Grundstückstransaktion und den vorliegenden Projektplänen soll auch im Hinblick auf einen kurzfristig in Aussicht genommen Baubeginn ..." – nämlich für das Postverteilzentrum – "... die notwendigen widmungsrechtlichen Änderungen bedürfen lediglich geringfügiger Modifikationen entsprechend dem tatsächlichen Grundbesitz". 

Es ist nämlich darum gegangen, dass der Wirtschaftsförderungsfonds in diesem Bereich landwirtschaftliche Flächen, Ackerland, in großem Ausmaß zu weit überhöhten Preisen angekauft hat. Es sind dort Preise bezahlt worden in der Größenordnung zwischen – noch in Schillingen – 1 000 und 1 500 S für Ackerland. Und das mit der Sichtbeziehung hat dann auch nicht mehr so hingehaut, denn bei der Bauhöhe sind aus den maximal 12 Metern dann maximal 21 Meter geworden. Auch die Kubatur hat sich insgesamt um einiges verändert, denn vom Februar 1997 bis zum Februar 2000 hat es eine Veränderung des Bauvolumens in einer Größenordnung von 366 000 Kubikmetern gegeben. Das ist eine Größenordnung, die rund 700 Einfamilienhäusern entspricht, die sich da bei dieser unwesentlichen Veränderung dieses Plangebietes ergeben hat. 

Das Ganze spielt sich in einem doch eher sensiblen Bereich der Stadtgrenze im Süden von Wien ab, wo sowohl Grünland auf der einen Seite als auch Wohnbebauung und Industrie auf der anderen Seite aufeinander treffen. 

Im November 2001 gab es einen Vorentwurf des Plandokuments 6598K2 – das ist also jetzt die vierte Abänderung zum ursprünglichen Plan –, und im Bericht wird darauf hingewiesen, dass es ohnehin schon Änderungen gegeben hat und dass jetzt, nach erfolgter Grundstückstransaktion, die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden. Weiters soll im Hinblick auf die Errichtung des geplanten Postpaketzentrums, das jetzt einmal neu ins Spiel gebracht wird, in diesem Bereich die maximale Bebaubarkeit auf 60 Prozent der Grundstücksfläche festgelegt werden, und es gibt – wie in so vielen Plandokumenten, die wir auch beim Flächenwidmungsskandal bearbeitet haben – keine Erklärung und keinen Hinweis über die Bauklassenänderung von der Bauklasse I auf die Bauklasse III. 

Jetzt fragen sich natürlich sehr viele, ob man das ursprünglich nicht gewusst hat, als das Postverteilzentrum errichtet wurde. Ich sag Ihnen: Oja, man hat es schon gewusst. Man hat geglaubt, dass man mit diesem Postverteilzentrum, mit diesem Briefverteilzentrum Fakten schaffen kann, die einerseits die Grundstückseigentümer in diesem Gebiet in eine Situation bringen, aus der die schwer herauskönnen, denn wenn es ein Angebot von 1 000 bis 1 500 S für einen Quadratmeter Grund gibt, der an und für sich nur 200, 300 S wert ist, dann wird schon der eine oder andere schwach werden – und das ist ja auch der Fall gewesen –, und man hat Fakten geschaffen, dass man der Bevölkerung, die dort an der Laxenburger Straße bis in den Bereich Innerfavoriten Anrainer ist, nicht die ganze Wahrheit gesagt hat. Man hat den Leuten mitgeteilt, das wird alles geregelt mit der Post, die Zu- und Abfahrtswege werden sich ausschließlich über die Vorarlberger Allee bewegen, dieses Briefverteilzentrum wird so gut wie nicht spürbar sein. 

Und plötzlich kommt jetzt über die Hintertür ein Paketzentrum, das zwar von Anfang an immer geplant war, aber erst als zweiter Realisierungsschritt nach Errichtung einer etwaigen Autobahnabfahrt von der B301, aber der Bevölkerung wurde vorgegaukelt, die Laxenburger Straße im Bereich des Großgrünmarktes und dann weiter Richtung Innerfavoriten wird nicht vom zusätzlichen LKW‑Zu- und ‑Ablieferverkehr für dieses Postpaket- und Briefzentrum betroffen sein. 

Jetzt weiß ich schon, man hat fieberhaft nach einem Standort gesucht, der sowohl verkehrstechnisch als auch von der Grundstücksverfügbarkeit – und da wieder beim Wirtschaftsförderungsfonds – ein interessantes Grundstück darstellt, und man hat insofern halt den Süden der Stadt genommen, weil dort der Wirtschaftsförderungsfonds recht hohe Preise bezahlt hat für die Flächen und weil diese brachliegenden Flächen schon sehr auf das Gesamterscheinungsbild des Fonds gedrückt hätten bei der Grundstücksbilanz, wenn man die nicht losgeworden wäre. 

Man braucht nur zu vergleichen, welche Flächen überhaupt damals in einer Art von Anfall auf Grund politischer Anordnungen und Weisungen vom Wirtschaftsförderungsfonds gekauft werden mussten. Ich kann mir gut vorstellen, dass der Herr Geschäftsführer Riesland liebend gerne die Flächen hinterm Zentralfriedhof, Ailecgasse, irgendwann einmal loswerden würde, denn was man mit diesen Grundstücksflächen dort als Wirtschaftsförderungsfonds anfangen soll, da glaube ich ihm wahrlich, dass er nicht weiß, was er dort machen soll. Er kann maximal auf eine Friedhofserweiterung hoffen, denn etwas anderes wird in dieses Gebiet nicht hinkommen. Ich glaube nicht, dass sich da schon sehr viele Grundstücksinteressierte und Investoren beim Wirtschaftsförderungsfonds angestellt haben um dieses Grundstück. Das Einzige, was mir auffällt, ist, dass die Tafeln, die dort aufgebaut werden und anpreisen, dass diese Grundstücke günstig abzugeben wären, immer größer werden.

Aber es geht noch weiter. Mit den Verkehrsauswirkungen hat sich offensichtlich niemand auseinander gesetzt. In all diesen Plandokumenten ist kein Verkehrsleitsystem und keine Verkehrsführung für den Bereich dieses Postpaketzentrums zu finden, das mittlerweile eine Dimension erreicht hat, die von einer Größenordnung von zusätzlichen 600 LKW-Fahrten auf der Laxenburger Straße im Bereich Innerfavoriten spricht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir befinden uns im Bereich der Laxenburger Straße von der Autobahnbrücke bis zum Verteilerkreis im dichtbebauten Wohngebiet. Kollege Driemer und alle, die aus dem 10. Bezirk kommen oder die Situation dort kennen, wissen das. In diesem Gebiet, auf dieser Steigungsstrecke der Laxenburger Straße kommen also zum jetzt schon fließenden Verkehr vom Großgrünmarkt – weil es keine Angebote gibt, wo sinnvoll gefahren werden kann, und vor allem keine Routenbeschränkungen, denn es gäbe schon den Umweg über die Vorarlberger Allee und über die Sterngasse, und es ist den Fahrern vom Postverteilzentrum angeblich auch vorgeschrieben, dass sie dort zu fahren haben, nur offensichtlich hält sich niemand an diese Vorgaben – nach dem weiteren Ausbau des Paketzentrums zusätzlich 600 LKW-Fahrten in diesem Gebiet, im dichtbebauten Wohngebiet vom 10. Bezirk. 

Und jetzt kommt zu diesem Plandokument 6598K2 ein Abänderungsantrag, Entwurf 2. Da wird begründet, die Zielsetzung ist, Vorsorge für diese Ansiedlung eines Paketverteilzentrums im südlichen Wiener Raum zu treffen, und zwar deshalb: "Voraussetzung für eine kurzfristige Realisierung sind in dem im Planentwurf vorgeschlagenen Bereich nicht gegeben." Also was jetzt? 

Im Februar 2000 hat man das Plandokument bearbeitet mit der Begründung: "kurzfristig in Aussicht genommen ... nach nun erfolgter Grundstückstransaktion". Offensichtlich hat das nicht den Tatsachen entsprochen im Februar 2000, denn jetzt ist die Begründung im Abänderungsantrag: Blöde Geschichte, wir haben das Grundstück nicht bekommen. 

Ich weiß auch, warum das Grundstück dort weder kurz- noch langfristig zu haben ist. Das ist nämlich ein mehr als gewiefter Bauer. Er weiß, dass ein relativ kleiner Teil seiner Grundstücke für dieses Paketzentrum in Anspruch genommen werden müsste, um tatsächlich, so wie es ursprünglich auch in der Ausbaustufe 2 geplant war, südlich an das Briefverteilzentrum anzuschließen. Nicht nur, dass die Post jetzt immense Mehrkosten hat durch die Umplanung, weil nämlich das Briefverteilzentrum schon so ausgelegt gewesen ist, dass im südlichen Teil das Paketzentrum drankommt, dass die Verteilstrecke, die Maschinen, die Zufahrt, die Laderampe, der Ladehof bereits so ausgelegt sind, als ob man dort im Süden dranbauen hätte können – offensichtlich hat, ich weiß nicht wer, der Wirtschaftsförderungsfonds, die Stadt Wien oder sonst jemand, der Post einen Schmäh erzählt, als man gesagt hat, baut es nur so, da tun wir weiter im Süden –, gibt es das Grundstück jetzt nicht, denn derjenige, dem das Grundstück dort gehört, sagt: Ja, ihr könnt schon das auch haben, aber da müsst ihr alles mitnehmen bis weit hinein Richtung Vösendorf und Hennersdorf, denn dann brauche ich überhaupt nichts mehr, dann höre ich auf mit meinem Betrieb, da müsst ihr alles kaufen. 

Aber alles wird nicht gekauft, weil auch in der Kasse des Wirtschaftsförderungsfonds und in der Kasse der Stadt Wien eher Ebbe herrscht als Flut, und daher ist man zu einer anderen Lösung geschritten. Man hat sämtliche Planungen der ÖSAG über den Haufen geworfen, man hat die Planung der Abfahrt Großgrünmarkt bei der B301 über den Haufen geworfen, man hat alle verfügbaren Flächen des Wirtschaftsförderungsfonds genommen und hat jetzt neben dem Briefverteilzentrum das Postpaketzentrum geplant. 

Wir haben mit Leuten aus der Postverwaltung gesprochen. Die sind mäßig glücklich über den Hergang, wie sich das Ganze abspielt. Hätten sie nicht langfristig ihre Planungen darauf abgestimmt, dass im Süden der Stadt sowohl das Brief- als auch das Paketverteilzentrum kommt, hätten sie längst von diesem Plan Abstand genommen, denn diese erheblichen Mehrkosten sind sowohl durch den Betrieb als auch langfristig durch Investitionen in anderen Bereichen nur schwer abzudecken. 

Nur so viel zu einer Planungssicherheit, die ein doch großes Investitionsvolumen mit sich bringt. 

Aber um nicht Kleckse zu machen, sondern ordentlich zu klotzen, gibt es jetzt eine Widmung – und das muss man sich wirklich auf der Zunge zergehen lassen –, wonach sich das Bauvolumen gegenüber dem Plandokument – das ist noch immer das mit der Nummer 6598 – vom Februar 1997 bis in den September 2003 um sage und schreibe 634 000 Kubikmeter erhöht hat. 634 000 Kubikmeter – um sich das vielleicht ein bisschen leichter vorstellen zu können –, das sind rund 1 300 Einfamilienhäuser. Um lächerliche 1 300 Einfamilienhäuser hat sich in diesem Plangebiet die Kubatur geändert. Das Ganze wird aber mit einem Entwurf 1, mit einem Entwurf 2 und mit einem Abänderungsantrag im Planungsausschuss der Bevölkerung so hintenherum elegant serviert. Da draußen wohnt eh keiner, das ist eh Peripherie, 25 Meter von der Landesgrenze zu Niederösterreich, da kommt eh die B301 hin. Die sollen endlich eine Ruhe geben da draußen, die haben sich eh lang genug gewehrt. Jetzt haben wir sie endlich so weit, dass sie den Mund halten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 600 zusätzliche LKW-Fahrten in einem hochsensiblen Bereich in Innerfavoriten! Ich frage mich ja, warum kein einziger Favoritner Mandatar da heraußen irgendein Wort sagt. Die Frau Bezirksvorsteherin weiß wahrscheinlich gar nichts von ihrem Glück, denn die Widmung ist im 23. Bezirk, die Auswirkungen hat aber zu 80, 90 Prozent der 10. Bezirk zu tragen. 

Das ist Stadtplanung? – Das ist ein Murks! Das ist hingeschludert! Da wird ohne irgendein Konzept etwas getan. Da wird noch dazu viel Geld verbraten, nämlich das von der Post, die jetzt ihr komplettes Paketzentrum umplanen muss. Es stellt sich tatsächlich die Frage, ob die Stadtplanung in diesem Haus überhaupt noch einen Sinn macht, denn man kann sich offensichtlich auf nichts mehr verlassen, außer darauf, dass man keine Lehren gezogen hat aus dem Flächenwidmungsskandal und dass von all den Versprechungen, man wird mit den Leuten reden, man wird auf sie zugehen, man wird ihnen das erklären, warum das so ist, einfach keine erfüllt wurde. Es hat keine Information gegeben, kein Gespräch, denn dann hätten sich die Leute tatsächlich zur Wehr gesetzt. 

Wir werden dem sicher nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster ist Herr GR Deutsch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bei der Abänderung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes geht es um ein Plangebiet südlich des Großgrünmarktes Inzersdorf, um einen Bereich zwischen der Laxenburger Straße, der Halban‑Kurz‑Gasse, der ÖBB-Pottendorfer Linie und der Wiener Stadtgrenze. Es handelt sich um ein Gebiet, das den noch nicht realisierten südöstlichen Teil des Betriebs- und Industriegebietes Draschegründe darstellt. 

Der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds hat in diesem Bereich Grundstücke angekauft, wobei es auch um die Realisierung eines Industriegebietes geht. Ich darf aber auch auf die übergeordneten Konzepte, die ansonsten vom Kollegen Kenesei immer gleich ins Spiel gebracht werden, hinweisen. Bereits im Stadtentwicklungsplan 1994 ist hier nämlich auch ein Gewerbe- und Industriegebiet vorgesehen. Bei der Überarbeitung dieses Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes ist es im Wesentlichen um zwei Bereiche gegangen. Einerseits ging es darum, Flächen für ein übergeordnetes Straßennetz zur Verfügung zu stellen, weil sich im Plangebiet auch die künftige Anschlussstelle der S1 an die Laxenburger Straße befindet, für die jetzt auch ein zusätzlicher Straßenbedarf besteht, und zum Teil auch die projektierte Trasse an der Stadtgrenze über Wiener Stadtgebiet verläuft. Daher soll die Trasse dieser künftigen S1 auch entsprechend dem Projekt durch die Ausweisung eines Verkehrsbandes berücksichtigt werden.

Der zweite wesentliche Bereich dieser Flächenwidmungsänderung ist auch auf ein Ansuchen der Post an die MA 21B um Widmungsänderung zurückzuführen, nämlich für die Errichtung eines Paketverteilzentrums. Mein Vorredner hat darauf hingewiesen, dass zunächst die bereits als Betriebsbaugebiet gewidmeten Flächen westlich der Halban‑Kurz‑Gasse für dieses Vorhaben ausgewählt wurden, weshalb auch diese gültige Widmung Bauland, gemischtes Baugebiet, Betriebsbaugebiet beibehalten wird. Ich darf nur der Ordnung halber auch anmerken, dass es sich in diesem Bereich um die Bauklasse II und nicht um die Bauklasse III handelt, was sich einfach auf Grund der projektierten Betriebshalle mit einer Höhe von 11 Metern ergibt.

Wir haben allerdings feststellen können, dass die Voraussetzungen, um dieses strategische Ziel erreichen zu können, auf Grund der nicht vorhandenen Grundstücke im Bereich des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds nicht gegeben sind. Aus diesem Grund wurde auch der Abänderungsantrag eingebracht, wobei die Zielsetzung, ein Paketverteilzentrum an einem wirtschaftspolitisch strategisch sinnvollen Standort anzusiedeln, natürlich aufrecht bleibt, wobei es aber auch darum geht, dass im Interesse des Wirtschaftsstandortes Wien eben jene Grundstücke angeboten werden, über die der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds bereits verfügt und auf denen auch eine Projektrealisierung möglich ist. 

Das heißt, von Seiten der Stadt sind die Voraussetzungen dafür erfüllt. Jetzt liegt es an der Post, entsprechend rasch zu sein. 

Es ist aber auch ein arbeitsmarktpolitisches Anliegen, wenn im Zusammenhang mit dem Paketverteilzentrum rund tausend Personen an diesem Arbeitsplatz und somit auch in Wien beschäftigt sind. (GR Günter Kenesei: Wie kommen die dorthin?)

Ein weiteres Argument möchte ich auch noch einbringen, weil der Kollege Kenesei auf diesen Standort aus umweltpolitischen Gründen überhaupt nicht eingegangen ist. In diesem Bereich gibt es auch einen Bahnanschluss, über den Vösendorf beispielsweise nicht verfügt. Das heißt, es ist auch ein Schritt in die richtige Richtung, den Schwerverkehr von der Straße auf die Schiene zu bringen. Die Stadt Wien schafft mit dieser Flächenwidmung sowohl die Voraussetzung für die Ansiedelung eines Paketverteilzentrums als auch für die geplante Anbindung an die S1, somit zwei wesentliche Voraussetzungen und Maßnahmen für den Wirtschaftsstandort Wien. – Danke. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Herr GR Kenesei hat sich noch einmal zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende!

Kollege Deutsch, auf den Bahnhof Metzgerwerke hinzuweisen im Zusammenhang mit dem Postpaketzentrum und zu sagen, Vösendorf hat keine Haltestelle, Hennersdorf hat eine Haltestelle, hat einen Bahnanschluss – wissen Sie eigentlich, wo die Station Metzgerwerke ist und wo das Paketverteilzentrum hinkommt? Sind Sie das schon einmal zu Fuß gegangen? So im Winter, wenn um 4 Uhr in der Früh vielleicht ein bisserl der Wind geht und ein bisserl der Schnee weht dort über die Felder? Haben Sie sich das schon einmal zu Gemüte geführt? Oder wo ist denn das nächste öffentliche Verkehrsmittel für die tausend Leute, die dort hinkommen und dort arbeiten werden?

Jetzt habe ich zu den 600 LKW-Fahrten die Privatfahrten ja noch gar nicht dazugerechnet zu dem, was sich da alles auf der Laxenburger Straße abspielen wird. Ich bin Ihnen ja fast dankbar, dass Sie selber draufkommen, dass das dort ein Schmarren ist, dass das überhaupt nicht passen kann. 

Noch ein Punkt, weil Sie sagen, ich habe auf die umweltpolitisch relevanten Auswirkungen nicht Bezug genommen. Wenn man schon einen Abänderungsantrag schreibt, dann sollte er zumindest stimmen, Kollege Deutsch. "Die damit verbundenen Eingriffe in den als Grünland, Schutzgebiet, Wald- und Wiesengürtel, landwirtschaftliche Nutzung gewidmeten Bereich" – das ist nämlich in dem Plan drinnen, dass das freigehalten werden sollte – "betreffen Flächen, welchen im Konzept Grüngürtel Wien auf Grund ihrer agrarischen Nutzung eine eher niederrangige funktionale und ökologische Bedeutung zukommt." 

Sagen Sie das den Leuten, die am Wochenende dort mit dem Rad fahren, die dort spazieren gehen, die mit ihren Kindern über die Felder gehen, dass sie dort in einem niederwertigen Gebiet herumlatschen. Das brauchen sie eh nicht. 

Aber dann kommt ja die größte Chuzpe: "Mögliche Ersatzflächen im Süden von Wien sind bereits mit dem neuen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan an der Bitterlichstraße sichergestellt worden." Wer immer das geschrieben hat, der hat – tut mir Leid – keine Ahnung. In diesem Bereich entlang der Bitterlichstraße ist kein Quadratzentimeter neu dazugekommen. Das einzige, was sich geändert hat, ist die Bezeichnung im Flächenwidmungsplan, denn vorher war es L, landwirtschaftlich genutzte Flächen, und jetzt heißt es Sww/L. Sensationell! Es hat sich aber nichts geändert. Weder die Nutzung hat sich geändert, noch der Zugang für die Bevölkerung hat sich geändert. 

Faktum ist: Weniger Grünraum im Süden der Stadt. Wieder wird der Grüngürtel massiv angegriffen, weil es halt einfacher ist, weil sich der nicht wehrt, weil dort keiner schreit und weil sich die Leute ohnehin in einer – wie hat es bei der B301 geheißen? – "ausgeräumten Kulturlandschaft" befinden. Die gehen in ihrer Freizeit aber gerne dort in dieser ausgeräumten Kulturlandschaft, der nachrangige funktionale ökologische Bedeutung zukommt. Die sind froh, dass sie diese nachrangig ökologische Bedeutung dort überhaupt haben, und viele in Wien wären froh, wenn sie das hätten. 

Also tun Sie nicht so, als ob dort alles eitel Wonne wäre. Sie wissen ganz genau, welche Probleme es im Süden der Stadt gibt, sowohl in Hinsicht auf den Verkehr als auch bei der Sicherung des Grüngürtels. Und da haben Sie wieder einmal gänzlich und absolut versagt. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort.

Wir kommen daher zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen können, die Hand zu heben. – Dies ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Es gelangt nun mehr Postnummer 44 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7047K im 23. Bezirk, KatG Mauer.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

7047K. Dieses "K" bei diesem Plandokument könnte man durchaus auch für "klein" stehen lassen. Denn wenn ich mir die Eckdaten dieses Plangebietes zu Gemüte führ, dann betrifft das eine Fläche, die 0,22 Hektar groß ist, also ein bisserl ein größerer Garten, eine Doppelparzelle, würde ich sagen. Es hat zwei Einwohner, und es befindet sich eine Wohnung darauf, nämlich ein Einfamilienhaus. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn das jetzt die neue Planungskultur wird, um etwaigen § 69-Verfahren in den Bezirken auszuweichen, weil man, wie es so schön auf wienerisch heißt, die Hosen voll hat, dann kommen schlechte Zeiten auf die MA 21 zu, denn dann haben die dort sehr viel Arbeit und sehr, sehr viel unnötige Arbeit. Außerdem ist es so, dass so ein Flächenwidmungsverfahren hausintern durchaus einiges an Kosten verursacht. Da gibt es einen Gründruck, Planungsbesprechung, die Dienststellen beschäftigen sich damit. Überall keine Stellungnahme natürlich, ganz klar, aber lesen und anschauen hat man es müssen. Dann gibt es den Rotdruck, es geht in die Bezirke, öffentliche Auflage, an alle Dienststellen inklusive Fachbeirat. Keine Stellungnahme natürlich, ist eh klar, ist keine Frage. Dann geht es in den Ausschuss, und dann geht es in den Gemeinderat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich weiß nicht ganz genau, was der Grund gewesen ist, warum in diesem Fall – der wäre prädestiniert gewesen – nicht von einer unwesentlichen Abweichung von den Verbauungsbestimmungen ausgegangen wurde, wenn Sie bei allen anderen Sachen, wo es um Tausende von Kubikmetern Kubatur geht, wo ein, zwei, drei, vier Stockwerke dazuwachsen – Millenniumstower als im wahrsten Sinne des Wortes herausragendes Beispiel, aber auch Wienerberg-City, Monte Laa und und und, wie sie alle heißen – ausschließlich mit dem 69er arbeiten. 

In einer Anfragebeantwortung hat mir Kollege Faymann mitgeteilt, dass 30 Prozent der Neubauprojekte in Wien mit dem § 69 "hinadaptiert" werden, sage ich jetzt einmal; es ist ja nicht alles schlecht, was der 69er für Spielräume und Möglichkeiten zulässt. Und da haben wir ein Plangebiet, bei dem auch einer, der gut sieht –ich zähle mich zu denen –, schon fast Schwierigkeiten hat, auszunehmen, was da die Änderung ist. Offensichtlich baut der die Veranda nicht links, sondern rechts an sein Haus, weil er wahrscheinlich den Eingang geändert hat. Aber wir machen ein Flächenwidmungsverfahren, denn wir in der Stadt Wien, wir sind korrekt, wir haben gelernt. Nach dem Flächenwidmungsskandal kommt uns so etwas einfach nicht mehr vor!. Der 69er ist weg! Ein für allemal! (Ironische Heiterkeit bei den Grünen.) Wenn es wer glauben würde und wenn die Bezirke nicht das Gegenteil beweisen würden. 

Jetzt kann es natürlich auch daran liegen, dass derjenige, der dorten bauen will oder umbauen will – denn gebaut ist ja schon, das steht ja dort –, durchaus eine Person ist, die als Ziviltechniker in einer recht prominenten Kanzlei Zugang hat zu all diesen Verfahren, und man wollte sich da nicht dem Verdacht aussetzen: Ui, das ist einer, der hat das eine oder andere Mal mit der Gemeinde Wien zu tun, und dem helfen wir jetzt ein bisschen. Na, das wäre Wurscht gewesen, denn das ist lächerlich, das ist wirklich lächerlich. Das ist eine Fopperei aller Dienststellen, die sich ernsthaft mit Plandokumenten in dieser Stadt beschäftigen, die ernsthaft ihre Kommentare und ihre Einsprüche dazu abgeben, wie wir es in einem anderen Fall heute noch hören werden. Wobei es aber eh Wurscht ist, ob du als Dienststelle einen Einspruch machst oder nicht. Wenn du dir die Arbeit sparen würdest, wäre es dasselbe, denn es horcht offensichtlich eh keiner auf dich, und die 21er hat momentan irgendwie einen Status: Alles, was dort kommt, ist okay und muss auch so gemacht werden, wie die Einreichprojekte vorliegen, noch dazu, wenn es womöglich Ideen sind, die vom Stadtrat selber kommen. 

Und dann machen wir da so eine "Briefmarkenwidmung", wie es so schön heißt. Aber das ist kleiner als eine Briefmarke. Eine Briefmarke geht da gar nicht drauf, das geht sich irgendwie nicht aus. Nur um sich das nochmals zu Gemüte zu führen: 0,22 Hektar. Nur damit jeder weiß, was das ist. Nur weil Hektar hinten steht, ist das nicht schon groß (Heiterkeit bei den GRÜNEN), das sind 2 200 Quadratmeter, das ist eine Doppelparzelle im 23. Bezirk. Ein schönes Grundstück, keine Frage. Es wohnen insgesamt zwei Personen dort, das betrifft eine Wohnung. 

Und dann wird großartig angeführt: Lage und Charakteristik des Plangebietes, Gegebenheiten im Plangebiet, Rechtslage, maßgebliche Entwicklungen und Planungen, Konsequenzen und Ziele der Bearbeitung, widmungsgemäße Vorsorge für Wohnraum nach § 1 Abs. 2 Z 1 der Bauordnung – na, no na net, was soll denn dort sonst passieren, wenn dort schon ein Haus steht und zwei drinnen wohnen –, Erhaltung der durchgrünten Struktur des Gebietes. Ja da geht nichts anderes auf dem Futzerl da. Da ist nicht viel mehr Platz. Da hat gerade noch das "G" hineingepasst, damit er im Garten ein paar Bäume einpflanzen muss. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Und mit dem hält sich ein Wiener Gemeinderat auf. Da gibt es einen Sachbearbeiter, da gibt es einen Abteilungsleiter, da gibt es Duzende Abteilungen, das ist im Ausschuss auf der Tagesordnung und so weiter.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Versuchen Sie doch endlich einmal, eine sinnvolle Handhabung des § 69 umzusetzen. Jetzt weiß ich schon, da gibt es einen Kompetenzwirrwarr. Die Planungsabteilung nutzt den 69er, zuständig für die Bauordnung ist aber in Wirklichkeit das Wohnbauressort. Warum die nicht wollen, weiß ich nicht. Die sind irgendwie nicht so wirklich in Schwung zu bringen. Vielleicht gibt es auf der persönlichen Beziehungsebene zwischen dem Herrn StR Schicker und dem Herrn Kollegen Faymann irgendeine Schwierigkeit. Ich würde mich da auch gerne als Vermittler zur Verfügung stellen, wenn es irgendwo ein Problem gibt. Also an dem soll es nicht scheitern. Rudi Schicker, du weißt, ich bin immer um Konsens bemüht (Heiterkeit bei den GRÜNEN und der SPÖ), gerade was Bauordnung und Flächenwidmung betrifft. 

Also da habe ich kein Problem, nur solche Widmungen, meine sehr geehrten Damen und Herren, das kann es nicht sein, das macht keinen Sinn, das kostet viel Geld und ist nicht notwendig. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

In der Tat handelt es sich bei dieser Plannummer um ein relativ kleines Plangebiet (lebhafte Heiterkeit bei den GRÜNEN), bei dem der Weg der Widmungskorrektur auch deshalb gewählt wurde – der Vertreter der MA 21B hat den Ausschuss ja darüber auch informiert –, weil der Eigentümer mit seinem Ansuchen bis zur nächsten Überarbeitung des Plangebietes Jahre hätte warten müssen und das auch vom Einreicher als Schikane empfunden hätte werden können. 

Außer den vom Kollegen Kenesei erwähnten Überschriften gibt der Akt hingegen auch darüber Auskunft, dass es sich um zwei Liegenschaften in Wien Mauer handelt, wobei sich beide Liegenschaften ursprünglich in einem einheitlichen Grundbesitz befunden haben, aber hier liegenschaftsrechtliche Änderungen entweder bereits abgewickelt wurden oder in Abwicklung begriffen sind und daher eine stadtraum- und liegenschaftsgemäße Bebauung unter Berücksichtigung des örtlichen Gebietscharakters auch möglich sein soll. – So viel zu dieser Plannummer.

Das Ziel bei der Überarbeitung dieses Gebietes ist eben eine Neukonfiguration der derzeit ausgewiesenen bebaubaren Flächen. Alle anderen bislang gültigen Bestimmungen über Kleinhäuser bleiben natürlich weiterhin aufrecht.

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag des Berichterstatters zustimmen können, die Hand zu heben. – Dies ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der Grünen, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 45 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7403 im 23. Bezirk, KatG Inzersdorf. 

Hier ist kein Redner gemeldet, deswegen komme ich gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu heben. – Dies ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der Grünen, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 50 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7582 im 21. Bezirk, KatG Großjedlersdorf II und Jedlesee. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Reiter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Frau Vorsitzende! 

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Plandokument. 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Es ist ja ganz erfreulich, dass der Kollege Reiter da hinter mir sitzt. Zunächst einmal zur Seitz-Garage in der Gartenstadt. Das ist ein wunderschönes Stück Floridsdorf sozusagen, und wenn man weiß, dass Floridsdorf eine U6-Verlängerung gebraucht hat, ist sonnenklar, dass man natürlich auch eine Volksgarage braucht. Alles, was gut und teuer ist, muss nach Floridsdorf kommen, auch wenn die Straßenbahnen, ganz wichtige Dinge in der Stadt Wien, durchaus nicht so beliebt sind in Floridsdorf, denn da hört man ja neuerdings, dass die Linien 16 und 26, aber auch andere Straßenbahnen nicht so wirklich beliebt sind. 

Jetzt zurück zur Seitz-Garage. 163 Bürgerinnen und Bürger haben Einwendungen erhoben, und es geht um 235 Stellplätze plus 10 für einspurige Fahrzeuge. Wenn man die Gartenstadt kennt, weiß man, dort ist schon einiges los auf den Straßen, und es gab eine Untersuchung, die bescherte uns das Ergebnis von 110 Prozent Überparkung; wohlgemerkt mit dem Zusatz "zirka". 

Es ist so, dass es im Grunde genommen immer dieselben Ergebnisse gibt. Der Kollege Theuermann steht vor einer Landkarte und zeigt mit dem Finger drauf und sagt, dort brauchen wir eine Garage. Im 3. Bezirk war das bei der Bürgerinitiative so, aber dann ist dort keine Garage hingekommen, denn die Bürger haben sich gewehrt. Auch in Floridsdorf war es so, aber im Bezirk hat man keine BürgerInnenbefragung durchgeführt, sondern entschieden haben ÖVP, SPÖ und FPÖ. Sie sind dafür: Stellplätze für die Gartenstadt. 

Im neuen Wiener Verkehrskonzept – beschlossen haben wir den Masterplan noch nicht – steht drinnen: Im Zentrum und in Gebieten ohne hohe Stellplatzauslastung – das ist ein ziemlicher Gummiausdruck – durch die Wohnbevölkerung sollen die Oberflächenstellplätze im Ausmaß eins zu eins reduziert werden, in Wohngebieten mit hoher Stellplatzauslastung soll die Verringerung ein Drittel der neu errichteten Garagenplätze betragen. Weitergehende Reduktion sind anzustreben und und und. 

Jetzt kenne ich natürlich die Bezirksvertretung Floridsdorf ein bisschen. Also erstens "weitergehende Reduktionen" spielt es nicht, das ist klar. 

Zweitens denke ich mir, einen Eins-zu-eins-Ersatz, sozusagen unten in der Garage 235 Stellplätze, oben 235 Reduktion, wird es auch nicht spielen, und ich zweifle massiv an, dass es eine Eins-zu-drei-Reduktion geben wird, denn da wäre ja die Argumentation, es gibt eh keinen Platz da oben, überall stehen schon die Autos und wie weiter, irgendwie hinfällig gewesen.

Für uns völlig ungeklärt ist erstens, wie die Oberflächengestaltung ausschauen wird, zweitens ist für uns völlig ungeklärt, welche Art von Stellplatzreduzierung es an der Oberfläche geben wird, und drittens: Wer zahlt das alles? 

Schönes Beispiel: Nicht weit weg von dort, wo ich wohne im 17. Bezirk, gibt es den berühmten Dornerplatz. Der Dornerplatz hat auch eine Volksgarage. Oben war früher ein Markt, jetzt ist oben ein Asphaltplatz, bei dem man nicht wirklich weiß, was weiter passieren soll, aber der Herr Stadtrat ist sowieso mit der Frau Bezirksvorsteherin gerade dabei, das zu reparieren, allerdings auf Kosten der Stadt und nicht auf Kosten der Betreiber, die vorher die Garage errichtet haben. Es gibt kaum ein so schönes lauschiges Plätzchen wie den Dornerplatz in ganz Wien. Ein wahrer Schandfleck!. Aber die Menschen sind schon draufgekommen, es soll geändert werden. 

So etwas wollen wir in Floridsdorf nicht haben, aber bis jetzt haben wir überhaupt keine Aussagen gefunden, wie die Oberfläche ausschauen soll, welche Reduzierungsmaßnahmen gesetzt werden. Das Einzige, was wir bis jetzt gehört haben, ist: Die U6 fährt bis zum Rendezvousberg, und die Straßenbahnen wollen wir nicht. 

In diesem Sinne: Wir wissen nichts Genaues, deswegen stimmen wir dagegen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es stimmt schon, dieses Plandokument soll die Rechtsgrundlage für diese Anwohnergarage schaffen. 

Ein paar Fakten dazu. Diese Garage und auch die Lage der Ein- und Ausfahrten wurde natürlich in Abstimmung mit der MA 42 festgelegt. Es gibt auch das entsprechende Baumgutachten; das liegt vor. Die positiven Erfahrungen mit diesen so genannten Volksgaragen in anderen Bezirken kennt man, und wenn dort beim Seitz-Hof eine Stellplatzauslastung von an die 110 Prozent gegeben ist, dann, glaube ich, besteht wirklich keine Möglichkeit mehr, Kollege Maresch, den öffentlichen Raum zum Parken zu verwenden, noch dazu, wenn das Rondeau am Karl-Seitz-Platz verkehrsfrei gestaltet werden soll. Das ist auch im Sinne des Masterplans, dass dort nur mehr Fußgänger und Radfahrer sein sollen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wo wird reduziert!) Und sagen Sie es bitte auch den Anrainern, denn wenn diese 235 Stellplätze da sind, dann werden 60 PKW von der Oberfläche verschwinden, und die Belastung durch Lärm und durch Abgase der Anrainer wird sich reduzieren. Das ist eine einfache Rechnung, und das sind die einfachen Fakten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber das ist weniger als eins zu drei! Viel weniger!)

Und jetzt zu den Informationen, die von den Grünen immer gern ins Spiel gebracht werden. Ich weiß schon, als Berichterstatter steht es mir nicht zu, hier extrem polemisch zu sein, aber es ist eine Tatsache, dass eine gewisse Phobie herrscht, was Autos betrifft, und es ist nur schlüssig und richtig, dass, wenn die Grünen gegen Autos sind, sie natürlich auch gegen den Bau von Garagen sein müssen (GR Mag Rüdiger Maresch: Gegen Volksgaragen! Nur gegen Volksgaragen!) und sich nicht darum kümmern, was mit dem öffentlichen Raum geschieht. 

Und dann zu den mündigen Bürgern, weil hier Einsprüche und Stellungnahmen von Bürgern gekommen sind. Das schaut dann so aus, damit das der Gemeinderat auch weiß: Da gibt es ein Flugblatt der Grünen, das wurde im Seitz-Hof verteilt, eine so genannte Information, die natürlich nur klare abweisende Haltungen enthält, das ist ja völlig klar. Dann gibt es auch eine so genannte formale Beilage, schön vorgedruckt schon von den Grünen, vorgedruckt mit allen Stellungnahmen, wo faktisch dann der mündige Bürger nur mehr unterschreiben muss. Mit freundlichen Grüßen, der mündige Bürger unterschreibt, und das ist es. Ich glaube, das sollte der Gemeinderat auch wissen. Aber ich glaube, so kann es nicht sein. (GR Mag Rüdiger Maresch: Von Ihnen kriegen sie eine vorgedruckte Antwort! Von Ihnen kriegen sie eine standardisierte Antwort! Das geht nicht!) 

Ich möchte auch noch hinzufügen, dass der Fachbeirat das Plandokument natürlich zur Kenntnis genommen hat – das Garagenprojekt soll nur noch vorgestellt werden – und dass sich im Bezirk bis auf die Grünen alle Parteien für dieses Plandokument ausgesprochen haben, also die Sozialdemokraten, die Freiheitlichen, die ÖVP und das Liberale Forum. Deshalb ersuche ich auch darum, dass hier im Gemeinderat diesem Plandokument zugestimmt wird. – Danke schön. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag liegt nicht vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen können, die Hand zu heben. – Dies ist mehrstimmig, ohne die Grünen, angenommen.

Wir kommen nun zu einigen Anträgen, zu denen keine Wortmeldungen vorliegen, weshalb wir sie nur abstimmen werden. 

Es gelangt zunächst die Postnummer 51 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Straßenbauarbeiten im 10. Bezirk. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu heben. – Dies ist mehrstimmig, ohne die Grünen, angenommen.

Als Nächstes gelangt die Postnummer 53 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7480 im 14. Bezirk, KatG Hütteldorf, Hacking. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu heben. – Dies ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen und ohne die ÖVP, angenommen.

Als Nächstes kommt die Postnummer 56 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7155 im 15. Bezirk, KatG Fünfhaus. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu heben. – Dies ist mehrstimmig, ohne die Grünen, angenommen. (GRin Barbara Schöffnagel: Und ohne die Freiheitlichen!) Ohne die Grünen und ohne die Freiheitlichen. Danke schön. 

Als Nächstes kommt die Postnummer 64 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7440 im 22. Bezirk, KatG Hirschstetten und Stadlau. 

Auch hier bitte ich diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu heben. – Dies ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Nun kommt die Postnummer 65 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7541 im 22. Bezirk, KatG Breitenlee. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm. 

GR Günther Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Plandokument 22. Bezirk, Breitenleer Straße, An der Neurisse, Mittelfeldweg, Ziegelhofstraße. Das ist ein Stückerl weiter draußen aus dem urbanen Stadtgebiet, sage ich jetzt einmal. Wenn man sich die vorgeschlagene Widmung ansieht, sieht man auf den ersten Blick, dass das offensichtlich ein Projekt ist, das so im Sprachgebrauch "Neue Siedlerbewegung" heißt. Das Einzige, was dabei wahrlich ein Problem darstellt, ist, wenn man sich die Entstehung dieses Plandokuments und vor allem die Stellungnahmen verschiedener Dienststellen dazu anschaut, nämlich schon im Gründruck-Verfahren, also noch lange, bevor da tatsächlich dann etwas passiert, zu einem Zeitpunkt, da die Dienststellen intern noch diskutieren und sich anschauen, ob das wirklich eine gescheite Idee ist, was dort passieren soll.

Man muss wissen, dieses Plangebiet ist zum überwiegenden Teil eine wiederbefüllte Kiesgrube. Dazu gibt es eine Stellungnahme der MA 29, in der ist nachzulesen: "Quer durch das Plangebiet parallel zur Ziegelhofstraße verläuft ein zirka 60 Meter breiter Grundsteifen, auf dem sich eine wiederbefüllte Kiesgrube befindet. Die Fläche scheint in der Altlastenkarte als Deponie unbekannten Inhalts auf. Es ist im gegenständlichen Bereich mit entsprechenden Anschüttungen zu rechnen, die einen höheren Fundierungsaufwand und ein höheres Maß an bautechnischen Kenntnissen, als dies normalerweise bei Kleingarten- beziehungsweise Gartensiedlungshäusern notwendig ist, erfordern. Eine Bebauung ist zwar grundsätzlich möglich, es wird jedoch vorgeschlagen, die Baulandausweisung in Richtung Sww zu überdenken."

Jetzt sollten wir an und für sich aus der Geschichte von solchen wiederbefüllten Gruben gelernt haben. Eines der jüngsten Beispiele, wo die Häuser ganz langsam zu versinken begonnen haben und sich dann Deponiegas in den Leitungen der Häuser befunden hat, war im Bereich der Löwygrube im 10. Bezirk. Dort wurde dann eine ganze Kleingartenanlage geschliffen und gesperrt, Ersatzgrundstücke mussten gefunden werden, hohe Ablösezahlungen an die betroffenen Kleingärtner wurden erlegt, weil man ihnen, bevor sie das Grundstück übernommen haben, nicht gesagt hat, auf welchem Untergrund sie dort tatsächlich bauen. 

Jetzt gibt es ein Plandokument, das sich mit einer wiederbefüllten Kiesgrube beschäftigt, und dort soll eine Siedlerbewegung entstehen. Nun, ich bin sehr dafür, dass man denjenigen, denen man dort dann ein Grundstück anbietet, gleich einmal einen Kurs in Bohr- und Miniertechnik mitfinanziert, damit die wissen, wie sie mit diesem losen geschütteten Untergrund unter ihrem Grundstück umgehen sollen in Zukunft, noch dazu, wo sich die Dienststelle, die es wissen müsste – und ich gehe davon aus, dass sie es weiß –, nämlich die MA 29, die sich damit beschäftigt, bei diesem Gründruck und in den nachfolgenden Gesprächen, aber auch beim Rotdruck-Verfahren massiv zu Wort gemeldet und gesagt hat: Achtung! Wiederbefüllte Kiesgrube, Deponie unbekannten Inhalts. Es ist damit zu rechnen, dass bei einer Bebauung ein höherer Fundierungsaufwand und ein höheres Maß an bautechnischen Kenntnissen vonnöten ist. 

Jetzt wissen wir aber, dass gerade bei Kleingärten, aber auch bei Gartensiedlungen sehr, sehr viele dieser Grundstückseigentümer, der Kleingärtner und der Häuselbauer selbst Hand anlegen, zumindest mitarbeiten, mithelfen. Sie bedienen sich an sich konzessionierter Betriebe beim Ausheben und beim Betonieren des Kellers, aber ab dann wird schon sehr viel in Eigenregie gemacht. Ich kann mir nicht vorstellen, dass den Leuten dort dann mitgeteilt wird: Leute, Vorsicht, wenn ihr zu bauen beginnt! Ihr müsst mit den doppelten oder dreifachen Kosten rechnen, wenn ihr den Keller aushebt, denn ihr seid in einem losen Schüttmaterial auf einer Deponie unbekannten Inhalts, und es kann euch passieren, dass irgendwann einmal ein Methangasaustritt ist, weil wir nicht ganz genau wissen, was drinnen ist in dieser Deponie. 

All diese Bedenken wurden bei dieser Flächenwidmung beiseite geschoben. Ich weiß nicht, mit welcher Begründung und warum. Es ist nur gestanden: "Die MA 21 dankt für die Information. Da eine Bebauung grundsätzlich möglich ist, sollte das Gestaltungskonzept im Wesentlichen beibehalten werden." – Das war die Stellungnahme der MA 21, und diese hat sich auch im Rotdruck widergespiegelt. Genau dort, wo die MA 29 gesagt hat, Achtung, dieser Streifen ist eine wiederbefüllte Deponie, haben wir jetzt die Widmung. Ich bin schon neugierig, was passiert, wenn es dort einen erwischt, wenn das nicht passt. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das einen Sinn macht. 

Aber es geht noch weiter: MA 18 – das sind die, die immer besonders sekkant sind, das ist diese komische Abteilung, die immer irgendwas zum Aussetzen hat bei diesen Flächenwidmungen. Kaum macht die MA 21 einen Superplan, schon ist die MA 18 da und sagt: Nein, so könnt ihr das nicht machen. So auch dieses Mal. Man könnte sie als Don Quichotte der Stadtplanung bezeichnen, denn die kämpfen wirklich gegen Windmühlen, und auch in diesem Fall ist ihrem Einwand nicht Folge geleistet worden.

"Das gesamte Plangebiet südlich der Pichlgasse ist Teil des Grüngürtels beziehungsweise des 1 000-Hektar-Programms." – Allein der Satz müsste reichen, dass ich sage: Stopp! Halt! Blöde Geschichte, können wir nicht machen. Der 1 000-Hektar-Plan wurde mit großer Glorie hier herinnen verabschiedet, da gibt es einen mehrheitlichen Beschluss: Ja, das wollen wir! Und jetzt fängt es wieder an. Da wird da ein bisschen geknabbert, da wird dort ein bisschen geknabbert. Das wird eh eine Gartensiedlung, also eigentlich ist es eh grün. Eigentlich. Nicht ganz, weil halt der öffentliche Zugang nur mäßig zur Verfügung steht. Die Leute, die dann dort ein Grundstück haben, werden es nämlich nicht besonders gerne haben, wenn du plötzlich vor ihrem Garten auftauchst, eine Liege hinstellst und sagst: Ich liege jetzt im 1 000-Hektar-Plan-Grün. Was regen Sie sich auf? Geben Sie eine Ruhe! Das wird also so nicht funktionieren.

Darum hat die MA 18 am 10. Jänner 2003 gesagt: "Deshalb werden und wurden die vorliegenden Bebauungsvorschläge abgelehnt. In der im zitierten Postgespräch erfolgten Diskussion" – also dann danach nochmals – "ging es darum, welcher der vorliegenden Bebauungsvorschläge noch" – Anführungszeichen auch hier im Text – "am 'ehesten' in Frage kommen könnte." Und dann sagt die MA 18: "Daraus ist aber trotzdem keine Zustimmung der MA 18 abzuleiten." Also offensichtlich hat man die ordentlich buseriert und hat ihnen zugeredet beim Postgespräch: Na geh bitte, da müssen wir jetzt was tun, eine Siedlerbewegung ist super. Die haben gesagt. Nein, nicht einmal irgendwas, das geht nicht, 1 000-Hektar-Programm, dort soll nicht gebaut werden.

Auch dieser zweite massive und gravierende Einwand wurde vom Tisch gewischt. Das ist ganz Wurscht, das wollen wir nicht.

Dann geht es weiter. Infrastruktur. Mein Gott, da kommen immer die daher mit ihrer Infrastruktur. Die wollen alles Mögliche haben, von der Schule über den Kindergarten, dann sollen die Leute auch noch einkaufen dort, womöglich wollen sie einen öffentlichen Verkehr auch haben. Die sollen sich ein Auto kaufen, sollen gefälligst ins Donauzentrum fahren und eine Ruhe geben. Das könnte man da jetzt drunter schreiben. 

Es wurde jeglicher Einwand – jeglicher Einwand! – aus dem Bereich der Infrastruktur negiert. Die haben geschrieben: "Nahversorgungseinrichtungen sowie Einrichtungen der sozialen Infrastruktur oder Betriebe sind mit Ausnahme einer Gärtnerei (teilweiser Ab-Hof-Verkauf) nicht vorhanden." Das finde ich okay. Der Bauer da draußen, ein Biobauer hoffentlich, soll ein Geschäft machen. Ist schon super, nur ob der gleichzeitig einen Kindergarten betreibt, die Schulflächen und die soziale Infrastruktur zur Verfügung stellen und dafür sorgen wird, dass öffentlicher Verkehr dort funktioniert, bezweifle ich. Da wird dieser Biobauer etwas überlastet sein, um das alles leisten zu können. 

Also der dritte massive Einwand von Seiten der Infrastruktur: Bitte, dort nicht! Das hat schon einen Sinn, warum wir das im 1 000-Hektar-Programm haben, warum das von Bebauung freizuhalten ist. Also nicht nur, dass dort eine Schottergrube ist, die gerade aufgefüllt worden ist und wo wir gar nicht wissen, was drinnen ist, wo es passieren kann, dass die Häuser verschwinden, dass Methangas herauskommt und wir dann wieder ein ziemliches Theater haben mit Absiedlung, neuen Flächen und so weiter, sagt auch noch die MA 18: Nein, ihr habt etwas beschlossen im Gemeinderat, liebe Politiker, ihr da herinnen alle, ihr habt etwas beschlossen, ein 1000-Hektar Programm, haltet euch doch endlich an eure eigenen Beschlüsse! – Nichts da! Brauchen wir nicht! Vergessen! Kurzzeitgedächtnis. Langfristig wird nicht mehr gedacht. 

Also mit der Infrastruktur kommen die Nächsten. Offensichtlich haben die sich abgesprochen, diese gemeinen Menschen, denn das kann ja nicht sein, so eine massive Kritik an so einem supertollen Flächenwidmungsplan. Die sagen, dort geht nichts, dort haben wir nichts. Einen Gärtner mit einem Ab-Hof-Verkauf haben wir. Das ist es. Alles muss neu gemacht werden vom Kanal über die Wasserleitung, über den Strom, über den Kindergarten, über die Schule. Dort ist nichts. Es gibt kein gescheites öffentliches Verkehrsmittel, wir müssen erst mit den Wiener Linien reden, damit die die eine Autobuslinie überhaupt dorthin umlenken. 

Wurscht! Das ist absolut egal! Die MA 21, offensichtlich mit Gutheißen des Herrn StR Schicker, hat einmal einen Plan vorgelegt, und wenn einmal ein Plan vorgelegt ist, dann hat er auch so umgesetzt werden. Da sollen die ganzen Dienststellen mit ihren Beamten bleiben, wo sie sind, die können reden, was sie wollen. Wir wissen es offensichtlich besser, oder wider besseren Wissens wird hier etwas beschlossen. Und bei so einem Akt sind wir sicher nicht dabei. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Herr Gemeinderat Kenesei hat ja am Anfang gesagt, dieses Plandokument betrifft ein Gebiet ein Stückerl weiter draußen. Gebiete ein Stückerl weiter draußen gibt es in der Donaustadt überwiegend, mehr als jene, die zentral sind, und genau aus diesem Grund eignet sich dieses Gebiet auch hervorragend für die "Neue Siedlerbewegung". Deshalb glauben wir auch, dass es sehr wohl Sinn macht, dort eine Gartensiedlung mit Widmung Eklw zu errichten. 

Vielleicht nur eine Zahl dazu. Es wandern pro Jahr etwa 3 000 Wiener in das Umland aus, die eben keine Möglichkeit für ein durchgrüntes Wohnen innerhalb der Stadt haben oder glauben, das nicht zu haben. Wenn man daher Flächen dafür schafft, dass sie das auch in Wien haben können, dann ist das eine sehr gute Maßnahme, vor allem auch deswegen, weil 80 Prozent von diesen ja weiterhin ihren Lebensmittelpunkt oder zumindest ihren Arbeitsschwerpunkt in Wien haben und somit auch Einpendlerverkehr verringert werden kann. 

Wir glauben das diese "Neue Siedlerbewegung" eine ganz, ganz wichtige Angelegenheit für Wien ist. Gerade in der Donaustadt eignen sich sehr viele Bereiche dafür, und auch dieses Plandokument ist für die "Neue Siedlerbewegung" ausgewiesen. 

Zu den drei Schwerpunkten, die Herr Kollege Kenesei angeschnitten hat. Zur wiederbefüllten Kiesgrube ist zu sagen: Es ist vereinbart, dass der Besitzer den Käufern das mitteilen muss. Es ist auch insofern dafür vorgesorgt, dass diese Fläche kleiner ist, als die Widmung für Eklw zurückgedrängt und dafür das Sww wesentlich größer gestaltet wurde. Also es ist darauf Rücksicht genommen worden. 

Zum 1000-Hektar-Plan. Es ist richtig, dass wir diesen 1000-Hektar-Plan hier beschlossen haben. (GR Günter Kenesei: Aber es ist nichts passiert!) Aber mittlerweile gibt es eben auch neue Entwicklungen, und dass gerade Gartensiedlung und Eklw dem Gedanken des Grüncharakters Rechnung tragen, ist, glaube ich, nicht ... (GR Günter Kenesei: Es ist ausdrücklich dagegen gehandelt worden!) Aber dafür, Herr Kollege Kenesei, dass Sie Ihren Liegestuhl in das Sww stellen, ist der 1000-Hektar-Plan auch nicht geschaffen worden. (GR Günter Kenesei: Es öffentliches Gut, nicht privates!) 

Zu dem Bereich der Infrastruktur. Es ist in der Planung ein Gastronomiebetrieb an der Ziegelhofstraße vorgesehen, es ist ein Supermarkt an der Ecke Ziegelhofstraße/Breitenlee geplant, der für die Nahversorgung da ist. Es ist halt heutzutage eher der Supermarkt, der diese Nahversorgung übernimmt, weil kleine Betriebe bei der geringen Einzugsdichte nicht bereit sind, an solchen Orten tätig zu werden. Es ist was die Schule betrifft, die Schule in Breitenlee um vier Klassen erweitert worden. Es gibt noch Leerflächen in der Pichlgasse, die für eine Ausweitung gedacht sind und auch eingesetzt werden können, wenn der Bedarf dafür dann da ist, denn jetzt stehen diese Flächen leer. Auch die Versorgung mit dem Bus ist gegeben. Der 24A in der Breitenleer Straße und der 95B in der Ziegelhofstraße versorgen dieses Gebiet ausreichend. Das Argument, es sei keine Nahversorgung gegeben, ist also nicht gültig. 

Ich glaube daher, dass wir in guter Abwägung zwischen Schaffung von grünem Wohnen in dieser Stadt durch die "Neue Siedlerbewegung" und dem 1000-Hektar-Programm diesem Aktenstück absolut zustimmen können. 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Dies ist mehrstimmig, ohne die Grünen, der Fall und daher angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 29 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Rahmenbetrag zur Förderung von mehreren Theaterprojekten im Jahr 2003. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Woller, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Hin und wieder besprechen wir in dieser Kulturdebatte Erfreuliches. Da freuen wir uns dann gemeinsam, wie gut manches in dieser Stadt funktioniert. Heute leider haben wir einen Fall vor uns liegen, den ich persönlich für gar nicht so lustig halte und der eher nur beweist, dass es in der Kulturabteilung des Öfteren ein bisschen ein Chaos zu geben scheint und dass manchmal die linke und die rechte Hand nichts voneinander wissen. 

Ich würde nur gerne den Herrn Stadtrat bitten, mir sein Ohr zu leihen, denn ich glaube, diese Informationen sind vielleicht nicht ganz irrelevant auch für ihn. (GR Christian Oxonitsch: Der Herr Stadtrat ist hier!) Wissend darum, dass Sie gerade Wichtiges zu verhandeln haben, sollten Sie sich doch auch um diesen Teil Ihres Amtes kümmern, vor allem dann, wenn offensichtlich gerade wieder einmal etwas schiefgelaufen ist. 

Kurz zur Sache: Das WUK hat, wie Sie wissen, seit vielen Jahr ein sehr spannendes Programm im Bereich der darstellenden Kunst. Helmut Hartmann ist dort als Theaterprogrammierer zuständig dafür, dass in Wien auch ein bisschen internationaler Wind weht. In diesem Zusammenhang hat Helmut Hartmann etwas geschafft, was gar nicht so einfach ist, was wir uns aber immer wünschen und was im Übrigen, wenn ich Sie daran erinnern darf, auch Teil unserer Reform ist, nämlich mehr internationale Kooperationen nach Wien zu bringen. 

Lassen Sie mich kurz auf die Causa eingehen. Helmut Hartmann schafft etwas, was nicht ganz einfach ist, er findet internationale Partner für eine Produktion. Diese Produktion ist eine Trilogie. Sie ist zusammen mit Anna Maria Krassnig und ihrem Label Theorema geplant, und Sie hat es geschafft, mit dem Théatre National du Luxembourg – das ist ja nicht irgendein Haus, das ist immerhin das Théatre National – eine Koproduktion in die Wege zu leiten. Es geht um ein dreiteiliges Stück, eine Trilogie, wobei im Jahr 2002 geplant und der erste Teil aufgeführt werden soll, 2003 dann der zweite und der dritte Teil. Die ersten zwei Teile werden in Luxemburg Premiere haben, der dritte in Wien. So weit, so gut. 

Helmut Hartmann geht in die Kulturabteilung und redet mit den Zuständigen. Dort wird ihm eigentlich sehr viel Positives entgegengebracht – das klingt spannend, das könnten wir machen –, und es wird ihm signalisiert, dass es einen deutlichen politischen wie auch administrativen Willen gibt, Geld für dieses Projekt zur Verfügung zu stellen. Insgesamt handelte es sich ursprünglich um 90 000 EUR, die für diese drei Teile notwendig sind, und Helmut Hartmann stellt im Juli 2002 das entsprechende Ansuchen. Juli 2002! Im November 2002 beginnen die Proben für die ersten Teile. Dann kommt leider am 12. September eine Absage, die besagt: Nein, es tut uns Leid, das geht leider nicht und so hin und her, wir können nur 9 000 EUR zur Verfügung stellen. Gut, Helmut Hartmann sagt, 9 000 EUR sind besser als nichts, wir nehmen das Geld und machen den ersten Teil, denn es wird ihm signalisiert, 2003 wird er Geld für die zwei anderen Teile bekommen. 

Was passiert? – Helmut Hartmann führt die Stücke sehr erfolgreich auf. Sie haben Premiere in Luxemburg, sie werden international beachtet, das Ganze ist eine tolle Geschichte. Am 17. Dezember 2002 kommt eben die Zusicherung für die 9 000 EUR, aber dann ist leider lange Sendepause. 

Daraufhin sagt Helmut Hartmann zu seinen internationalen Koproduktionspartnern aus Luxemburg, wissen Sie, wir haben da einen kleinen Stau in der MA 7, wir wissen nicht so recht, wie wir das tun sollen. Bitte seien Sie so nett, schreiben doch Sie als internationale Koproduktionspartner an die Stadt Wien, an den Herrn Stadtrat. 

Das ist an sich schon ein bisschen eine peinliche Geschichte, wenn man irgendwie seine internationalen Koproduktionspartner bitten muss, mit dem eigenen Finanzierungspartner zu kommunizieren, weil man selbst keine Antwort bekommt – aber bitte. Die Luxemburger sind nett, sie machen sich die Mühe und schreiben einen Brief an den Herrn Stadtrat. Der Herr Stadtrat schreibt zurück, im Mai 2003, das ist fast ein Jahr nach der ursprünglichen Einreichung. Er schreibt, ja, man steht in Verhandlungen, man wird sehen, das ist eh alles irgendwie in Ordnung, das passt schon. Daraufhin sind die Luxemburger beruhigt, und man schreitet voran mit den Vorbereitungen für die weiteren Teile. 

Faktisch gibt es aber keine Verhandlungen, faktisch hört der Hartmann nichts, faktisch ist es so, dass sich gar nichts tut, und von Verhandlungen kann auch nicht die Rede sein. 

Was passiert weiter? – Vor dem Sommer dieses Jahres geht Herr Hartmann wieder in die MA 7 und sagt: Es tut mir sehr Leid, aber ich muss jetzt schon genau wissen, was los ist. Das ist sein gutes Recht, zu wissen, was los ist. Alles andere wäre unprofessionell. Dass der Herr Hartmann überhaupt so weit gegangen ist, dieses Stück zu produzieren, zeugt ja eher schon davon, dass er sich etwas getraut hat, dass er sich getraut hat, tatsächlich ernst zu nehmen, was ihm signalisiert wird.

Vor dem Sommer 2003 wird ihm wiederum signalisiert, man wird schon eine Lösung finden, es wird schon alles gut gehen. Es wird wahrscheinlich nicht so viel Geld sein, aber so je 30 000 für die zwei Teile, also insgesamt 60 000, das müsste schon machbar sein, und man bittet den Herrn Hartmann, er möge doch ein Gesprächsprotokoll eben jenes Gesprächs an den Herrn Stadtrat schicken, damit der Herr Stadtrat auch weiß, was der Herr Hartmann mit den Beamten besprochen hat. 

Der Herr Hartmann kommt dieser Bitte natürlich gerne und umgehend nach, worauf sich das Stadtratbüro sehr erstaunt zeigt und fragt, wovon denn hier die Rede sei. Sie wüssten von gar nichts. Damit wäre zumindest einmal klar, dass die Beamten und das Stadtratbüro offensichtlich nicht allzu gut miteinander kommuniziert haben in dieser Sache. 

Dann aber kommt wieder Entwarnung und der Hinweis, er werde jetzt doch bald, Ende August, Anfang September, die Bestätigung bekommen, dass er das Geld bekommt. Ende August, Anfang September trifft beim Herrn Hartmann kein Brief ein. Daraufhin geht der Herr Hartmann wieder in die MA 7 – ich glaube, das ist jetzt schon ungefähr zum dritten, vierten oder fünften Mal; ich habe nicht mitgezählt – und fragt: Was ist jetzt los? Ich habe einen Brief versprochen bekommen, in dem mir mitgeteilt wird, dass ich 60 000 EUR bekomme. Wir wollen mit den Proben beginnen, nämlich am 15. September, wie wir Ihnen bereits seit eineinhalb Jahren mitteilen. Letzte Woche, am 12. September, hat Herr Hartmann die endgültige Absage bekommen. Drei Tage vor Probenbeginn! Die Luxemburger Partner sind, wie Sie sich vorstellen können, einigermaßen irritiert, die Leute hängen in der Luft. Was macht man, wenn man drei Tage vor Probenbeginn gesagt bekommt, es gibt keine Probe, kein Stück und kein Geld und kein gar nichts? Gar nichts macht man da. 

In diesem Mail, das der Hartmann bekommen hat, steht noch dazu drinnen: "Sehr geehrter Herr Hartmann! Zu unserem Gespräch betreffend die Finanzierung des zweiten Projektes im Jahr 2003 bedauert die Kulturabteilung der Stadt Wien, mitteilen zu müssen, dass eine Unterstützung aus budgetären Gründen nicht möglich ist. Auch im Vorgriff auf das nächstjährige Budget ist das nicht machbar. Wir werden aber gerne das für 2004 vorgesehene Projekt gemeinsam mit dem Kuratorium raschestmöglich prüfen und eine definitive Aussage über eine Finanzierung zeitgerecht mitteilen."

Sie werden sich, genauso wie ich, fragen, was ist eigentlich 2004? 2004 gibt es kein Projekt in dieser Trilogie. 2004 ist nicht vorgesehen, 2003 ist vorgesehen. Die Proben sollten vor einer Woche beginnen. 2004 gibt es kein Projekt mit Luxemburg, 2003 gibt es ein Projekt. Also von "zeitgerecht" kann in dieser Frage wohl nicht die Rede sein. 

Was sich aber, glaube ich, doch sehr deutlich zeigt, ist, dass es offensichtlich im Amt des Herrn Kulturstadtrates so ist, dass die eine Hand nicht weiß, was die andere tut, dass man sich gegenseitig ständig widerspricht und dass man offensichtlich ziemlich hemmungslos Künstlerinnen und Künstler über Monate, um nicht zu sagen Jahre, in der Luft hängen lässt und sich nicht einmal zu blöd ist, internationale Partner zu vergrämen. Ich persönlich halte das für schlicht unprofessionell, für eine ziemliche Frechheit, um nicht zu sagen eine Chuzpe. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Deshalb werden wir auch gerne den Antrag der ÖVP zu diesem Thema unterstützen, und ich hoffe sehr, dass derartige Dinge in Zukunft nicht mehr vorkommen werden. Ich hoffe eigentlich auch, dass die MA 7 und der Stadtrat in Zukunft nicht darauf verweisen, das Kuratorium, das wir ja gemeinsam eingesetzt haben, in diesem Wege zu beeinflussen. Dazu haben wir es nämlich nicht, und Derartiges halte ich für äußerst problematisch, wenn wir schon eine Reform wollen. 

Im Übrigen werden wir auch den zwei anderen Anträgen, die die ÖVP bei diesem Tagesordnungspunkt einbringen wird, den zum Jüdischen Theater im Nestroy-Hof und jenen betreffend fremdsprachige Informationen auch in englischer und französischer Sprache, sehr gerne zustimmen. Es soll ja vorkommen, dass Menschen aus Ländern einreichen, deren Sprachen nicht erfasst sind von jenen, die sich auf der Homepage finden, und die daher auf Englisch oder Französisch ausweichen müssen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Auch die Kultur hat sich mehr verdient, als die Geschichte, die ich Ihnen gerade erzählt habe. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Salcher gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Marie Ringler hat ja sehr ausführlich begründet, worum es bei dem Projekt, das im WUK geplant war, bei diesem Projekt Theorema gegangen ist, und es wäre schon sehr interessant – und darauf warte ich –, dass dann auch ein Vertreter der SPÖ dazu Stellung nimmt, wie es zu so etwas kommt, dass man ursprüngliche mehrmals Zusagen gibt und sie dann einfach nicht einhält. Ich möchte jetzt nicht im Detail darauf eingehen. Die Frau Kollegin Ringler hat das sehr, sehr ausführlich dokumentiert. Das steht auch in unserem Beschluss- und Resolutionsantrag drinnen. Sie haben jetzt noch einmal die Möglichkeit, sich das auch schriftlich anzuschauen, wenn Sie das nicht gehört haben, was Frau Ringler Ihnen erzählt hat. Das ist ein wirklich ernstes Thema.

Ich bringe jetzt, wie angekündigt, den Beschlussantrag dazu ein:

"Der Gemeinderat beschließt, dass die Stadt Wien die bereits im Dezember 2002 mündlich und per E-Mail in Aussicht gestellt Förderungssumme von 60 000 EUR für den zweiten und dritten Teil der 'Trilogie der Jugend', die im WUK unter der Regie von Professor Krassnig in Zusammenarbeit mit dem Théatre National du Luxembourg durchgeführt wird, zur Verfügung stellt."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Bevor ich noch die zwei anderen Anträge hier einbringe, möchte ich zum Akt selbst etwas sagen, denn manchmal verwendet man einen Tagesordnungspunkt, gegen den man an sich nichts hat, dazu, um Anträge einzubringen. Ich möchte aber auch zum Tagesordnungspunkt selbst etwas sagen, denn das war einer der skurrilsten Akte, die ich überhaupt je erlebt habe. 

Ich weiß nicht, wer von Ihnen sich die Mühe gemacht hat, diesen Akt anzuschauen. Sie werden diesem Akt nichts entnehmen können außer der Tatsache, dass der Herr Stadtrat sich hier 50 000 EUR für Theater genehmigen lässt, ohne uns zu sagen, was er damit im Konkreten meint. Wir haben uns das sehr genau angeschaut, wir haben nachgefragt, wir wissen es bis heute nicht.

Ich bin wirklich interessiert, was sich da für strengstens geheime und irrsinnig gefährliche Dinge dahinter verbergen müssen, dass man den Oppositionsparteien nicht sagt, was mit diesem Geld passiert. Ich meine, 50 000 EUR sind auch wieder nicht so viel, dass damit man ein Atomkraftwerk oder sonst irgendetwas heimlich bauen kann, sondern das ist ein überschaubarer Betrag. Wir beschließen hier manchmal Beträge von 5 000 EUR, 7 000 EUR, 9 000 EUR. Also das Argument mit der Abwickelbarkeit und der Flexibilität ist auch kein schlagendes.

Ich glaube, die Oppositionsparteien sind im Kulturbereich sehr, sehr konstruktiv, und wir haben noch nie ein vernünftiges Theaterprojekt abgelehnt. Aber wenn man unbedingt will, dass die Oppositionsparteien gegen so ein Projekt sind, so haben Sie es hiermit erreicht. Wir werden heute dagegen stimmen, weil Sie uns nicht sagen, was Sie mit dem Geld beabsichtigen.

Wir machen aber auch gleich Vorschläge – einen habe ich schon eingebracht –, was man denn vernünftig mit dem Geld machen könnte. Unter anderem gibt es das Projekt des Jüdischen Theaters im Nestroy-Hof, wofür es auch ein konkretes Konzept gibt, für das aber natürlich eine Finanzierung notwendig ist. Soweit ich dieses Konzept des Jüdischen Theaters Austria kenne, das Herr Warren Rosenzweig hier plant, geht es darum, eben nicht nur ein Ghettotheater zu schaffen, sondern es geht ganz im Gegenteil darum, sozusagen die gesamte Thematik der jüdischen Diaspora entsprechend aufzuarbeiten, den Dialog mit anderen kulturellen und ethischen Gruppen herzustellen. Ich glaube daher, dass das ein sehr seriöses Projekt, das es sich zumindest verdienen würde, einmal ernsthaft geprüft zu werden. Das dürfte aber bisher nicht der Fall gewesen sein. 

Es müsste aber, wie wir alle wissen, genug Geld da sein, da wir einerseits das größte Kulturbudget der Stadt Wien aller Zeiten haben und auf der anderen Seite Theater bereits geschlossen wurden. Mit diesen Mitteln könnte man ein vernünftiges neues Projekt unterstützen. 

Daher stelle ich folgenden Beschlussantrag:

"Der Gemeinderat fordert Kulturstadtrat Dr Andreas Mailath-Pokorny auf, die Etablierung eines Jüdischen Theaters im Nestroy-Hof zu unterstützen und die dafür notwendigen finanziellen Mittel bereitzustellen."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Der dritte Bereich ist, glaube ich, auch ein nicht ganz unwesentlicher. Hier geht es an sich um die begrüßenswerte Tatsache, dass die interkulturelle und internationale Abteilung der Kulturabteilung der MA 7 ihren Teil der Homepage mehrsprachig Migrantinnen und Migranten zur Verfügung stellt. Aber interessanterweise nur in bosnischer, türkischer, kroatischer und serbischer Sprache. Wir wissen aber, dass es gerade aus den afrikanischen Ländern auch Migrantinnen und Migranten gibt, die zum Beispiel nur der französischen Sprache mächtig sind. Wenn man das schon macht, dann sollte man das wirklich konsequent machen und in einer – ich sage das ganz ehrlich – einer internationalen Großstadt wie Wien würdigen Art und Weise. 

Wir stellen hier daher den Antrag, dass zumindest in englischer und französischer ebenfalls zu tun: "Die Informationen der MA 7 zur Förderung interkultureller Aktivitäten, insbesondere auf der Website, sind auch in englischer und französischer Sprache zur Verfügung zu stellen."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. – Applaus bei der ÖVP. (Heiterkeit. – Beifall bei der ÖVP und der GRin Mag Marie Ringler.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der bestellte Applaus hat eingesetzt, Kollege Salcher. 

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag STEFAN. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wieder einmal Freie Gruppen, wieder einmal Pauschalzuweisung von Geld, vielleicht zum letzten Mal. Wir hoffen darauf. Immerhin gibt es ja jetzt ein Gutachten, um das alles auf neue Beine zu stellen. Wir wünschen uns sehr, dass das auch wirklich so umgesetzt wird, dass wir mitgehen können. Es hat sehr positive Vorzeichen gegeben. Die Opposition und somit auch wir wurden von Anfang an eingebunden, die Gespräche laufen noch. Unter der Voraussetzung, dass unsere Ideen, die dabei eingebracht werden, und unsere Grundsätze Berücksichtigung finden, werden wir das auch gerne mittragen.

Entscheidend wird sein, dass, wie wir das immer wieder betonen, auch die Theater darauf zu achten haben, dass es ein Publikum geben muss. Es gibt auch dort so etwas wie Angebot und Nachfrage, und eine gewisse Berücksichtigung dessen muss es jedenfalls geben, denn oft erscheint es schon so, als ob es sich die Theater heutzutage leisten könnten, Besucherzahlen als irrelevant zu bezeichnen. Wenn das Publikum ausbleibt, dann ist das nur ein Zeichen dafür, dass offenbar die unduldsamen Spießer noch nicht weit genug erzogen sind, dass sie ins Theater gehen, aber man zieht nicht den Schluss daraus, dass es vielleicht auch nicht interessant genug und gut genug ist, damit Publikum erscheint.

Auch ein bisschen unerfreulich ist immer wieder, dass gerade Theaterleute, die verständlicherweise ihre Unabhängigkeit pflegen und auch nach vorne tragen, sich gerne in Fänge der öffentlichen Hand begeben und mit der Beschwörung, dass die Kultur das Wichtigste ist und dass wir eine Kulturstadt sind, auch wiederum die öffentliche Hand unter Druck setzen. Das Problem ist nur, dass diese öffentliche Hand dann die Theaterleute davor bewahrt, einmal festzustellen, ob sie überhaupt Überlebenschancen haben. Das heißt, sie suchen die Lohnabhängigkeit unter dem Schein der Freiheit und fühlen sich dann in dieser Scheinwelt wohl. 

All das sollte Berücksichtigung finden in einem Theaterkonzept, das in erster Linie die Freien Gruppen umfasst, aber die ganze Theaterlandschaft verändern könnte.

Unter diesen Umständen, wo dann sicherlich auch der Mut zur Selektion vorhanden wäre, das Gießkannenprinzip vermindert wäre, könnten wir das mittragen. – Soweit zum gegenständlichen Antrag.

Bei dieser Gelegenheit erlaube ich mir, einen Antrag, den ich bereits einmal eingebracht habe – vielleicht ist er auch schon öfter eingebracht worden –, in etwas abgeänderter Form einzubringen. Wir versuchen es noch einmal.

Eine unbefriedigende Situation ist es, dass der Opposition überhaupt nicht zugänglich ist, welche Anträge oder Subventionsansuchen überhaupt an den Magistrat herangetragen werden. Es gibt eine Vorselektion in der MA 7. Dort wird von den Beamten in Zusammenarbeit mit dem Stadtrat selektiert, welche Ansuchen überhaupt an den Gemeinderatsausschuss weitergeleitet werden. Über die dürfen wir dann befinden, über die sind wir dann informiert, die werden dann in der Regel auch mit den Stimmen der Mehrheitsfraktion abgestimmt. Das ist dann nicht mehr spannend. Aber was wirklich herangetragen wird, welche Vielfalt, was möglicherweise wieder zurückgewiesen wird, nicht bearbeitet wird oder wie auch immer, sehen wir nie. 

Daher stellt die FPÖ-Fraktion folgenden Beschlussantrag: 

"Um die Prüfung einer gerechten und effizienten Verteilung von Steuermitteln zu ermöglichen, ist den Mitgliedern des Kulturausschusses zweimal im Jahr ein schriftlicher Bericht über jene Subventionsanträge an die MA 7, die nicht in den Ausschuss gelangen, vorzulegen."

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft beantragt. (Beifall bei der FPÖ.)
In diesem Sinne hoffen wir auf ein gutes Gelingen dieser Arbeit im Zusammenhang mit der Erneuerung der Freien Gruppen, und wir hoffen, dass wir in Zukunft derartige Anträge erstens nicht mehr sehen und dann der Subvention auch im Theaterbereich wieder zustimmen können. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Zankl. Ich erteile es ihr. 

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Sogar der Kollege Stefan ist positiv davon überzeugt, dass die Theaterreform greifen wird. Ich würde Ihn nur an dieser Stelle bitten, auch in seiner Fraktion noch Überzeugungsarbeit zu leisten, denn vorgestern – wer genau aufgepasst hat, weiß das – hat Kollege Strache kulturelle Aktivitäten gegen soziale Aktivitäten aufgerechnet, und das ist etwas, was wir in dieser Stadt wirklich nicht wollen. (Beifall bei der SPÖ.)
Zum Antrag der FPÖ möchte ich sagen, dass ich diesen Antrag meiner Fraktion zur Ablehnung empfehle, denn wenn man die Stadtverfassung studiert, steht drinnen: Die Geschäfte hat der Magistrat zu besorgen. Der Gemeinderat hat keine Prüfungs- und Entscheidungskompetenzen. Wir geben nur die politische Linie vor, aber die Arbeit haben die Beamten zu leisten. Erstens wären wir, denke ich, zeitlich überfordert – dafür gibt es eben Beamte –, zweitens wäre es mir, wenn ich ein Projekt einreiche und das abgelehnt wird, persönlich gar nicht recht, wenn dann das Projekt zerpflückt wird und das womöglich in die Zeitungen geht. Da ist es besser, dass die Öffentlichkeit von den abgelehnten Anträgen gar nicht so viel erfährt. Das ist für die Qualität, glaube ich, besser. 

Zu den Anträgen des Kollegen Salcher, der anscheinend ziemlich isoliert ist in seiner Fraktion, wenn er schon um Applaus bitten muss. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist so selbstverständlich!) Wenn es selbstverständlich wäre, dann würden Sie ja applaudieren. Aber es ist mir etwas anderes aufgefallen. Er hat anscheinend über die Ferien viel Zeit gehabt, im stillen Kämmerlein Anträge auszuarbeiten, aber er hat niemanden gefunden, der das mit ihm trägt. Da steht auf allen Anträgen nur Andreas Salcher drauf, und ich denke mir, zumindest der Kollege Marboe hätte sich dazu bekennen können... (Ironische Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ. – GR Dr Matthias Tschirf: Als Stadtrat kann er das nicht!) Der Herr Stadtrat Marboe. Entschuldigen Sie! Der Herr StR Dr Marboe hätte sich zu diesen Ideen bekennen können. (GR Dr Matthias Tschirf: Lernen Sie die Geschäftsordnung! – Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der ÖVP.) Okay. Also, Sie wollen das nicht verstehen. Es ist in Ordnung. (GR Dr Matthias Tschirf: Er darf ja nicht! Das steht in der Geschäftsordnung! – GRin Barbara Schöfnagel: Das war jetzt ein Fettnäpfchen!) Meine Meinung ist, dass der Kollege Salcher isoliert ist. (Anhaltende Zwischenrufe bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster – in Richtung ÖVP –: Was ist denn los, Leute?) Ich weiß schon, dass es möglich ist, einen Antrag auch alleine einzubringen, aber üblich ist es nicht. (Fortgesetzte Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ. – GR Godwin Schuster – in Richtung der Rednerin –: Ein Stadtrat darf das nicht!) (Heiterkeit.) Sie hätten auch Kollegen finden können. Also, ich meine, es muss ja nicht der Stadtrat sein. (Neuerliche Heiterkeit.) Vielleicht hätten Sie die Frau Ringler dazu gefunden, ich weiß es nicht. (Lebhafte Heiterkeit.) Die neue Koalition, das wissen wir. 

Nichtsdestoweniger muss ich seitens meiner Fraktion feststellen, dass beide Anträge, die Kollege Salcher eingebracht hat, sowohl betreffend das Jüdische Theater im Nestroy-Hof als auch betreffend das Theaterprojekt Theorhema, unserer Theaterreform vorgreifen würden. Ich denke, dass man dem Kuratorium nicht vorgreifen soll, das eben jetzt erst zu arbeiten begonnen hat, dass man nichts präjudizieren soll, sondern dass man diese Leute einmal arbeiten lassen soll. 

Ich habe mich auch erkundigt. Es wurden keine Zusagen gemacht. Mehr kann ich dazu nicht sagen. Ich kann nur fragen. Es steht also Meinung gegen Meinung.

Dem dritten Antrag, den Kollege Salcher eingebracht hat, und zwar, die Information über die Förderung der interkulturellen Aktivitäten auch in englischer und französischer Sprache auf die Homepage zu stellen, werden wir zustimmen, obwohl mir eines auffällt: Ich habe in meiner Rede zum Rechnungsabschluss festgestellt, dass zum Filmfonds Prospekte in französischer und englischer Sprache erstellt wurden, und da habe ich gehört: Wir sind ja in Österreich, das ist nicht notwendig. Aber die realen Zuwanderer in Wien sprechen die Sprachen in denen der Prospekt bis jetzt auch gedruckt wurde. (Zwischenruf des GR Mag Wolfgang Gerstl.) (Weitere Zwischenrufe.) Okay. Sinnlos. (GR DDr Bernhard Görg: Ja, machen Sie Schluss!)

Ich möchte aber jetzt zum Akt sprechen. Der Sinn von Rahmenbeträgen ist immer, dass man einen Rahmen beschließt, damit man schnell aktiv werden kann. Ich verweise auf meine Reden. Sie können nachlesen im Protokoll der 24. Sitzung vom 30. Jänner, Seite 80 (GR Dr Matthias Tschirf: Ja, hören Sie auf!), Sie können nachlesen im Protokoll der 27. Sitzung, Seite 64. Zusätzlich möchte ich sagen, dass ich mir vorstellen könnte, dass aus diesem Rahmenbetrag eine interessante Gruppe Geld erhält, nämlich die Gruppe art: phalanx, die ein interessantes Stück über Viktor Frankl aus privater Initiative heuer sehr erfolgreich im Odeon gespielt hat, ein Stück, das noch nie aufgeführt wurde. Da bin ich sehr dafür, dass aus diesem Rahmenbetrag ein kleiner Betrag – nicht so viel, wie der Herr Salcher verlangt – für dieses Stück verwendet wird. 

Deswegen ist es ganz wichtig, dass wir weiter Rahmenbeträge beschließen, denn unsere Freien Gruppen können nicht genug Geld von der Stadt Wien bekommen. Ich bitte nochmals um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ. – Ironische Heiterkeit bei FPÖ und ÖVP. – GRin Barbara Schöfnagel: Na, das war eine Aussage!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir können sofort zur Abstimmung kommen. Es gibt keinen Abänderungsantrag. 

Wer von den Damen und Herren des Gemeinderates dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen will, den bitte ich, die Hand zu heben. – Das ist die notwendige Mehrheit, gegen Freiheitliche, Volkspartei und Grüne. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge, die eingebracht wurden. 

Ich fange mit den Anträgen der Österreichischen Volkspartei an. Der erste betrifft das Theaterprojekt Theorema, "Trilogie der Jugend", im WUK. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Volkspartei und Grüne sind dafür. Das ist somit abgelehnt, denn es hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Der zweite Antrag betrifft die Etablierung eines Jüdischen Theaters im NestroyHof. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. Mit den Stimmen der SPÖ abgelehnt. 

Ich möchte nur dazusagen, dass für den ersten, den zweiten und den dritten Antrag formell die sofortige Abstimmung verlangt wurde. Ich habe es nur nicht extra verlesen. 

Der dritte Antrag der ÖVP-Gemeinderäte betrifft die fremdsprachige Information zur Förderung interkultureller Aktivitäten. Ich komme ebenfalls zur sofortigen Abstimmung. 

Wer dafür ist, bitte ebenfalls ein Zeichen. – Dieser Antrag ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Wir kommen zum vierten Antrag der Freiheitlichen Gemeinderätinnen und ‑räte betreffend schriftliche Berichte über die in der MA 7 eingelangten Subventionsanträge. In formeller Hinsicht wird hier die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss Kultur und Wissenschaft beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen. – Dieser Antrag hat ebenfalls nicht die notwendige Mehrheit gefunden. Er ist mit den Stimmen der SPÖ abgelehnt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 30 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 3-Jahresverein-barung mit der Wiener Festwochen GesmbH. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Woller, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet hat sich Frau GRin Mag Unterreiner. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Ich bin jetzt schon viele Jahre hier Kulturpolitikerin der Opposition, und ich habe schon sehr viel Kulturlosigkeiten hier erlebt. Ganz am Anfang, kann ich mich noch erinnern, gab es diese unglaubliche Idee, in dieses Barockensemble diese fünf massiven Baukörper reinzupflocken. Gott sei Dank haben wir uns dagegen gewehrt. Diese Brutalität hat sich ein bisschen vermindert, aber sie ist leider noch immer da. Ich erinnere an die ganzen Anschläge auf unser historisches Erbe – ich möchte gar nicht alle aufzählen –, an die Verhöhnung des Christentums, an all die Dinge in der Kunsthalle. Wenn ich mir das so anschaue, muss man sich fast freuen, dass das Palais Liechtenstein nicht der Stadt Wien gehört, denn dort haben wir jetzt kein Flugdach, keine Bullaugen, und wir haben auch keine Rolltreppen, die in die Flanken hineinfahren. Also Gott sei Dank ist das ein Palais, das ganz einfach revitalisiert wird. 

Aber wenn ich das alles so Revue passieren lasse, dann muss ich schon sagen: Das, was gestern in der Gesundheitsdebatte passiert ist, das war eigentlich schon der Gipfel von Kulturlosigkeit. Da haben sich drei Oppositionsparteien zusammengefunden, um ganz einfach über die Dinge zu sprechen, die da in der Stadt Wien stattfinden, was die Betreuung der Alten und Schwachen anbelangt, und die zuständige Stadträtin weist diese Vorwürfe ganz einfach kaltschnäuzig zurück, gibt die Schuld der Bundesregierung. Ich finde, das ist menschenverachtend, das ist kulturlos, denn wenn man mit so einem Problem in einer Gesellschaft so umgeht, dann zeigt das Kulturlosigkeit. Wie die Gesellschaft mit ihren Alten und ihren Schwachen umgeht, das ist nämlich ein Maßstab für Kultur. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das hat mich gestern als Kulturpolitikerin sehr betroffen gemacht, obwohl ich ja an der Debatte nicht teilgenommen habe. (GR Godwin Schuster: Die Stadträtin hat sich entschuldigt!) Ja, Sie hat sich entschuldigt, das stimmt. Sie hat sich für die Vorfälle entschuldigt, aber sie hat als Politikerin auf die Vorfälle in keiner Weise reagiert, so wie ich es mir erwartet hätte. Es ist ganz einfach verschwommen geblieben, aber Sie hat die Verantwortung weggeschoben. Und das ist kulturlos!

Mein Kollege Wilfried Serles hat gestern das Theaterstück "Sibirien" skizziert, und er hat Recht, wenn er sagt, dass die Realität dieses Theaterstück ja eigentlich noch bei weitem übertrifft. Das ist nämlich wirklich eine Tragödie, und es ist nicht, wie das der Herr Bürgermeister sagt, das selektive Wahrnehmungsvermögen der Opposition. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin da oben gesessen und ich habe mich wirklich gewundert, wie es sein kann, dass meine Kollegen von der Sozialdemokratischen Fraktion noch dazu in frenetischen Applaus ausbrechen bei dem Bericht der Frau Stadträtin und auch dann, als der Misstrauensantrag der Opposition abgelehnt wurde. Auch das hat mir zu denken gegeben, und ich habe mir gedacht: Wie kann denn das sein, wacht man erst auf, wenn man persönlich betroffen ist? Ich habe mich auch gefragt, wie die Kollegen der Sozialdemokratie reagiert hätten, wäre ihnen persönlich das passiert, also wäre zum Beispiel der Vater der Frau StRin Pittermann in einem der Heime, die wir in Wien haben, gelegen – er wäre ja dort gewesen, denn er hätte den städtischen Heimen vertraut –, und er wäre einer gewesen, dem man am Nachmittag eine Windelhose angezogen und Nachtruhe verordnet hätte. Ich weiß nicht, wie dann die Stadträtin reagiert hätte oder wie der Herr StR Rieder reagiert hätte, wenn das einem seiner Anverwandten passiert wäre. 

Ich sage das deswegen, weil man anscheinend die Sozialdemokraten wachrütteln muss. Man muss anscheinend die Kehrseite zeigen. Und das will ich jetzt auch tun, denn ich möchte das herüberziehen in die Kulturpolitik. Ich möchte nämlich gerne anhand eines Szenarios, das ich jetzt entwickle, aufzeigen, warum wir gegen den Punkt 1 dieses Antrages sind. 

Sie alle wissen, dass wir die Wiener Festwochen, seit Luc Bondy der Intendant ist, ablehnen, weil wir sagen, dass er seine Position als Intendant missbraucht, um Parteipolitik zu machen. Bis jetzt hat sich noch niemand in irgendeiner Weise überlegt, ob diese Sache, die wir vorwerfen, stimmt. Und so wie gestern niemand berührt war, versuche ich, das jetzt einmal in der Kulturpolitik. 

Stellen Sie sich vor, es gab Landtagswahlen in Wien. Die SPÖ erlangt die absolute Mehrheit. Im Vorfeld dieser Wahl wurde aber schon im In- und Ausland auf die Gefahr der absoluten Macht hingewiesen. Kanzler Schüssel war schon bei seinen Freunden in mehreren Metropolen in Europa und hat schon auf die Gefahren von Links hingewiesen, die Gefahr des Kommunismus dräue herauf, erzählt man sich. Man erinnert sich, dass Häupl einmal revolutionärer Marxist war. Bilder von ihm und Pilz kursieren in den Medien, Bilder, wenn Sie sich erinnern können, wie er damals mit der Kolchosenbäuerin geknipst wurde. Rechter Mob versammelt sich auf den Straßen, und unter dem Gejohle "Widerstand! Widerstand! Gusi, Häupl, an die Wand!", gehen die jungen Leute durch die Straßen. Widerstandscontainer werden aufgerichtet, das Rathaus wird umringt, der Mob regiert das Areal um das Rathaus. 

Und jetzt kommt ein Intendant, und zwar der Intendant der Wiener Festwochen, und der mischt jetzt mit. Er sei moralisch verantwortlich und es sei seine Pflicht, gegen diese SPÖ-Alleinregierung einzuschreiten. Er wird jeden Tag eine Aktion machen, denn das ist seine Pflicht. Er engagiert einen in Deutschland schon in den Medien bekannten rechten Agitator, der damals schon immer gerufen hat: Tötet Schröder! Der kommt auch sofort nach Österreich, geht nach Graz und lässt dort Schauspieler skandieren: Tötet Michael Häupl! Und auf der Straße ruft er mit dem Megaphon: Passt auf, Häupl wird den Kommunismus wieder einführen! 

Ich habe jetzt absichtlich einmal das Spiegelbild gezeigt, so wie sich das ja abgespielt hat damals, als die erste blau-schwarze Koalition gebildet wurde. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und jetzt kommt die Frage, die wichtige Frage: Würden jetzt alle SPÖ-Abgeordneten der Verlängerung des Vertrages dieses Intendanten zustimmen? Das würde mich jetzt wirklich interessieren. Das würde mich interessieren. Wir können das nicht auf die Probe stellen. Ich habe mir gedacht, ich muss einmal dieses Szenario aufzeigen, damit man versteht, warum wir der Verlängerung des Vertrages mit Luc Bondy und auch der Verlängerung des Dreijahresvertrages nicht zustimmen wollen. 

Das heißt, wir haben vereinbart, dass wir eine getrennte Abstimmung verlangen. Der Punkt 1 dieser Postnummer beschäftigt sich eben mit der Verlängerung der Vereinbarung mit den Wiener Festwochen um ein Jahr. Den beiden anderen Punkten wollen wir zustimmen. Da geht es um die "Zauberflöte" – daran wirkt auch Hans Landesmann mit –, die als Neuinszenierung ins Theater an der Wien kommt, und um weitere Produktionen für das Mozartjahr. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte zum Abschluss – ich habe meiner Kollegin Winklbauer jetzt in der Bank schon gesagt, vielleicht ist es so, dass steter Tropfen einmal den Stein höhlt – wieder einmal den Antrag zum Figarohaus einbringen, weil ja jetzt schon alle Vorbereitungen für das Mozartjahr laufen, und ich hoffe, dass wir diesmal Erfolg haben. Sie wissen, seit 14 Jahren stellen wir in Abständen von einem Jahr immer wieder den Antrag, man möge doch endlich aus diesem Figarohaus ein sehr attraktives Mozarthaus machen. Diesmal wünsche ich die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss. Auch wenn es, wie gesagt, eine alte Sache ist, irgendwann einmal wird das ja sicher umgesetzt. Das hoffe ich sehr, und ich hoffe. dass wir im Ausschuss einmal eine positive Antwort bekommen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Bei diesem Antrag geht es um drei finanzielle Beschlüsse für die Wiener Festwochen für das Jahr 2005, für die Zauberflöte im Jahr 2006 und für die Vorbereitungskosten für die Aktivitäten im Rahmen des Mozartjahres 2006. Also es geht eigentlich um sehr wichtige Fragen der Kulturstadt Wien, der Musikstadt Wien, insbesondere um das wichtige Projekt Mozart 2006 in Wien. 

Es ist mir daher nicht nur aus Höflichkeit schwer möglich, auf die Wortmeldung der Debattenrednerin einzugehen, die über lange Strecken nicht zum Akt gesprochen hat, denn ich verstehe eigentlich gar nicht, warum das, was gestern hier lange diskutiert worden ist, Teil einer Debatte über das Mozartjahr, das Jahr 2006, sein soll.

Ich sehe hier keinen Zusammenhang, daher möchte ich auch dazu inhaltlich nichts sagen. Es wurden gestern von den RednerInnen hier im Haus durchaus entsprechende Argumente vorgebracht. 

Was den Beschlussantrag der FPÖ-Gemeinderäte zum "Figaro-Haus" betrifft, würde ich vorschlagen, diesem Antrag auf Zuweisung zum Kulturausschuss zuzustimmen. Ich würde nur gerne der FPÖ-Fraktion nochmals die Information geben, dass wir erstens seit langer Zeit sehr, sehr konkret über den Ankauf und die Adaptierung des "Figaro-Haus" verhandeln und dass es nicht wirklich nützlich und im Interesse der Stadt Wien ist, wenn während dieser Verhandlungen immer wieder Anträge im Gemeinderat eingebracht werden, die eigentlich nur zur Folge haben können, dass der Hauseigentümer sagt, da kann er mit dem Preis wieder raufgehen. Das ist zum Schaden und Nachteil der Stadt Wien. Wir wollen das Projekt realisieren. Dazu bedarf es finanzieller Verhandlungen mit dem Hauseigentümer und es liegt natürlich im Interesse der Stadt Wien und des Steuerzahlers und der Steuerzahlerin, dass die Kosten für die Stadt möglichst gering gehalten werden. Daher ist so ein Antrag nur mäßig produktiv. 

Wir werden ihn daher dem Kulturausschuss zuweisen und dort die Detaildiskussion führen. - Ich danke schön.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Wir kommen somit zur Abstimmung, die wir getrennt vornehmen. 

Ich lasse vorerst den 1. Punkt abstimmen: Drei-Jahres-Vereinbarung mit den Wiener Festwochen, Verlängerung um ein weiteres Jahr.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen so angenommen.

Ich lasse gleich gemeinsam Punkt 2 und 3 - das ist die Produktion „Die Zauberflöte“ und Vorbereitung Produktion im Theater an der Wien - abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen. – Das ist einstimmig so beschlossen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den eingebrachten Beschlussantrag der Frau Mag Unterreiner betreffend "Figaro-Haus". In formeller Hinsicht wird hier die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen. – Das ist einstimmig so angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 31 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Dokumentationsstelle für neuere österreichische Literatur. 

Die Frau Kollegin Winklbauer wird einleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Cordon. Ich erteile es ihr.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich möchte die Subventionierung für das Symposium "Geteilte Erinnerung: Generationen des Exils" zum Anlass nehmen, wieder einmal über die anderen Vereine, die sich mit Exilkultur beschäftigen, und deren Situation zu sprechen.

Vorweg sei gesagt, dass die Subventionierung dieses Symposiums erfreulich ist, aber leider in seiner durchaus großzügigen oder sagen wir angemessenen Subventionierung ein Einzelfall bleibt. Ich möchte Ihnen ein Zitat eines Textes aus der "Zwischenwelt" vorlesen, das die Betroffenen selbst zu Wort kommen lässt: 

„In den letzten 20 Jahren hat sich gegen viele Widerstände durch das große persönliche Engagement der Forscherinnen und Forscher in Österreich eine breit gefächerte Exilforschung entwickelt. Um ihre akademische Anerkennung zu erreichen, eine Öffentlichkeit und eine Kommunikationsplattform für Forschungsergebnisse zu schaffen, haben die österreichischen ExilforscherInnen im Vorjahr die „Österreichische Gesellschaft für Exilforschung“ gegründet.“ Wozu zu sagen ist, dass diese Gesellschaft ein großes Ziel hat und vorläufig um ein Minimum an Finanzierung rauft. 

Aber trotz enormen Einsatzes dieses Vereins und einiger anderer gleicht Österreich, leider auch im Speziellen Wien, in Bezug auf die durch das NS-Regime verursachte Exilbewegung immer noch vielfach einem Menschen, der einen so schweren Gedächtnisverlust erlitten hat, dass er sich nicht einmal mehr des Verlustes erinnert. Es liegt am Mangel der Möglichkeiten einer Kontinuität in der Exilforschung und das liegt leider auch am mangelnden Verständnis und der Unterstützung von Seiten der Kulturpolitik. 

Und doch ist es höchste Zeit, die Spuren vertriebener und vergessener Kunst zu sichern. KünstlerInnen, InterpretInnen und WissenschaftlerInnen wurden im Tausendjährigen Reich aus rassischen und politischen Gründen verfolgt, gefoltert und getötet, waren getötet worden und wenn sie Glück hatten, konnten sie noch rechtzeitig ihre Heimat und ihr geistiges Umfeld verlassen. War für manche das Exilland nur eine Zwischenstation, so war es für viele eine - um nicht zu sagen - bleibende Heimat, aber ein bleibender Aufenthaltsort. Denn Sie wissen selbst wahrscheinlich auch, dass Österreich sich kein Bein ausgerissen hat, seine Exilanten wieder zurück zu holen beziehungsweise sie zurück zu bitten, erst jetzt natürlich. Jetzt, wo sie Nobelpreisträger und so weiter sind, jetzt laden wir sie schon wieder ein. Das ist auch klar.

Die Verdrängung und Ignoranz, die nach der Beseitigung des Naziregimes im deutschsprachigen Raum eingesetzt hat, die Unachtsamkeit, mit der Archive mit ihrem Bestand umgegangen sind und schließlich die Zeit selbst haben eine umfassende dokumentarische Aufarbeitung lange verhindert. Aber nicht nur das schützenswerte, künstlerische Material verschwindet, auch die Menschen, deren Werke von uns zur Kenntnis genommen werden müssen, holt der Tod. 

Jetzt fragt man sich durch diese Initiativen durch, die diese schwierige Auffassung einer Befassung mit Exilliteratur oder Exilmusik auf sich genommen haben, muss man feststellen, dass deren Arbeit eigentlich nur mit Selbstausbeutung möglich ist. Es ist nicht annähernd möglich, diese Arbeit mit einer halbwegs ausreichenden finanziellen Unterstützung auszuführen. 

Ein Verein, der sich mit Exilforschung „Widerstand zur Zeit des Dritten Reichs“ beschäftigt und auch vom Bund, wenn auch spärlich, subventioniert wird, ist die Theodor Kramer Gesellschaft. Fast die Hälfte ihres Budgets kommt aus Mitgliedsbeiträgen, die aus aller Welt kommen, weil diese Zeitschrift in alle Welt geht, aus Spenden und aus Abos eben der Zeitschrift "Zwischenwelt". Und vor ein paar Tagen sagte mir der Geschäftsführer: „Wir warten auf eine Subvention, um die wir voriges Jahr angesucht haben und ich muss morgen die Honorare auszahlen“, nämlich für eine Veranstaltung, die am Mittwoch, wie Sie vielleicht auch mitbekommen haben, stattgefunden hat. 

Es gibt einen Theodor Kramer Preis für 2001 für Schreiben "Widerstand im Exil". Ich meine, Sie werden alle auch wissen, Theodor Kramer war in England im Exil und musste sich wirklich mühselig seine Rückkehr erkämpfen, und als man ihn endlich zurückgeholt hat, war der totkrank. Das ist übrigens kein Einzelschicksal.

Die Situation der Theodor Kramer Gesellschaft ist prekär so wie die aller anderen Vereine, die mit Exilliteratur und Exilkultur beschäftigt sind, weil man es einfach jahrzehntelang vermieden hat, sich mit dem Thema Vertreibung, Auschwitz, Exilwiderstand gegen die Nationalsozialisten zu beschäftigen.

Diese großen Fragen waren lange keine zentralen Fragen und ungelöste Probleme der Kultur in Österreich und auch heute noch ist die Beschäftigung mit diesen Themen eben ein Stiefkind dieser Kultur. 

Ein weiteres Bespiel ist der Orpheus Trust. Sie sind am Ende. Ein kurzes Bemerken ihres Daseins vor zwei Jahren bei den Wiener Festwochen war sehr schön, aber das reicht nicht für Jahre und so ist es im Moment eigentlich so, wie sie selbst sagen, sie können nicht mehr, sie wissen nicht, wovon sie leben sollen und womit sie vor allem ihre Veranstaltungen betreiben sollen. Das Frankreich-Festival wurde abgesagt. Sie können gerade mit Müh’ und Not ihre Angestellten bezahlen und für ein Konzert reicht das, was man ihnen als Subvention gegeben hat, vielleicht. Sie werden wissen, der Orpheus Trust hat es sich zur Aufgabe gemacht, Musik aus dem Exil wieder im großen Stil zugänglich zu machen und hat auch die Erforschung dieser Musik voran getrieben. 

Ich möchte noch einmal das Zitat, das ich in meiner Rede vor zwei Jahren hier gesagt habe, wiederholen, wobei sich die Situation dieser Vereine nicht verbessert, sondern nur verschlechtert hat, und da haben alle, die ich befragt habe, damit übereingestimmt. Ich möchte noch einmal auf das Zitat „Österreichische Geschichte an fremden Orten ist auch österreichische Kultur an fremden Orten“ zurückkommen. 

Ich weiß nicht, sehr geehrter Herr Stadtrat, ob Sie das wirklich verantworten können, dass man diese Arbeit einfach ignoriert und zur Selbstausbeutung überlässt bis es eben nicht mehr geht. Pech gehabt, geht halt leider nicht mehr. 

Dann habe ich noch ein ganz besonderes Schmankerl hier auf Lager. Es gibt noch einen Exilverein, der beschäftigt sich hier allerdings mit Exilanten, die aus anderen Ländern in Wien sind, der beschäftigt sich mit ihnen, um hier auch ihre Kultur zu fördern. Da gibt es besonders in der Literatur bereits prominente Vertreter. Für diesen Verein habe ich hier vor zwei Jahren gebeten, man möge ihn doch nicht so stark kürzen. Herr Kulturstadtrat, wir hatten damals die große Freude, dass Sie hier noch in der Sitzung herausgekommen sind und gesagt haben, dass Sie die Kürzung von damals noch 50 000 Schilling rückgängig machen werden und dieser Verein das Geld bekommt. Ich konnte es nicht glauben, als ich das gehört habe. Das war vor zwei Jahren und die haben das Geld bis heute nicht! Von der MA 7 haben sie nichts bekommen und man hat ihnen für dieses Jahr auch noch das Jahresbudget um fast 50 Prozent gekürzt! Das ist der Erfolg! Und ich habe bei vielen Vereinen herumgefragt und die haben gesagt: „Bitte, bitte, sagen Sie nichts, weil alles, was wir dann ernten ist nur, dass man sagt, Sie hätten sich ja nicht zu beschweren brauchen, mehr Geld haben wir eben nicht und so ist das.“ Es sind nur Zores, die sie sich damit einhandeln. Das ist eine Kulturpolitik der Macht, muss ich sagen, vor der die Kulturschaffenden auf Knien rutschen sollen, um schön „Bitte, bitte“ zu machen! Sie werden als Bettler behandelt! 

Ich möchte nur erinnern, dass auch die Arbeit dieser Kulturschaffenden ein Teil österreichischer Kultur in der Welt ist und bitte, das auch wirklich zu unterstützen und sie nicht in herablassender Weise noch als Bettler zu behandeln! (Beifall bei den GRÜNEN und der ÖVP.) 

Ich möchte wie vor zwei Jahren sagen: Es ist ein Appell an die Kulturpolitik dieser Stadt, diese Arbeit zu unterstützen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr Salcher hat sich gemeldet, ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Sie sehen, ich habe jetzt eine Runde ausgelassen, um mich von den schweren Angriffen der SPÖ beim ersten Tagesordnungspunkt wieder einigermaßen zu erholen. Aber Sie sehen, das ist doch gelungen und ich möchte wieder den Antrag einbringen und ich werde ihn wieder alleine einbringen. Ich werde Sie heute noch zwei Mal überraschen, weil ich dann mit jemand anderen einen Antrag einbringen werde. (Heiterkeit bei der ÖVP. – Beifall von amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny.) Das ist selten, dass Sie mir applaudieren, aber ich gebe zu, ich applaudiere Ihnen auch selten. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Damit Sie nicht so alleine sind!) Naja, da werde ich allein sein, da würde ich auch aufpassen in der Debatte. Wenn ich mir da so die heutigen Zeitungen anschaue, dann bin ja nicht ich der, der da diskutiert wird, aber das ist ein anderes Thema. 

Ich möchte hier ein Thema aufgreifen und diesen Geschäftsordnungspunkt dafür benützen. Im Jahre 2002 hat es diese durchaus lobenswerte Aktion des Herrn Bürgermeisters gegeben, einmal im Jahr ein Gratisbuch an die Wiener Bevölkerung zu verteilen. Man hat sich damals für den Lieblingsautor von Peter Marboe, nämlich für den Frederic Morten entschieden und sein Buch „Ewigkeitsgasse“ zur Verteilung gebracht. Der Rückhalt in der Bevölkerung war trotz vier bis fünf Vorwörter von Mitgliedern der Stadtregierung gegeben. Der einzige, der kein Vorwort geschrieben hat, war der zuständige Stadtrat für Kultur und Wissenschaft, aber trotzdem haben es offensichtlich viele Bürger geschafft, über die ersten Seiten drüber zu kommen, weil die Wiener Bevölkerung eine literarisch gebildete ist und gewusst hat, irgendwann fängt das Buch dann wirklich an und es ist ja ein sehr gutes Buch. Damals hat allerdings der Herr Bürger... 

Ja und das war ja noch lustig, dass sich dann auf einmal die Anzahl der Bezirksvorsteher der Stadt Wien, die sich gemeinsam für diese Aktion ausgesprochen haben, obwohl der Frederic Morten keinen einzigen von ihnen gekannt hat, erhöht hatte. Die ÖVP-Bezirksvor-steher kamen überhaupt nicht vor und interessanterweise gab es dann im 7. Bezirk nicht den bei uns allen bekannten grünen BV Blimlinger, sondern einen roten Bezirksvorsteher. Also vom Verkauf und von der PR, würde ich sagen, war die Aktion noch steigerungsfähig. 

Aber jetzt hatte man ja ein Jahr Zeit, da ein bisserl drüber nachzudenken und wir warten alle darauf, was aus dieser Aktion eigentlich geworden ist, weil jetzt im Jahr 2003 eigentlich wieder Zeit wäre, dass die Stadt Wien der Bevölkerung hier ein Buch zur Förderung der Literatur zur Verfügung stellt. Ich glaube, es hat ja damals auch private Sponsoren gegeben. Also das ist eine Aktion, die von der Grundidee her durchaus zu unterstützen wäre. Aber da bis jetzt kein Vorschlag gekommen ist, möchten wir hier einen Vorschlag machen.

Es gibt das Buch von Ella Lingens „Gefangene der Angst, ein Leben im Zeichen des Widerstandes“, der Mutter von Peter Michael Lingens und alle, die sich mit dem Buch auseinandergesetzt haben, das auch in der Öffentlichkeit eine sehr breite Rezession gefunden hat, werden sicher der Meinung sein, dass das ein sehr geeignetes Buch wäre, auch von seiner Thematik her. 

Wir stellen daher den Antrag: „Der Bürgermeister der Stadt Wien möge VBgmin Grete Laska und StR Andreas Mailath-Pokorny mit der Durchführung der Aktion „Eine Stadt – ein Buch“ für das Jahr 2003/2004 beauftragen und über das Buch „Gefangene der Angst, ein Leben im Zeichen des Widerstandes“ von Ella Lingens mit dem Deuticke Verlag Verhandlungen über die Verwendung für diese Gratisverteilaktion aufzunehmen. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Herrn Bürgermeister beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte jetzt noch ganz kurz zu dem Antrag Stellung nehmen, den Kollege Dr LUDWIG einbringen wird. Das ist ein sehr wichtiger Themenbereich und die Fraktionen wissen worum es geht. Formal zuständig kann das im Kulturausschuss deshalb diskutiert werden, weil der für die Ehrengräber zuständig ist und die gesamte Diskussion um das Ehrengrab des Herrn Nowotny, die auch einen breiten öffentlichen Rückhalt gefunden hat, ja dort abgelaufen ist. Ich möchte nur sagen, dass unsere Fraktion immer den Standpunkt vertreten hat, dass die Einschränkung der Debatte auf die Ehrengräber eigentlich nicht nachzuvollziehen und zu vertreten, sondern dass man sich damit auseinandersetzen muss, aber nicht nur auf politischer Ebene, denn dazu gibt es ja berufene Fachleute und Historiker. Deshalb haben wir auch einen entsprechenden Antrag eingebracht und dieser Antrag und der Druck, den wir damit in der Öffentlichkeit erzeugt haben, hat dazu geführt, dass man sich jetzt einmal - meiner Meinung nach viel zu spät - mit der Rechtssituation auseinandergesetzt hat. Die Rechtssituation, die wir heute ja nicht neu beschließen, sondern die wir nur wieder in Erinnerung rufen, ist ja eine sehr klare und sehr kluge Regelung.

Daher werden wir den Antrag, der hier heute eingebracht wird, unterstützen, weil damit einmal zumindest klargestellt ist, dass die Ehrungen, die in diesem Zeitraum von einem nichtdemokratischen, ja verbrecherischen Regime ausgesprochen wurden, nach 1945 nie Gültigkeit hatten. Das war damals schon eine sehr intelligente Regelung und ich glaube, viele der Debatten, die man jetzt geführt hat, hätte man sich sparen können, wenn man sich, bevor man das Ehrengrab des Herrn Nowotny aufgehoben hat, einmal angeschaut hätte, wie die Rechtssituation gewesen ist. Etwas, was nie ein Ehrengrab gewesen ist, hätte man daher auch nicht aufheben müssen. 

Wir haben, glaube ich, hier eine sehr, sehr faire Stellungnahme seitens der ÖVP und auch sehr viele informelle Gespräche mit der Stadtverwaltung, dem Bürgermeister und dem Stadtrat geführt. Ich glaube, dass die Lösung, die wir heute treffen, eine sehr, sehr gute ist, die im Sinne einer aktiven Bewältigung der Vergangenheit und auf der anderen Seite aber auch eines respektvollen Umgangs mit den Opfern gerecht wird, und daher werden wir diesem Antrag zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Dr Michael LUDWIG. Ich erteile es ihm.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Vielleicht zum vorliegenden Antrag der ÖVP, eingebracht vom Kollegen Salcher, betreffend das Projekt „Eine Stadt - ein Buch“. Du hast völlig Recht, Ella Lingens ist eine bemerkenswerte historische Frau gewesen, die nicht nur ein sehr spannendes Leben geführt hat, sondern zweifellos auch den Österreicherinnen und Österreichern sehr viel mit auf den Weg geben konnte, nicht nur was ihre politische Einstellung betrifft, sondern was vor allem ihre furchtbaren Erlebnisse in der NS-Zeit betroffen hat. 

Dessen ungeachtet möchte ich schon darauf hinweisen, dass die Aktion „Eine Stadt - ein Buch“ keine Aktion der Stadt Wien war und schon gar nicht eine Aktion auch des Wiener Bürgermeisters in seiner Funktion als Wiener Bürgermeister. Es war im Wesentlichen eine privat finanzierte Aktion unter Einbeziehung zahlreicher Sponsoren und Firmen, die sich an dieser Aktion beteiligt haben. Das, was du eigentlich mit diesem Antrag vorschlägst, wäre eine Kommunalisierung einer privaten Aktion. Das wundert mich ein wenig, weil ich doch immer davon ausgehe, dass die ÖVP zumindest bis jetzt immer sehr stark die Ambition gehabt hat, vor allem auch Unternehmen zu privatisieren und auszulagern. Das war eigentlich eine gut funktionierende Aktion, die mit sehr viel privatem Geld über die Bühne gegangen ist. Ich glaube nicht, dass es Sinn macht... (StR Dr Peter Marboe: Der Bürgermeister hat angeordnet, dass sie jährlich stattfindet!) Ja, selbstverständlich, unter Aufbringung privater Gelder, und ich glaube wir sind alle dann aufgerufen, auch gemeinsam diese privaten Unternehmen einzuladen, sich an einem solchen Projekt finanziell zu beteiligen. Aber ich glaube, es kann nicht Aufgabe der Stadt Wien sein, ein Projekt zu finanzieren, das es privat bereits erfolgreich gegeben hat. Das wollte ich nur zu dem Antrag der ÖVP sagen. 

Wir werden deshalb zwar der Intention durchaus nähertreten zu überlegen, wie man die inhaltlichen Anliegen von Ella Lingens verbreiten kann, aber ich sehe da keinen unmittelbaren Zusammenhang mit dem Projekt „Eine Stadt - ein Buch“.

Vielleicht zum eigentlich vorliegenden Akt, zur Dokumentationsstelle für neuere österreichische Literatur und zum Symposium der Erich Fried Gesellschaft sollte man doch an dieser Stelle auch darauf hinweisen, dass das nur eine von vielen Aktivitäten ist, die die Stadt Wien unterstützt und die sich mit dem Exil und der Exilforschung beschäftigt und mit den verschiedenen Generationen, die sich im Exil befinden, entweder von Österreicherinnen und Österreichern, die ins Exil flüchten mussten oder umgekehrt Menschen, die in Österreich eine neue Heimat gefunden haben. Deshalb, Kollegin Cordon, kann ich eigentlich Ihrer Darstellung nicht ganz folgen, wenn Sie sagen, dass in der Stadt Wien hier nichts geschieht. Richtig ist, es kann immer noch mehr passieren, unbestritten, es kann sicher noch mehr gefördert werden, aber ich denke, dass gerade in den letzten Jahren die Stadt Wien in zahlreichen Bereichen, gerade im Kulturbereich, gezeigt hat, wie wichtig ihr die Auseinandersetzung mit dem Exil ist und wie wichtig ihr die Auseinandersetzung mit den österreichischen Emigrantinnen und Emigranten ist. 

Wenn Sie sagen, die Lage dieser Vereine hat sich durchgehend verschlechtert, so ist das auch an Zahlen überhaupt nicht nachzuvollziehen. Sie haben zum Beispiel den Orpheus Trust angesprochen. Orpheus Trust hat 1998 400 000 S Subvention bekommen, Orpheus Trust bekommt jetzt 1 Million S. Ich sage es noch in Schilling, nicht in Euro.

Man kann natürlich sagen, noch mehr, auch richtig, aber es hat keinen Sinn, sich hinauf zu lizitieren. Ich denke, dass Orpheus Trust jetzt mehr Geld denn je bekommt, zu Recht, sie leisten gute Arbeit, sie verwenden dieses Geld gut, aber man kann nicht sagen, es geht ihnen schlechter. Sie bekommen mehr Geld denn je und sie haben eine starke Steigerung von einem Jahr auf das andere Jahr um 40 Prozent. Das zeigt, glaube ich, doch sehr deutlich, wie wichtig der Stadt Wien auch die Arbeit dieser Vereine ist. 

Sie brauchen gar nicht weit zu gehen, um sich auch mit einer Reihe von österreichischen Literaten auseinander zu setzen, die im Exil waren. Ich glaube, gerade Ihnen als Literaturbegeisterte muss ich das gar nicht sagen, dass sich nicht weit von hier - einige Meter - in der Stadtbibliothek der Nachlass von Hochwälder, Weigl, Torberg befindet, die nicht nur ständig bearbeitet und wissenschaftlich aufbereitet werden, sondern auch einer größeren Zielgruppe durch Ausstellungen und vieles andere mehr näher gebracht werden. Wie gesagt, das ist nicht weit von hier, einige Meter, zu beobachten.

Ich könnte die Liste jetzt mit der Förderung des Dokumentationsarchivs des Österreichischen Widerstands, mit dem, was im Wissenschaftsbereich gemacht wird und mit den Wiener Vorlesungen fortsetzen. Wie gesagt, man kann in allen Bereichen noch mehr machen, aber wir machen so viel im Bereich der Stadt Wien wie noch nie. 

Das ist richtig, es ist gut, dass wir uns gerade mit diesem Teil unserer Geschichte auseinandersetzen. Aber Ihrer Einschätzung, dass hier nichts passiert, der muss ich doch aufs heftigste entgegen treten. (Beifall bei der SPÖ.)  

Ein Bereich in diesem Zusammenhang ist, wie ich meine, besonders wichtig, weil er eben für die österreichische Beschäftigung mit diesem Teil unserer Geschichte wichtig ist, aber natürlich auch für unser internationales Ansehen, und das war unsere Beschäftigung mit der Restitution, mit der Rückgabe von Kunstgegenständen aus Museen, Sammlungen und Bibliotheken, wo ich glaube, dass wir gerade in den letzten Jahren einen großen Schritt vorangekommen sind, auch unter großer Akzeptanz und Unterstützung auch betroffener Nachkommen und Familien. Ich denke, dass das auch ein sehr wichtiger Schritt war, den Sie, glaube ich, auch positiv zur Kenntnis nehmen sollten. Da ist der Nachlass von Strauss-Meiszner, nur ein Beispiel, wo im Wert von 75 Millionen Schilling die restituierten Wertgegenstände auch wieder zurückgekauft wurden, um sie nicht mehr im Bestand der Stadt Wien zu lassen, sondern sie auch der Wiener Bevölkerung zur Verfügung zu stellen.

Aber trotzdem, Sie haben Recht, die Beschäftigung mit dieser Zeit ist wichtig, ist ein Anliegen der Stadt, aber nicht nur dieser. Ich glaube, dass wir alle aufgerufen sind, Schulen, Einrichtungen der Erwachsenenbildung und private Vereine auch immer wieder auf diese Themen aufmerksam zu machen. 

Ich bin beispielsweise nächste Woche zufällig in einer Schule in der Stubenbastei, wo sich eine ganze Schule, eine ganze Reihe von Schulklassen über mehrere Jahre mit einem Gegendenkmal zu einem Kriegerdenkmal aus dem Ersten Weltkrieg beschäftigt hat. Ich finde, das sind großartige Aktivitäten, wo engagierte Lehrerinnen und Lehrer, wo eine engagierte Schulleitung, wo auch Schülerinnen und Schüler über mehrere Jahre hinweg einen Projektunterricht machen, sich mit der Literatur auseinandersetzen, mit dem Geschichtsunterricht auseinandersetzen und sich dann sogar so weit finden, dass sie sogar eine Skulptur, ein Denkmal errichten, um zu zeigen, wie sie heute zu den damaligen Zeiten stehen, aber auch wie sie heute die Situation von Krieg und Gewalt sehen. Ich glaube, das ist wichtig, und ich glaube, es ist unsere Aufgabe auch als politische Mandatare dieser Stadt, dass wir immer wieder darauf hinweisen, einladen, Vorschläge machen und die Möglichkeit nutzen, Schülerinnen und Schüler, aber auch Erwachsene mit diesem Thema zu konfrontieren.

Ich möchte in dem Zusammenhang auf den bereits vom Kollegen Salcher angesprochenen Umstand eingehen, dass wir uns gerade in der letzten Zeit mit der Situation von Ehrungen und sichtbaren Auszeichnungen beschäftigt haben, die in der Zeit des NS-Regimes vergeben worden sind. Das bezieht sich auf Orden, aber auch auf Ehrengräber. In diesem Zusammenhang hat es ja auch Diskussionen im Kulturausschuss und hier im Gemeinderat gegeben. 

Ich möchte bei der Gelegenheit nur darauf hinweisen, dass es bereits seit Beginn der Zweiten Republik eine ganze Reihe von Rechtsakten gibt, die sich mit diesem Anliegen auseinandersetzen, die eine grundlegende Distanzierung zum NS-Regime festgelegt haben und die bereits am Beginn der Zweiten Republik festgelegt haben, dass alle diese Orden und Auszeichnungen als ungültig zu betrachten sind. Ich zitiere hier nur im besonderen den § 1 Abs 1 des Rechtsüberleitungsgesetzes aus dem Jahre 1945, das eben vorsieht, dass alle nach dem 13. März 1938 erlassenen Gesetze und Verordnungen sowie alle einzelnen Bestimmungen in solchen Rechtsvorschriften als ungültig anzusehen sind.

Es hat weiters eine auf diesem Gesetz basierende Kundmachung der Provisorischen Stadtregierung vom 12. Juni 1945 gegeben, die die Aufhebung der Deutschen Orden, Ehrenzeichen und Waffenabzeichen vorsieht und außer Kraft stellt. 

Deshalb hat der Verfassungsdienst der Stadt Wien auch ein Rechtsgutachten geliefert, das dazu ausführt, dass sämtliche Ehrungen, die auf Rechtsvorschriften des Deutschen Reiches beruhen, für den Bereich der Republik Österreich mit 8. Mai 1945 außer Kraft gesetzt worden sind. Das hat, wie ich meine, gerade für uns in Wien eine besondere Bedeutung, weil ja die meisten Ehrenzeichen dieser Zeit auch vom Reichsleiter überantwortet worden sind, übergeben worden sind. Das war keine Einrichtung der Stadt Wien. Die Stadt und das Land Wien hat es damals in dieser Form ja auch nicht gegeben. Das ist sicher mit ein Grund, dass in der gesamten Zweiten Republik auch bei der Auflistung sämtlicher Ehrenzeichen alle jene Würdenträger des NS‑Regimes bereits ausgespart sind und sich in diesen Listen nicht befinden.

Ich zitiere hier besonders das Handbuch der Stadt Wien aus dem Jahre 1952/1953, wo die städtischen Ehrungen für Repräsentanten dieses Regimes wie zum Beispiel Göring, Ley, Funk, Neubacher und andere, wo sich diese Namen in dieser Auflistung bereits nicht mehr befinden. Ein Zeichen dafür, dass sich die Stadt Wien bereits am Beginn der Zweiten Republik ganz klar auf dieser gesetzlichen Grundlage befunden hat.

Ich halte das auch für richtig, denn die Basis und die Wurzel der Zweiten Republik fußt auf einer massiven und starken Abgrenzung zum NS‑Regime. Deshalb sind die Gesetze, die in dieser Zeit getroffen worden sind, die auch taxativ aufgelistet worden sind, in dem Überleitungsgesetz als ungültig zu sehen und das gilt insbesondere auch für die entsprechenden sichtbaren Auszeichnungen, die in dieser Zeit überreicht und übergeben worden sind.

In diesem Zusammenhang möchte ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der da lautet:

„Der Wiener Gemeinderat ruft die Rechtsbestimmungen, mit denen sämtliche Ehrungen des NS‑Regimes aufgehoben wurden, in Erinnerung und bekräftigt angesichts der zahlreichen Bemühungen um eine kritische Aufarbeitung der nationalsozialistischen Vergangenheit die Tatsache, dass Ehrungen aus dieser Zeit als obsolet zu gelten haben.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags von mir beantragt.“

Richtig ist aber auch, dass wir zusätzlich auch eine Kommission beschlossen haben, die sich in Zukunft mit der Frage der Ehrengräber beschäftigen wird. Das ist auch eine akkordierte Position, zu der wir stehen. Ich bin überzeugt, dass das mit ein Punkt sein wird und mit eine Hilfe sein wird, sich mit diesem Abschnitt der österreichischen Geschichte auseinander zu setzen. Es wird nie einen Schlussstrich unter eine Geschichte geben können. Es wird immer aber eine gegenwartsbezogene Auseinandersetzung mit der Geschichte geben müssen. Das ist auch gut und richtig so. Aber ich denke, wir sollten das doch entsprechend unserem demokratischen Grundverständnis auch in diesem gemeinsamen auf demokratischen Basis wurzelnden Vorstellungen führen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ellensohn.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich spreche ausschließlich zum eben eingebrachten Antrag vom Abg LUDWIG. 

Wir freuen uns auch über das Rechtsgutachten des Verfassungsdienstes, wie bereits vom Abg Salcher und vom Abg LUDWIG ausgeführt wurde. Wir sind froh, dass der Verfassungsdienst dieses Rechtsgutachten abgeben konnte. Das ist auch die Position, die wir schon lange gehabt haben. Kein Wunder das wir uns darüber freuen. 

Der Kulturausschuss hat Anfang September eine Kommission unter der Leitung von Kurt Scholz eingesetzt, die sich in erster Linie darum kümmern hätte sollen, die Ehrengräber aus der Zeit 1938 bis 1945 zu überprüfen und weitere Schritte zu überlegen. Die Überprüfung, ob eines dieser Ehrengräber nun aus heutiger Sicht rechtens ist oder nicht, erübrigt sich auf Grund des Verfassungsdiensterkenntnisses. Trotzdem glauben wir, so wie auch vorhin ausgeführt wurde, dass die Arbeit damit leider nicht erledigt ist. 

Wir bringen einen zusätzlichen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, der sich im Wesentlichen mit den Aufgaben dieser bereits eingesetzten Kommission beschäftigt. Das sind in dem Fall natürlich neue Aufgaben, die sich mit den Folgen des Rechtsgutachtens beschäftigen und mit einer Strategie betreffend Umgang mit den Ehrengräbern, die nun keine mehr sind.

Der Beschlussantrag lautet:

„Die vom Kulturausschuss des Wiener Gemeinderats eingesetzte Expertenkommission zur Überprüfung der Ehrengräber der Stadt Wien unter Leitung von Kurt Scholz, Bereichsleiter für Restitutionsangelegenheiten der Stadt Wien, arbeitet einen Vorschlag aus, wie mit den nunmehrigen Folgen des oben beschriebenen Rechtsgutachtens hinsichtlich aller Ehrungen aus der Zeit zwischen 1938 und 1945 umgegangen werden soll. Insbesondere soll dieser Vorschlag eine Strategie beinhalten, wie mit Ehrengräbern aus der Zeit der nationalsozialistischen Diktatur umgegangen wird. Über die Ergebnisse der Arbeit der Kommission ist dem Gemeinderat der Stadt Wien Bericht zu erstatten.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Kulturausschuss und an den Herrn Bürgermeister.“ 

Ich hoffe, dass nicht nur der Antrag, der von GR LUDWIG eingebracht wurde, sondern auch der Beschlussantrag der GRÜNEN eine breite Mehrheit in diesem Haus finden wird und freue mich auf einen Bericht der Kommission von Kurt Scholz. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR STEFAN hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch für uns ist es wichtig, auf den Antrag, der gerade vom Kollegen LUDWIG eingebracht wurde, einzugehen.

Vorweg: Die Vorgangsweise ist ungewöhnlich und entgegen dem, was zwischen den Fraktionen üblicherweise vereinbart ist, nämlich dass Resolutionsanträge einen Tag vorher bekanntgegeben werden. Bei uns ist er gestern um 20.00 Uhr eingelangt. Ja ich weiß, das ist formell gestern. Er ist gestern um 20.00 Uhr eingelangt und heute um 11.00 Uhr (GR Christian Oxonitsch: Ich habe von euch heute drei bekommen!) ist das Rechtsgutachten dazu an uns ergangen. Da muss man schon dazu sagen: Es ist sehr problematisch, das noch nachzuvollziehen, denn es geht um ein sehr heikles Thema und mit einer sehr weitreichenden Aussage. 

Ich werde Ihnen auch jetzt nahe legen, warum wir das für so problematisch erachten, denn soweit es uns noch möglich war in der kurzen Zeit darauf einzugehen und uns das anzuschauen, haben wir derartige Mängel festgestellt, dass zumindest eine weitere Überprüfung doch wirklich anstünde.

Wenn das stimmt, was in dem Gutachten steht und was in dem Beschluss steht, dann ist es unverständlich, dass der Gemeinderat die Wiener Stadtverwaltung unter einer sozialdemokratischen Führung an die Einhaltung von Gesetzen erinnern muss. Eigenartig. Jeder kann sich jetzt seinen Reim darauf machen, ob da vielleicht gewisse Bürgermeister oder Stadtregierungen nicht daran gedacht und daher entgegen diesen Rechtsvorschriften gearbeitet haben. 

Ich nehme an, das ist ein kleiner Hinweis an die bisherigen Bürgermeister: Hoppla, ihr habt da eigentlich rechtswidrig gehandelt. Immerhin hat jene Partei, die dazu aufruft, bisher, nämlich seit Bestehen dieses Gesetzes im Jahre 1945, ununterbrochen den Bürgermeister in diesem Haus gestellt. Also doch etwas eigenartig von der Vorgangsweise.

Zudem könnte man jetzt annehmen, dass wir uns künftig immer wieder selbst auffordern und selbst erinnern, dass bereits bestehende Gesetze von uns eingehalten werden. Das könnte Tür und Tor für diverse neue Anträge und Beschlüsse öffnen. Das ist doch sehr eigenartig und wie gesagt ein bischen komisch, dass von den später dann sozialdemokratischen Führungen dieser Stadt entgegen dem Gesetz gearbeitet wurde. 

Jetzt aber doch auch zum Rechtsgutachten und zum Antrag. 

Das Rechtsüberleitungsgesetz, wie auch anfangs richtig ausgeführt, bezieht sich auf Gesetze und Verordnungen, nicht aber auf individuelle Rechtsakte, und genau um die geht es hier. Das wird in diesem Gutachten, abgesehen von der etwas schlampigen Formulierung, die darauf hinweisen lässt, dass es entweder sehr schnell gemacht wurde oder von jemandem, der nicht wirklich kompetent ist, wurde... (GR Dr Michael LUDWIG: Es ist klar!) Naja, es wird also hier von Außer-Kraft-getreten von Gesetzen gesprochen wo es eigentlich um eine Rezeption geht und so weiter. Also es ist eindeutig eine falsche Diktion verwendet worden, was auch darauf hinweist, dass hier eben die Kompetenz fehlt. Und es wird als Säulenheiliger der UnivProf Walther angerufen und aus seinem Werk zitiert, wobei ein Zitat auch eine Seite anführt, die hier fehlt. Aber ich interpretiere das jetzt so, dass hier die fortfolgende Seite 30 aus dem besagten Buch gemeint ist, nämlich Österreichisches Bundesverfassungsrecht 1971. Aus dem geht eindeutig hervor, wenn man es liest und ich weiß, dass es die Nichtjuristen noch weniger interessiert als die anderen, aber wenn wir schon so ein heikles Thema behandeln und es hier um etwas geht, was eben sehr viele Menschen betrifft und nicht umsonst ja auch hier in dieser Form eingebracht wird, dann sollte man es auch ordentlich machen. 

Hier steht also eindeutig drinnen, dass die Übernahme von individuellen Rechtsakten in gleicher Weise anzunehmen ist wie bei Gesetzen und Verordnungen und dann steht hier ausdrücklich: „Für diese Auslegung bieten vor allem jene Gesetze Anhalt, die eine Aufhebung somit als bestehend vorausgesetzte deutsche Rechtsakte vorsehen, vergleiche zum Beispiel Veranstaltungsbetriebsgesetz. Auch andere Gesetze gehen davon aus, dass individuelle Staatsakte weiter gelten und nehmen nur bestimmte, etwa solche, die bis zu einem bestimmten Zeitpunkt den österreichischen Behörden nicht zugekommen sind, aus.“ Und so weiter, und so weiter. Also es ist ganz eindeutig, dass individuelle Rechtsakte natürlich weiter gegolten haben, denn sonst hätte man ja ein Rechtsüberleitungsgesetz machen müssen, dass jeder Führerschein weiter gilt, dass jede Baubewilligung weiter gilt, dass sonst jeder Bescheid weiter gilt oder dass jedes Scheidungsurteil weiter gilt und so weiter. Das ist ja klar. Der individuelle Rechtsakt muss weiter gelten sofern er nicht ausdrücklich aufgehoben wurde, und das ist hier nicht der Fall. Also man sollte dieses Gutachten doch wirklich noch etwas genauer prüfen bevor man uns das so hinlegt und daraus eine Schlussfolgerung zieht, die, wie gesagt, auch die Sozialdemokraten ins eigene Fleisch schneidet, wie ich vorhin schon ausgeführt habe und daher rückwirkend ja wirklich ganz eigenartige Folgen hätte. In dem Gutachten steht „die Ehrung eines selbstständigen Bundeslandes“. Das war nicht die Ehrung eines selbstständigen Bundeslandes, ja das stimmt. Wien war seit 1934 kein selbstständiges Bundesland mehr und von 1940 bis 45 gab es überhaupt keine Bundesländer in der Form und schon gar keine selbstständigen.

Also das Gutachten ist an sich von seinem Gehalt her wirklich sehr, sehr problematisch und es gipfelt eben dann auch in dem Antrag und der Begründung, in der hier eben schlicht und einfach eine falsche Aussage steht.

Daher stellen wir den Antrag, dass dieser Antrag dem zuständigen Ausschuss zugewiesen wird, um eine Möglichkeit zu bieten, das noch zu prüfen, allenfalls zu verbessern. 

Ich gebe nur noch einen Seitenhinweis. Auch die Formulierung der Ehrungen ist sehr weitreichend. Es wird also hier in dem Antrag nicht auf Ehrungen Bezug genommen, die sich auf ein bestimmtes Gesetz begründen. Es wäre denkbar, dass eine Frau drei Kinder aus einem brennenden Haus gerettet hat und dafür geehrt wurde. Auch diese Ehrung, wenn sie zufällig in der falschen Zeit passiert wäre, wäre damit aufgehoben. Also das ist unausgegoren. Das muss man einfach sehen. Das ist so nicht in Ordnung und kann so nicht akzeptiert werden. 

Man sollte also über das genauer nachdenken. Wenn man so einen Antrag stellt und wenn man damit etwas erreichen will, dann sollte man ihn auch konkret begründen und sich auf etwas beziehen, was nicht nur vielleicht ein Jurist aus dem Rathaus sich jetzt hier, ich weiß ja nicht, in welch kurzer Zeit überlegt hat und man sollte dann auch die Quellen richtig interpretieren. Man sollte auch nicht die Meinung eines Professors mit der Lehre gleichsetzen. Sie wissen, das ist bei allen Wissenschaften sehr problematisch, bei den Juristen vielleicht besonders. 

Das heißt also, ich fordere Sie dringend auf, dass wir diesen Antrag mitsamt seinem Rechtsgutachten noch einer weiteren Prüfung unterziehen können, ihn daher dem zuständigen Ausschuss weiterleiten und stelle den entsprechenden Antrag.

Zum Akt selbst nur ein paar Bemerkungen. Die Erich Fried Gesellschaft, die hier mit Geld bedacht werden soll, ist nicht wirklich unser Freund. Das wissen Sie schon aus vielen anderen Gemeinderatssitzungen. Sie hat sich anfangs durch besondere DDR-Nostalgie ausgezeichnet. Wir erinnern uns an diese Stalin-Verherrlicher, die da groß herausgebracht wurden. DDR-Nostalgie ist jetzt vielleicht passé. Na ja, es gibt auch noch einige, die daran festhalten. Aber heute noch ist der Vorsitzende der Erich Fried Gesellschaft der Herr Kurt Groenewold und der hat zwar, wie gesagt, keine DDR-Vergangenheit, dafür ist er vielleicht auch zu jung, aber er ist jedenfalls ein lupenreiner Linksextremist. In den 70er Jahren gehörte er zu den Verteidigern der Baader-Meinhof-Bande und der RAF-Terroristen, Andreas Baader, Ulrike Meinhof, Gudrun Enslin, allesamt feige Mörder, die sich selbst immer als Antifaschisten bezeichnet haben. Aber er war nicht nur der Verteidiger, denn als Verteidiger steht man an und für sich ja außerhalb einer derartigen Kritik. Immerhin wurde er damals von der Hauptverhandlung auf Antrag der Bundesanwaltschaft ausgeschlossen und 1978 in einem aufsehenerregenden Prozess wegen sogenannter Gesinnungsunterstützung zu einer Bewährungsstrafe von zwei Jahren verurteilt. Auch die Anwaltskammer von Hamburg hat ihn 1981 mit dem Berufsverbot für Strafverfahren belegt. Also das ist ein Mensch, der sich sehr mit Terroristen, die Menschenleben am Gewissen haben, solidarisiert. Man redet immer von den unschuldigen Menschenleben, es sind ja alle unschuldig, aber es waren hier auch Unbeteiligte dabei, die ermordet wurden und Kurt Groenewald ist ein Mensch, der derartige Handlungen deckt. 

Das ist ein Weg, den wir nicht mittragen und wir stellen sicherlich nicht unsere Stimme dafür zur Verfügung, dass Geld der Stadt Wien dafür ausgegeben wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der Dr Troch. Ich erteile es ihm.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): 

Also mein Vorredner hat hier von einer eigenartigen Vorgangsweise gesprochen, weil der Resolutionsantrag gestern erst um 20.00 Uhr, also vor 19 Stunden, bei den Freiheitlichen eingelangt ist. 

Man kann nur sagen, Herr Mag STEFAN, seien Sie nicht so wehleidig, denn wir haben gerade erst vor einer Stunde einen Beschlussantrag vom Kollegen Strache bekommen. Vor einer Stunde! Das geht also noch viel, viel schneller. Daher denke ich mir, ist diese Wehleidigkeit überhaupt nicht angebracht. (GR Mag Harald STEFAN: Regen Sie sich nicht auf! - Aufregung bei der FPÖ. - Beifall bei der SPÖ.) Entschuldigen Sie, aber ich gehe einmal auf das Argument ein und das steht mir wohl zu, dass gesagt wurde 20.00 Uhr gestern, vor 19 Stunden ist zu wenig und selbst...(StR Johann Herzog: Und das Rechtsgutachten?) Ja beim Rechtsgutachten war aber von 11.00 Uhr die Rede und schauen wir jetzt auf die Uhr. 

Ich denke mir aber, genau das Rechtsgutachten beschäftigt sich mit einem Thema - und das ist ja nicht sehr lang, ja -, wo ich eigentlich fünf Minuten brauche, nämlich die fünf Minuten zum Durchlesen und ich weiß, wie ich dazu als Demokrat und Antifaschist stehe und es bedarf (Beifall bei der SPÖ) hier nicht eines stundenlangen Studieren, Diskutieren, Hinauszögern, Nicht beschließen, wenn Sie eine gesunde, demokratische und antifaschistische Gesinnung haben! Und das erwarte ich mir. (Beifall bei der SPÖ. – Weitere Aufregung bei der FPÖ.) 

Eine gesunde, demokratische und antifaschistische Gesinnung erwarte ich mir von jedem gewählten Mandatar und jeder gewählten Mandatarin in diesem Haus. Davon gehe ich einfach aus. Somit glaube ich, dass Sie keine großen Probleme haben, hier mit diesem Resolutionsantrag mitzugehen. 

Zum Erinnern möchte ich nur feststellen, offensichtlich ist es doch notwendig, an eine Situation beziehungsweise eben an diese Bestimmungen, diese Kundmachungen der Provisorischen Staatsregierung zu erinnern, denn sonst hätten wir ja nicht diese Diskussion wie sie auch jetzt hier im Dialog mit mir geführt wird. Ich denke mir, es tut gut, sehr gut. Es tut sehr gut, in diesem Haus genau an diese offensichtlich immer noch sehr sensible Frage zu erinnern und ich denke mir, ich bin auch froh darüber, dass damit eigentlich in der Öffentlichkeit diese Frage auch weiter diskutiert wird und dass eben hier erinnert wird. 

In diesem Sinn sehe ich überhaupt keinen Anlass, dieses Rechtsgutachten des Verfassungsdienstes anzuzweifeln oder hinauszuzögern. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen und die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich möchte nur noch zu der Rede von der Frau Cordon eine... Sie ist zwar nicht mehr da und nicht so interessiert, dass man auch die Dinge, die sie sagt, dann klärt, aber ich werde es trotzdem sagen, eben wegen dieser Klärung. (GR Günter Kenesei: Wir werden es ausrichten!) Danke schön.

Der Verein „Exil“ hat im Jahr 2001 340 000 S bekommen und er hat im Jahr 2002 29 000 EUR bekommen. Er hat also entgegen ihren Behauptungen sogar, wenn man es umrechnet, um 50 000 S mehr bekommen. Diese Beträge wurden auch ausbezahlt und es entspricht nicht den Tatsachen, dass sie nichts bekommen haben. Auch im heurigen Jahr sind bis jetzt schon 18 500 EUR an den Verein „Exil“ geflossen. Das war nur noch eine Richtigstellung. 

Ansonsten bitte ich Sie, dem Akt zuzustimmen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren für die Postnummer 31 jetzt um ein Zeichen der Zustimmung. (StR Johann Herzog: Zuweisung wurde verlangt!) Post 31. (StR Johann Herzog: Entschuldigung!)

Darf ich noch einmal sehen, wer für diese Post ist. – Das ist mehrheitlich mit den Stimmen der Freiheitlichen angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung der drei mir vorliegenden Beschluss- und Resolutionsanträgen in schriftlicher Form. 

Der erste betrifft den Antrag der ÖVP betreffend Fortsetzung der Aktion „Eine Stadt – ein Buch“. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Herrn Bürgermeister beantragt. 

Wer dafür ist bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden, gegen SPÖ und Freiheitliche. 

Der zweite Antrag ist der Antrag der SPÖ, eingebracht von GR Dr Michael LUDWIG und Dr Harald Troch betreffend Ehrungen in der Zeit der NS-Herrschaft. Hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt.

Wer dafür ist bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mit großer Mehrheit gegen die Stimmen der Freiheitlichen angenommen.

Der dritte mir vorliegende schriftliche Antrag ist der Antrag der GRÜNEN betreffend Ehrungen, die auf Rechtsvorschriften des Dritten Reiches beruhen. Hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrags an den Herrn Bürgermeister der Stadt Wien sowie an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft beantragt. 

Wer dafür ist bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist ebenfalls mit großer Mehrheit gegen die Stimmen der Freiheitlichen so beschlossen. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir haben eine Zuweisung mündlich verlangt! Wir haben mündlich eine Zuweisung verlangt!)

Mündliche Zuweisung? (GR Christian Oxonitsch: Wo gibt es das, mündliche Zuweisung? Es geht schon weiter, nächster Punkt.)

Wir kommen nun zur Postnummer 34 der Tagesordnung. Sie kommt zur Verhandlung und sie betrifft eine Subvention an die Webster University. 

Die Frau GRin Winklbauer wird die Verhandlungen einleiten. 

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet und die Frau GRin Sommer-Smolik hat das Wort. 

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wie jedes Jahr geht es hier um die Beschlussfassung einer Subvention an die Webster University beziehungsweise für zwei Stipendien für zwei Studierende an der Webster University.

Prinzipiell ist es ja so, dass die Webster University eine akkreditierte Privatuniversität in Wien ist und somit auch hier ihr Lehrangebot darstellt. Wir akzeptieren, dass private Universitäten in Österreich auch ihren Stellenwert haben. Was mir nach wie vor nicht erklärlich ist, ist wieso die Stadt Wien für zwei Studierende an dieser Universität Stipendien in der Höhe von jeweils 7 267,05 EUR vergibt.

Erstens ist dieser Antrag seit Jahren der gleiche. Also die Webster University schreibt auf ihrer ersten Seite dieses Aktes genau das, was auf der Homepage nachzulesen ist. Vielleicht kann man einmal der Webster University sagen, sie sollen es einmal ein bissel anders gestalten, weil immer das Gleiche schon ein bissel langweilig ist. Auch die Begründung, die dann an die MA 18 gestellt wird, ist die gleiche, nur jetzt mit einem neuen ersten Absatz, dass halt das Jahr 2002/2003 so supertoll war, weil es 138 Absolventen gegeben hat und dann kommt genau derselbe Text wie die Jahre davor. Ausgewechselt sind natürlich immer die Namen beziehungsweise nicht immer die Namen der StipendiatInnen, weil eine Frau wieder die gleiche wie beim letzten Mal ist und ein neuer dazu gekommen ist. So weit, so gut. 

Wenn man dann aber in der Begründung liest, dass eine steigende Anzahl von Studenten an der Webster University von der Möglichkeit der österreichischen Studienbeihilfe Gebrauch machen, so finde ich das gut, weil dazu die Studienbeihilfe ja auch da ist. Und dann wird begründet: „Gerade diese Personen benötigen allerdings zusätzliche Unterstützung zur Deckung der Studienbeiträge.“ Na klar brauchen diese Studierenden an der Webster University Subventionen für ihre Studienbeiträge, weil die Studienbeiträge beziehungsweise die Studiengebühren an Privatuniversitäten sehr, sehr hoch sind: An der Webster University für die Undergrading-programme 10 800 EUR und für die Gradingprogramme 
13 500 EUR. 

Jetzt sage ich, wenn man an einer Privatuniversität studiert, dann ist es die eigene Entscheidung. Man kann das Stipendiensystem des Staates Österreich in Anspruch nehmen, aber warum vergibt die Stadt Wien zwei Stipendien für Studierende an der Privatuniversität Webster University, wo es an den staatlichen Univer-sitäten genug Studierende gibt, die sich über ein 7 267,05 EUR-Stipendium mehr als freuen würden? Wieso vergibt die Stadt Wien nicht zwei Stipendien zum Beispiel an alleinerziehende Studierende an der Technischen Universität Wien, damit sie ihr Studium in Maschinenbau absolvieren können? Warum vergibt die Stadt Wien nicht zwei Stipendien in dieser Höhe an Menschen mit Behinderung, die an der Wirtschaftsuniversität beispielsweise studieren wollen?

Warum genau an der Webster University? Ich hätte schon gern einmal eine Erklärung dafür, außer dass es halt seit 1993 so ist. Aber das kann es nicht sein, denn warum gibt es für andere Studierende, die in Wien auch sehr dringend Gelder brauchen, kein Geld, aber für zwei Menschen, die an einer Privatuniversität studieren und noch dazu eine Frau, die schon in den letzten Jahre Geld bekommen hat und die jetzt ihr MBA-Studium fortsetzt? Warum finanziert die Stadt Wien ein MBA-Studium an einer Privatuniversität? Das ist für uns beziehungsweise für mich nicht wirklich einleuchtend und ich hätte gerne, dass der Kollege LUDWIG, der dazu redet, mir dazu eine Erklärung gibt, warum das so ist. 

Der Kollege Salcher wird ja einen Antrag zu diesem Tagesordnungspunkt einbringen, der sich weniger mit der Webster University beschäftigt, sondern mit Weiterbildungsseminaren für Künstlerinnen und Künstler. Wir werden diesem Antrag natürlich zustimmen, denn gerade im Weiterbildungsbereich nicht nur für KünstlerInnen aber auch vor allem hier ist es notwendig, dass die Stadt Wien investiert. Lebenslanges Lernen, lebensbegleitendes Lernen kann auch für KünstlerInnen kein Schlagwort sein, sondern muss gefördert werden und deswegen werden wir dem Antrag zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Salcher. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zunächst zu dem vorliegenden Akt mit der Webster University. Also für mich ist das sehr nachvollziehbar, dass die Stadt das tut, wobei ich im Augenblick als Oppositionspolitiker nicht in der Situation bin, das für die Stadt zu tun. Das kann der berufene Kollege Dr LUDWIG nachher tun. 

Warum tut man das? Es geht ja nicht nur um die zwei Einzelfälle, sondern es geht darum zu dokumentieren, dass Wien als Weltstadt ein Interesse daran hat, dass sich internationale Universitäten in Wien ansiedeln. Das macht man ja mit anderen Institutionen im Wissenschaftsbereich und in anderen Bereichen auch. Also ich sehe in meiner Vision dieser Stadt es als sehr sinnvoll, dass möglichst viele internationale Institutionen und natürlich auch eine private Universität hier ist. Das ist zu unterstützen. Ich wäre im Gegenteil der Meinung, dass man sogar mehrere solche Stipendien vergeben könnte, weil wie gesagt die individuelle Komponente ein Ansatz ist.

Aber der für mich wesentlichere Ansatz ist einfach zu dokumentieren und zu sagen: Ja, wir sind offen, wir wollen das haben. Das ist langfristig, glaube ich, für eine Weltstadt etwas sehr Sinnvolles und wir unterstützen das daher. 

Der zweite Punkt ist der Grund, warum ich mich hier zu Wort melde. Wir stimmen zwar in Wissenschaftsbereichen nicht ganz mit den Grünen überein, tun es aber zumindest im Kulturbereich. Ich glaube, das ist ein sehr wichtiger Themenbereich, den ich mit meinem Antrag aktualisieren möchte. Es ist notwendig, dass Künstler in einer Mediengesellschaft und in einer immer härteren Wettbewerbssituation sozusagen nicht nur als Produzenten tätig sind, sondern auch in der professionellen Abwicklung und in der Vermarktung der geschaffenen Werke. Wenn man zum Beispiel mit Kunstprofessoren in einen Dialog eintritt, dann sagen einem die, welch ungemein wichtige Rolle die neuen Medien spielen, die mittlerweile keine neuen Medien mehr sind, daher sage ich schlicht und einfach das Web. Weil sie sind sonst nicht in der Lage, an die Community, die für sie relevant ist, heranzukommen. 

Es geht auch um Pressearbeit, um Organisation und so weiter. Da gab es dieses Weiterbildungsservice des Instituts für Kulturkonzepte, das aber nicht fortgesetzt wurde. Wir sind daher der Meinung, das könnte ein Aufgabenbereich sein, den die neuen Kuratoren zumindest in dieser Übergangszeit haben sollten. Wir haben mit ihnen diskutiert und sie sehen das durchaus als ein wichtiges Thema. Aber ein Thema ohne Budget ist natürlich schwer umzusetzen. 

Wir stellen daher den Antrag:

"Der Gemeinderat soll beschließen, einen Weiterbildungsförderungstopf für Künstlerinnen und Künstler in Wien bei der MA 7 anzusiedeln. Gefördert werden sollen Seminare etwa zu folgenden Themen: Berufseinstieg, Kultursektor, Projektplanung und Organisation, Controlling für Kulturbetriebe, Pressearbeit, Präsentationstechniken, Marketing und Werbung, Kulturmanagement, Internet, Kooperation mit Unternehmen und so weiter. Über die Vergabe der Mittel wird monatlich entschieden. Der Fördertopf wird mit 35 000 EUR jährlich dotiert. Die Einrichtung und die Vergabekriterien sollen in Rücksprache mit der EG Kultur Wien stattfinden."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich glaube, dass es nicht nur darum geht, eine entsprechende Atmosphäre in dieser Stadt zu schaffen, damit Kulturideen, Innovation und Kreativität Raum haben, sondern es geht auch darum, den Kulturschaffenden zu helfen, in einem sehr harten Wettbewerb ihre Werke an die Community, an die Interessierten und an die Kunden zu bringen. Ich glaube, dass der Antrag wesentlich dazu beitragen könnte, unsere Investitionen in diesem Bereich langfristig und nachhaltiger zu machen als das vielleicht derzeit der Fall ist und ich ersuche um Unterstützung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Michael LUDWIG. Ich erteile es ihm.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Webster University, die seit 1915 besteht, hat bereits seit 1981 eine Zweigniederlassung in Wien. Es war für Wien eigentlich ein großer Prestigegewinn im Bereich des universitären und wissenschaftlichen Bereichs, dass diese US‑amerikanische Universität eine Zweigniederlassung in Wien aufgemacht hat, auch aus dem Grund, um ein internationales Klima der Forschung und Wissenschaft in Wien weiter auszubauen, ergänzend als kleinen Teilbereich zu dem sehr gut funktionierenden Bereich der öffentlichen Universitäten, die jetzt allerdings, wie wir wissen, unter einen sehr starken ökonomischen Druck von Seiten der Bundesregierung gekommen sind. Das ist allerdings ein anderes Thema, dem wir uns heute nicht widmen können. Aber das war zumindest ein kleines weiteres Mosaiksteinchen, dass die wissenschaftliche Community in Wien zusätzliche neue Möglichkeiten durch Know‑how, durch wissenschaftliche Institute und Einrichtungen bekommen sollte. 

An dieser Universität sind rund 400 Studentinnen und Studenten, die aus insgesamt 65 verschiedenen Nationen kommen, in den verschiedensten Lehrgängen beschäftigt. Das war, wenn man so will, ein bisschen der Hintergedanke, dass man die Universität und die Zweigniederlassung der Universität in Wien nicht finanziell unterstützt hat, aber doch zumindest mit zwei Stipendien.

Die Webster University hat seit Jänner 2001 bereits den Status als anerkannte Privatuniversität, als eine der ganz wenigen. Sie wissen, Frau Kollegin, dass es eine ganze Reihe von Akkreditierungsverfahren gegeben hat und die Webster University eine der ganz wenigen war, die akkreditiert worden ist. Von da her, denke ich, macht es durchaus Sinn, dass man sagt, als einzige Unterstützung, die wir als Stadt Wien diesem sehr renommierten Institut entgegenbringen, fördern wir zwei Studentinnen. Es sind in diesem vorliegenden Antrag zwei Studentinnen, was mich persönlich besonders freut, dass zwei Frauen zum Zug kommen und die Möglichkeit haben, diese internationalen Lehrgänge und Ausbildungsformen zu besuchen. Daher unterstützen wir diesen Antrag.

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Antrag. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich möchte den Worten des Kollegen LUDWIG nur noch ein Argument hinzufügen, weil er in seiner Wortmeldung eigentlich auf vieles eingegangen ist. Die Webster University ist bei uns in der Donaustadt angesiedelt und es gibt sehr gute Kontakte zur Webster University, wo es sehr viele Kooperationen gibt. Zum Beispiel ist die Volkshochschule in enger Kooperation mit der Webster University. Es werden gemeinsame Aktivitäten gemacht. Es ist so, dass die Webster University auch im kulturellen Bereich mit Vernissagen, mit Ausstellungen, sehr aktiv ist.

Was ich am Argument der Grünen nicht verstehe, ist, warum Studentinnen nur ein Stipendium bekommen sollen, wenn es keine Privatuniversität ist. Ich kann das in keiner Weise nachvollziehen, dass man auf diese Weise sozusagen in die freie Entscheidung eingreift, wo jemand studiert. Warum sollen nur die, die es sich leisten können, an einer Privatuniversität studieren, aber andere Personen nicht?

In diesem Sinne bitte ich, dem Antrag der Verleihung von Finanzmitteln für diese individuelle Förderung für zwei Studentinnen Ihre Zustimmung zu erteilen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 34 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mit großer Mehrheit, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag von Dr Andreas Salcher und Mag Marie Ringler. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 35 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Österreichische Liga für Menschenrechte. Es ist hier keine Berichterstattung vorgesehen.

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren des Gemeinderats für die Postnummer 35 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mit Mehrheit, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 39 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Umwidmung von Beträgen aus Subventionen an die Wiener Kinoförderung für die Österreichische Gesellschaft zur Erhaltung und Förderung der jüdischen Kultur und Tradition sowie die Wiener Kinoförderung für das Institut Pitanga, Verein zur Förderung und Vermittlung von Wissenschaft und Kultur.

Frau GRin Winklbauer steht schon beim Rednerpult und leitet ein.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte, diesem schon vom Vorsitzenden genau ausgeführten Antrag zuzustimmen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Dr Marboe. Ich erteile es ihm.

StR Dr Peter Marboe: Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Auf den ersten Blick ist das ein ziemlich harmloser Akt. Es geht um – Anführungszeichen – nur 53 000 EUR und es geht um zwei Projekte, die wir, nehme ich an, alle unterstützen und denen wir wohlwollend gegenüberstehen. Daher könnte man sich fragen: Warum nicht eine Umwidmung? 

Wenn man ein bisschen näher hinschaut, zeichnet sich eine, wie ich meine, äußerst bedenkliche Linie ab. Es gibt Aspekte, die man nicht unwidersprochen hinnehmen kann. So gesehen ist dies dann plötzlich ein ziemlich ernster Akt. Es geht nämlich wieder einmal um eine Umwidmung aus dem Kino- und Filmbereich zu Gunsten anderer Projekte im Kulturbereich. Das ist nicht das erste Mal. Wir haben eine Reihe von Projekten in den vergangenen Monaten beschlossen, etwa aus den Mitteln des WFF. Da geht es übrigens, wenn man es zusammenzählt, inklusive des Simmeringer Kulturvereins, der unterstützt wurde, dem Bau- und Investitionskostenzuschuss oder ein, zwei anderen Bereichen, immerhin um fast ein Drittel des Restbetrags des WFF, nämlich um insgesamt rund 1,3 Millionen EUR. Darin sind auch 500 000 EUR für die freien Gruppen enthalten, die nunmehr aus den für den WFF zur Verfügung stehenden Mitteln budgetiert werden. 

Ich halte das für mehr als bedenklich, sogar für einen ziemlichen Sündenfall, denn die ganze Hoffnung beruht jetzt darauf, dass Bindungen aufgehoben werden – es ist immerhin schon September –, und dass dann der WFF zu seinem Geld kommt oder – da gilt es heute für die Sozialdemokraten einen Offenbarungseid zu leisten –, dass etwa die Mittel für die Kinoförderung tatsächlich nicht gebraucht werden. Denn es ist eine ziemliche Erstmaligkeit, jedenfalls soweit ich das in den letzten Jahren zurückverfolgen kann, im Antragsakt zu schreiben: "Da auch im Jahr 2003 voraussichtlich nicht die gesamten Mittel der Kinoförderung ausgegeben werden, kann man umwidmen und den voraussichtlich nicht beanspruchten Betrag anderen Zwecken widmen." – Bitte, worauf gründet sich dieses Voraussichtliche? Die zuständigen Gremien wissen nichts davon. Die Tagungstermine sind in den nächsten Wochen angesetzt. Keiner weiß, wie viele Anträge aus der Kinoförderung kommen. Keiner weiß, wie viele bewilligt werden. Das heißt, man sagt einfach "voraussichtlich". Was ist aber, wenn es nicht voraussichtlich ist? Diese Frage haben wir im Kulturausschuss gestellt und die Antwort war sehr wohlwollend: "Dann wird alles getan werden, um den gesamten Betrag zur Verfügung zu stellen." Noch einmal, es wurde kein Kontakt mit den zuständigen Gremium der Kinoförderung aufgenommen. Es wurde keinerlei Zustimmung eingeholt. Es gibt auch keinerlei Hinweise darauf, dass die Mittel für heuer nicht verbraucht werden.

Wenn man die Vorgeschichte der Kinoförderung kennt, meine Damen und Herren, kann man nur beginnen, den Kopf zu schütteln. Wir haben 1999 zum ersten Mal diese Kinoförderung paktiert. Das war ein großer Durchbruch. Es wurden drei Jahre lang je 10 Millionen S zweckgebunden, für die Förderung der Einzelkinos, mit dem offensichtlichen Anliegen, die Einzelkinolandschaft zu unterstützen, beschlossen. Das hat sehr gut funktioniert. Plötzlich kam, kaum gab es eine neue sozialdemokratische Alleinregierung, eine vorher nicht da gewesene Junktimierung seitens des Finanzressorts, nämlich eine Junktimierung mit der Albertina. Diese wurde kulturpolitisch vom zuständigen Ressortleiter akzeptiert und betrug 31 Millionen S. Das heißt, de facto gehen 31 Milli-onen S voll zu Lasten des Kulturbudgets, meine Damen und Herren! Ich halte das wirklich für eine verantwortungslose Budgetpolitik! (Beifall bei der ÖVP.) 

Das bedeutet nichts anderes, als dass 31 Milli-onen S, die vorher nicht junktimiert waren, plötzlich dem Kulturbudget abhanden gekommen sind. Es ist mir ein Rätsel, wieso man in einer neuen Regierung die Kinolandschaft und die gesamte Kulturlandschaft viel schlechter behandelt, da diese 31 Millionen S ja fehlen, als das in der vorherigen Koalitionsregierung der Fall war. Man müsste eigentlich glauben, dass sich in einer Alleinregierung die Dinge verbessern und nicht derartig dramatisch verschlechtern, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Jetzt kommt es aber und ich meine das schon ernst, weil wir zurecht immer wieder von der Notwendigkeit des Film- und Medienstandorts Wiens sprechen, wenn solche Signale hinausgehen, die heißen, nicht mehr den Gesamtbetrag des WFF wie früher zu überweisen, wo Anfang des Jahres die Gesamtsumme von 110 Milli-onen S überwiesen wurde, nämlich erstens damit Budgetsicherheit und Planungssicherheit beim WFF besteht und zweitens weil sie damit operieren könnten, sicher sein konnten, dass sie bei der Veranlagung sogar noch einen kleinen Prozentsatz an Zinsen lukrieren könnten, der zusätzlich der Filmwirtschaft zugute kommt, wenn man das schon zu Jahresbeginn macht und damit, wie gesagt, die Sicherheit besteht, dass hier keine Kürzungen passieren können. Zum ersten Mal in einer sozialdemokratischen Alleinregierung wurde dieser Betrag zu Jahresbeginn nur zur Hälfte überwiesen, mit der Zusage, dass spätestens im Herbst der zweite Teil beschlossen werden wird. Wir haben damals 55 Millionen, in Schilling ausgedrückt, beschlossen. Das wurde auch überwiesen. Jetzt, im September, steht der WFF aber da und hat keine Ahnung, ob und wann der zweite Teil überwiesen werden kann. Dieser kann wiederum nur überwiesen werden, wenn die Bindungen aufgehoben werden, denn er ist schon zu einem Drittel ausgeräumt, meine Damen und Herren, nämlich 1,3 Millionen EUR sind für andere Zwecke weg. Das kann man doch nicht unwidersprochen hinnehmen! 

Bei der Kinoförderung detto. Zum zweiten Mal wird jetzt aus den Mitteln der Kinoförderung anderes budgetiert. Was ist denn das für ein Signal in Richtung Film-, Medien- und Kinostandort Wien, meine Damen und Herren? Das ist doch eine Umkehr von alldem, worum wir uns jahrelang bemüht haben, nämlich dass tatsächlich die Einzelkinolandschaft in Wien überleben kann und die Filmförderung gesichert ist, meine Damen und Herren! (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.)
Es stünde der Sozialdemokratie bei ihrer Verantwortung für die KIBA‑Geschichte und die Geschichte der Einzelkinos in Wien gut an, sich noch einmal zu überlegen, welche Signale da in die Branche, aber letztendlich auch in die Stadt geschickt werden. Daher sage ich: Offenbarungseid. Im Kulturausschuss wurde signalisiert, wenn tatsächlich alle Mittel für die Kinoförderung gebraucht werden – vergessen wir nicht, dass das ein Ge-meinderatsbeschluss ist, zweckgebunden für die Kinoförderung, der damit verändert wird –, dann wird selbstverständlich der gesamte Betrag zur Verfügung gestellt.

Meine Damen und Herren, einen genau so formulierten Antrag stellen wir heute. Die Frau Kollegin Zankl wird Verständnis dafür haben, wenn das wieder Herr Dr Salcher tut, aber das hat seine guten Gründe, wie sie vielleicht inzwischen wissen. Ich freue mich, dass das geschieht. Das heißt, er wird diesen Antrag wieder nach mir stellen. Ich sage Ihnen nur kurz, worum es geht. Es geht darum, das, was im Kulturausschuss de facto in Aussicht gestellt wurde, nämlich dass der Kinoförderung, wenn sie das Geld braucht, dieses nicht abhanden kommt, in Form eines Antrags zu formulieren, der heißen wird, wenn dieses "voraussichtlich" nicht zutrifft und die Kinoförderung zur Gänze ausgeschöpft werden sollte, dann wird der gesamte Betrag zur Verfügung gestellt. 

Das ist jetzt ein Offenbarungseid. Wenn die Sozialdemokratie diesem Antrag zustimmt, dann werden wir dem Geschäftsstück zustimmen, denn dann ist es tatsächlich nur die Vorwegnahme eines Betrags, der guten Zwecken zugeführt wird. Wenn Sie den Antrag aber ablehnen, dann müssen Sie sich die Unterstellung gefallen lassen, dass Sie es nicht ernst meinen, dass Sie diese Mittel tatsächlich der Kinoförderung wegnehmen wollten und dass Sie tatsächlich nicht bereit sind, sie zurückzugeben, wenn sie in ihrem ganzen Ausmaß doch gebraucht werden. Ich bitte Sie, das zu überdenken, wenn die beiden nächsten Abstimmungen kommen. – Danke vielmals. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Dr Vitouch. – Bitte.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte mich gleich auf die Serienanträge des Herrn Dr Salcher beziehen, zunächst auf den ersten, zur Postnummer 39 eingebrachten, betreffend Umwidmung der Kinoförderung. Da möchte ich auch den Herrn StR Dr Marboe noch einmal darauf hinweisen, dass man nicht Äpfel und Birnen verwechseln sollte. Kinoförderung ist eines, Filmförderung ein anderes. Hier steht, dass die Mittel der Kinoförderung – und es ist genau diese Kinoförderung, aus der sich die Wirtschaftskammer sang- und klanglos verabschiedet hat – im Jahr 2003 voraussichtlich nicht ausgeschöpft werden. Sie sagen, das hätte niemand überprüft, das wurde von niemandem bestätigt. Ich habe eine anderslautende Meldung der Leiterin des entsprechenden Gremiums. Frau Dr Erika Kaufmann sagt, dass hier kein Mittelbedarf bestehe, da die Erfahrungswerte des letzten Jahres das beweisen, immer noch mit der Klammer "sollte es doch benötigt werden, ..." Ich weiß nicht, Sie leben, glaube ich, im Fußball und denken an eine Rapidviertelstunde. 2003 kann man sich an einer Hand ausrechnen, dass es noch drei Monate dauert. Drei Monate hat übrigens die Schrecksekunde der neuen Diagonale-Intendanz in Graz gedauert, bis sie in der Lage war, ihr Programm ein bisschen zu umreisen. Also drei Monate sind ganz offensichtlich nicht lang. Dass es jetzt noch eine Menge Kinoanträge geben wird, kann sich Frau Dr Kaufmann nicht vorstellen. Wir können es uns auch nicht vorstellen. Sollte dies doch der Fall sein, gibt es eine entsprechende Zusage. 

Wären die Mittel für 2003 am Ende des Jahres nicht sinnvoll verwendet, dann wären sie, wie man in Wien so schön sagt, futsch. (StR Dr Peter Marboe: Gibt es die Zusage?) Also halte ich es für sehr sinnvoll und möchte zu diesem Akt sprechen (StR Dr Peter Marboe: Gibt es die Zusage? Ich möchte nur die Zusage!), dass der Betrag aus der Subvention an die Wiener Kinoförderung einerseits für die Vorbereitungsarbeiten der jüdischen Filmwoche, die es diesmal wegen finanzieller Baisse nicht gegeben hat, und andererseits für die Durchführung des 15. Internationalen Kinofilmfestivals durch das Institut Pitanga noch in diesem Jahr umgewidmet wird.

Ich möchte gleich zum zweiten geplanten Antrag von Herrn Dr Salcher kommen, weil ich mir denke, Herr StR Marboe hat eine Option gemacht, wenn wir dem Resolutionsantrag zustimmen, wird auch die ÖVP diesem Akt zustimmen. Ich habe einen anderen Vorschlag. Vielleicht könnte Herr Dr Salcher seinen zweiten Antrag zum Künstlerhaus noch einmal überdenken. Wenn er bedenkt, dass das, was eingefordert wird, nämlich eine Strategie für die Zukunft des Hauses zu finden, sehr wohl in laufenden Gesprächen geschieht, wo, ohne zu polemisieren, der Bund bisher nicht erschienen ist, sich einfach nicht zu Wort gemeldet hat, unsichtbar geblieben ist. 

Was die geforderte Erhöhung der Förderung betrifft, habe ich mir ein dickes rotes Plus gemacht, denn ich kann nur sagen, dass die Subvention für das Künstlerhaus Wien von 138 000 EUR unter der Ägide Marboe auf mehr als das zweieinhalbfache, nämlich 363 000 EUR, in der Ära Mailath‑Pokorny erhöht wurde. Ich denke, das ist für das Erste doch beachtlich! (Beifall bei der SPÖ.)
Jetzt möchte ich aber nicht von den Kinos, sondern vom Film reden, wie es auch für dieses Geschäftsstück passt. Ich möchte die gute Nachricht zuerst vermelden, dass neben Venedig, Toronto und Telluride die Viennale vom international führenden "indieWIRE", das ist ein Online-Filmmagazin, zu den 15 besten Filmfestivals weltweit gekürt wurde. Die Viennale wird in diesem Filmmagazin als "Kronjuwel" bezeichnet. Ich denke, das ist eine tolle Auszeichnung! (Beifall bei der SPÖ.)

Bei einem dieser ebenfalls ausgezeichneten Festivals, nämlich beim 28. Toronto-Filmfestival, das von 4. bis 13. September stattgefunden hat, wurden eingeladen: "Böse Zellen" von Barbara Albert, "Struggle" von Ruth Mader, das ist der Film über die Erdbeerpflückerin, vielleicht haben Sie ihn gesehen, "Wolfszeit" von Michael Haneke, werden wir demnächst erleben, und – für alle Fernseher, denn das lief vor wenigen Wochen – Ulrich Seidls Dokumentarfilm "Jesus, du weißt". Dazu waren dort noch zwei Kurzfilme eingeladen. Ich denke, das ist ein großer Erfolg. Jetzt bin ich eigentlich mit den positiven Meldungen schon am Ende. 

Sie sehen, ich trage heute Trauer im Hinblick auf die Zukunft des österreichischen Films, denn man könnte es "Scheidung auf italienisch" betiteln, was Herr Staatssekretär Franz Morak derzeit mit der "Diagonale neu" aufführt. Das ehemalige Festival des österreichischen Films, das über Jahrzehnte gewachsen ist, droht vor allem international zu einer Blamage erster Qualität zu verkommen. Ich lese Ihnen ein paar Schlagzeilen der letzten Wochen vor: "Moraks Wille geschehe", "Nonstop Nonsens", "Bockerer rette uns", "eine völlig verfahrene Situation", "Diagonale neu – zwei Schritte zurück", "Filmfestival ohne Filme". So urteilt die in- und ausländische Presse. Inzwischen haben preisgekrönte österreichische Regisseure und Regisseurinnen – ich nenne nur ein paar Namen –, Barbara Albert, Ruth Beckermann, Michael Haneke, Edgar Honetschläger, Goran Rebic, Ulrich Seidl, Virgil Widrich – oskarnominiert – angekündigt, ihre Filme nicht zu dieser Diagonale nach Graz zu schicken, sondern weiterhin nach Cannes, Venedig, Berlin oder Toronto. Auch Viennale-Direktor Hans Hurch, Filmmuseumsleiter Alexander Horwath und Mag Kieninger vom Filmarchiv Austria wünschen keine Zusammenarbeit mit dieser undemokratisch bestellten neuen Führung unter Miroljub Vuckovic und Tillmann Fuchs. Es boykottieren praktisch die gesamten, sonst meist uneinigen Branchen und das ist beachtenswert, dass sich die vielen Branchen einig sind, diese Veranstaltung, die noch immer kein Konzept hat – angeblich kommt es neuesten Meldungen zur Folge morgen –, aber dafür gleich 16 neue Filmpreise aufzuweisen hat, darunter einen mit 250 000 EUR sensationell hoch, fast schon unmoralisch hoch, dotierten Sunrise-Award, denn man sagt gleichzeitig, dass man auf Einnahmen aus dem Kartenverkauf, also auf Publikum, verzichten kann und nicht angewiesen ist. - Zitat Geschäftsführer Tilmann Fuchs. 

Wer ermöglicht dann diesen Goldregen vor leeren Reihen? Ich möchte nicht schon wieder die Schiller'schen Räuber zitieren. Franz heißt sie, die das ermöglicht und die darauf schielt, dass der eine oder andere arme kleine Filmproduzent umfallen wird und für die paar Netsch oder aber auch einen ganz schönen Judaslohn, man hat 1 000 Louisdor geboten, seine gesamte Branche und seine Kollegen verrät.

Ich möchte gerade Sie, meine Damen und Herren von der ÖVP, an Ihre christlich-sozialen Wurzeln erinnern, so sie noch nicht vom Fallbeil des Neoliberalismus weggekappt worden sind. Sie kennen den Satz: "Wer einen von diesen kleinen, der mich glauben Anlass zu einer Sünde gibt, für den wäre es besser ..." Ich möchte es nicht weiter ausführen. Ich denke nur, dass Sie sich mitschuldig machen, wenn Sie angesichts dieser zynischen Farce, die ein ehemaliger singender Schizopunker für den österreichischen Film inszeniert, Ihre Hände in Unschuld waschen. Ich denke, diese Personalunion aus Rosenkranz und Güldenstern, Franz Morak, wird nicht nur als – das ist jetzt ein Zitat – "mittelmäßiger Schauspieler, der die Rolle eines schlechten Staatssekretärs brillant spielt" in die Geschichte dieses Landes eingehen, sondern vor allem als Totengräber des österreichischen Films! (Beifall bei der SPÖ. – GR Gerhard Pfeiffer: Das war ein peinliches Kasperltheater! – GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Das war wieder ein würdiger Zwischenruf! – GR Gerhard Pfeifer: Das war wirklich peinlich! – StR Dr Peter Marboe: Gibt es jetzt die Zusage oder nicht?)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr Salcher. – Bitte. 

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte zunächst einmal, wie angekündigt, einen Antrag von StR Marboe, den nur ein frei gewählter Gemeinderat, kein amtsführender Stadtrat und auch kein nichtamtsführender Stadtrat einbringen darf, einbringen, weil es uns einfach darum geht, sicherzustellen, dass diese Mittel wirklich den Wiener Einzelkinos zur Verfügung gestellt werden und nicht einfach am Ende des Jahres gekürzt werden. Ich möchte dazusagen, Frau Kollegin Dr Vitouch, ich weiß nicht, wie Sie darauf kommen, dass sich die Kammer zurückgezogen habe, denn die Kammer hat dort nie gezahlt, sondern personelle Beiträge geleistet, was sie nach wie vor tut. Daher verstehe ich nicht, wie Sie darauf kommen. Die Wiener Handelskammer hat – wie Sie übrigens wissen – ein ausgezeichnetes Verhältnis zur Wiener Stadtpolitik. Woher diese Angriffe kommen, kann ich überhaupt nicht verstehen! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich bringe jetzt meinen Antrag ein:

"Kulturstadtrat Andreas Mailath‑Pokorny wird angewiesen, die Mittel für die Erhaltung der Wiener Einzelkinolandschaft in vollem, seinerzeit beschlossenen Umfang zur Verfügung zu stellen und eine allfällige zweckentfremdete Verwendung erst im Ablauf des Jahres 2003 zu beantragen."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 
Was die Frau Kollegin Dr Vitouch versucht hat, sind schwere persönliche Diffamierungen in einer eher halblustigen Art und Weise gegen den Herrn Kulturstaatssekretär. Eines möchte ich Ihnen sagen: Gestern ging es hier um die Frau StRin Pittermann, die glaube ich, ein bisschen mehr Kritik verdient hat und in einem sensiblen Bereich tätig war, wo Sie sich irrsinnig darüber aufgeregt haben, wie man mit ihr umgeht. Aber nicht einmal annähernd hat irgendeine der drei Oppositionsparteien, die sich gestern hier im Hause völlig einig in der Frage des völligen Scheiterns der Stadträtin gewesen ist, eine ansatzweise persönliche Kritik an der Frau Pittermann, die für die Zustände verantwortlich ist, wo Menschen wirklich leiden, einen Stil gewählt, den Sie heute gewählt haben, um ein agierendes Regierungsmitglied zu diffamieren! (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Dann haben Sie nicht zugehört oder waren nicht anwesend!) Das ist ein Stil, den Sie von uns auch weiterhin nicht hören werden! Aber das ist offensichtlich Ihr Stil! Mehr möchte ich dazu nicht sagen! (Beifall bei der ÖVP. – Amtsf StR Dr Andreas Mailath‑Pokorny: Gut so!) 
Sie haben noch immer nicht genug, Herr Stadtrat! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath‑Pokorny: Ich habe gesagt, es ist gut so, wenn Sie nicht mehr dazu sagen!) Wie kann sich eine Sprecherin Ihrer Partei trauen, das Wort "demokratische Besetzungspolitik" auch nur in den Mund zu nehmen, einer Partei, die in Wien für den Rabenhof und für das Museum der Stadt Wien verantwortlich ist? Ich habe nichts gegen den dortigen Direktor. Wir haben dem auch zugestimmt. Aber "demokratische Besetzungspolitik" war das, was dort passiert ist, sicher nicht! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath‑Pokorny: Das haben Sie eh im "Kurier" geschrieben!) Deswegen haben Sie im letzten Ausschuss mit dem dortigen Kuratoriumsvorsitzenden gestritten, der drei Besetzungsvorschläge gemacht hat, die Sie alle abgelehnt haben, um einen vierten einzubringen. So schaut Ihre demokratische Besetzungspolitik aus! Da brauchen Sie sich überhaupt nicht aufzuregen! (Beifall bei der ÖVP.)

Das zweite Thema verstehe ich, ehrlich gesagt, auch nicht ganz. Das Künstlerhaus ist eine der ganz wichtigen Institutionen dieser Stadt. Die Märe, die Sie hier konsequent in der Ära von StR Marboe begonnen haben aufzubauen, dass der böse Bund Subventionen an das Künstlerhaus plötzlich mutwillig verweigert hat, ist – Sie wissen das –falsch. Die Frau Ministerin Gehrer hat sich auf Grund der schwierigen Situation des Künstlerhauses von Anfang an immer befristet bereit erklärt, dort Einmietungen zu machen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath‑Pokorny: Herr Dr Salcher, Sie kennen den Vertrag nicht! Sie sprechen einmal mehr über etwas, was Sie nicht kennen und nicht verstehen!) Nein, Sie versuchen hier die Wahrheit zu biegen! Die Wahrheit ist, dass die Frau Ministerin Gehrer von Anfang an zeitlich befristet eingesprungen ist. 

Jetzt haben wir eine Situation, wo man nicht darüber diskutieren sollte, ob Sie oder die Frau Gehrer schuld daran sind. Da drinnen steht kein Wort, dass der Herr StR Mailath‑Pokorny an der Situation, die das Künstlerhaus betrifft, schuld ist. Da drinnen steht nur, dass die Stadt Wien – damit auch der verantwortliche Kulturstadtrat – ihrer Verantwortung nachkommen und sich darum kümmern soll (Amtsf StR Dr Andreas Mailath‑Pokorny: Dazu brauche ich Sie nicht!), dass dieser wichtige Standort der Stadt Wien erhalten bleibt. Nichts anderes steht drinnen! (Beifall bei der bei der ÖVP. – Amtsf StR Dr Andreas Mailath‑Pokorny: Danke für diese Idee! Aber damit sind Sie um drei Monate zu spät dran!) 
Was tut der zuständige Kulturstadtrat der Stadt Wien? Er macht sich Sorgen darüber oder entwirft Visionen, was man dort alles unter der Erde machen könnte, wie man die Tunnel nützen und welche zusätzlichen Ausstellungsräumlichkeiten man generieren könnte. Die ganze Kulturpolitik, die ganze Kulturszene und die Medien diskutieren darüber, dass wir zu viele Ausstellungsflächen haben und diese nicht qualitätsvoll und sinnvoll bespielen können. Sie träumen von neuen Ausstellungsmöglichkeiten, zum Beispiel einer Vision des Karlsplatzes. Ich bin im Gegensatz zu Ihrem ehemaligen Bundeskanzler immer für Visionen zu haben und dafür zu gewinnen, aber so lange wir hochwertigste Ausstellungsflächen wie das Künstlerhaus haben, muss ich mir das doch überlegen. 

Hier steht auch nicht drinnen, dass die Stadt Wien das Geld dauerhaft dafür zur Verfügung stellen wird. Ihre Verantwortung meinerseits ist, in Verhandlungen mit den dortigen Betreibern ein sinnvolles Konzept zu entwickeln. (Amtsf StR Dr Mailath‑Pokorny: Dazu brauche ich aber Ihren Antrag nicht!) Da kann es da und dort Veränderungen und neue Akzentuierungen geben, mit dem Hauptziel – darin müssen wir uns doch einig sein –, das Künstlerhaus, das nun einmal in der Stadt Wien und nicht im Bund steht, zu retten. (Amtsf St Dr Andreas Mailath‑Pokorny: Herr Dr Salcher, ich habe schon gescheitere Reden als die Ihre gehört!) – Ich glaube, über gescheite Reden sollten wir andere entscheiden lassen! (Beifall bei der ÖVP. – Amtsf StR Dr Andreas Mailath‑Pokorny: Den Wähler sollten wir entscheiden lassen!) – Den Wähler sollten wir entscheiden lassen.

Das Thema "Kompetenz" ist ein schwieriges Thema. Mit den vier Parteien ist es leicht. Da sitzt die ÖVP, dort sitzen die Grünen. Wenn jetzt irgendein Gast auf die Besuchergalerie kommt, kann man das relativ leicht erklären. Man fühlt sich einer Partei zugehörig und weiß auch, wann man die Hand zu heben hat, wenn auch nicht immer alle im richtigen Augenblick. Bei namentlichen Abstimmungen wird es schon schwieriger, da muss man im richtigen Augenblick "Ja" oder "Nein" sagen, was für den einen oder anderen auch schon eine Hürde ist.

Was der StR Mailath‑Pokorny hier anspricht, ist ein anderes Thema, das Thema der Qualität und der Kompetenz. Da gibt es nur zwei Parteien in diesem Hause. Es gibt die Kompetenten und es gibt die Nichtkompetenten. Das Problem ist die Zuordnung. Dabei bin ich mir nicht sicher. Da sind sich auch innerhalb der Fraktionen nicht alle ganz einig. Selbst mit unserem weisen Vorsitzenden Rudolf Hundstorfer kann man das nicht mit einer Abstimmung klären. Weil sonst könnte man es einfach machen. Man könnte sagen: "Wer sind die Kompetenten? – Danke. Wer sind die nicht Kompetenten?" Ich fürchte, es wird auch so nicht lösbar sein. Das müssen wir anderen überlassen. Da hat uns einfach der Verfassungsgesetzgeber im Gegensatz zur Gründung der Parteien keine klare Regelung gegeben. Es wäre jedenfalls für die Journalisten und für die Öffentlichkeit einfacher, wenn sie sagen könnten: "Heute wurde der Antrag von den Kompetenten mit absoluter Mehrheit beschlossen."

In diesem Sinne komme ich jetzt zu meinem Antrag, in der Hoffnung, dass die Partei der Kompetenten in diesem Hause die Mehrheit findet. Ich bringe folgenden Antrag ein:

"Der Gemeinderat beauftragt den Kulturstadt Dr Andreas Mailath‑Pokorny, unverzüglich Verhandlungen über die Sanierung und organisatorische Neuausrichtung des Künstlerhauses zu führen. Bis Jahresende 2003 ist für das Künstlerhaus eine Strategie zu fixieren. Bis zur Umsetzung des neuen Nutzungskonzeptes erhöht die Stadt Wien ihre Subvention, um zumindest den Ausstellungsbetrieb aufrecht zu erhalten."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Ich ersuche um die Zustimmung der Partei der Kompetenten in diesem Hause! (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Weil die Frau Gehrer nicht zahlen möchte!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren, wir werden den Antrag anschließend kompetent abstimmen.

Wir kommen in der Rednerliste weiter. Herr Mag Chorherr. – Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Wenn ich die Gestik meines Vorredners imitieren darf, als er von den Kompetenten und den Inkompetenten gesprochen hat, muss ich ihm hundertprozentig Recht geben. Ob er sich damit beliebt in der Partei der Inkompetenten gemacht hat, weiß ich allerdings nicht. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.)
Bevor ich zum eigentlichen Thema, der Filmförderung, wozu ich nur kurz sprechen wollte, komme, muss ich nicht über Kompetenz und Inkompetenz, sondern über Fakten reden.

Künstlerhaus, nur ganz kurz: Jeder, der sich nur einen Hauch mit diesem bedauernswerten Thema beschäftigt, weiß, dass es insbesondere das Ausbleiben der Bundesmittel gibt. Das ist keine Frage der Inkompetenz oder der Kompetenz, sondern der Fakten. Das Ganze wird – da bedaure ich sehr, dass der Kollege Marboe nie dazu gesprochen hat – in einer Gesamtmelodie meistens in den Bundesländern, aber auch schon in Wien, insbesondere von Morak, vorgetragen. Er sagt ganz eindeutig, was seine Strategie ist. Es ist zu viel Kulturgeld in Wien. Er zählt das immer mit allen möglichen Statistiken auf und dass wir gut beraten wären, unter der Marke Oberzeiring – ein schöner Ort –Schritt für Schritt Geld aus Wien abzuziehen und in die Bundesländer zu geben. (GR Dr Matthias Tschirf: Das bedeutet, Äpfel mit Birnen zu vergleichen!) 
Das sind nicht Äpfel mit Birnen. Das sind einmal mehr Inkompetente. Hier werden Äpfel mit Birnen gemischt. Das ist ein Faktum. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist falsch! Das ist ein Blödsinn!) Es ist ein Blödsinn, dass man das macht! Aber die Tragödie ist, er macht es laufend. Er kürzt unausgesetzt eine Institution nach der anderen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das, was Sie gesagt haben, ist ein Blödsinn! Das ist offensichtlich ein Kommentar von der SPÖ, damit man nach ein paar Tagen schlimm sein wieder brav ist!) Sehen Sie, das ist eine kompetente Opposition, die sich einen Sachverhalt anschaut und nicht fragt, ob es einmal rot riecht oder einmal schwarz, sondern hier reden wir über das, was ist. (GR Dr Matthias Tschirf: Das stimmt aber nicht!) Es ist lächerlich, Kollege Tschirf, hier Zwischenrufe zu machen, wo ich im Grunde nur mit gesetzten höflichen Worten das zitiere, was Morak laut in alle Mikrofone sagt. Er will und macht es auch, Kulturgelder für Wien zu kürzen. Ich spare mir jetzt all das aufzuzählen, was er permanent macht und was in der Tat eine provinzielle und gefährliche Geschichte ist. (GR Dr Matthias Tschirf: Das stimmt doch nicht!)

Ich sage, was dahintersteckt: Es geht nicht darum, ob etwas in Wien oder in den Bundesländern ist. Es gibt hervorragende kulturelle Initiativen in den Bundesländern, die unterstützenswert sind. Aber hier wird bewusst aus politischen Gründen gezündelt, ein Kampf gegen den bösen Wasserkopf Wien geschürt, der alles aufsaugt, weshalb man da das Geld wegnimmt. Genau das macht Morak. 

Die Liste, die bestätigt, dass das Künstlerhaus jetzt geschlossen ist, ist ganz lang. In einigen wenigen Tagen wird gerade noch die Jury für Wien‑Mitte darin stattfinden. Sie wird eine hervorragende Jury werden, aber ich denke mir, man könnte etwas Vernünftigeres tun. Aber dass der Bund mit der Finanzmisere nichts zu tun hat, ist selbst unter Ihrem Niveau, Herr Kollege Tschirf! – Punkt eins. (GR Johannes Prochaska: Das ist Substandard!) – Endlich ist Prochaska aufgewacht, und das bei der Kultur! Mein Redebeitrag ist jedenfalls gelungen! (GR Dr Matthias Tschirf: Er versteht jedenfalls viel mehr von der Kultur als Sie!) Sie wissen gar nicht, wie ich Sie schätze, Herr Kollege Prochaska! 

Punkt zwei – die Sache mit der Diagonale. Die Diagonale erkläre ich Ihnen jetzt nicht. Das ist im Übrigen ein österreichisches Filmfestival, Herr Kollege Prochaska, damit Sie mir auch folgen können, ein Kinofilmfestival in Graz, der Hauptstadt der Steiermark. (GR Dr Matthias Tschirf: Sich auf Ihr Niveau zu begeben, würde bedeuten, in den Keller zu gehen!) Nein, ich wollte ernst über die Diagonale reden. Das fällt mir im Moment, Herr Kollege Prochaska, schwer.

Dort wurde ein wirklich ernst zu nehmendes, international anerkanntes Festival völlig ohne Not in die Situation gebracht, dass vor ein paar Tagen das Depot krachvoll mit allem war. Da hat die Kollegin Recht – ich werde ihr dann noch widersprechen, aber da hat sie Recht –, eine Filmszene geschlossen gegen ein Filmfestival aufzubringen, das genau für die österreichische Filmszene gemacht wird und bisher erfolgreich war, ist wiederum ein Kunststück der Sonderklasse! Man bestellt zwei Direktoren, wovon der eine sagt, vom Kino habe er nicht sehr viel Ahnung – ich zitiere den Kollegen Fuchs –, und der andere sehr viel Ahnung vom Film hat, aber einige Wochen vor der nächstjährigen Diagonale sein eigenes Filmfestival abwickeln muss, weswegen sie sich jetzt eigene Kuratoren bestellen. Für so viel Inkompetenz zum Schaden des österreichischen Films auf einen Fleck muss man schon Morak heißen. Dass Sie, Herr Kollege Marboe, und auch der Kollege Salcher dazu kein Wort verlieren, ist bedauernswert! Ich hätte das nicht genannt, wenn das hier nicht aufgekommen wäre. 

Jetzt aber zu diesem schwierigen Fall der Umwidmung. Zuerst: Ja, Geld für die jüdische Filmwoche, selbstverständlich. Ja, auch Geld für das Kinderfilmfestival. Ich bin froh, dass Sie sich jetzt noch zum Wort gemeldet haben, denn Sie kennen die Vorgeschichte, wie es zu dieser gesamten Kinoförderung – eine wirklich bedrohliche Situation für die Innenstadtkinos – gekommen ist und dass da die Alarmglocken jener läuten, die sehr dafür waren und sind, dass Geld vorhanden ist. Ich bewege mich viel in Kinos, auch in den Kinos, wo nach wie vor ein Finanzbedarf vorhanden ist. Jetzt höre ich, die bräuchten alle das Geld eigentlich gar nicht. Also ich könnte Ihnen, angefangen vom Schikaneder‑Kino, dutzende Kinos aufzählen, die dringend Geld bräuchten. Ob das an den Förderrichtlinien oder an der Wirtschaftskammer liegt, ist nicht meine primäre Geschichte. Aber ich bin sicher, diese Investitionen sind dringend notwendig. 

Wenn hier eine schleichende Umwidmung beginnt, bin ich total dagegen. Wenn es jetzt heißt, wenn entsprechende Förderungsanträge da liegen, haben wir das Geld, dann ist das okay. Wenn kurzfristig eine Liquidität vorhanden ist, soll man auch einmal als Ausnahmefall etwas umschichten. Aber ich möchte gern vom Kulturstadtrat hören – davon hängt unser Abstimmungsverhalten ab –, ob das ein Ausnahmefall ist oder man ohnehin damit rechnet, dass die Kinoförderung, die wirklich umstritten war, jetzt schrittweise reduziert und für Tausende gute Zwecke, gerade im Kulturressort, von freien Gruppen bis zu Filmfestivals, umgeschichtet wird. Es sperren trotzdem laufend Kinos zu. Die bestehenden sind weiterhin bedroht. Ich warne, diese ganze Widmungsdebatte noch einmal zu führen. Ich wünsche mir eine klare Strategie des zuständigen Stadtrats, wie das mit der Kinoförderung weitergeht und wo er die Schwachstellen sieht. Irgendwo muss es eine Schwachstelle vom realen Bedarf für Kinos und dem Umstand, dass niemand einreicht, geben. 

Ich werde mir erlauben, auch öffentlich jetzt einige Kinobetreiber, von denen ich weiß, dass sie bei dem nach wie vor vorhandenen Überangebot an Multiplexen nur mit Selbstausbeutung und Engagement ihre Kinos betreiben können, darauf aufmerksam zu machen, dass es hier keinen Finanzbedarf gibt. Das Schikaneder-Kino darf ich Ihnen besonders ans Herz legen. Die haben dort nur marginalste Gelder bekommen und machen ein sehr engagiertes Programm. Ich warte jetzt auf die Antwort. Von einem klaren Nein zur schleichenden Aushöhlung einer Kinoförderung, die wir dringend brauchen, wird es abhängen. 

Ich würde gern klar hören, dass der volle Betrag, der für den Wiener Filmfonds vorgesehen war, überwiesen wird und auch wann der überwiesen wird. Ich habe von Leuten, die dort arbeiten, Befürchtungen gehört. Hier ist sicherlich der Ort, klar zu sagen, dass gerade weil der Bund derartig restriktiv und destruktiv im Bereich der Filmwirtschaft vorgeht, die Stadt Wien ihre aufgebaute Kompetenz der letzten Jahre – ich habe keine Zweifel, was das betrifft – beibehält. Aber Achtung, bitte nicht eine erfolgreiche Kinoförderung schrittweise aushöhlen! – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr amtsf StR Dr Mailath‑Pokorny. – Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich versuche, mich jetzt kurz zu halten, damit wir vielleicht noch vor 16.00 Uhr mit dieser Geschäftsgruppe fertig werden. Aber einige Anmerkungen muss ich doch machen, weil im Laufe des heutigen Nachmittags so viel gesagt wurde, leider auch so viel Falsches gesagt wurde, und zwar faktisch Falsches, was zum Teil schon wieder richtiggestellt wurde, aber man muss es nur noch einmal sagen, weil es wiederholt falsch gesagt wird. 

Selbstverständlich versuchen wir - das ist mir ein besonders Anliegen -, all die Organisationen, die sich mit Exilkunst befassen, entsprechend zu unterstützen. Dass das bei weitem nicht ausreichend sein kann, liegt in der Natur der Sache. Auch ich täte gern mehr. Aber mehr als das, im gegenständlichen Fall, am Beispiel des Orpheus‑Trust, in den letzten zwei Jahren um 40 Prozent zu erhöhen, ist vor allem nicht möglich – ich erwähne das deshalb, weil das sozusagen pars pro toto ein Beispiel von vielen ist –, wenn der selbe Orpheus‑Trust, der sich der Pflege der österreichischen Musik, der Entdeckung der österreichischen Musik, der Aufbereitung der österreichischen Musik im Exil, der Vertriebenenkunst österreichisch widmet, bei einem entsprechenden Ansuchen und auch einem entsprechenden Besuch beim Staatssekretär der Bundesregierung nach eigenen Worten hinausgeworfen worden ist. 

Weil Sie alle so ernst dreinschauen, das ist richtig so. Das ist richtig so, weil genau das ist in diesem wie in vielen anderen Bereichen das Problem. Es wird nicht einmal mit den Menschen, mit den Künstlern, mit den Trägern dieser Vereinigungen geredet. Natürlich kommen die zu uns. Ich habe mehrmals gesagt, ich bin selbstverständlich bereit, darüber Gespräche zu führen, nur die Voraussetzung dafür ist, dass es auch einmal ein Gespräch mit der Bundesseite gibt, weil im Grunde genommen geht es dabei um eine gesamtösterreichische Angelegenheit von größter Bedeutung, die überhaupt nicht wahrgenommen wird. Ich kann es nicht anders bezeichnen, das ist wirklich ein "Haltet den Dieb"-Prinzip. Da rufen Leute "Haltet den Dieb!", sehr genau wissend, dass sie eigentlich derjenige sind. Da werden Krokodilstränen vergossen, es wird so getan, als wäre Wien dafür allein zuständig und es nicht eine andere Stelle gibt, die schon längstens die Verantwortung dafür hätte übernehmen sollen. 

Zum Künstlerhaus in aller Kürze: Herr Dr Salcher, ich brauche Ihre guten Ratschläge dazu nicht, zumal sie um ein halbes Jahr zu spät kämen, wenn ich sie denn ernst nehmen würde. Natürlich sind wir schon längstens dabei, mit dem Künstlerhaus etwas zu erarbeiten. Natürlich sind wir schon längstens dabei, Gespräche mit dem Künstlerhaus zu führen. Sie können sich gerne einmal erkundigen. Bevor Sie hier reden, reden Sie einmal mit den Leuten, über die Sie Reden. Die würden Ihnen nämlich erzählen, dass beispielsweise bei einem Gesprächstermin bei mir, wo ich in aller Form und rechtzeitig die Frau Bundesministerin Gehrer und den Staatssekretär Morak eingeladen habe, deren Sitze leer geblieben sind. Das heißt, es gibt überhaupt nicht das Interesse, nicht die Bereitschaft, sich in irgendeiner Weise zu beteiligen. Das ist ernst. Wenn Sie es für sich auch so ernst meinen, dann wäre es gut, Sie würden einmal dazu etwas sagen, sich dafür bei Ihren Parteifreunden einsetzen und nicht Dinge fordern, die erstens schon zu spät, zweitens unangemessen und drittens in dieser Zeitdimension sinnlos sind. 

Meine Damen und Herren, die Fülle der Anträge, die heute gestellt wurden, bedeutet im Grunde nur, dass hier unseriöse Oppositionspolitik in einem Ausmaß gemacht wird, wie ich sie bisher nicht gekannt habe. Denn wenn ich diese Anträge alle zusammenrechne, was das verursachen würde, bin ich nur von den Kosten her bei über 3,8 Millionen EUR, allein was Sie heute vorgelegt haben. Ich würde mir schon irgendwann einmal erwarten, wenn Sie das tun und wenn Sie das nur einen Funken ernst meinen, was Sie heute alles angesprochen haben, dass Sie irgendwann einmal sagen, von wo wir es hernehmen sollen, wie wir es machen sollen, wie wir es angehen sollen, was man vielleicht stattdessen streichen soll. Auch wenn wir Steigerungsraten im Kulturbudget haben, ist es nur schwer möglich, an einem Tag im Gemeinderat zusätzlich 3,8 Millionen EUR aufzuwenden. Auch Sie werden verstehen, dass das nur schwer möglich ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, ich will jetzt angesichts der Zeit nicht auf alles eingehen, was heute gesagt wurde und was eigentlich alles entgegnet werden müsste, aber noch ein ganz kurzes Wort zur Kinosituation: Wenn auch die Film- und Kinosituation in Gesamtösterreich und damit auch in Wien in einem Ausmaß heruntergewirtschaftet wird, das völlig auszublenden und in keiner Weise darauf einzugehen, halte ich das für besonders kurzsichtig. Seit ich das Amt in Wien angetreten habe, habe ich besonderes Augenmerk darauf gelegt, dass wir die Kinosituation so gestalten, dass wir eine möglichst vielfältige, möglichst interessante, möglichst umfassende Kinosituation, auch was die Klein- und Mittelkinos anbelangt, sicherstellen können. Sie werden sich vielleicht dunkel daran erinnern können, dass wir hier im Gemeinderat sehr lange und sehr heftig darüber debattiert haben, auf welche Weise wir das Metro und das Gartenbaukino weiter betreiben können. Das war keine leichte Angelegenheit. Das war und ist nach wie vor eine recht kostenintensive Angelegenheit, aber es wird gemacht, weil wir der Überzeugung sind, dass das auch ein Beitrag ist, um eine möglichst vielfältige Kinolandschaft sicherzustellen. 

Wenn wir heute über die Kinoförderung, die wir verlängern und die wir jetzt das zweite und dritte Jahr machen, sprechen, dann muss man dazusagen, was wir auch für die anderen Kinos außerhalb dieser Kinoförderung getan haben und machen, um eben diese Situation nicht eskalieren zu lassen. 

Meine Damen und Herren, ich brauche hier nicht Dinge zu versichern, die ich öffentlich, hier und anderswo, schon zugesagt habe. Selbstverständlich stehen wir zu dieser Kinoförderung. Nur eines wird man nicht machen, wenn sie nicht in Anspruch genommen wird, das Geld verfallen zu lassen. Da wäre ich schlicht und einfach dumm, wenn ich das zuließe. Aus diesem Grund finanzieren wir zunächst einmal Dinge daraus, für die Geld unmittelbar vonnöten ist. Die Kinoförderung wird selbstverständlich weitergeführt werden. (StR Dr Peter Marboe: Was ist mit dem WFF?)

Meine Damen und Herren, zum Abschluss lassen Sie mich noch eine, hoffe ich, versöhnliche Anmerkung machen. Ich danke Ihnen dafür, dass wir – jedenfalls größtenteils – in diesem Hause sehr verantwortlich mit dem Thema der Ehrungen während der nationalsozialistischen Herrschaft in Wien umgegangen sind. Ich meine, dass die Lösung, wie wir sie jetzt gefunden haben, einerseits klarstellt, welche Einstellung beziehungsweise Meinung zumindest der Großteil des Wiener Gemeinderats und auch die Wiener Stadtregierung zu diesen Ehrungen hat, dass wir aber auch mit dem nötigen Bewusstsein und mit der nötigen Sensibilität an die Sache herangehen, was die Konsequenzen aus diesem Beschluss anbelangt. Ich danke Ihnen jedenfalls für die Kooperation und auch für die nötige Zurückhaltung in der Diskussion, weil ich meine, man sollte darüber eigentlich diskutieren können, ohne dass man damit parteipolitisches Kleingeld macht. Ich meine, dass diese Lösung, wie wir sie jetzt gefunden haben, eine gute ist. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Nachdem die Frau Berichterstatterin auf ihr Schlusswort verzichtet, komme ich zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 39 in der vorliegenden Fassung ist, ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist mehrstimmig, mit den Stimmen der Grünen und der SPÖ, angenommen.

Ich habe zwei Anträge vorliegen, beide von der ÖVP, von Herrn Dr Salcher.

Einmal Umwidmung Kinoförderung. 

Sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt.

Ebenfalls von Herrn Dr Salcher, betreffend Einzelkino und Veranstaltungshaus Künstlerhaus. 

Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt.

Zur Postnummer 37. Sie betrifft den "Ankauf des Nachlasses von Gerhard Fritsch". 

Ich würde Herrn GR Dr Michael Ludwig bitten.

Berichterstatter GR Dr Michael Ludwig: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr Salcher. – Bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich glaube, im Hinblick auf die Zeitsituation werden Sie dafür Verständnis haben, dass ich nur die Anträge einbringe. Die Beamten und die Effizienz des Rathauses werden es uns danken. 

Erster Antrag:

"Der zuständige amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft wird aufgefordert, eine den Aktivitäten des Orpheus‑Trusts entsprechende Budgetierung zur Verfügung zu stellen und eine entsprechende Vorlage in der nächsten Sitzung des Gemeinderatsausschusses der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft einzubringen."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Zweiter Antrag: 

"Kulturstadtrat Andreas Mailath‑Pokorny wird aufgefordert, dafür zu sorgen, dass ehestmöglichst wieder Verhandlungen zur Errichtung einer Robert‑Stolz-Gedenkstätte in dessen ehemaliger Wiener Wohnung aufgenommen werden."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich glaube, dass im größten Kulturbudget der Geschichte der Stadt Wien für beide Anträge genug Geld da sein müsste und ersuche Sie um Ihre Unterstützung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wortmeldungen liegen keine mehr vor. 

Der Berichterstatter sagt nichts.

Ich komme zur Abstimmung der Postnummer 37

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu den beiden vorliegenden Anträgen.

Einmal von Herrn Dr Salcher und von Frau Mag Ringler gemeinsam eingebracht, betreffend des Vereins Orpheus‑Trust.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt.

Ebenfalls von Herrn Dr Salcher, betreffend Robert‑Stolz-Gedenkstätte. 

Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen. 

Wir haben noch die Postnummer 6 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention für das Projekt "Frauen Onlinemagazin CeiberWeiber".

Hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne den Freiheitlichen, angenommen. 

Die Postnummer 91 lasse ich im besten Einvernehmen nicht mehr aufrufen.

Wir kommen nun gemäß § 38 der Geschäftsordnung zum Verlangen der GRe Mag Kowarik, Dr Serles und Mag Schmalenberg, den an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen gerichteten dringlichen Antrag, betreffend "1 Milliarde EUR für den städtischen Pflegebereich".

Gemäß § 38 Abs. 2 der Geschäftsordnung ist dieser zu verlesen und hierauf mündlich zu begründen. 

Ich ersuche nun Frau GRin Mag Schmalenberg, mit der Verlesung des dringlichen Antrags zu beginnen. 

GRin Mag Heidrun Schmalenberg: Am 23.7.2003 hat die MA 47 zwei Stationen des Pavillons 1 im Geriatriezentrum Wienerwald unangemeldet überprüft. Im Zuge dieser Überprüfung erfolgte eine Begehung der Stationen, eine stichprobenartige Einschau in die Pflegedokumentation und die Überprüfung des Schwesternrufs. 

Diese Überprüfung hat zahlreiche erschütternde Tatsachen aufgedeckt. Bereits um 15.00 Uhr wurde den Pfleglingen Nachtruhe befohlen, trotz strahlendem Sonnenschein mussten sie zu diesem Zeitpunkt bereits das Bett hüten. Selbst gesunde Heimbewohner wurden vom Pflegepersonal gezwungen, Windeln zu benutzen, damit sie von den Pflegern nicht zur Toilette gebracht werden müssen. Teilweise waren Patienten in einem bedauernswerten Zustand, offensichtlich schon lange nicht gebadet, hatten ungekürzte Hand- und Fußnägel, ungepflegte Haut und vermutlich seit längerem ungewaschene Haare. Sie waren unsauber bekleidet, eine Patientin hatte geschwollene Füße. (Unruhe im Saal.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Entschuldigen Sie. - Meine Damen und Herren!

Bitte nicht böse sein: Es geht, glaube ich, um ein sehr wichtiges Thema, obwohl wir es gestern schon ausführlichst behandelt haben. Aber es ist, glaube ich, wichtig genug, dass wir auch heute noch zuhören. Ich ersuche Sie, Ihre persönlichen Gespräche entsprechend zu reduzieren. - Danke schön.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (fortsetzend): Eine Patientin, die auf die Toilette wollte, soll bis zu drei Stunden im Rollstuhl gewartet haben. Man hätte sie aufgefordert, ihre Windeln zu benützen. Es wäre auch vorgekommen, dass ein Pfleger eine Patientin, die auf die Toilette musste, in einem offenen Nachthemd barfuß zur Toilette gefahren habe. Dieser Pfleger hätte sie dann bei einer Außentemperatur von unter null Grad trotz Läutens längere Zeit auf dieser Toilette sitzen gelassen.

Die Pflegedokumentation war äußerst mangelhaft. Pflegeberichte wurden teilweise mit Intervallen von bis zu drei Wochen nur sporadisch geführt. Es gibt keine Wunddokumentationsblätter, generell sind die Eintragungen und Beschreibungen in den Dokumentationsblättern wenig aussagefähig und unübersichtlich. Pflegedurchführungsnachweise darüber, wer wie, wann und wie oft die Pflege und Wundversorgung durchgeführt hat, und Lagerungspläne sind unvollständig und wurden oft überhaupt nicht geführt.

Die Patienten wurden teilweise, wenn überhaupt, nur alle vier Stunden umgelagert. Das verursacht zwangsläufig wund liegen. 

Medienberichten zufolge gibt es auch schwere Missstände in der Pflegeabteilung der Geriatrieabteilung des Otto-Wagner-Spitals auf der Baumgartner Höhe. Die "Kronen Zeitung" hat in ihrer Ausgabe vom 9.9.2003 Auszüge aus dem Bericht einer 36-jährigen Krankenschwester abgedruckt und daraus folgende Passagen zitiert: "Die Patienten wurden oft gar nicht gewaschen, geschweige denn umgelagert. Ein Patient schrie einmal vor Schmerzen von zirka 7.30 Uhr bis 19.30 Uhr, bis endlich der diensthabende Arzt auftauchte. Er wollte so angeblich der Oberärztin eins auswischen."

Eine ehrenamtliche Mitarbeiterin quittierte nach diesem Vorfall den Dienst. Es begannen Suchtgift-Unregelmäßigkeiten, es fehlten Morapid-Tabletten, auf Hinweise dazu hätten die Vorgesetzten kaum reagiert. Wie im Mittelalter kam sich die Krankenschwester vor, als ihr die Hygienemaßnahmen erklärt wurden. "Ich durfte die Absaugsysteme nicht, wie es üblich ist, alle 24 Stunden tauschen, nein, die Patienten mussten wegen Sparmaßnahmen einen Monat lang mit den Schläuchen auskommen."

Die Zustände in der Baumgartner Höhe erschütterten diese Krankenschwester: "Die Pflegemissstände dort waren das Schlimmste, was ich je erlebt habe. Ich war so entsetzt, dass ich dort begann, ein Stationstagebuch zu führen."

Die an die Öffentlichkeit gedrungenen krassen Fälle von schlechter Pflegequalität und Freiheitsbeschränkung in den Wiener städtischen Pflegeheimen machen ein dringendes Handeln notwendig. 

Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemeinsam mit den Mitunterzeichnern gemäß § 36 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien an die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Spitalswesen nachfolgenden Dringlichen Antrag:

Die zuständige amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Spitalswesen soll unter Einbindung des Bürgermeisters und des zuständigen Finanzstadtrates 1 Milliarde EUR für den städtischen Pflegebereich ausverhandeln.

1. Damit sind alle Wiener städtischen Pflegeheime auf Hotelniveau anzuheben. Es darf nur mehr Ein- und Zweibettzimmer geben, die Sanitätsräume im Zimmerverbund müssen eingeplant werden. Das Geriatriezentrum Am Wienerwald ist innerhalb von kürzester Zeit so zu sanieren, dass es höchstens 1 000 geriatrischen Betten beinhaltet.

2. Damit sind die Ausbildungsplätze für die Gesundheitsberufe von derzeit 2 100 auf 3 000 zu erhöhen.

3. Damit sind alle 700 Zivildiener, welche für den Pflegebereich in Wien abrufbar sind, anzufordern.

4. Damit ist die Geriatriezulage zu finanzieren. Auf die Geriatrie ist in Zukunft ein besonderes Augenmerk zu richten.

5. Gewährung von entsprechenden Zulagen für das Pflegepersonal, weil Dienst in den Pflegeheimen extremen psychischen und physischen Belastungen ausgesetzt ist und weil dadurch auch eine Aufwertung dieses Berufes erreicht wird.

6. Aus der Milliarde Euro ist eine Bedarfserhebung, wie viele Pflegepersonen in den städtischen Pflegeheimen und im extramuralen Bereich innerhalb der nächsten zehn Jahre benötigt werden, in Auftrag zu geben. 

7. Damit muss ein Berufsschutz für das Pflegepersonal finanziert werden.

8. Damit muss ein vermehrter Zugang von AbteilungshelferInnen und HausarbeiterInnen zur PflegehelferInnenausbildung geschaffen werden.

9. Damit sollte es zu einer Umbenennung der Pflegehelfer in "staatlich geprüfte PflegeassistentInnen" kommen.

10. Dadurch muss es zu einer Änderung der Ausbildung zur diplomierten Gesundheits- und Krankenschwester kommen, da es in Zukunft unabdingbar erforderlich sein wird, dass die Ausbildung mit einer Reifeprüfung abgeschlossen wird.

11. Dadurch müssen klare Richtlinien für den Einsatz von PflegehelferInnen geschaffen werden.

12. Damit müssen Überlegungen angestellt werden, wie für die Belegschaft, die jahrelang in der Krankenpflege tätig ist und aus gesundheitlichen Gründen nur mehr leichte Tätigkeiten ausüben kann, eine andere Beschäftigung gefunden wird.

13. Damit muss es zu einer raschen Einführung der Vorgesetztenbeurteilung für Oberschwestern, Stationsschwestern sowie deren Vertretung kommen. 

14. Damit muss es zu einer raschen Nachbesetzung der Dienstposten für die Belegschaft, die den zweiten Bildungsweg besucht, kommen.

15. Damit muss es zur besseren Schulung von Führungskräften mit dem Schwerpunkt dienstrechtlicher Komponenten kommen, zum Beispiel den Umgang mit MitarbeiterInnen.

16. Damit muss es zu einer Kooperation von Staat und Privat in der Richtung kommen, dass die Öffnung des Marktes auch für private Anbieter nach dem Vorbild anderer Bundesländer erreicht wird, wobei die Einführung eines Pflegeschecks mit Expertinnen und Experten beraten werden soll.

17. Damit muss eine Situation im Pflegebereich etabliert werden, die in einem Wiener Pflegeheimgesetz, welches mit 1.1.2004 in Kraft treten soll, enthalten sein muss.

18. Damit muss ein Heimvertrag, wie vom Bundesministerium für Generationen und soziale Sicherheit ausgearbeitet, jeder Patientin oder jedem Patienten zur Vertragsunterzeichnung vorgelegt werden.

Gemäß § 36 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat wird beantragt, dass der Antrag verlesen und mündlich begründet werden kann und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfindet."

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Für die nun folgende Begründung des Verlangens auf dringliche Behandlung dieses Antrags sieht die Geschäftsordnung gemäß § 38 Abs. 3 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Herr Mag Kowarik, diese 20 Minuten gehören Ihnen.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Es ist bedauerlich, dass bei der Verlesung des Antrages so ein Lärm im Saal war, dass, glaube ich, kaum jemand den Antrag richtig mitbekommen hat. (GR Mag Hilmar Kabas: O ja!) Ich werde ihn allerdings nicht noch einmal verlesen, sondern werde vielleicht zu dem einen oder anderen Stellung nehmen. Ich glaube aber doch, dass es ein Thema ist - auch wenn wir gestern schon den ganzen Tag darüber diskutiert haben -, das für alle Abgeordneten wichtig ist und mit dem wir uns eingehend beschäftigen sollen.

Die Vorfälle und Missstände sind Anlass, einmal mehr über Kontrolle zu sprechen. Aber vor allem sind sie auch Anlass, ausführlich über die Zukunft der geriatrischen Zentren in Wien zu diskutieren. Unser Dringlicher Antrag soll auch dazu dienen, dass diese Diskussion verstärkt geführt wird und der Stillstand, der in der 
Weiterentwicklung des Wiener Gesundheitssystems herrscht, endlich wieder überwunden werden kann. Man wird über die völlige Neuordnung des Gesundheitswesens und Sozialbereiches in Wien diskutieren müssen.

Dass es sich hier um dramatische Dinge handelt, möchte ich anhand von einigen Zitaten belegen. Wir müssen heute in einer Tageszeitung lesen: "Die Altenpflege - selbst ein Pflegefall". "Der Skandal daran ist vor allem, dass ein jahrelang bekannter Zustand so spät ans Licht der Öffentlichkeit gerät", schreibt ein Arzt, der selbst damit zu tun hat. 

Wir wissen und haben gestern gehört, dass wir im Jahre 2005 - das muss man sich vorstellen, 2005, in zwei Jahren! - in Wien zusätzlich 4 000 Personen haben werden, die pflegebedürftig sind, und dass wir zusätzlich zum jetzigen Bedarf 2 400 Personen beim diplomierten Pflegepersonal brauchen werden. Da muss man eigentlich sagen, es ist ganz dringend, dass hier eingehend diskutiert wird und dass endlich Maßnahmen getroffen werden.

Der Stillstand dieser Weiterentwicklung ist vor allem bei den politisch Verantwortlichen zu sehen. Denn viele, die mit der Altenpflege zu tun haben, die in den Geriatriezentren arbeiten, haben seit Jahren darauf aufmerksam gemacht, welche Zustände dort herrschen, haben seit Jahren Forderungen gestellt, haben seit Jahren auch Lösungsansätze gebraucht. 

Unabhängig davon möchte ich vorstellen, dass auch hier vielfach diskutiert wurde. Frau StRin Landauer hat gestern allein unsere freiheitlichen Initiativen des Gesundheitsausschusses im Sachen Pflegeheime zitiert, und ich möchte das jetzt wiederholen: Wir hatten seit 1989  2 Dringliche, 1 Initiativantrag, 5 Beschlussanträge, 12 mündliche Anfragen, 21 Anträge und 60 Anfragen zu diesem Thema gestellt. Jetzt stehen wir vor der Situation, dass vieles von dem, was von uns eingefordert worden ist, nicht zur Kenntnis genommen wurde. Aber gestern wurde es teilweise doch zum Beispiel in der Mitteilung von Frau StRin Pittermann aufgegriffen, und jetzt wird es vielleicht verwirklicht werden.

Meine Damen und Herren! Ich habe gesagt, es gibt im Bereich der Wiener Spitäler-Geriatriezentren genügend Menschen, die sich mit der Weiterentwicklung beschäftigt haben. Da möchte ich gleich anfangs sagen, wir haben gestern davon gesprochen, dass eine grundlegende Diskussion notwendig ist. Ich möchte Professor Erwin Böhm zitieren, der ja hier in Wien, wie wir unter Anführungszeichen sagen, der "Pflegepapst" ist. Er schreibt: "Ich möchte um mein Geld und das des Staates rehabilitiert und nicht aufbewahrt werden." Und er schreibt weiter: "Ich bin seit 40 Jahren Pflegeforscher, durch mein eigenes Alter auch schon selbst Betroffener und Zeitzeuge der Pflege, und weiß damit mit Sicherheit: Ich will nicht so gepflegt werden, wie heute im europäischen Raum gepflegt wird. Ich möchte um mein Geld und das des Staates rehabilitiert und nicht aufbewahrt werden." Er schreibt dann noch: "Es werden heute Kriminelle und Süchtige rehabilitiert, nur die Alten nicht." 

Unabhängig davon spricht er darüber, wie dramatisch und wie schwierig es für jene Menschen ist, die in der Pflege tätig sind. Er schreibt: "Diese Menschen sind physisch und psychisch enorm beansprucht und erhalten meiner Meinung nach zu wenig Anerkennung." - Wie wahr!

Es ist aus dem Bereich der Pflegeheime das eine oder andere gekommen und auch festgestellt worden. Ich darf hier wiederum zitieren, und zwar aus einer Ausarbeitung "Standortbestimmung Pflege": "Wir erwarten von gesundheitspolitischen Entscheidungsträgern: Stellen Sie sich mit uns gemeinsam an die Seite der alten Menschen! Hören Sie auf uns Fachleute! Diskutieren Sie in Zeiten von knappen Ressourcen nicht nur über den Preis, sondern auch über den nachhaltigen Wert!" 

Eine bekannte Oberin sagt, dass es eine Vielzahl von Problemen gibt und dass heute nur die wichtigsten konzentriert aufgezeigt werden können: "Wichtig ist Hilfe von außen und rechtliche Klarstellung." De jure sei man Beherbergungsbetrieb, de facto arbeite man mit hoch qualifizierten Mitarbeitern. Es besteht daher der dringende Wunsch nach einem eigenen Pflegeheimgesetz. Ein weiteres Problem liegt in der Ausbildung des Pflegepersonals. Die jungen Menschen können sich nicht vorstellen, über längere Zeit in der Altenpflege zu arbeiten. Man sollte daher auch Pflegehelfern den zweiten Bildungsweg ermöglichen, und so weiter. 

Eine andere Oberin, die in einem Wiener Pflegeheim tätig ist, schreibt und erklärt bezüglich der Standards, dass eine Reorientierung stattfindet und die Klienten und deren Angehörigen über Angebote informiert werden müssen. Transparenz muss vorherrschen, es soll ein Mustervertrag mit Checkliste für alle Angebote aufgelegt werden. Es würde eine Veränderung der Einrichtungen bereits bei der Planung berücksichtigt werden. Qualitative Standards müssen geschaffen werden, sowohl Einrichtung als auch Personal. Qualitätssicherung muss für alle Menschen stattfinden.

Es gibt auch ein Papier "Gesundheitsplanung im Bereich der Pflegeheime", in dem unter anderem Folgendes gesagt wird - es wird ein Maßnahmenprogramm vorgeschlagen -: "Bedarfsgerechtes Angebot an Wohn- und Pflegeplätzen, bedarfsgerechtes Angebot an qualifiziertem Personal, Sicherung der baulich-räumlichen Standards, Qualitätsentwicklung, System der Finanzierung."

Man könnte hier noch viele andere zitieren, die sich mit den Problemen beschäftigt haben und auch versucht haben, Lösungen aufzuzeigen. Ich möchte daher auch Frau Dr Rosenberg-Spitzy zitieren; sie sagt: "Durch den Umbau in kleinere Einheiten zur Wahrung der Menschenwürde des Patienten muss jedoch mit einer Bettenreduktion bis zu 50 Prozent gerechnet werden."

Man sieht, dass hier schon viel diskutiert worden ist, dass schon viel aufgezeigt worden ist, dass aber von der politischen Führung leider nichts gemacht worden ist und es zugedeckt worden ist!

Wenn ich mir vorstelle, dass wir gestern unter anderem auch über die baulichen Einrichtungen gesprochen haben - unter anderem wurde davon gesprochen, dass diese Sechs- bis Achtbettzimmer noch vorhanden sind und endlich abgeschafft werden sollen -, so muss man zur Kenntnis nehmen, dass es noch viele andere, kleinere Probleme sind, über die ich mich wundere und bei denen es eigentlich entsetzlich ist, dass darüber diskutiert werden muss. So muss man noch über Hebebetten diskutieren, man muss über Hebevorrichtungen zum Baden diskutieren!

Gestern habe ich gehört, dass in dem einen Pflegeheim nicht einmal ein ordentlicher Plastikvorhang vorhanden ist, sodass man dadurch abtrennen kann und die Privatsphäre für einen Patienten wahren kann. Ich erinnere mich noch an die Diskussion - ich weiß jetzt nicht mehr, wo es war, ich glaube, im Gesundheitsausschuss - anlässlich einer Nachfrage über Fingernagel-Zwickerln, dass wir zu wenige haben und dass dies der Grund ist, warum in der einen oder anderen Station die Nägel von Patienten nicht geschnitten werden können. Dazu muss man eigentlich sagen, das ist schrecklich und unglaublich!

In den letzten Tagen sind sehr viele Anrufe und Meldungen an uns herangetragen worden, in denen auch Kleinigkeiten genannt worden sind. Mir liegt da zum Beispiel die Kritik vor, dass es in Lainz eine Zeit lang kein Obst gegeben hat; man hat sogar festgestellt, dass das Obst irgendwie verschwindet. In manchen Pflegeheimen ist es nicht möglich, Sitzpolster zu bekommen. Das alles sind Dinge, die eigentlich erschreckend sind, über die man diskutieren sollte und die unbedingt geändert gehören.

Nicht zuletzt haben wir diesen Antrag gestellt, damit die Diskussion weitergeht und nicht nur Versprechungen gemacht werden, solche Versprechungen, wie zum Beispiel der Herr Bürgermeister eines gemacht hat anlässlich einer Anfragebeantwortung im Mai dieses Jahres. Da hat er gesagt: Was allerdings feststellbar ist, und so weiter, und so fort -, "dass eine solche Mangelsituation, das heißt, ein tatsächliches Finanzierungsproblem unseres Spitalwesens, in etwa vier Jahren zu erwarten ist, wenn wir nicht rechtzeitig Maßnahmen setzen. Dies ist auch der Grund, warum ich eine Arbeitsgruppe eingesetzt habe, die unter der Leitung der Frau Stadträtin steht und der vor allem auch die jeweils verantwortlichen Direktoren angehören, die bis zum Herbst Vorschläge auszuarbeiten haben."

Da lassen wir uns wieder einmal überraschen, was aus diesem Ausschuss beziehungsweise aus dieser Arbeitsgruppe kommen wird. Der 23. September ist schon vorbei, der Herbst hat begonnen, wir haben nicht mehr viel Zeit - da werden wir sehen, was der Herr Bürgermeister hier weiterbringt.

Ich möchte doch noch den einen oder anderen zitieren, was das Pflegepersonal betrifft, und auch hier die Situation aufzeigen, wie sie wirklich ist und wie sie uns nicht beschönigt geschildert wird. Ich habe Frau Oberin Staudinger einmal gefragt bezüglich Hotelstandard und Bettenabbau, und ich habe auch gesagt, aufgrund der Entwicklung scheint mir kein langfristiges Programm zu bestehen. Mir wurde dahin gehend beantwortet, dass zwar Pläne und Vorstellungen bestehen, die demographische Entwicklung sich aber laufend ändere und diese Dynamik berücksichtigt werden muss. Es ist also ganz klar, es gibt keine langfristige Planung, sondern man muss eigentlich immer warten, bis man die nächsten Zahlen von der Statistik bekommt, damit man weiß, was los ist.

Eines möchte ich auch noch aufzeigen zu der Debatte, ob es dort zu wenig Personal gibt oder nicht. Wir haben es letztes Mal in der Geriatriekommissionssitzung, wie soll ich sagen, mit Kritik gehört, aber es steht auch in einer Pressemeldung, dass der Generaldirektor-Stellvertreter davon schreibt: Er stellt klar, dass die Missstände in Lainz keinesfalls auf den Personalstand zurückzuführen seien, und verweist auf den Schlüssel, und so weiter. 

Dem stehen aber die Meldungen und die Forderung der tatsächlich Betroffenen gegenüber. Ich möchte zu Beginn auch gleich eine diesbezügliche Meinung der Wiener Ärztekammer ansprechen; Dr Dorner schreibt: "Alte und multimorbide Patienten benötigen intensive Pflege, die mit einem herkömmlichen Pflegeschlüssel nicht bewerkstelligt werden kann. Ich habe hier meine Zweifel, ob der Wiener Krankenanstaltenverbund in der Vergangenheit tatsächlich die entsprechenden Voraussetzungen geschaffen hat, um diesem Versorgungsauftrag gerecht zu werden." So seien zum Beispiel derzeit im Geriatriezentrum Baumgarten 23 Pflegestellen nicht besetzt. 

Auch jemand anderer nimmt dazu Stellung. Für den Berufsverband der Pflegeberufe gibt es eine Aussendung, in der geschrieben steht: "Das Krisenmanagement in der Pflegeheim-Affäre schaut derzeit zu unserem Entsetzen so aus, dass die Verantwortung von oben nach unten abgeschoben wird und man uns glauben machen will, dass mit vermehrten Kontrollen das Problem gelöst sei. Offensichtlich wird eine umfassende Problemlösung nicht angedacht, und aus vergangenen Fehlern wurde nichts gelernt. Die Krankenschwestern des Pflegeheimes Lainz als Prügelknaben der Nation dastehen zu lassen, ist bezeichnend für die Einstellung von Frau Pittermann zum Pflegeberuf. Noch dazu wird mit der Maßnahme der Bevölkerung suggeriert, dass Kontrollen allein genügen, um die Missstände zu beseitigen. Dem ist nicht so. Strukturen gehören durchleuchtet und analysiert und ein Maßnahmenkatalog der Umsetzung zugeführt. Pflegende werden derzeit in Österreich einer Hetzjagd ausgesetzt. Sollten sie die Wahrheit sagen" - und das ist eine ganz schreckliche Feststellung - "die Strukturmängel aufdecken oder anzeigen, droht ihnen der Arbeitsplatzverlust." - Das ist die Realität, und die gehört geändert!

Es ist geradezu eigenartig oder ein Wink des Schicksals, dass in der "Wiener Klinischen Wochenschrift" am 15. Juli dieses Jahres über Kontrolle gesprochen wurde. Da steht: "Daher reagieren Maschinenbürokratien auf das Auftreten von Fehlern mit internen Erhebungen oder Revisionen, mit der Suche nach Schuldigen. Ist ein solcher identifiziert, werden normalerweise dienstrechtliche Konsequenzen gezogen, oder, falls ein strafrechtlicher Tatbestand nicht ausgeschlossen werden kann, wird das Rechtssystem eingeschaltet. Dieses Vorgehen, das auf einer Organisationskultur der Bestrafung beruht, ist völlig ungeeignet, um das Auftreten von Fehlern zu vermeiden. Es führt, im Gegenteil, zur Verschleierung und in letzter Konsequenz dazu, dass mögliche Verbesserungen ausbleiben."

Meine Damen und Herren! Ich möchte Sie jetzt doch noch mit ein paar Zahlen bezüglich der Ausstattung oder bezüglich des vorhandenen Pflegepersonals konfrontieren. Ich möchte vorher noch darauf hinweisen, dass diese diversen Zustände voraussehbar waren. Wer die Mitarbeiterzufriedenheits-Befragung des KAV aus dem Jahr 2001 genau gelesen hat - und wir haben sie hier auch schon das eine oder andere Mal diskutiert -, hätte erkennen müssen, dass bei der hohen Unzufriedenheit, die beim Personal besteht, die verschiedensten Maßnahmen notwendig gewesen wären.

Ich habe hier eine Liste, die wir aufgrund einer Anfrage haben, darüber, dass im Allgemeinen Krankenhaus zum Beispiel nicht besetzte freie Dienstposten in der Höhe von 41 Personen bestehen. Es geht damit weiter, dass im Pflegebereich an nicht besetzten Dienstposten zum Beispiel im Bereich der Geriatriezentren 56 vorhanden sind, in den Krankenanstalten 165, im Allgemeinen Krankenhaus 61. Da muss man sagen, dass im Pflegebereich sehr wohl etwas gemacht werden muss und dass hier doch ein Pflegenotstand besteht.

Es hätte auch zu denken geben müssen, als man erleben musste, dass 193 KrankenpflegeschülerInnen ein Schnupperpraktikum in den Geriatriezentren absolviert haben, aber letztendlich nur 8 Krankenpflegeschüler-Innen eine Anstellung in einem Geriatriezentrum angestrebt haben. 

Ich möchte abschließend darauf hinweisen, dass nicht ganz vergessen werden soll, dass sehr vieles in diesem Bereich auch hausgemacht ist. Wenn ich mir die Zahlen über die SchülerInnen an den Wiener Diplomkrankenschulen anschaue, muss ich feststellen, dass seit dem Jahr 1999 ein erheblicher Rückgang an Ausgebildeten zu verzeichnen ist. Hier sehe ich, es sind im Jahr 1999 531 diplomierte Schülerinnen abgegangen, im Jahr 2000 480, 2002 304, und erst voriges Jahr wurde vorsichtig begonnen, hier entgegenzusteuern. Daher kann man klar und deutlich feststellen, dass hier die Entwicklung verschlafen wurde und dass eigentlich fahrlässig gehandelt wurde. 

Ich darf aber auch darauf hinweisen, dass hier von Seiten der Gesundheitsverwaltung die vielen Bestrebungen und Anliegen der Opposition, der Betroffenen und der Gewerkschaft eigentlich weggewischt worden sind und leider erst durch die Tatsache, dass Missstände aufgezeigt worden sind, jetzt etwas virulent werden.

Ich möchte hier als ganz typisch die Geriatriezulage aufzeigen, worüber schon seit Jahren diskutiert wird und worüber es immer wieder Debatten gibt. Ich habe, glaube ich, gestern schon darauf hingewiesen, dass mir voriges Jahr geantwortet wurde: Die Geriatriezulage ist eine bisher unerledigte Forderung. Dieses Jahr habe ich im Jänner eine Anfrage gestellt, und zwar im Zusammenhang mit dem Maßnahmenkatalog "Unternehmen Krankenanstaltenverbund". Bezüglich Motivation zur Arbeit im Geriatriezentrum ist in diesem Maßnahmenkatalog unter dem Punkt Besoldung die Einführung einer Geriatriezulage angeführt gewesen. Mir wurde im Jänner mitgeteilt, dass darüber wohl grundsätzliches Einvernehmen besteht und alles Mögliche gemacht wird, dass da aber leider Gottes aufgrund der Finanzierung und unter Bedachtnahme auf das bis zum Jahre 2005 geltende Finanzierungsübereinkommen keine Möglichkeiten vorhanden sind. Jetzt auf einmal hört man sowohl im Maßnahmenkatalog von Frau Dr Pittermann als auch endlich vom Herrn Bürgermeister, dass diese Geriatriezulage kommen soll. 

Wir wollen mit unserem Dringlichen Antrag die Diskussion weiterführen und mithelfen, dass es für unsere alten Mitbürger und auch für jene, die pflegen, entsprechende bauliche und personelle Voraussetzungen gibt, damit sie ihre Arbeit erledigen können und die zu Pflegenden zufrieden in ihren Heimen leben können. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich danke dem Herrn Gemeinderat für die Begründung. 

Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Besprechung des Dringlichen Antrags hat sich Frau StRin Landauer zum Wort gemeldet. Auch sie mache ich aufmerksam, dass ihre Redezeit mit 20 Minuten beschränkt ist.

StRin Karin Landauer: Danke, Frau Vorsitzende. - Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Stadträtin!

Ich habe gestern schon gesagt, dass ich quasi eine der Abgeordneten bin, die Lainz 1 erlebt haben. Da gab es eine Kommission nach der anderen, da gab es sehr viele gut durchdachte, gut durchgearbeitete Ergebnisse, da wurde wirklich vieles richtig umgesetzt. 

Ich glaube, dass wir jetzt bei Lainz 2 oder Pflegenotstand Nummer 2 sind, hervorgerufen durch zu wenig Kontrolle. Das ist sicherlich gestern schon sehr klar und deutlich herausgekommen. Ich glaube einfach, wenn, so wie in diesem Beruf, in dem die Menschen nach drei Jahren - das ist wissenschaftlich belegt - den Beruf wechseln, in dem es immer wieder zum Burn-out-Syn-drom kommt durch Überlastung und, sage ich auch, durch Frustration, dann - deswegen wiederhole ich das, was ich gestern gesagt habe - brauchen wir ein anderes Gehaltsschema, und zwar ein leistungsgerechtes, ein leistungsorientiertes. Ich wiederhole mich: 1 400 EUR für eine diplomierte Krankenschwester ist zu wenig. 

Jetzt ist mir schon klar, dass gesagt wird: da kommen noch Zulagen hinzu, und so weiter, und so fort. Aber Zulagen schlagen sich nicht in der Pension nieder, schlagen sich nicht nieder, wenn eine längere Krankheit passieren sollte. Daher denke ich, man müsste sich gemeinsam mit den Gewerkschaften unbedingt eine leistungsorientierte Bezahlung überlegen, damit diplomiertes Krankenpflegepersonal, PflegehelferInnen, aber auch AbteilungshelferInnen leistungsgerecht bezahlt sind.

Es ist für mich auch so, dass die diplomierten Krankenschwestern, Pflegehelfer und wahrscheinlich sogar manches Mal die Abteilungshelferinnen und Abteilungshelfer der Puffer zwischen Patient und Arzt sind. Der Arzt hat im Grunde genommen wenig Zeit, in den Pflegeeinrichtungen gibt es überhaupt viel zu wenige Ärzte. All diese Dinge sind, glaube ich, bei unserem derzeitigen Ausbildungsstand sehr, sehr belastend.

Der dritte Punkt ist, dass dieser Beruf sicherlich total familienunfreundlich ist. Denn ich habe als Pflegerin, als diplomierte Krankenschwester, als Pfleger sehr oft Dienst, wenn die Kinder zu Hause sind, wenn der Partner zu Hause ist, sehr oft Dienst am Wochenende. Ich denke, da gibt es schon Überlegungen, oder es gibt auch in vielen Abteilungen schon familienfreundlichere Modelle. Da sollte man überlegen, ob es nicht möglich ist, diese generell einzubauen.

Bei Lainz 1 wurde sehr ausführlich über die Rotation gesprochen. Man sollte vielleicht auch wieder über diese Modell reden. (In Richtung StRin Dr Elisabeth Pittermann:) Ein Arzt - Sie sind für mich ein Beispiel dafür, weil Sie das immer wieder sagen - ist dazu angehalten, zu heilen, für den ist quasi der Tod - das haben Sie schon einige Male gesagt, ich habe lange darüber nachgedacht, aber Sie haben Recht - eine Niederlage. 

Für das diplomierte Pflegepersonal ist es im Grunde genommen auch nichts anderes. Dieses will auch haben, dass die Patientin oder der Patient wieder geheilt, rehabilitiert und so weiter nach Hause gehen. In den Pflegeheimen ist es nun einmal so, dass uns allen - ob wir jetzt Pflegende, Ärzte oder Angehörige sind - irgendwann die Grenzen gezeigt werden. Daher sollte man meiner Ansicht nach noch einmal über Rotationsmodelle nachdenken.

Auch über den Pflegeschlüssel sollte man nachdenken - weil Sie, Frau Gesundheitsstadträtin Dr Pittermann, immer betonen, dass Wien einen so hervorragenden Pflegeschlüssel hat. Wenn man in die Abteilungen geht - jetzt auch nicht generell, aber in viele, viele Abteilungen -, ist es einfach so, dass für 20, 30 PatientenInnen zwei, drei DKS oder Pflegehelfer vorhanden sind. Was bedeutet das? Die Schwestern haben ja nur eine gewisse Zeit, und wenn ich jetzt den Patienten oder die Patientin waschen soll, nimmt das Zeit in Anspruch. Das bedeutet, dass viele oft schon sehr früh beginnen. Es ist auch nicht lustig, wenn ich um 2.00 Uhr in der Früh gewaschen werde, damit ich mit meinem Programm durchkomme. Daher meine ich, der Personalschlüssel ist einfach völlig zu überdenken, speziell im Pflegebereich.

Was Sie heute in der mündlichen Fragestunde über die Zivildiener gesagt haben: Ich gebe Ihnen Recht, die können natürlich keine diplomierte Leistung machen oder keine Pflegehelfer sein. Aber gerade Zivildiener - also diejenigen, die ich kenne - melden sich einfach, weil sie sozial arbeiten wollen. Deswegen nehmen Sie sich des Zivildienstes an. Da denke ich mir - wie ich gestern schon gesagt habe -, Essen reichen muss möglich sein. Das kann ja auch ich, ich kann auch meine Mutter füttern. Ich kann mit dem Rollstuhl - das ist das Problem, das Sie jetzt nennen, nicht aber fremde Leute. Es ist nur so, gerade in den Pflegeheimen - wie oft kommt das vor! - wird ein engagierter Angehöriger, wenn er in eine Bettenstation kommt, in der es kaum Besuche gibt, einmal Wasser reichen. Auch der Angehörige, der nicht ... (Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Das ist bundesgesetzlich ...!) Da muss ich eben eine Veränderung herbeiführen für diese Dienste, die für die das diplomierte Pflegepersonal und für die Pflegehelfer nicht möglich sind.

Ich denke mir, man muss jetzt einfach neue Wege in jeder Beziehung gehen, in den Einrichtungen, aber auch in den Hilfeleistungen. Sie werden sicher den "Presse"-Artikel vom 20. September gelesen haben, worin der Präsident des Roten Kreuzes, Fredy Mayer, darauf aufmerksam macht, dass wir, wenn wir hier nicht gegensteuern, in eine noch viel schlimmere Situation kommen werden, weil wir immer älter werden. Jetzt sage ich nur, auch da muss es zu einer Veränderung kommen, weil wir sicherlich Präventionsmaßnahmen ergreifen und Gesundheitsvorsorge machen müssen, damit wir - zum Beispiel ich - einfach gesünder alt werden. Wir wünschen es uns alle. Die Menschen, die jetzt bei dem Pflegenotstand zum Handkuss gekommen sind - das ist ja das Traurige -, sind größtenteils Menschen, die Österreich und Wien aufgebaut haben. Es wird sich sicherlich etwas verändern, daher wird man mit Sicherheit ganz neue Wege gehen müssen.

Heute gibt es auch einen Artikel im "Standard": "Schüblinge im Krankenhaus". Als ich diesen heute gelesen habe, hat mich das auch wieder an Lainz 1 erinnert. Damals haben wir Gesundheitsstadtrat Stacher - und später StR Rieder - aufmerksam gemacht, neue Überlegungen anzustellen, dass die Aussteuerung nicht mehr passiert. Ich denke mir, dass ist so eine Endgültigkeit. (Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: ... das Bundesgesetz verändern müssen!) Ich weiß schon, dass das ein Bundesgesetz ist; das können wir gemeinsam versuchen. Aber Lainz 1 war vor zehn Jahren, es ist nicht gelungen. Wir können nicht Wunder wirken, aber vielleicht können wir gemeinsam versuchen, dass es hier zu einer anderen Lösung kommt. 

Diese Aussteuerung ist unmenschlich, und ich sage, sie nimmt auch die Würde der Menschen. Da gibt es das Beispiel, dass jemand, der einen Oberschenkelhalsbruch hat, nicht mehr rehabilitiert wird. In diesen Kommissionen, die wir gehabt haben, wurde damals darüber geredet, dass wir das Recht auf Rehabilitation brauchen, auch für alte Menschen. Denn heute sind wir so weit, dass man nach einem Oberschenkelhalsbruch wieder voll rehabilitiert nach Hause gehen kann; Kardinal König ist dafür das Beispiel. Ich denke, das ist etwas, wobei man wirklich überlegen muss, dass diese Prock-Fälle, dieses Prock-Verfahren verändert wird. Es liegen so und so viele Menschen in Internen Abteilungen und warten quasi, dass sie von der Internen Abteilung in eine Pflegeeinrichtung kommen, und haben dadurch das Gefühl: Das ist jetzt das Ende!

Ich wiederhole mich jetzt zum dritten Mal wegen der Kurzzeitpflege in Lainz: Das ist ein ganz besonders tolles Modell. Das ist, sage ich mir, zu wenig, das gehört ausgebaut. Wir würden viel mehr davon benötigen. (GRin Anica Matzka-Dojder: Sie sind die einzige Station, die immer wieder leere Betten haben! Die einzige!) Ja, aber warum? Ich sage Ihnen, warum wir dort immer leere Betten haben: weil es so und so vielen Menschen nicht möglich ist, ihre Wohnung zu erhalten. (GRin Anica Matzka-Dojder: Das ist ein bisschen ...!)
Daher sage ich, es muss hier zu einer Gesamtlösung kommen. Ich hätte einfach die Bitte, dass man nicht bei allen Ideen - egal, ob sie jetzt von der ÖVP, von den GRÜNEN, von den Freiheitlichen, von Bürgerinnen oder von Bürgern, von Experten, von der EU, von wo überall sie kommen - automatisch sagt: "Nein, das geht nicht!" oder "Nein, das wollen wir nicht!", sondern dass wir darüber diskutieren. Nicht ewig, sondern kurz und schnell, und zwar schnell mit menschlichen Lösungen, dass es zu solchen Missständen nicht mehr kommt. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Pilz gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ich sehe, Sie sind gerade in den Artikel vertieft; ich habe ihn heute natürlich auch gelesen. Was mich an dem Artikel beeindruckt, ist der Umstand, dass jetzt ein Arzt aus der Phalanx ausgetreten ist, hier alles nur als hysterische Hetzjagd zu bezeichnen, und die Dinge anspricht, um die es geht. Er verwendet sogar einen Ausdruck, der mir selber auch dazu eingefallen ist, nämlich "Schübling" - "Pflegling" und "Schübling", das ist eine ähnliche Qualifizierung, die ja schon sehr viel deutlich macht -, und er kommt zu dem Schluss, dass die Altenpflege selbst ein Pflegefall ist: "Der Skandal daran ist vor allem, dass ein jahrelang bekannter Zustand so spät ans Licht der Öffentlichkeit gerät." Und er zeichnet ein Sittenbild im Krankenanstaltenverbund: "vorauseilender Gehorsam, Angst und Unterwürfigkeit, schleppende Bürokratie, die sich mit 'so tun als ob' zufrieden gibt, Taubheit gegen Warnung und Widerspruch, Ignoranz und Arroganz. Lisi Pittermanns geschmackloser Ausruf im 'Falter'-Interview 'Ich will ins Heim' kann nur politisch gemeint sein. Einige ihrer Beamten sollten sie begleiten. Tatsächlich handelt es sich bei den Zuständen im Pavillon des Lainzer Pflegeheims nur um die Spitze eines Eisbergs. Durch Unwissen, Inkonsequenz und Unterlassung bekommen Patienten heute die falsche Therapie oder keine Therapie. Über dem Gesundheitswesen kreist mit dem Pleitegeier auch die Gier nach nackter oder versteckter Privatisierung. Der Pflegeberuf ist seit Jahrzehnten akademisch unterbewertet und in der Hierarchie unterbelichtet. Ganze Berufsgruppen des Sektors Medizin befinden sich auf der Flucht vor den Patienten."

Das ist also ein drastisches und ein alarmierendes Bild, das Dr Thomas Meisel, immerhin selbst lange Zeit Bediensteter und leitender Arzt im Wilhelminenspital, also im Krankenanstaltenverbund, von den dortigen Verhältnissen zeigt. Ich denke, es ist hoch an der Zeit, hier auch Konsequenzen zu ziehen, Frau Stadträtin, Konsequenzen, die jetzt Anstrengungen bedeuten, Anstrengungen in diesem Sektor: ja, Geld hineinfließen zu lassen, aber auch und vor allem nachhaltige, wirksame Planung.

Frau StRin Pittermann! Sie erinnern sich vielleicht, ich habe beantragt, eine eigene Teilunternehmung für die Pflegeheime zu machen. Die GRÜNEN sind damit ganz allein geblieben. Die SPÖ hat es nicht gut gefunden, aber auch die ÖVP und die FPÖ nicht. Vielleicht kann man sich - nicht um den GRÜNEN einen späten Triumph zu gönnen, aber trotzdem - die Frage stellen, ob es nicht doch Sinn machen würde, diese Frage noch einmal aufgreifen. Warum ich meine, dass eine eigene Teilunternehmung Sinn machen würde, Frau Stadträtin, ist die Tatsache, dass ich glaube, die Geriatriezentren und Pflegeheime sollen nicht die arme Verwandtschaft im Krankenanstaltenverbund sein, wogegen die anderen Akutspitäler eigentlich immer die Stärkeren sind, wenn es darum geht, Mittel zu beanspruchen, Mittel auch im eigenen Bereich dingfest zu machen, und die Geriatrie muss eben schauen, wo sie bleibt. 

Planung und Geld, Frau Stadträtin! Planung insofern, als ja - wir haben gestern schon davon gesprochen - mit dem Wiener Pflegeheimplan ein exzellentes Papier in dem Haus vorliegt, ein Papier, das 2001 fertig wurde, sodass Sie jetzt eigentlich nichts anderes tun müssten, als sich bei den Dingen anzuschauen, wie man sie realisieren kann. Dafür ist Geld notwendig, aber es muss auch gut verwendet werden.

Ein Punkt ist, dass man nicht nur neue Pflegeplätze schaffen muss. Die ÖBIG - und das im Pflegeheimplan - kommt zu einem Schluss, den ich recht interessant finde, indem sie bis 2005 ein Minus von 6 941 Wohnplätzen - so genau hat sie es ausgerechnet - konstatiert hat. Das ist doch eine große Zahl: 6 941 Wohnplätze, die nicht mehr nachgefragt werden. In dieser Zeit gibt es einen zusätzlichen Bedarf nach 4 031 Pflegeplätzen. Sie können das auch in der Studie nachlesen - für diejenigen, die jetzt irgendwie nachdenklich schauen: das hat 
der Pflegeheimplan konstatiert. Realistisch sieht der Wiener Pflegeheimplan ein Umwandlungspotential von 3 300 Plätzen bis 2005 vor. Das ist doch keine uninteressante Größenordnung, und da könnte man viel von dem realisieren, was gebraucht wird!

Man könnte sagen: Gehen wir weg vom Konzept der Großheime! Niemand kann das mehr vertreten, auch wenn es eben so ist, dass die alten Kästen einfach dastehen. Frau StRin Pittermann, daran sind Sie nicht schuld, dass Lainz und Baumgarten und Liesing alt und groß sind; diese alte Bausubstanz, diese Bedingungen haben Sie von Ihren Vorgängern geerbt, und diese ebenfalls, und so weiter. Im Jahre Schnee, nämlich um 1900, hatte man eben das Versorgungsheim - damals war es modern, damals war es zeitgemäß - in der Versorgungsheimstraße in Hietzing gebaut. Seit diese Straße Jagdschlossgasse heißt, ist es auch nicht schöner geworden, und es ist von seiner Orientierung her noch immer das Versorgungsheim geblieben.

Wenn Sie ernst nehmen, Frau StRin Pittermann, was im Pflegeheimplan drinsteht, nämlich dass eine wohnortnahe, regionalisierte, kleinräumige Pflegestruktur das Beste ist und alle Leute sich diese wohl wünschen - wer mag schon durch verschiedenste Bezirke gekarrt und in Großheimen untergebracht werden! -, dann wird es doch Sinn machen, nachzuschauen, wo diese Strukturen vorhanden sind. Dort, wo diese Wohnplätze nicht gebraucht werden, soll man nicht sozusagen künstlich hoffen, dass doch noch Leute kommen, die zu Hause an der Bassena, ohne Lift und vielleicht mit Klo am Gang ihr Leben fristen. Gott sei Dank sind die Verhältnisse in Wien so, dass diese Art von Versorgung nicht mehr notwendig ist, weil die Menschen - Gott sei Dank und auch dank sozialdemokratischer Politik - jetzt bessere Lebensverhältnisse haben. Jetzt kann man sich aber überlegen, ob man nicht mit diesen Ressourcen etwas anderes macht!

Frau StRin Pittermann, es ist wesentlich preisgünstiger, diese Wohnplätze umzubauen. Die ÖBIG hat auch dazu im Wiener Pflegeheimplan Kosten errechnet. Der Umbau eines Wohnplatzes in einen Pflegeplatz kann, sozusagen in der geringsten Summe, mit 50 000 ATS erledigt sein - das ist dort, wo die Räume behindertengerecht adaptiert sind, wo es Toilettenanlagen gibt, wo man schlicht und einfach ein geeignetes Bett anschaffen muss -, und es kann bis zu 1 Million ATS dort kosten, wo es alte Bausubstanz gibt, wo Verhältnisse bestehen, wie wir sie jetzt im GZW in manchen Pavillons haben, wo man sehr, sehr viel Geld in die Hand nehmen muss, um einen modernen Pflegeplatz einzurichten. Im Durchschnitt sieht der Pflegeheimplan 500 000 ATS dafür vor, was es kosten würde, diese Umwandlung herzustellen.

Ich denke, es würde sich daher lohnen, nachzuschauen, ob wir über diese 3 500 Plätze, die nicht mehr nachgefragt werden und deren Bedarf auch in Zukunft nicht mehr entstehen wird, weil die Menschen lieber zu Hause wohnen und, wenn sie gepflegt werden müssen, sich die Frage stellt, ob Alternativen nötig sind, sagen: Machen wir Nägel mit Köpfen und setzen wir auf diese Umwandlung! Denn - und auch hier ist der Wiener Pflegeheimplan ganz klar, Frau Pittermann - 80 bis 120 Plätze, das ist das menschliche Maß! So konkret und so genau steht es drin. Da würden viele dieser Wohnhäuser genau diese Größe haben. Man könnte das sicherlich preisgünstiger realisieren als dadurch, dass man Summen und Unsummen hineinsteckt, um Lainz zwar innen freundlicher zu machen, aber es bleibt eben doch eine Großinstitution, in der sich die Menschen abgeliefert vorkommen und nicht zu Hause fühlen können. 

Wir würden Sie bitten, dass Sie, wenn Sie jetzt diese Dinge in Angriff nehmen - und wir glauben, dass der Reformbedarf jetzt endlich auf dem Tisch des Hauses liegt und endlich auch die öffentliche Aufmerksamkeit hat, die er längst schon verdient -, hier Ihre Unternehmung Krankenanstaltenverbund mehr ins Gebet nehmen. Es wird eben nicht genügen, wenn der Krankenanstaltenverbund und Herr Generaldirektor Hauke mit Globalbudgets, Globalzahlen, mit nicht nachvollziehbaren Kalkulationen und Abrechnungen meint, hier im Ausschuss und letztlich auch im Gemeinderat seine Politik sozusagen mehr verbergen als darstellen zu können. Es ist an der Zeit, dass wir im Gemeinderat wissen - und ich nehme an, auch Sie werden es wissen wollen -: Was kostet was in dieser Stadt? Welches Krankenhaus leistet welche Dienste um welchen Preis?

Dann würde sich nämlich zeigen, Frau Stadträtin, dass die Pflegeheime tatsächlich die armen Verwandten sind und dass es hoch an der Zeit ist, sie aus dieser Rolle herauszuholen. Da käme Herrn Generaldirektor Hauke und Herrn Direktor Kaspar eine wichtige Rolle zu. Da ist auch etwas einzufordern, was durch die Unternehmenswerdung eigentlich am Programm ... (Zwischenbemerkung der amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann.) Ja, sie sind leider nicht hier, die Herren, ich sage es jetzt Ihnen; vielleicht lesen sie das Stenogramm von der heutigen Sitzung.

Denn man kann nicht sozusagen zwei Dinge tun, Verantwortung immer nach oben delegieren und selber Unternehmung sein, sondern man muss auch Verantwortung wahrnehmen. Wir GRÜNE waren ja nicht für die Unternehmenswerdung - daran erinnern Sie sich sicherlich noch -, weil wir genau das befürchtet haben: Es gibt ein Hin- und Hergeschupfe von Verantwortung, was dann möglicherweise und nachweislich auch in Verantwortungslosigkeit gemündet hat. Der Herr Unternehmens-Generaldirektor vollzieht die Dinge so, wie er sie sich vorstellt, er informiert zu wenig gegenüber dem Gemeinderat und offensichtlich gegenüber der Frau Stadträtin, und am Schluss ist es keiner gewesen, nicht die Unternehmung und seine Direktoren, und nicht die Frau Stadträtin, die ja mit Recht sagt: Eine Unternehmung soll auch Verantwortung tragen. 

Hier müssen die Dinge klarer werden. Hier muss die Unternehmung Krankenanstaltenverbund mehr in die Pflicht genommen werden. Das donnernde Schweigen des Herrn Generaldirektors Hauke zu den Vorfällen in Lainz, zu den Vorfällen auf der Baumgartner Höhe - dieses donnernde Schweigen gehört endlich durch eine klare und vor allem durch eine verantwortliche Stellungnahme abgelöst. Ich meine, Frau Stadträtin, da könnten Sie einen Teil der Verantwortung dort einmahnen, wo sie auch hingehört. 

In diesem Sinne wünsche ich mir, dass wir in der nächsten Zeit Geld investieren. Aber ich wünsche mir, dass wir es auf Basis von guter Planung investieren, und ich wünsche mir, dass das Unternehmen Krankenanstaltenverbund einen klareren Auftrag bekommt, einen Auftrag, der heißt: Differenzieren Sie in ihren Berichten, legen Sie uns Dinge vor, die sowohl für die Stadträtin und auch für den Gemeinderat klarer zeigen, wo die Reise hingeht, nehmen Sie Ihre Verantwortung dort auch wahr und machen Sie durch die Begründung einer eigenen Teilunternehmung für die Geriatriezentren auch eine Möglichkeit für eine eigenständige Entwicklung auf! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

In dem Dringlichen Antrag geht es um eine Milliarde mehr für den städtischen Pflegebereich. Diese Forderung ist nicht Jux und Tollerei, sondern diese Forderung ist richtig und notwendig und wird hoffentlich auch realisiert werden! (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) 

Frau Stadträtin! Eigentlich müssen alle Wienerinnen und Wiener Angst vor einem langen Lebensabend haben. Wenn gestern Herr GR Chorherr hier eher humoristisch ausgeführt hat, wie er daran denkt, dass er älter wird, so muss ich sagen, hat das einen sehr, sehr ernsten Hintergrund. Sie aber, Frau Stadträtin, ignorieren es! Denn der aktuelle Zustand - ich meine, das hört sich jetzt sehr zynisch an, aber der aktuelle Zustand ist ja fast paradiesisch, wenn man daran denkt, wie die Situation in 20 Jahren sein wird, wenn sich so viel tut, wie sich in den letzten 20 Jahren getan hat. Dann, so muss ich Ihnen sagen, werden die Wienerinnen und Wiener besonders arm, und das sind Leute, die heute 40, 50, 60 Jahre alt sind! (Beifall bei der ÖVP. - GR Dipl Ing Martin Margulies: Waren Sie jemals in einer Stadtregierung ...?)
Die Zahl der Hochaltrigen wird sich in den nächsten 25 Jahren verdoppeln. Wir wissen, dass heute 1,6 Milli-onen Menschen über 60 Jahre alt sind. Im Jahr 2030 werden das 2,7 bis 3 Millionen Menschen sein, ihr Anteil wird sich also auch fast verdoppeln. Österreich ergraut daher, und bei den Wiener Zuständen kommt mir jetzt auch das Grauen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Vor drei Jahren waren Sie in der Stadtregierung!) Die geriatrische Pflege wird an Quantität sehr stark zunehmen, und da muss eben vorgesorgt werden. Aber auch die Qualität muss stark geprägt werden, vor allem durch den politischen Willen, und dazu muss Geld in die Hand genommen werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber erlauben Sie mir auch einige Worte zur Hochaltrigkeit, zur Abhängigkeit, zur Hilflosigkeit und zur Pflegebedürftigkeit. Die Hochaltrigkeit wird sich in den nächsten 25 Jahren verdoppeln. Das heißt, wir werden älter und bleiben länger gesund, aber wir bleiben dann auch länger krank. Wobei alle Maßnahmen zu unterstützen sind, Prävention und so weiter - aber trotzdem werden wir auch länger krank bleiben!

In unserer Gesellschaft gilt heute eigentlich alles, was jung ist, was fit ist, was anpassungs- und konsumbereit ist, und so wird der gesamte Alltag des modernen Menschen von Sehnsüchten und Verhaltensweisen durchzogen, die keinerlei Berücksichtigung des Alters, vor allem des hohen Alters, enthalten. Wie kann unter solchen Bedingungen Respekt, Mitleid, Hilfsbereitschaft gegenüber den Alten entstehen? 

Mit einem Wort, wir haben eine sehr geringe gesellschaftliche Altenfreundlichkeit. Da geht es jetzt wieder um diese Grundsatzdiskussion, und da ist eben die Politik so gefordert. Wie viel ist der Gesellschaft der alte, der pflegebedürftige Mensch wert? Ich wiederhole mich da, das habe ich schon gesagt: Genügt es, wenn inmobile Menschen in Massenquartieren in ihrem Bett satt, warm und sicher aufbewahrt werden? 

Der Skandal, den wir jetzt erleben, zeigt uns, dass nicht einmal das der Fall ist. Denn heute werden sie dort nicht einmal (...) satt, warm und sicher aufbewahrt. Ich hoffe sehr, dass wir uns alle darüber einig sind - und ich bin überzeugt, dass wir uns da einig sind -, dass das zu wenig ist, dass wir alles unternehmen müssen, um das zu ändern. (Beifall bei der ÖVP.) 

Denn, meine sehr geehrten Damen und Herren, Zeitmangel ist Liebesmangel. Ein Altenpfleger hat gesagt: Füttern und Hintern putzen allein ist zu wenig, der Mensch hat auch eine Seele! - Und die Seele von allein stehenden Heimbewohnern verwahrlost heute schon, meine sehr geehrten Damen und Herren.

Frau Stadträtin! Es ist fünf Minuten nach zwölf! Die Altenpflege der Zukunft braucht dringend ein Bildungskonzept, ein Strukturkonzept, ein PR-Konzept. 

Was das Bildungskonzept betrifft - ich möchte jetzt nicht auf Details eingehen, denn wir haben gestern bereits sehr ausführlich über dieses Thema diskutiert und meine beiden Vorrednerinnen sind dankenswerterweise sehr ins Detail eingegangen -, so glaube ich, dass es ganz wichtig ist, dass das Motto "Aufstieg statt Ausstieg" lauten muss. Es müssen viele Modelle geboten werden, auch job rotation ist ganz entscheidend, denn man kann nicht sein ganzes Leben lang bei solch einer schweren Arbeit tätig sein. Hier muss es andere Möglichkeiten geben, und hier muss es vor allem sehr viel an Aufstiegsmöglichkeiten geben. Das Bildungskonzept, meine Damen und Herren, ist die Basis, auf der die gesamte Gesundheitsversorgung ruht.

Und zum Zweiten, zum Strukturkonzept: Seit dem Lainz-Skandal 1989 haben sich die Strukturen - auch wenn Sie immer beteuern, es habe sich so viel geändert - viel zu wenig geändert. Daher: Abschaffen der Sechs- bis Achtbettzimmer, maximal Zwei- bis Dreibettzimmer, Einrichten von altengerechten betreuten Wohneinheiten, wo auch Wege in die Natur und Pflege im Garten möglich sind, Pflege vor Ort – diese ist ganz entscheidend! -, Nachbarschaftshilfe mit professioneller Hilfe gekoppelt, Hospizplätze mit dazugehörigen Strukturen – das System "Drehscheibe der Menschlichkeit" ausbauen. Das halte ich auch für ganz wesentlich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Frau Stadträtin! Ich wünsche mir auch eine Befragung der Wiener Bevölkerung und vor allem der 50- bis 60-Jährigen: Wie wollen Sie im Alter leben? Wie wollen Sie im Alter wohnen? - Und auf Grund dieser Befragung kann man sich dann auch bei der Bautätigkeit darauf einstellen. 

Weiters: Auch die häusliche Betreuung ist sicherzustellen. Familiengesundheitsschwestern zur Unterstützung von Angehörigen in der Altersversorgung sind auch etwas ganz Wesentliches. All das ist nur in Ansätzen vorhanden.

Dass ein PR-Konzept notwendig ist, das haben, glaube ich, Sie gesagt, Frau Stadträtin, und das ist gestern immer wieder gesagt worden. Dafür müssen auch finanzielle Mittel vorhanden sein, um eben das Bild des Diplomgesundheits- und des Pflegepersonals, der Krankenpflegepersonen, der Stationsgehilfen mit allen ihren Kompetenzen, die sie haben, der Öffentlichkeit bekannt zu machen.

Frau Stadträtin! Sie haben am 17. Jänner, als wir hier auch eine Sondersitzung hatten, gesagt – ich darf Sie im Folgenden wörtlich zitieren -: "Der Wert einer Gesellschaft zeigt sich darin, wie diese Gesellschaft mit ihren hilfsbedürftigen, schutzbedürftigen und alten Menschen umgeht." – Zitatende.

Ich bin überzeugt, Frau Stadträtin, dass Sie das wirklich so meinen. Das ist ein Wunsch von Ihnen, nur: Die Wirklichkeit schaut anders aus. Aber – und damit komme ich jetzt auf die Politik zu sprechen - es ist eben Aufgabe der Politik - und Sie als Stadträtin haben diese Aufgabe -, kommende Entwicklungen zeitgerecht zu erkennen und auch dementsprechende Vorkehrungen und Maßnahmen zu setzen. Diese Herausforderung ist gerade im Pflegeberuf, im Pflegebereich und im Sozialbereich von ganz besonderer Bedeutung. Ich glaube, dass das einer der wichtigsten Bereiche in der Wiener Stadtpolitik ist, denn es geht hier um Menschen, die in der letzten Phase ihres Lebens Unterstützung brauchen und Menschlichkeit spüren wollen beziehungsweise spüren sollen.

Das ist natürlich auch ein großer Verteilungskampf, denn die Mittel sind überall knapp und jeder Politiker versucht natürlich, in seinem Bereich so viel wie möglich zu erhalten. Und dazu braucht man auch ein politisches Schwergewicht. Sie, Frau Stadträtin, sind zu leicht befunden worden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Kurt Wagner. Ich erteile es ihm.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Zu Beginn meiner Ausführungen möchte ich heute Folgendes anmerken: Die Qualität der Beiträge von Vertretern zweier politischer Parteien, nämlich der Freiheitlichen Partei und der GRÜNEN, zur heutigen Diskussionsrunde unterscheidet sich aus meiner Sicht wohltuend von der gestrigen Debatte. Ich möchte das zu Beginn meiner Ausführungen voranstellen. Ich weiß nicht, ob Sie es mit dem Grundsatz von Sigmund Freud halten, aber ich glaube, wenn wir manche Probleme so angehen würden, nämlich auch unter dem Motto "Die Stimme der Vernunft ist leise", dann würden wir wahrscheinlich wesentlich schneller und vernünftiger zu konkreten Ergebnissen und Lösungen kommen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Für eine andere politische Partei, in diesem Hause Oppositionspartei, kann ich diese Bemerkung nicht anbringen. Frau ehemalige Volksanwältin Korosec, Sie haben heute eigentlich nur das fortgesetzt, was Sie gestern begonnen haben. Ich darf Ihnen aber persönlich ein bisschen Nachhilfeunterricht geben: Wenn Sie meinen und meinten, in den letzten 20 Jahren - und da können Sie jetzt sowohl den Bund als auch das Land Wien meinen - sei im Bereich der Geriatrie nichts geschehen, dann darf ich Sie daran erinnern, dass die ÖVP in der abgelaufenen Periode fünf Jahre lang in der Regierung hier in diesem Hause auch amtsführende Stadträte hatte. Wenn Sie glauben, dass hier im Prinzip nicht gearbeitet wurde, dann obliegt das Ihrer persönlichen politischen Einschätzung. Ich glaube, dass in diesem Zeitraum, in diesen fünf Jahren sehr positiv und sehr konstruktiv gearbeitet wurde, und zwar auch im Gesundheitsausschuss, in dem zum damaligen Zeitpunkt noch nicht Sie gesessen sind, sondern – das möchte ich auch festhalten - Kollege Dr Hahn und unsere geschätzte Frau Landtagspräsidentin, mit der wir sehr viele Probleme erörtert und, wie ich auch meine, konstruktiv gelöst haben.

Aber ich nehme das schon zur Kenntnis: Sie verdrängen diesen Prozess in Wien - da waren Sie "nicht dabei", genauso wie Sie auf Bundesebene, bevor sie den Kanzler gestellt haben, nie einen Vizekanzler und auch keine Staatssekretäre und keine Minister hatten und damit an allem, was in Österreich in dieser Zeit passiert ist, unschuldig waren. - So kann man es natürlich politisch auch machen. Ich glaube, das ist aber auf das Entschiedenste abzulehnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wenn wir heute mit der Frage konfrontiert sind, dass das Gesundheitswesen und vor allem der geriatrische Bereich mehr Geld bekommen sollte, dann wird jeder Gesundheitspolitiker sagen: Das ist gescheit, wenn man für diesen Bereich mehr Geld hat! - Nur, meine Damen und Herren, man muss sich dann vernünftigerweise und ehrlicherweise auch die Frage gefallen lassen: Woher bekommt man dieses Geld? - Herr amtsf StR Mailath-Pokorny hat gerade vor kurzer Zeit gesagt, dass man bei der letzten Debatte des heutigen Tages im Kulturbereich 3,8 Millionen EUR verlangt hat. Wir verlangen bei jeder Gelegenheit und bei jeder Diskussion im Sozialbereich eine Aufstockung der Budgetmittel. Wir verlangen, wenn auf Kulturebene ein Museum nicht mehr genügend Finanzkapital vom Bund zur Verfügung gestellt bekommt, dass das Land Wien einspringen soll. – Man kann über all das diskutieren, aber über eines muss man dann auch diskutieren: Auch das Bundesland Wien unterliegt, so wie auch alle anderen Bundesländer, gewissen Sachzwängen. Sie wissen ebenso wie wir - noch dazu wo Sie auf Bundesebene in der Regierung sitzen -, dass wir gewisse Übereinkommen geschlossen haben (StRin Karin Landauer: Pflege ist Landessache!) und dass wir zwar in Wien gut wirtschaften - das wissen wir schon, das bestätigen uns im Zusammenhang mit der Stadtschuldenquote der Rechnungshof und alle öffentlichen Institutionen -, aber dass man eben überall nur so lange Geld herausnehmen kann, solange Geld drinnen ist. Und das wird unser Problem sein, weil Sie uns bis jetzt nicht gesagt haben, woher wir dieses Geld nehmen sollen (GR Franz Ekkamp: Zaubern!) - außer dass der zuständige Finanzstadtrat Rieder dieses Geld halt irgendwo herzaubern soll. 

Meine Damen und Herren von der Opposition! Dass man einen reichen Onkel in Amerika hat, bei dem man nur anzurufen braucht, oder dass der Herr Bürgermeister oder der Herr Finanzstadtrat in seinem Büro eine Notenpresse stehen hat und dauernd Euroscheine nachdruckt, das gibt es auch im Wiener Rathaus nicht! Da müssen wir schon - und ich sage Ihnen das sehr bewusst in aller Deutlichkeit - gemeinsam arbeiten, damit bei den künftigen Finanzausgleichsverhandlungen im Jahr 2004, aber auch darüber hinaus bei allen finanziellen Maßnahmen, die der Bund für die Länder und Gemeinden festsetzt, eine vernünftige Regelung herauskommt. 

Meine Damen und Herren! Es gibt einen unverdächtigen Zeugen, der bestätigt, dass dies unsere Vorgangsweise sein sollte, und das ist der Österreichische Städtebund - in dessen Leitungsgremien auch Sie vertreten sind -, der in den letzten Jahren bei fast jeder seiner Versammlungen Resolutionen verabschiedet hat und darauf hingewiesen hat, dass die finanzielle Situation der Städte, der Länder und Gemeinden auf Grund der restriktiven Finanz- und Budgetpolitik des Bundes immer schlechter wird. 

Und dagegen muss man etwas tun! Wenn wir auf der einen Seite hier auch von Bundesseite mehr Unterstützung bekommen, dann werden wir auf der anderen Seite für notwendige Maßnahmen auch mehr Geld ausgeben können. 

Meine Damen und Herren - ich wende mich jetzt an die Vertreter der grünen Fraktion -, wenn Sie gewisse Dinge - und ich gebe Ihnen da in einigen Bereichen durchaus Recht - kritisieren, dann werden Sozialdemokraten die Letzten sein, die Missstände leugnen. Wir werden uns gemeinsam bemühen, diese Missstände, und zwar so schnell wie möglich, auszuräumen und abzustellen. Was wir aber nicht können, ist zaubern. (StRin Karin Landauer: Wieso nicht?)

Ich bitte Sie da wirklich, konkret nachzudenken: Ich glaube, Sie alle hier im Haus haben persönlich in Ihren Bezirken Sprechstunden. Ich selbst habe so etwas auch, und ich bin nicht nur einmal gefragt worden beziehungsweise es wurde bei mir interveniert, weil jemand für einen Angehörigen einen Pflegeheimplatz braucht. Man spricht dann also - ich nehme an, dass Sie das auch tun, Sie werden auch versuchen zu helfen - mit den zuständigen Beamten und Verantwortlichen, nur: Was wir heute auch wissen, ist, dass wir für den Bedarf, der in Wien vorhanden wäre, zu wenige Plätze haben. Und wenn Sie mich persönlich fragen, so muss ich sagen, ich bin oft am meisten erschüttert, wenn ich dann - was ich sowieso nicht haben möchte, und ich kann dem so auch nicht nachgeben - unter Umständen von einer intervenierenden Person noch dahin gehend angehalten werde, dass es völlig Wurscht sei, wie, Hauptsache sei, die Oma, die Tante - was auch immer - wird möglichst bald und schnell untergebracht. 

Und da gebe ich Ihnen Recht, Frau StRin Landauer: Wir müssen in der Gesellschaft das Problembewusstsein dahin gehend verstärken, dass man für diesen Bereich mehr Sensibilität entwickelt. Ich gebe Ihnen auch darin Recht, dass wir alle miteinander persönlich gefordert sind, hier mehr Eigenverantwortung zu tragen. Was ich aber nicht glaube, ist, dass das mit der Nachbarschaftshilfe alleine funktionieren wird, weil es in manchen Bereichen einfach nicht funktionieren kann. Ich sage Ihnen auch die Gründe: Frau Kollegin Korosec, wenn jemand einen Pflegebedürftigen hat, der einen Pflegegeldanspruch ab Stufe 5 oder 6 hat, dann - das sage ich Ihnen persönlich – wünsche ich zwar jedem, dass er sich das selbst zutraut; ich glaube nur, dass man das zu Hause nicht schafft. Man hat die Voraussetzungen nicht.

Noch ein Zweites, betreffend die viel zitierten Zivildiener, die man sich wünscht: Meine Damen und Herren! Die Zivildiener werden genau das gleiche Problem haben wie alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Pflegebereich arbeiten und beschäftigt sind. Ich selbst habe 1977 Zivildienst gemacht. Ich hatte das Glück, dass ich in einem Kindergarten beschäftigt war. Nach acht Wochen habe ich dort einen Kollegen bekommen, der von einem Geriatriezentrum kam. Der hat es dort einfach nicht ausgehalten – nicht, weil die Pflege so schlecht war, doch es ist nicht jedermanns Sache und auch nicht jeder Frau Sache, dass man es persönlich durch diese Zeit hindurch aushält, erwachsenen Menschen Windeln zu wechseln. Da gibt es Menschen, die können das nicht. Ich persönlich würde das einfach nicht zusammenbringen, ich hätte da ein großes Problem, und ich würde wahrscheinlich den PatientInnen im Pflegeheim dabei nicht helfen können. So gibt es auch im Bereich der Zivildiener sicher sehr viele, die zwar gerne Zivildienst leisten, aber nicht unbedingt in Pflegeheimen so quasi als Ersatzarbeitskräfte beschäftigt werden wollen. 

Meine Damen und Herren! Was Sie ebenfalls seit gestern wissen – aber Sie wissen es ja schon länger -: Wien ist das einzige Bundesland, das die Ausbildungsquote in den Pflege- und Gesundheitsberufen nicht zurückgenommen hat, im Gegensatz zu allen anderen Bundesländern. Ich kann mich noch erinnern, im Jahre 1995 kam ich in den Gesundheitsausschuss, und der zuständige Herr Gesundheitsstadtrat hatte ein Schreiben vom Amt der Oberösterreichischen Landesregierung erhalten, in dem gestanden ist, man habe dort letztmalig KrankenpflegerInnen in einer bestimmten Anzahl ausgebildet und biete dem Bundesland Wien an, diese fertig ausgebildeten jetzt zu übernehmen, weil es in Oberösterreich keine Beschäftigung mehr für sie gebe. 

Heute sieht die Situation anders aus: Auch in Oberösterreich gibt es einen qualitativen und quantitativen Pflegemangel. Man soll also nicht so tun, als ob dieser nur auf unser Bundesland beschränkt wäre. Ich sage Ihnen auch Folgendes: Natürlich haben wir hier in Wien wahrscheinlich finanziell und insgesamt das meiste zu tun, aber nur deswegen, weil es bei uns diese Pflegebetten überhaupt gibt! - Schauen Sie in einigen anderen Bundesländern, was dort passiert, wenn Sie dort jemanden Pflegebedürftigen haben und einen Heimplatz brauchen: In den wenigsten Fällen werden Sie einen Heimplatz bekommen! Bekommen Sie dann dort einen Heimplatz und Sie sind der Sohn oder die Tochter von dem betreffenden Angehörigen, dann flattert Ihnen innerhalb kürzester Zeit ein Schreiben ins Haus, in dem Sie angehalten werden, sich an den anlaufenden Kosten zu beteiligen. 

Meine Damen und Herren! Auch das tun wir in Wien nicht. Wir haben uns das Ziel gesetzt, zu versuchen, nach Möglichkeit die Angehörigen hier nicht in die Finanzierung mit einzubeziehen. 

Frau Korosec! Wenn Sie sagen, wir haben überhaupt nichts gemacht, dann muss ich Ihnen sagen: Wenn man genau weiß, dass es in Wien die gute Einrichtung des Kuratoriums der Pensionistenwohnhäuser gibt, wenn man weiß, dass die Menschen glücklich und froh sind, wenn sie dort leben, wenn man weiß, dass wir in Wien auch Heime zahlreicher privater Träger haben – dazu gehören auch Heime der katholischen Kirche, der evangelischen Kirche, der Israelitischen Kulturgemeinde und so weiter –, dann weiß man, dass diese Leute dort sehr glücklich sind. Und man weiß auch, dass Menschen in diesen Pensionistenwohnhäusern - weil man ihnen eben versprochen hat, man belässt sie dort -, wenn sie pflegebedürftig werden, auf die so genannte B-Station kommen und dort, solange es notwendig ist, sehr, sehr gut gepflegt werden. 

Meine Damen und Herren! Was man aber auch wissen sollte, auch wenn es um das Geriatriezentrum Am Wienerwald Lainz geht: Von den 1 500 jährlich aufgenommenen Menschen, die dort geriatrisch betreut und versorgt werden - und bis auf wenige Ausnahmen gut versorgt werden -, gehen 800 wieder nach Hause. Das bedeutet, dass mehr als 50 Prozent derjenigen, die im Laufe eines Jahres in dieses Heim kommen, mit der reaktivierenden Pflege so weit wiederhergestellt werden, dass sie dann wieder nach Hause gehen können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Jetzt sage ich Ihnen eines: Natürlich haben wir dann durchaus innerhalb eines kurzen Zeitraums diese Personen wieder drinnen, aber ich glaube, es ist unsere gesellschaftspolitische Aufgabe und Verantwortung, solange es möglich ist, alles daranzusetzen, dass wir sie wieder nach Hause schicken können, dass sie sich zu Hause in ihren eigenen vier Wänden wohl fühlen. Und erst wenn es gar nicht mehr geht, dann haben wir eben die Situation, dass sie im Heim bleiben.

Meine Damen und Herren! Eines werden Sie ja wohl nicht glauben: dass wir aus Jux und Tollerei - und nur weil es die Frau Dr Pilz nicht will - sagen, Achtbettzimmer seien das Klasseste, was es gibt. - Natürlich nicht! Ich darf Ihnen aber auch Folgendes sagen: Auch betreffend Ein- und Zweibettzimmer gibt es Diskussionen - ich traue mir nicht zu, das zu beurteilen, weil ich kein Fachmann bin -, nämlich insofern, als manche sagen: Wenn wir zwei Personen in einem Zweibettzimmer unterbringen und diese zwei sich dann nicht vertragen, was macht man dann? Trennt man die beiden wieder voneinander? – Also auch da gibt es Probleme. 

Das heißt, es wird gewisse Größenordnungen - vor allem dann, wenn die Älteren einmal noch betagter sind - wahrscheinlich trotzdem geben müssen, aber ich gebe Ihnen Recht: Das Achtbettzimmer kann kein Standard sein. Ich glaube aber, wir werden im geriatrischen Bereich Drei- und Vierbettzimmer auch künftig - vielleicht nicht als generelle Situation, aber ab und zu - haben müssen und auch haben. 

Weil Sie sagen, es soll keine Großpflegeheime geben: Meine Damen und Herren! Mehr, als in diese Richtung zu arbeiten, können wir doch nicht tun! Sie haben gesagt, zwischen 80 und 120 Plätze wäre Ihre Vorstellung von der optimalen Größe. - Schauen wir uns doch das Geriatriezentrum in Floridsdorf an! Oder: Der Schritt im Geriatriezentrum Süd ist ebenfalls, was die Größenordnung betrifft, der richtige Weg. Wenn man sich anschaut, wie dort gepflegt wird, wie die Zimmer angesiedelt sind, was dort an Therapiemöglichkeiten besteht, an Beschäftigungstherapie geschieht, dann muss man sagen, dass das der richtige Weg ist. 

Nur, meine Damen und Herren - und diesbezüglich sind Sie gemeinsam mit uns aufgefordert -: Das kostet Geld! Das kostet mehr Geld, als man glaubt! Und ich sage Ihnen auch: Da wird es mit 1 Milliarde EUR nicht abgetan sein, wenn Sie das hochrechnen - und wir denken ja, glaube ich, weiter voraus, über die nächsten 20, 25 Jahre, denn es sollen ja letztendlich auch Vertreter meiner Generation, wenn sie es einmal brauchen, ordentlich versorgt werden -, da wird noch viel mehr Geld in die Hand genommen werden müssen.

Meine Damen und Herren! Ich würde Sie dazu aufrufen: Arbeiten Sie hier mit uns gemeinsam! Machen Sie es nicht so wie einzelne politische Parteien, die mit einer Bürgerbefragung zum Skandal im Geriatriezentrum Am Wienerwald aufrufen und dabei die Frage stellen: "Wie konnte es zu derart unmenschlichen Zuständen kommen?", "Wer trägt Ihrer Meinung nach dafür die Verantwortung? Die Gesundheitsstadträtin Pittermann? Der Herr Bürgermeister Dr Häupl? Die gesamte SPÖ-Stadtregierung? Die zuständigen Beamten des Magistrats? Das Pflegepersonal des Hauses?" oder "Sonstiges?", wahrscheinlich die Wetti-Tante. - Meine Damen und Herren, es waren nicht die GRÜNEN, und es sind nicht die Freiheitlichen gewesen. Ich überlasse es jetzt Ihrer Phantasie, welche politische Oppositionspartei es war. (GR Franz Ekkamp: Die "Christlichsozialen"? Die "Christlichsozialen"?) - Das ist nicht dazu angetan, zur Beseitigung von Missständen, die zu Recht kritisiert werden, beizutragen. 

Meine Damen und Herren! Nachdem heute in dieser Debatte bereits von Herrn Mag Kowarik eine Aussage des Herrn Ärztekammerpräsidenten, der ja schon oft zitiert wurde, vorgelesen wurde, darf ich hier auch ein Zitat von ihm wiedergeben, und zwar sagt er wortwörtlich: 

"Ich kann nicht auf der einen Seite die Betreuungsqualität erhöhen, wenn ich auf der anderen Seite ein Prozent des Personals pro Jahr einspare." - Aber das geschieht natürlich auch im Beamtenbereich! - "Spitzenmedizin und Spitzenpflege benötigt gutes Personal. Das kostet Geld. Ich fordere den Mut zu dieser Wahrheit. Hier erwartet sich die Wiener Ärzteschaft ein klares Signal seitens aller politischen Verantwortungsträger und politischen Parteien." - So Dorner. 

Meine Damen und Herren! Zum Schluss sagt er noch Folgendes: 

"Der Wiener Ärztekammerpräsident stärkt der Wiener Gesundheitsstadträtin Dr Pittermann den Rücken. Primaria Pittermann kämpft mit Herz und viel Engagement für eine gute medizinische Versorgung in dieser Stadt. Statt der ständigen Rücktrittsforderungen an sie wäre es für alle politischen Kräfte angebracht, einen gemeinsamen Schulterschluss zur Sicherung der Medizinstadt Wien zu vollziehen und die strukturellen Voraussetzungen dafür zu schaffen." 

Meine Damen und Herren! Dem ist nichts hinzuzufügen. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Cordon. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich weiß nicht, warum ich immer, wenn ich der SPÖ zuhören muss, das Gefühl habe: Ändern wird sich nicht viel! (GRin Erika Stubenvoll: Was hat der Herr Wagner gerade gesagt?) – Sie alle, die Sie jetzt hier sitzen, werden, falls Sie irgendwann in ein Pflegeheim kommen, unter genau denselben Bedingungen - ich meine, mit Ihrem Einkommen wahrscheinlich weniger (GR Godwin Schuster: Und mit Ihrem? Haben Sie ein anderes?) – in so einem Pflegeheim landen. Die Achtbettzimmer werden hier auch noch schöngeredet: Die sind "toll", denn vielleicht finde ich in diesem Achtbettzimmer noch einen, mit dem ich reden kann. "Super"! (GR Franz Ekkamp: Haben Sie nicht zugehört?) 

Aber Sie wissen in Wirklichkeit selbst ganz genau - und das haben Sie in Favoriten gezeigt, dass Sie das sehr genau wissen -, dass Ein- und Zweibettzimmer ja doch die bessere Möglichkeit sind. Aber ganz zugeben können wir es nicht, denn sonst müssen wir ja etwas ändern bei den Achtbettzimmern. - "Super". 

Eine Milliarde, sehr geehrte Damen und Herren, ist also sicher nicht genug. Aber es wäre immerhin ein Anfang, um Missstände abzustellen, ein erster Schritt. 

Aber, sehr geehrte Frau Stadträtin, Ihre Antwort auf meine heute früh zum Thema des Personalmangels gestellte mündliche Anfrage lässt mich leider nicht gerade auf Änderungen in diesem Bereich hoffen. Wenn ich höre, dass das Personal, das Pflegepersonal halt leider nicht nach Lainz gehen mag, dann muss ich Sie schon fragen: Glauben Sie, die Menschen, die dort gepflegt werden, gehen gerne dorthin, wenn schon das Personal nicht hingehen will? – Ich muss schon sagen, wenn ich das höre, dann kann ich nur mit Entsetzen reagieren. Da muss sicher etwas geändert werden! 

Es heißt, die Pflegerinnen und Pfleger wollen da nicht hin, weil der Ruf so schlecht ist. Ich frage Sie: Warum ist denn der Ruf so schlecht? - Doch nicht, weil dort besonders aufsässige, grantige alte Menschen sind, die gepflegt werden wollen. Nein, dieser schlechte Ruf gründet sich auf Vorfälle, die es dort gegeben hat, auf Missstände in der Pflege! Ich brauche Sie, glaube ich, nicht daran zu erinnern, was dort alles passiert ist - und jetzt wieder passiert ist -, nämlich Vernachlässigungen - von Morden will ich gar nicht reden -, schlechte räumliche Vorgaben und so weiter. Das muss hier wirklich einmal deutlich gesagt werden, worauf sich dieser schlechte Ruf begründet. 

Woher kommen die Missstände? – Die Ursachen sind - fangen wir einmal an – bauliche Missstände, zu viele Menschen in einem Raum, überfordertes Personal, zu wenig Personal, zu wenig Kontrolle, zu schlecht bezahltes Personal, nicht nach den neuesten Pflegekonzepten geschultes Personal, zu wenig Rehabilitation, zu viel Geriatrie und zu wenig Pflege. Und: keine gesetzlichen Richtlinien. Und: ein Zwölfstundentag des Personals. - Es kann doch wirklich nicht sein, dass Sie jetzt sämtliches Geld in ein neues Prestige-Geriatriezentrum gesteckt haben und sagen: Die anderen, die müssen wir eben leider so lassen, wie sie sind, denn dafür haben wir kein Geld. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie haben gestern und heute nicht zugehört!) Oh ja, ich habe gut zugehört - nicht nur Ihnen, sondern vielen Menschen! Ja, ja. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie haben eine vorbereitete Rede und ...!)

Ich muss sagen, hier appelliere ich eigentlich nachdrücklichst an den Herrn Bürgermeister, denn wie ich lesen kann, bleibt sie, die Frau Gesundheitsstadträtin, nur im Amt – na ja, sagen wir es freundlicherweise so - dem Herrn Bürgermeister zuliebe. - Na ja, dann möchte ich schon sagen: Dann soll er ihr auch das Geld zur Verfügung stellen, damit sie noch wirklich etwas Großartiges leisten kann. 

In diesem Sinn: Auf baldige Besserung! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Lakatha. Ich erteile es ihr. 

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Den Blauen ist es gelungen, einen neuen Begriff für Wien zu prägen, und zwar die "Pflegemilliarde". Es gibt eine "Behindertenmilliarde" – diese wird vom Bund bezahlt -, und da die Stadt Wien für die Pflege zuständig ist, wird nun von Ihnen, Frau Stadträtin, eine "Pflegemilliarde" gefordert. Ich weiß, das ist ein sehr großer Betrag und es bedarf Ihres ganzen persönlichen Einsatzes, diesen Betrag beim Herrn Finanzstadtrat Rieder flüssig zu machen. (Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann spricht mit GR Franz Ekkamp.) - Hören Sie mir bitte wenigstens ein bisschen zu, denn ich habe schon meine Anliegen an Sie! (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Aber die Behindertenmilliarde war noch in Schilling! Das ist ein Unterschied, ob das in Schilling ist oder in Euro!)

Ich bin überzeugt, dass Herr StR Rieder mit Ihnen handeln wird. Er wird sagen: Eine Milliarde ist mir zu viel, das kann ich nicht! - Es ist natürlich, dass Sie dann sagen: Na ja, das ist wirklich hoch. - Aber wenn Sie sich nur auf 980 Millionen herunterdrücken lassen, dann sind Sie super und dann ist Ihnen der Erfolg und die Anerkennung wirklich von allen Gemeinderäten hier sicher! (Beifall bei ÖVP und FPÖ.)
Die Freiheitlichen haben in ihrem Antrag sehr viele Punkte angeführt, wofür sie das Geld verwenden wollen. Da werden Sie, meine Damen und Herren von der freiheitlichen Fraktion, ein bisschen Schwierigkeiten mit uns haben (GR Dr Alois Mayer: Oh!), denn es sind einige Punkte darin angeführt, für die wir keinen zusätzlichen Euro bewilligen. Das sind zum Beispiel die Umbenennung der Pflegehelfer in "staatlich geprüfte Pflegeassistenten", das Wiener Pflegeheimgesetz oder der geforderte Heimvertrag. Sie fragen mich, warum? – Bitte, das soll die Stadt Wien zahlen! Das ist ja zum Teil bereits im Laufen. Das nehmen wir nicht aus einem zusätzlichen Geld! (Ironische Heiterkeit der GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch.)

Ein weiterer Punkt, bei dem ich Ihnen auch nicht Recht geben kann, ist die Geriatriezulage. Ich würde Ihnen vorschlagen, die Geriatriezulage nicht aus dieser Milliarde - aus der wir ganz andere Einrichtungen zu finanzieren haben -, sondern aus dem ganz normalen Budget zu finanzieren (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Und aus was wird die Milliarde finanziert?), denn diese Geriatriezulage ist, bitte, jährlich zu finanzieren - und sonst gibt es dann irgendwann eine Ausrede, warum kein Geld da ist. Sind Sie nicht einverstanden damit? - Ich muss jetzt schon auch ein bisschen mit Ihnen handeln, denn wir haben auch Vorstellungen, was wir mit dem zusätzlichen Geld anfangen wollen. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das ist fein, wenn Sie für etwas handeln, wo Sie nicht zuständig sind! Das ist locker! Da könnt ihr gleich Monopoly auch spielen!) 

Ich kann Ihnen da völlig Recht geben: Es ist das Geld für den Ausbau des Geriatriezentrums Lainz in kürzester Zeit zu verwenden, und zwar so, dass die Pavillons auf einen Hotelstandard ausgebaut werden. Herr GR Wagner meint, gerade in einem Zweibettzimmer verträgt man sich vielleicht noch weniger als in einem Achtbettzimmer; deshalb wollen wir zwischendurch einmal ein Einbettzimmer haben, damit der Friede nicht gestört ist. Außerdem wollen wir, angelehnt an das Geriatriezentrum in Favoriten, auch Zimmer für Ehepaare; das halte ich für eine ganz super Einrichtung.

Warum ich diesen Hotelstatus auch für Lainz unbedingt verlange: Wenn sich jemand auf der einen Seite das Geriatriezentrum Lainz anschaut und auf der anderen Seite das Zentrum in Favoriten, dann muss er feststellen, dass da ein derartiger Unterschied in der Ausstattung besteht, dass man fast vermuten könnte, es gäbe im Geriatriebereich das Zwei-Klassen-Wohnen; noch dazu, wenn bei diesen unterschiedlichen Ausstattungen die Bewohner oder Bewohnerinnen den gleichen Betrag zu bezahlen haben. - Das muss sich ändern, und das zusätzliche Geld soll bitte für den Ausbau und die Renovierung von Lainz verwendet werden. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie wissen aber schon, dass die Bewohner maximal ein Drittel zahlen und dass Wien keinen Regress nimmt, im Gegensatz zu allen Bundesländern?) - Ich habe Sie jetzt nicht verstanden. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: ...! Sie bekommen ohnedies das Protokoll!) Habe ich nichts versäumt? - Gut, danke.

Außerdem ist es so, dass solch ein großer Apparat schlecht funktioniert und eigentlich immer der Wunsch nach kleineren Einheiten besteht. Ich und meine Fraktion sind da absolut nicht der Meinung, dass Lainz geschliffen beziehungsweise neu aufgebaut werden soll. Es ist zwar möglich, das zu machen, aber ich gebe Ihnen völlig Recht: Das ist auch eine Frage des Denkmalschutzes, es sind von außen schöne Pavillons. Es ist dort aber bestimmt sehr, sehr viel zu machen. - Aber da wieder kleine Einheiten geschaffen werden sollen, die für sich selbständig arbeiten, sind wir der Meinung, dass in Lainz jeder Pavillon ein eigenes Haus oder eine eigene Pflegeeinrichtung sein soll, die für sich selbständig arbeitet. Konkurrenzkampf hat noch nie geschadet, und ganz sicher auch nicht der Qualität! (GRin Anica Matzka-Dojder: Das schaue ich mir an, was da besser sein wird!)

Auf die Verbesserung der Arbeitsbedingungen will ich nicht näher eingehen. Wir haben gestern einen Antrag dazu eingebracht, daher darf ich das jetzt auslassen.

Um noch einmal bei Lainz zu bleiben: Wenn wir zusätzliches Geld hätten, dann wären wir in der Lage, für die Neurologische Abteilung in Lainz für die Wachkomapatienten, die von Herrn Primarius Dr Donis besonders betreut werden, einen zusätzlichen Physiotherapeuten zu bezahlen. - Wachkoma heißt, wach zu sein, nicht sprechen zu können und sich nicht zu bewegen. Durch zusätzliche Therapie ist es möglich, diesen entsetzlichen Zustand auf langsame Weise, aber doch zu verbessern. - Die Frau Stadträtin hat Lainz, hat mir einen zusätzlichen Physiotherapeuten nicht bewilligt. So wäre es möglich!

Weiters: Es gibt 18 Nachbarschaftshilfezentren. Wien ist groß, und wir haben gestern bereits gehört, dass wir der Meinung sind, es wäre ideal, 100 Nachbarschafts-hilfezentren in Wien zu errichten. Es muss nicht alles auf einmal sein, aber eines nach dem anderen; es ist ein Langzeitprogramm. Dabei ist es vor allem unser Wunsch, dass dort auch sehr viele psychologisch geschulte Kräfte beschäftigt werden. Wenn Sie mich fragen, warum uns das so wichtig ist, so kann ich es Ihnen sagen: Es ist bekannt, dass 85 Prozent der Kranken und Hilflosen durch Familienangehörige gepflegt werden. Es ist bekannt, dass sich 88 Prozent der pflegenden Angehörigen völlig ausgebrannt fühlen und außerdem 75 Prozent leider gravierende Gesundheitsschäden haben. Das Problem ist nur folgendes: Wenn die pflegenden Angehörigen ausfallen, dann ist das ganze Gesundheitssystem und das ganze Sozialsystem im Umfallen. - Diese Leute, die unwahrscheinlich viel leisten, brauchen die Hilfe, und sie brauchen eine psychologische Beratung. Daher unsere Forderung.

Ein ganz großes Anliegen der ÖVP ist der Ausbau des betreuten Wohnens für Senioren. Es gibt derzeit 100 Plätze; das ist viel zu wenig. Es würden sehr viele ältere Menschen, die nicht mehr alleine wohnen können, in betreuten Wohngemeinschaften leben. Ich würde daher mit dem zusätzlichen Geld in den nächsten zwei Jahren zumindest einmal 300 bis 400 betreute Wohnplätze schaffen. Das ermöglicht es diesen Leuten, an einem Alltagsleben teilzunehmen und wesentlich später in ein Pflegeheim gehen zu müssen. (Beifall bei der ÖVP.)
Mit diesem zusätzlichen Geld haben wir die Möglichkeit, weitere Tageszentren zu errichten, die sehr notwendig sind. 

Und was auch vorher schon gesagt wurde - wenn auch ein bisschen anders -: Wir würden das Geld für sehr viel mobile Betreuung zu Hause ausgeben, und zwar deshalb, damit viele Klienten nicht zum Beispiel bei den 1 500, die in Lainz aufgenommen werden, und bei den 500, die von dort entlassen werden, dabei sein müssen, sondern gar nicht erst aufgenommen werden müssen und zu Hause bleiben können. Daher: Mehr Geld für mobile Betreuung! (Beifall bei der ÖVP.)
Jetzt habe ich nur mehr zwei kurze Punkte und dann bin ich fertig. Wir würden das Geld für die bereits zugesagte Hepatitis-C-Impfung für die Kindergärtnerinnen oder Kindergartenpsychologinnen ausgeben. (Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: ... Hepatitis-C-Impfung?) Damit würden wir Ihnen helfen und damit würden wir auch Frau StRin Laska helfen. (Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Es gibt keine Hepatitis-C-Impfung! ...! – GRin Anica Matzka-Dojder: Die redet wie eine Blinde von der Farbe!)

Jetzt, muss ich sagen, habe ich zwar noch nicht das ganze Geld ausgegeben, aber es werden auch andere Wünsche berücksichtigt. Wenn von diesem großen Kuchen, der er jetzt ist, ein bisschen Geld übrig bleibt, dann werden wir einen Teil davon - und in Relation sind das nur ganz kleine Beträge - nicht in ein laufendes Projekt geben, sondern wir werden ein zusätzliches Telefon, ein so genanntes SOS-Telefon für die Frau StRin Pittermann anschaffen. (Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin, wo gibt es eine Hepatitis-C-Impfung? Das würde mich interessieren!) Dann heißt es ... (GRin Dr Sigrid Pilz: Wer darf dort anrufen?) Bitte? (GRin Dr Sigrid Pilz: Wer darf bei diesem Telefon anrufen?) Bei dem SOS-Telefon? - Das ist ganz klar: Das ist nur für die leitenden Beamten, für die Verantwortlichen bestimmt; da kann niemand anderer telefonieren. Und wenn dieses Telefon entweder klingelt oder leuchtet, dann weiß die Frau Stadträtin: Entweder man will sie sofort über etwas Wichtiges informieren, oder man erwartet eine besondere Entscheidung von ihr. - Und wenn Sie mich fragen, wie dieses Telefon aussehen soll: Natürlich rot! (Beifall bei der ÖVP. – GR Dr Alois Mayer: ... schlechten Film gesehen! – Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Was ist mit der Hepatitis-C-Impfung? Die gibt es doch überhaupt nicht!) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Strache. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Die Frau Kollegin hat da noch etwas vergessen. (Der Redner übergibt der mit amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann sprechenden GRin Ingrid Lakatha ein von ihm auf dem Rednerpult vorgefundenes Manuskript. – GRin Ingrid Lakatha: Das gehört ja nicht mir!) 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! (Zwischenruf bei der SPÖ.) - Ich habe der Kollegin die Rede gebracht, denn sie hat hier noch einige Zettel liegen gelassen, und vielleicht braucht sie diese noch. 

Ich glaube auch, dass es gut ist, dass wir heute eine sachliche Debatte führen, eine Debatte, in der es um Inhalte und um konkrete Vorschläge geht. Wir haben die letzten beiden Tage ja vorwiegend dazu verwendet, Verantwortlichkeiten festzumachen. Heute ist es, glaube ich, notwendig, über Inhalte und Verbesserungsvorschläge zu reden. 

Wir wissen, dass das System des Wiener Pflegebereichs ein krankes ist. Das ist ja ein Umstand, den alle erkennen und alle akzeptieren, und es wird auch von allen immer wieder festgehalten, dass wir in diesem Bereich eine Systemveränderung vornehmen müssen. Wir alle wissen, dass es einen Pflegenotstand gibt und dass man dem mit zeitgemäßen Vorgangsweisen begegnen muss, um Missstände und Fehler in Zukunft zumindest hintanhalten zu können; ganz vermeiden wird man sie nicht können. So ehrlich müssen wir hier auch sein, dass wir uns eingestehen, dass man Missstände und Fehler nie gänzlich ausschließen wird können; aber minimieren muss man sie, reduzieren muss man sie. Man muss versuchen, in unserem Bereich zumindest das Bestmögliche zu tun. 

Es wundert mich daher schon, welchen Zugang zum aktuellen Pflegeskandal in Wien ein grüner Abgeordneter gestern im Parlament hatte, und zwar Herr Dr Kurt Grünewald, der gestern im Rahmen einer Parlamentsdebatte Folgendes zum Besten gegeben hat - ich zitiere ihn (GR Dipl Ing Martin Margulies: Aber richtig!) -:
"Wien ist groß, und rein statistisch betrachtet wird auch da öfter etwas vorkommen. Das halte ich für statistisch normal." - Zitatende. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Eben nicht Ende! Lesen Sie weiter aus dem stenographischen Protokoll!) Ich kann weiterlesen auch. (Weiterer Zwischenruf des GR Dipl Ing Martin Margulies.) Aber sonst würde ich es nicht als normal bezeichnen - ich bin aber nicht der Pressesprecher der Primaria Pittermann und möchte es auch nicht sein. 

Wenn aber Herr Dr Grünewald, der Arzt ist, die Spitals- und Pflegeskandale der aktuellen Gegenwart und Vergangenheit als "statistisch normal" bezeichnet, dann ist das zumindest aus unserer Sicht schon eine eigenartige Analyse, die wir nicht ganz nachvollziehen können und die auch nicht zum Bild der Wiener GRÜNEN passt, das sie zumindest in den letzten Tagen hier dargelegt und gelebt haben. Aber da sollten Sie vielleicht einmal mit Ihrem Kollegen reden. Vielleicht ist das eine reine Verteidigungshaltung, die er als Arzt einnimmt. Aber ich denke, diese Aussage ist einfach nicht richtig und kann auch nicht goutiert werden.

Wir wissen, dass nicht die Bediensteten die Verantwortung zu tragen haben - auch das haben wir festgemacht -, sondern es ist das System. Ich glaube, wir sollten jetzt darangehen, hier konkrete Vorschläge zu machen, wie wir den Systemfehlern endlich begegnen können. Da ist es unserer Meinung nach wichtig, endlich darüber nachzudenken, dass wir diesbezüglich - ohne nach dem Motto "Wenn man nicht mehr weiter weiß, dann gründet man eben einen Arbeitskreis!" vorzugehen - etwas festmachen müssen. Ich denke daher, wir sollten uns alle jetzt einen Rahmen geben. 

So sollten wir, denke ich, jetzt festhalten, dass es notwendig wäre, im Gesundheitsbereich eine Pflegereformkommission einzurichten. Dort sollte man sich darauf beschränken, dass man ein zeitgemäßes Pflegeleitbild und ein Pflegeheimgesetz erarbeitet und dafür auch einen Zeitrahmen festlegt, damit wir 2004 mit beiden Bereichen durchkommen und das in eine Legislative führen können. Das muss doch das Ziel sein, und wir müssen uns diese zeitliche Begrenzung setzen, sonst werden wir nämlich in zehn Jahren wieder da stehen, so wie wir 1989 den ersten Skandal in Lainz erlebt haben und jetzt den zweiten. Wir wollen aber keinen dritten in diesem Ausmaß erleben, und deshalb halten wir das für notwendig.

Wir werden auch einen Beschlussantrag stellen, der die Einrichtung einer Pflegereformkommission fordert, die eben ein Pflegeleitbild und ein Pflegeheimgesetz erarbeiten soll, wobei auch alle Parteien in diesem Haus die Möglichkeit erhalten sollen, Fachleute beizuziehen und zu nennen. Wir haben in der Begründung dieses Antrags auch unsere konkreten Vorschläge definiert, denn wir wollen ja nicht als eine Partei gelten, die nur großartig Kritik kundtun kann, sondern wir wollen auch Vorschläge machen - Vorschläge, die natürlich genauso kritisch zu hinterfragen sind, aber die zumindest einmal als eine Diskussionsgrundlage vorhanden sein sollen, damit wir sie in dieser Pflegereformkommission, falls sie kommen sollte, auch besprechen und diskutieren können und am Ende dann wirklich ein Ergebnis für Wien und vor allem für die Betroffenen haben. Denn sie – also jene, die in diesem Bereich tätig sind - sind ja die Leidtragenden, und denen müssen wir helfen. Und denen können wir nur helfen, wenn wir jetzt schleunigst aufhören, zu streiten und alles reflexartig abzulehnen, und wirklich ehrlich in die Analyse eingehen und schonungslos, ohne Tabus, ohne Denkverbote und Diskussionsverbote an die Sache herangehen. 

Wir meinen, dass es viele Möglichkeiten gibt, ein neues Leitbild für Wien zu erarbeiten - ich versuche das jetzt teilweise sehr schlagzeilenartig darzulegen, teilweise gehe ich ein bisschen in die Tiefe -: 

Aus unserer Sicht ist es wichtig, dass der Ausbau von Kompetenzzentren für Angehörige, die ihre Verwandten zu Hause pflegen, erfolgt, dass in diesem Bereich etwas passiert. 

Für uns ist es wichtig, dass ein Ausbau der Tagesheimstätten in der Form erfolgt, dass wir vielleicht Überlegungen dahin gehend anstellen, dass bei den vorhandenen Pflegeheimen auch Plätze frei gemacht werden. So wäre es etwa möglich, vielleicht 10 Prozent der Plätze frei zu machen, um eine Tagesheimbetreuung vorzunehmen, damit die Angehörigen es oft leichter haben, damit aber auch der Pflegling am Abend zu Hause in seiner gewohnten Umgebung beziehungsweise bei den Angehörigen sein kann. Das wäre sicherlich ein Modell der Zukunft und ich glaube, dass das auch den Anforderungen der Zukunft entsprechen würde. 

Die Stärkung des mobilen Pflegebereichs durch eine Wettbewerbsförderung im Allgemeinen: Wir wissen, dass wir hier Probleme haben. Alleine in Österreich soll es laut Experten bis zu 20 000 Schwarzarbeiter im mobilen Pflegebereich geben. Dadurch haben wir keine Qualitätskontrollen, dadurch entsteht aber natürlich auch volkswirtschaftlicher Schaden. Wie wir das in den Griff bekommen können, müssen wir auch offen und ohne Tabus ansprechen, um das hintanzuhalten. Wir haben eben gerade im mobilen Pflegebereich das Problem, dass lange Wegzeiten, hohe Kosten, hohe Tagsätze in diesem Bereich es den betagten Menschen natürlich auch nicht leicht machen, sich das zu leisten, und deshalb wird ja auch auf den Schwarzmarkt zurückgegriffen. Während im mobilen Bereich der Tagsatz in etwa bei 150 EUR liegt, gibt es am Schwarzmarkt Pfleger, die es um 40 EUR machen. Dieses Problem muss man auch sehen und Überlegungen anstellen, wie man das in den Griff bekommt. 

Dann wäre natürlich auch eine Überlegung in die Richtung anzustellen, dass sich vielleicht die Stadtverwaltung auch selbst einmal einer kritischen Beurteilung unterzieht und sich die Frage stellt: Macht es vielleicht nicht doch Sinn, sich in Zukunft wieder stärker auf die eigentlichen Kernaufgaben zu besinnen - auf die Verwaltung, auf die Normgebung, auf die Gesetzgebung, auf die Kontrolle - und auch dadurch den Markt zu öffnen? Wir sind ja gerade bei der Debatte darüber, dass das Geld an allen Ecken und Enden fehlt - das müssen wir ehrlich erkennen und das haben wir auch in all den Debatten festgestellt, die wir im Rahmen der Budgetwochen hier führen. Es fehlt das Geld an allen Ecken und Enden! Natürlich ist es wichtig, dass wir eine Pflegemilliarde, eine Euromilliarde zuschießen, aber - und das haben wir bereits festgestellt - diese wird zu wenig sein, und sie macht auch nur Sinn, wenn wir das System und die Strukturen verändern, denn sonst wird das Geld auch in diesen Bereichen vielleicht teilweise verpuffen und unnötig ausgegeben, bzw. versichern!

Deshalb ist es, glaube ich, notwendig, auch ehrlich darüber nachzudenken, einen freien Markt anzudenken und in Zukunft zuzulassen. Mit dem Modell Steiermark gibt es ja ein Beispiel, an dem man sehen kann, dass seit dem Jahr 1994 durch eine Gleichstellung von öffentlichen und privaten Anbietern durch ein Gleichstellungsgesetz, womit gleichzeitig auch die freie Heimwahl für alle Patientinnen und Patienten ermöglicht wurde, insgesamt 5 500 neue Pflegeplätze in der Steiermark geschaffen werden konnten, sodass heute in der Steiermark die älteren, betagten Menschen, die einen Pflegeheimplatz brauchen, keine Wartezeiten mehr haben. Das Land Steiermark konzentriert sich dabei auf die Qualität, auf die Kontrolle und auf den Verwaltungsbereich und hat auch noch öffentliche Träger. Aber man hat es dort geschafft, durch diese Öffnung des Marktes zu kleinen Einheiten zu kommen, die großen Einheiten aufzulassen und kleine Einheiten zu schaffen, die eben eine Größenordnung aufweisen, die dem entspricht, was wir wollen, nämlich maximal 150 Pflegeplätze pro Heim. Das sollte der richtige Weg sein: Weg von den Großpflegeheimen hin zu den kleineren Heimen, wo auch das persönliche Umfeld, die intimere Atmosphäre für die alten Menschen ein bisschen stärker gegeben ist. 

Wir wissen auch, dass Monopole nie gut sind, weder öffentliche Monopole noch private. Es ist immer gut, wenn man versucht, Monopole zu überwinden, und den Markt frei zugänglich macht, damit eine Konkurrenz entstehen kann und damit auf Grund der Konkurrenz auch die Qualitätsstandards allgemein besser werden. Wir wissen auch, dass von Europarechtsexperten der Universität Salzburg gerade in diesem Bereich die Meinung vertreten wird, dass der "monopolistische Bereich" – unter Anführungszeichen - in Wien und in anderen Bundesländern nicht mehr dem EU-Recht entspricht. Wir sollten daher auch das hinterfragen. 

Wir sollten auch die Baugebung, die gestern in der Diskussion bereits angesprochen wurde, beleuchten. Wir sollten an die Sache in dem Sinne herangehen, dass die ÖNORM in Zukunft verpflichtend eingehalten werden muss, dass diese aber für neue Pflegeheimstrukturen nicht ausreichen wird, sondern dass wir darüber hinaus auch über die Frage nachdenken werden müssen: Was sind denn zeitgerechte und normgerechte Standards für Pfleglinge der Gegenwart und der Zukunft, damit sie in diesen Bereichen auch menschenwürdig leben können? - Wir sollten uns da moderne Qualitätsstandards überlegen und diese festsetzen, und wir sollten in diesen Bereichen auch mit uns ins Gericht gehen, denn es ist leider Gottes ein Problem - und ich möchte das jetzt ganz bewusst nicht zu sehr ausdehnen -, dass wir im Pflegeheimbereich bis heute immer noch Bereiche haben, die nicht gerade behindertentauglich sind. 

Natürlich sind auch die Kontrolle und die Überwachung wichtig. Da wird man unserer Meinung nach darüber nachdenken müssen, wie man zusätzlich zu den vorhandenen Kontrolleinrichtungen vielleicht auch ausgelagerte Kontrolleinrichtungen einschaltet, die auch weisungsungebunden sind und vielleicht nicht direkt mit dem Magistrat in Verbindung stehen, damit wir mehrere Kontrollmöglichkeiten schaffen und dadurch dann die beiden Ergebnisse der unterschiedlichen Kontrollinstanzen auch vergleichen können und hier Schnittstellen haben, um noch genauer zu sehen, wie es sich in der Wirklichkeit abspielt. Das ist, glaube ich, auch eine Überlegung, der man nicht von vornherein negativ entgegentreten sollte. 

Die leistungsgerechte Entlohnung wurde heute schon angesprochen. Wir sollten vielleicht eine Tagsatzobergrenzenverordnung andenken, die auf zwei Komponenten aufgebaut sein sollte, nämlich einerseits auf eine Hotelkomponente, so wie das ja auch in der Steiermark seit über zehn Jahren vorbildlich funktioniert, wo man diese Hotelkomponente mit unterschiedlichen Kategorieberechnungen und Schlüsseln bewertet und dann die Tagsatzobergrenzen dementsprechend festlegt. Die zweite Komponente muss das Pflegegeld sein, das sich natürlich am Bundespflegegeldschlüssel zu orientieren hat. Diese beiden Kategorien sollen und müssen irgendwie zusammengeführt werden, damit wir auch für Pflegeheime ein vernünftiges betriebswirtschaftliches Ergebnis zustandebringen, denn sonst passiert dort wieder genau das, was wir nicht wollen, nämlich Sparen am falschen Ort und dadurch wieder Qualitätsmängel. 

Ein weiterer Punkt ist die Einführung des Pflegeschecks, die von uns seit vielen Jahren gefordert wird und womit wir erst recht die freie Heimwahl sichern wollen für den betagten Menschen, der einen Pflegeheimplatz braucht – und der heute, in der derzeitigen Situation, der Bittsteller ist. Er muss heute als Bittsteller auftreten und bitten und betteln, damit er einen Platz bekommt. Und dann gibt es die Wartezeiten. Und wenn es dann einen Platz gibt, dann kann er es sich nicht frei aussuchen, in welches Heim er geht, sondern er bekommt eines zugewiesen, auch wenn es ihm nicht gefällt. Ich denke, wenn wir schon immer vom Begriff "Altern in Würde" und von einem menschlichen Dasein im Alter sprechen, dann müssen wir dem auch Leben einhauchen - und das geht eben nur, wenn wir auch diese Wahlfreiheit schaffen und garantieren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Weiters müssen wir auch an die modernen Pflegeprobleme, wie etwa die steigende Zahl von Demenzerkrankungen, herangehen und darüber nachdenken, welche Zukunftsmodelle wir in diesen Bereichen finden können. Wir wissen, dass heute schon über ein Viertel aller über 75-jährigen Patientinnen und Patienten im Pflegebereich an Demenz erkrankt sind, und dieser Anteil wird sich bis zum Jahr 2020 auf ein Drittel erhöhen. Das Problem wird stärker - das ist eben sozusagen eine Geißel unserer Zeit -, sodass wir uns mit diesem Problem auseinander setzen müssen und dafür die richtigen Antworten finden müssen. (StRin Karin Landauer: Du wirst schon hundert!) - Ich werde hundert Jahre alt? - Na ja, hoffentlich gesund!

Wir sollten also diese Zahlen auch bewerten und die richtigen Antworten darauf finden. 

Darüber hinaus ist es uns wichtig, auch einen Systemfehler aufzuzeigen und hier festzuhalten: Wir haben heute laut Experten aus dem Spitalsbereich die Situation, dass bis zu 1 000 oder gar 2 000 Akutbetten in unseren Spitälern von Pflegefällen belegt sind. Wenn das stimmen sollte und wenn man sich durchrechnet, was heute ein Akutbett im Spitalsbereich, wenn dort ein Pflegling versorgt wird, gegenüber einem Pflegeheim kostet – in einem Akutbett im Spital liegt der durchschnittliche Tagsatz bei 400 EUR und in einem Pflegeheim bei 100 EUR -, dann sieht man, wo heute viel Geld verloren geht, wo man viel, viel Geld einsparen könnte. Aber einsparen kann man es nur, wenn man die Plätze schafft, die fehlen; und es fehlen heute bis zu 2 000 Plätze, und in naher Zukunft werden 4 000 Plätze fehlen. 

Wir werden es nicht schaffen, wenn die Stadt Wien diesem Problem so begegnet, dass sie glaubt, es nur mit öffentlichen Einrichtungen bewältigen zu können. Dazu fehlt das Geld. Sie werden es nicht schaffen! Deshalb wird es notwendig sein, über den freien Markt mit gleichen Zugängen nachzudenken. 

Zum Schluss kommend: Die Einführung der Berufsmatura ist ein Beispiel, die Verbesserung der Pflegeausbildung für Diplomkrankenschwestern, für Diplompflegepersonal - für Diplompflegepersonal im Allgemeinen und natürlich auch für Altenfachbetreuer – und auch eine Aufwertung für die Pflegehelfer. Wir dürfen nicht nur immer darüber jammern, dass es zu wenige junge Menschen gibt, die sich für diese Berufsgruppen interessieren - da bin ich ganz Ihrer Meinung, Herr GR Schuster. Ich selbst war beim Bundesheer - ich war nicht beim Zivildienst, sondern beim Bundesheer -, ich war draußen in Stammersdorf bei der Sanität. Ich habe dann eine Stationsgehilfenausbildung gemacht. Ich war dann auch einen Monat lang in der Rudolfstiftung, um sozusagen den Praxisdienst auch vor Ort zu leben und wahrzunehmen, und ich habe erlebt, wie das dort in der chirurgischen Station abgelaufen ist. Das war natürlich auch mit Systemfehlern behaftet, und ich habe gesehen, dass, obwohl ich wirklich rund um die Uhr unterwegs war, Menschen eineinhalb Stunden lang warten mussten, bis ich zu ihnen kommen konnte, um ihnen die Windeln zu wechseln. Das ist eben das Problem des Personalmangels. Obwohl wir uns dort "einen Haxen ausgerissen" haben und wirklich rund um die Uhr dahinter waren, konnte es nicht funktionieren. 

Deshalb müssen wir uns auch Gedanken darüber machen, wie wir den Personalschlüssel verändern. Wir wissen ja, dass die durchschnittliche Pflegestufe nicht 5, 6 oder 7 ist, sondern 4,3 beträgt, und wir wissen auch, dass wir in diesen Bereichen mehr Pflegepersonal als diplomierte Krankenschwestern brauchen. 

Da könnte man natürlich mit einer Schlüsselveränderung an die Sache herangehen und vielleicht andenken, 80 Prozent Pflegepersonal einzusetzen und nur 20 Pro-zent diplomierte Krankenpfleger, weil die 80 Prozent ja entscheidend sind, da sie direkt beim Patienten sein können, ihn direkt betreuen, ihn herausführen aus dem Zimmer, mit ihm gemeinsam Animationsprogramme vornehmen, und in diesen Bereichen einfach verstärkt eine Präsenz gegeben ist, denn ohne Präsenz von Personal kriege ich das natürlich nur sehr, sehr schwer zustande. (GRin Anica Matzka-Dojder: Da haben Sie jetzt nicht zugehört!)

Auch eine Neuorganisation der Ausbildung im Pflegebereich wird notwendig sein. Wir wissen, dass es jetzt allgemein mehr Pflegebetten als Akutbetten in Österreich gibt, aber noch immer orientiert sich die Ausbildung vorwiegend auf den Spitalsbereich. 

Ich stelle daher zum Abschluss folgenden Beschlussantrag:

"Es ist eine eigene Pflegereformkommission, welche regelmäßig tagt, mit dem klar definierten Auftrag einer zielorientierten Erarbeitung und Umsetzung eines neuen zeitgemäßen Pflegeleitbildes 2004 sowie eines zeitgerechten Pflegeheimgesetzes für Wien, das spätestens 2004 Legislative in Kraft gesetzt werden soll, einzusetzen. 

Weiters sollen dieser Kommission auch Fachleute beigezogen werden, die von allen Rathausparteien genannt und vorgeschlagen werden können."

In formeller Hinsicht wird eine Zuweisung an den Gesundheitsausschuss beantragt.

Wir ersuchen um Zustimmung. Bitte, sich nicht an der Begründung zu stoßen. Es gibt sicher vieles in der Begründung, das Ihnen nicht gefällt, aber ich denke, der Antrag ist das Entscheidende, und wir sollten schnell an die Arbeit gehen, um auch schnell konkrete Ergebnisse zu haben , denn nur dann werden wir den betagten und pflegebedürftigen Menschen in dieser Stadt geholfen haben und nicht anders. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau GRin Dr Pilz gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Frau Vorsitzende!

Es ist irgendwie schon dem Anlass sehr unangemessen, Herr Kollege Strache, dass Sie diese Debatte zu einem kleinkarierten, entbehrlichen Foul gegen den Kollegen Grünewald benützen. Sie haben es sich nicht verkneifen können, ich muss Sie jetzt daher tatsächlich berichtigen.

Grünewald hat darauf schon reagiert, und ich lese Ihnen das vor:

"Es ist immer dasselbe. Die Freiheitlichen reißen Zitate aus dem Zusammenhang oder lassen überhaupt Teile eines Satzes weg" (GR Heinz-Christian Strache: Das habe ich von Ihnen!), "um sich dann umso besser empören zu können." – Das ist die Einleitung, das ist der Kommentar, und ich sage Ihnen, wann die Rede kommt. (Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Das ist keine tatsächliche Berichtigung! Ist das in Ordnung?) 

"So ist es auch mit Partik-Pablés Vorwurf, ich würde den Wiener Pflegeskandal auch statistisch normal verharmlosen. Das ist natürlich ein aufgelegter Blödsinn", so Kurt Grünewald, Gesundheitssprecher der GRÜNEN. 

Das vollständige Zitat von Grünewald laut Stenographischem Protokoll des Nationalrates lautet: "Ich glaube, dass Defizite im Gesundheits- und Pflegebereich nichts Wientypisches sind. Wien ist groß, und rein statistisch betrachtet wird da auch öfter etwas vorkommen. Das halte ich für statistisch normal, aber sonst würde ich es nicht als normal bezeichnen." – Zitatende. (GR Heinz-Christian Strache liest offensichtlich noch einmal vor, was er zitiert hat.) Ja, das natürlich nicht, klarerweise. (GR Heinz-Christian Strache: Das habe ich vorgelesen, das habe ich zitiert!)
Klar ist, dass der Herr Grünewald gemeint hat, weil Wien größer ist, kommt hier auch öfter etwas vor, aber das findet er alles weder normal noch zu dulden. Und wenn Sie uns falsch verstehen wollen, dann ist es kleinlich und typisch freiheitlich. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Heinz-Christian Strache: Für Sie ist das die Normalität? – Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Mayer. Ich erteile es ihm.

GR Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Jetzt wollte ich zuerst schon damit beginnen, dass es so eine ruhige, sachliche, disziplinierte Gesprächsbasis schon lange nicht gegeben hat, aber es war ja nur ein kurzer Ausrutscher in der Befindlichkeit, der allerdings zeigt: Wenn es um die eigene Befindlichkeit geht, wird alles sehr, sehr genaugenommen. Ich möchte nicht eine Replik auf den gestrigen und vorgestrigen Tag hier machen in puncto Befindlichkeiten, wo wirklich einiges zu korrigieren gewesen wäre. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Jetzt verteidigen Sie die Methoden der Freiheitlichen, oder was? Das ist ja unglaublich!) 

Nein, ich verteidige nicht die Methoden der Freiheitlichen, und ich möchte eigentlich auch eure Erregung nicht schüren, aber es war jetzt so ein gutes und konstruktives Klima, dass ich geglaubt habe, ich bin im falschen Saal. Also so etwas habe ich schon lange nicht erlebt, und ich habe mir gedacht, das Bemühen geht so weit, dass wir den Bären zwar noch nicht erlegt haben, aber das Fell haben wir bereits verteilt. Da zerbricht man sich den Kopf darüber, ob man Geld für die Namensveränderung eines Dienstpostens ausgibt, ob man Türschilder neu macht oder nicht, ob man da oder dort Veränderungen machen soll. 

Das ist ein guter Ansatz, finde ich, denn wenn sich die Leute schon mit so etwas beschäftigen und damit identifizieren, könnte man vielleicht eine gute Gesprächsbasis finden. Ich hoffe natürlich, dass diese gute Gesprächsbasis nicht nur darauf zurückzuführen ist, dass die Fernsehkamera abgebaut ist und wir unter uns sind oder weil gestern vielleicht der Dampf abgelassen wurde, aber man kann ja immer wieder etwas positiv sehen und denken, vielleicht wird es doch besser. 

Grundsätzlich, meine sehr geehrten Damen und Herren, reden wir über eine Milliarde Euro. Dem gegenübergestellt – Sie wissen es ganz genau – beträgt das Jahresinvestitionsbudget des KAV 140 Millionen EUR. Nur damit wir einmal einen Begriff bekommen, über welche Summe wir reden. 

Natürlich wird die Stadt Wien sich wie immer bemühen, Dinge zu tun, die notwendig sind, und natürlich wird sie versuchen, Gelder frei zu machen. Allerdings, meine Damen und Herren – von der Freiheitlichen Partei war ja schon einiges an Einsicht zu hören, von der ÖVP noch nicht, aber das wird sicher noch kommen –, dass der Bund ja irgendwo vielleicht auch etwas beisteuern sollte, müsste auch gesehen werden, speziell wenn man überlegt, dass das Bundspflegegeld seit sieben Jahren nicht erhöht wurde. (StRin Karin Landauer: Die Sozialhilfe ist auch seit sieben Jahren gleich!) Ja, aber es ist seit sieben Jahren nicht erhöht worden.

Ich glaube auch nicht, dass es gerade eine Unterstützung ist, wenn Konflikte zwischen Jung und Alt geschürt werden. Ich möchte jetzt auch der Österreichischen Volkspartei natürlich nicht ihre Jugendvertreterin, die Frau Fuhrmannn, vorhalten, die sagt, Junge hätten es schwerer, sich politisch Gehör zu verschaffen, niemand traue sich, den Pensionisten etwas wegzunehmen, aber wenn ich es richtig sehe, wird den Pensionisten etwas weggenommen, und zwar von der Pension. Und wenn ich das dann weiter beleuchte, heißt das für Wien, dass weniger Pension bedeutet, dass Wien, wenn jemand ein Pflegefall wird, noch mehr draufzahlen muss.

Wie mein Kollege Wagner bereits gesagt hat, hat es Wien nicht getan, nämlich Gelder zurückzufordern von den Kindern, und wird es auch in Zukunft nicht tun. Das heißt, Wien wird weiterhin dafür Sorge tragen, dass diejenigen, die Pflege brauchen, diese auch bekommen, auch wenn sie nicht genügend Geld haben.

Wenn sich dann niederösterreichische und oberösterreichische Fachleute über die Medien gemeldet haben, ist das sehr nett von ihnen, aber ich möchte dabei nur den Herrn Landesrat Sobotka zitieren, der sagt, das kann es in Niederösterreich nicht geben. Das glaube ich ihm sogar, denn er ist mit seinen Häusern absolut nicht vergleichbar mit den Wiener Häusern. Das meint er zwar auch, nur in einem anderen Sinn. 

Wenn ich höre, dass er maximal 200 Betten hat und die Menschen in Abteilungen mit höchstens 30 Leuten untergebracht sind, dann gratuliere ich ihm zwar dazu, möchte jedoch anmerken, dass Vorleistungen, wie sie die Stadt Wien erbringt, in anderen Bundesländern, speziell in Niederösterreich, nicht erbracht werden. Und zwar handelt es sich hier um Kürzungen in der Betreuung, die dann durch die Sozialversicherung geleistet werden müssen, die also sozusagen ausgelagert werden und von außen erbracht werden. Das macht Wien nicht.

Und weil natürlich immer wieder das Geriatriezentrum Lainz als Anlassfall in den Mittelpunkt gerückt und angesprochen wird: Große Einheiten mögen zwar reduzierungswürdig sein, auf jeden Fall ist sicherlich Hotelqualität anzustreben, aber bitte vergleichen Sie nicht ein Geriatriezentrum wie Lainz mit irgendeiner Pflegestation oder einer Kleineinheit in Niederösterreich oder auch in Wien, wo mit einigen Krankenschwestern eine Betreuung vorgenommen wird und der Arzt einmal am Tag auf eine Stunde visitiert und dann wieder geht und Samstag, Sonntag überhaupt nicht ins Haus kommt (Zwischenruf von GR Dr Wilfried Serles.) Lieber Herr Doktor, Sie als ehemaliger Hietzinger Bezirksrat müssten es besser wissen, dass es in Lainz nicht generell so zugeht. Dagegen, dass Fehler passieren, sind wir nicht gefeit, und wir sind auch bemüht, sie zu bereinigen. 

Aber wenn Sie Lainz wirklich vergleichen wollen mit anderen Häusern, auch in den Kosten, dann müssen Sie zur Kenntnis nehmen, Herr Dr Serles, dass in den Stationen Spezialisierungen vorherrschen, dass es eine Station gibt, die sich mit dermatologischen Problemen beschäftigt, dass sich Dozent Popp mit Lungenproblemen beschäftigt, dass Fachärzte Stationen führen, dass rund um die Uhr, 365 Tage im Jahr, Ärzte da sind, dass hier eine Akutgeriatrie angesiedelt ist, dass Dinge gemacht werden, die in einem Haus mit 100 oder 120 Betten sicherlich nicht gemacht werden können, und dass Lainz durch die diversen Pavillons sehr wohl als ... (Zwischenruf des GR Dr Wilfried Serles.) Sie sprechen so leise. Ich bin schon ein bisserl älter. (Neuerlicher Zwischenruf des GR Dr Wilfried Serles.) Herr Dr Serles, Sie als ehemaliger Hietzinger Bezirksrat wissen ganz genau – ich nehme an, dass Sie sich des Öfteren auch um das Geriatriezentrum gekümmert haben –, dass speziell in Lainz durch die Pavillons sehr wohl kleine Einheiten vorhanden sind, die in Summe dann in einer Verwaltungseinheit zusammengeschlossen sind. Ich finde es sogar sehr gut, dass hier Spezialisierungen stattfinden, dass die Betreuung besser und effizienter passieren kann, was nicht entschuldigt, wenn es zu Vorkommnissen kommt. 

Dass ein wesentlicher Teil des Areals noch umzubauen ist, wissen wir selber ganz genau. Wir haben aber schon in den letzten Jahren wesentliche Dinge umgestaltet, zum Beispiel den Demenz-Pavillon mit Therapiegarten, mit einer kompletten Sanierung des Hauses. Wir sind laufend dabei, Pavillons abzusiedeln, zu renovieren und zu verkleinern, aber es fehlt, wenn es schneller gehen soll, wie gesagt, schlicht und einfach am Geld. 

Ich glaube hier wäre aber wirklich auch der Hauptverband gefordert, denn Wien hat eindeutig einige Leistungen übernommen, die eigentlich über Mittel finanziert werden sollten, die vom Hauptverband und von den Sozialsicherungsträgern zur Verfügung zu stellen sind. Da denke ich an Rehabilitation, teilweise auch an Vorsorge und vor allem an den Hilfsmittelbereich, der eine enorme Summe Geld kostet. Private und der Großteil der Häuser außerhalb von Wien machen das bereits, nur Wien geht in Vorlage und bietet dadurch eine höhere Qualität. Wir wollen diese Qualität in der medizinischen Versorgung ja bieten, nur sollte über die Sozialversicherung das bezahlt werden, was ihr zu zahlen zusteht. 

Bei all den Überlegungen würde ich auch noch berücksichtigen, dass vor allem der Ausstattungsbedarf sich nach der Intensität der Pflege richtet. Und was mich ganz besonders stört an der Diskussion, ist, dass – weil Herr Kowarik vorhin vom verloren gegangen Obst gesprochen hat – beim Ausstattungsbedarf wirklich Birnen und Äpfel vermischt werden. Man kann nicht kleine Häuser mit Kompetenzzentren wie Lainz vergleichen, man kann nicht Zentren, die neu entstanden sind und an ein Krankenhaus angegliedert sind, mit Häusern mit einer Krankenschwester vergleichen. Da möchte ich das Künstlerhaus in Baden zitieren, wo lang und breit im Fernsehen darüber berichtet wurde, wie toll, wie schön und wie sparsam das ist. Mit einer Schwester in der Nacht kommt man aus. Das ist zwar nett, dass da eine Schwester anwesend ist, nur krank darf da wohl keiner sein, denn das ist ja unvorstellbar. Das kann man doch nicht mit unseren Häusern vergleichen, in denen wirklich kompetent gepflegt und medizinische Beetreuung geboten wird. Da, würde ich schon sagen, sollte man berücksichtigen, welche Pflegestufen es gibt, welche Intensität notwendig ist, welche Belastung das natürlich auch für das Personal dort ist und was an Ressourcen und Ausstattung notwendig ist, und daran sollte man auch die Kosten messen, bevor man hier Vergleiche anstellt, was wo günstiger gemacht werden kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich freue mich persönlich eigentlich schon auf eine konstruktive Diskussion mit Ihnen allen, wie wir diese notwendigen Verbesserungen – ein Notstand ist ja nicht vorhandenen – in Wien durchführen können, wie wir Mittel flüssig machen, welchen Stellenwert der Bund bei der Beteiligung an den Mitteln einnehmen wird. 

Und da es ja noch einen unabhängigen, überparteilichen Finanzexperten gibt, der Finanzminister ist, würde ich da noch einen Vorschlag machen. Ich hoffe, die Frau Stadtrat ist damit einverstanden. Ich als starker Raucher würde vorschlagen: Wie wäre es eigentlich, wenn wir die Tabaksteuer zweckgebunden dafür zur Verfügung stellten und so auch etwas für die Pflege tun könnten (StRin Karin Landauer: Sie denken schon an die Vorsorge!), denn auch die Zigarette ist schlussendlich ja mit schuld, dass mehrere Personen im Pflegeheimen liegen. – Danke.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Hahn gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Nein! Nein! Ihr habt alles vergessen, seit ihr in der Regierung seid!)

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Also ich melde mich nur kurz zu Wort, weil mich mein Kollege Kurt Wagner so hinreichend "motipuliert" hat, dass ist da schon ein paar Takte dazu sagen wollte. 

Zunächst zur Pressemeldung des Wiener Ärztekammerpräsidenten. – Also so schnell hab ich nicht geredet. (Lebhafte Heiterkeit.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Kollege, ich bin noch mit meinen Knopferln beschäftigt. Entschuldigung, sofort. (Anhaltende Heiterkeit.)
GR Dr Johannes Hahn (fortsetzend): Irgendwie muss jeder die Zeit totschlagen. 

Die Art und vor allem der Inhalt der Presseaussendung bestärkt mich wieder in meiner Auffassung, dass es in vielerlei Hinsicht ungesund ist, wenn man einen Kuraufenthalt unterbricht. Und mehr ist zu der Pressemeldung des Herrn Ärztekammerpräsidenten nicht zu sagen.

Aber der eigentliche Grund für die Wortmeldung ist, dass ich sozusagen drei kreative Ideen einbringen möchte, wie man relativ schnell Geld erlösen könnte für Verbesserungen. (Zwischenruf der GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch.) Das wäre zu wenig, was wir zu bieten hätten, aber aus der Stadt heraus gibt es eine Menge von Möglichkeiten, wenn man ausreichend kreativ ist, dass man zu Mitteln kommt, um neue Pflegeheime zu errichten. 

Punkt eins: Ich erinnere an einen Antrag von mir vor über einem Jahr für eine Cross-Border-Leasing-Finan-zierung zu Gunsten oder mit dem Donauspital. Dieser Antrag ist damals mit Ausnahme der Grünen von allen hier im Haus angenommen worden. Es war sogar die Anregung, dass die dort zu erlösenden Mittel von, ich schätze, 30 bis 50 Millionen EUR für den forcierten Ausbau von Pflegeeinrichtungen verwendet werden sollen. Nachdem ich gehört habe, dass ursprünglich sehr intensiv mit den Finanzierungsverhandlungen begonnen wurde, höre ich nunmehr, dass von StR Rieder in den letzten Wochen oder Monaten diese Aktivität zumindest, sage ich jetzt einmal, eingebremst wurde. Also, Frau StRin Pittermann, vielleicht kann man das Thema wieder aufs Tapet bringen. – Punkt eins. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Sie wollen wirklich alles privatisieren!) Ich weiß, es gibt da Bedenken, es könnten die armen äthiopischen Kinder darunter leiden, aber das ist ein anderes Thema,
Punkt zwei: Als wir vor Jahren über die Neuordnung des Otto-Wagner-Spitals diskutiert haben, auch hinsichtlich der räumlichen Neuordnung, hat es die Idee gegeben, den oberen Bereich, den man vielleicht dann nicht brauchen würde, in hochwertiges Wohnareal umzustrukturieren und entsprechend zu verwerten. Auch diese Mittel könnte man dann konzentriert einsetzen, um neue Pflegeeinheiten zu errichten. 

Im Übrigen könnte man sich mit der gleichen Idee auseinander setzen, was das Areal in Lainz anbelangt, denn auch da wäre es ja denkbar, dass man einen gut Teil des Pflegeheimes sukzessive Zug um Zug absiedelt und die denkmalgeschützten Pavillons dort in hochwertige Wohneinrichtungen umwidmet und entsprechend verwertet. 

Das sind Dinge, die man andiskutieren kann, die einen Charme hätten, aber es liegt an Ihnen, Sie sind die Mehrheitsfraktion, wie Sie schnell und blitzartig Geld aufstellen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Besprechung des Dringlichen Antrages ist somit beendet. 

Dieser Antrag wird zur Behandlung der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Spitalswesen zugewiesen. 

Es liegt noch ein Beschluss- und Resolutionsantrag vor, und zwar der FPÖ-Gemeinderäte Heinz-Christian Strache, Mag Kowarik, Mag Heidrun Schmalenberg, Günther Barnet und Heike Trammer betreffend Umsetzung eines neuen zeitgemäßen Pflegeleitbildes und eines zeitgemäßen Pflegeheimgesetzes für Wien, eingebracht eben zu diesem Dringlichen Antrag. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss gefordert. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können und wollen, die Hand zu heben. – Dieser Antrag ist somit einstimmig angenommen und wird zugewiesen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 91 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Gewährung eines zinsenfreien Darlehens an die CTF Finanzierungs- & Betreiber GmbH. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Herr Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Ich habe nicht nachgezählt, aber ich schätze, wir haben jetzt ungefähr das 25. Mal die Debatte über Volksgaragen. Auch heute fördern wir 83 Stellplätze mit einem zinsenfreien Darlehen auf 40 Jahre, fünf Jahre tilgungsfrei, mit 1,7 Millionen EUR. Dies alles zu einer Zeit, wo wir jetzt zweieinhalb Tage über die fehlenden finanziellen Mittel im Sozialbereich gesprochen haben, über die fehlenden finanziellen Mitteln im Gesundheitsbereich gesprochen haben, aber die Stadt Wien leistet sich den Luxus, die Mittel der Parkometerabgabe nach wie vor – diesmal für 83 Garagenstellplätze – zu verbuddeln. Die Stadt Wien muss tatsächlich ausreichend finanzielle Mittel haben und reich genug sein, wenn man sich angesichts der Debatten der letzten zwei Tage noch immer dazu bekennt, lieber Garagenstellplätze und Autos zu fördern als den Menschen. Das ist bedauerlich. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist GR Hora gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Auch ich habe nicht nachgezählt, wie oft die Grünen gegen Garagenbau wettern, gegen Garagen sind (GR Mag Rüdiger Maresch: Gegen die Sonderfinanzierung!), ich habe nur nachgedacht und mir überlegt, warum sie so dagegen sind. (GR Mag Rüdiger Maresch: Na, warum?)
Warum es an und für sich Volksgaragen gibt, könnte ich jetzt natürlich einige Stunden lang anführen, dieses Thema gibt es auch (GR Dipl Ing Martin Margulies: Machen Sie es nicht zu lange, sonst melde ich mich zu Wort und erkläre Ihnen das ganz genau!), aber Sie sollten auch die Situation dort kennen, wo diese Volksgaragenplätze errichtet werden. Wir haben dort eine Problematik der Überparkung, und eigentlich sollte es ja in Ihren Augen noch mehr Parkplätze, noch mehr geförderte Parkplätze geben. Wobei das ein Darlehen ist, und Darlehen heißt ja, dass es zurückgezahlt wird. (GR Mag Rüdiger Maresch: Auf 41 Jahre! Das möchte ich auch haben!) Es geht ja nur um eine Zinsentilgung. 

Wenn man dort diese Parkplätze errichtet, dann kann das ja grundsätzlich eigentlich nur im Sinne der Grünen sein (GR Mag Rüdiger Maresch: Mehr gefördert als jede Wohnung!), denn dann besteht nämlich die Möglichkeit, dass diese Menschen diese 83 Parkplätze, die sie zur Nutzung bekommen, auch dazu nützen, das Auto hier abzustellen und nicht mit dem Auto zu fahren. Haben Sie diese Überlegung schon einmal angestellt? Aber ich nehme stark an, die Grünen haben immer das Problem: Auto, Garage – pfui! (GR Mag Christoph Chorherr: Geh, Hora!) Eigentlich sollten wir einen Impfplan machen, damit Sie sich nicht jedes Mal, wenn Sie das Wort hören, verkrampfen. 

Ich ersuche daher um Zustimmung zu diesem Aktstück und möchte einmal den Grünen auf mit den Weg gegeben: Ich hoffe, dass ich die Grünen nie mehr mit dem Auto fahren sehe, sondern immer nur mit dem Rad. – Danke. (Beifall bei der SPÖ. – GR Harry Kopietz: Ich sehe den Chorherr immer mit dem Rad fahren!)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung. Es wurden keine Anträge gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Dieser Antrag wird ohne die Stimmen der Grünen angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 22 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den "Kultur- und Sportverein der Wiener Berufsschulen". 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Novak, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Cordon. Ich erteile es ihr.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Was ist nur los mit der SPÖ? Chaotische Entscheidungen, keine Planungen, Ad hoc-Entscheidungen über die Köpfe der MitarbeiterInnen hinweg. Das rote Wien sprengt sich selbst in die Luft. (GR Erich VALENTIN: Das hätten Sie gerne!) 

Die Frau Vizebürgermeisterin hat einen großen Anteil daran. Diesmal sind es die Büchereien, mit denen Sie so sorglos umgehen, als seien sie die nebensächlichste Sache der Welt. Es gibt nämlich wirklich keinen Grund, die Lehrlingsbüchereien und die Spitalsbüchereien zu schließen. Nach Auskunft Zuständiger sei weder eine Entlastung der Personalkosten noch sonstiger Kosten zu erwarten. Also worum geht es? 

Es sei angeblich nicht Sache der Büchereien, nicht Sache der Stadt, es sei die Sache der Schule oder sonst etwas, also wir gliedern aus oder wir bessern damit halt vielleicht das Sozialbudget auf. 

Ich meine, ein Skandal ist auch, wie dort mit den Angestellten umgegangen wurde. Man hat sich möglichst einen Termin ausgesucht, wo die auf Urlaub sind, und dann hat man ganz geschwind hinter ihrem Rücken die Büchereien geschlossen. Gerade dass da nicht, als sie zurückgekommen sind, ein Taferl auf der Tür gehängt ist: "Die Bücherei, Ihre Arbeitsstätte, gibt es nicht mehr." Das Herz der Frau Vizebürgermeisterin schlägt für den Sport, das habe ich öfter einmal gelesen, aber ich finde, auch Sportlern würde es nicht schaden, mehr zu lesen. Wie nämlich die Erforschung jugendlicher Lesekompetenz laut PISA-Studie ergeben hat, gibt es bei Hauptschülern und Absolventen des Polytechnischen Lehrgangs ein ziemliches Defizit. 

Nun gehen Sie her und schließen genau für diese Bevölkerungsgruppe eine Bildungseinrichtung, obwohl hier die Chance bestünde, dass Lehrlinge einen Zugang zu einer Bildungseinrichtung fänden, die sie sonst unter Umständen nicht aufsuchen. Ich würde sagen – das sage übrigens nicht ich allein –, das widerspricht dem Geist aller sozialdemokratischen Bildungsprogramme. Das sagen Leute aus Ihren eigenen Reihen. Aber das ist eben alles Schnee von gestern, heute ist die SPÖ im Trend der Zeit: Auslagerungen, Privatisierungen, Globalisierung. Daher ist sie für die ärmere Bevölkerungsgruppe nicht mehr wirklich zuständig. Schade! (GRin Mag Sonja Wehsely: Haben Sie überhaupt schon ein Buch gelesen?)

Der Kultur- und Sportverein der Schule scheint aber an diesen Büchereien auch nicht wirklich interessiert zu sein, denn da gibt es keine Initiative, diese zu führen, was natürlich auch ein Problem ist, aber dazu komme ich noch. Ich habe mir diesen Bericht zum Subventionsansuchen des Kultur- und Sportvereins angeschaut. Von einer Tätigkeit in der Bücherei habe ich dort eigentlich nichts gelesen.

Dann hatte man eine Superidee. Man schickte einen Lehrling in die Mollardgasse und hat gesagt, er wird die Bücherei führen, eine Bücherei, die bis dahin von drei ausgebildeten Bibliothekarinnen geführt wurde und zwar in einem 8-Stunden-Job pro Tag. Super! Ich meine, es war wahrscheinlich ein netter Lehrling. Das kann man für die Zukunft als Tipp nehmen. Wenn in der Hauptbücherei Personalmangel ist, vielleicht finden Sie ein paar Hobbyleser, die dort die Arbeit verrichten. Aber ich glaube, dass ist eigentlich eine Diskriminierung des fachlich ausgebildeten Personals. Es zeugt auch von einer himmelschreienden Inkompetenz, was die politische Verwaltung dieses Ressorts Büchereien betrifft.

Was noch dazukommt, ist, dass der gesamte vielfach einmalige und fachspezifische Buchbestand dieser Sonderbüchereien aus dem vernetzten Gesamtsystem der Bücherei herausfällt, das heißt: Aus ist es! Es bleibt auf diesem Stand stehen, es werden keine neuen Medien mehr laufend zugekauft und laufend aufgenommen. Weiß man das nicht, oder ist es einfach egal? Ist es der SPÖ, ist es der Frau Stadträtin egal?

Schüler sind gekommen, um die Frau Stadträtin darüber zu informieren, was für sie die Lehrlingsbücherei bedeutet. Aber leider hat man sie nicht empfangen. (GR Jürgen Wutzlhofer: Man hat sie schon empfangen!) Ja, man hat ihnen einen Termin gegeben drei Tage, bevor die Bücherei dann endgültig geschlossen wurde. (GR Jürgen Wutzlhofer: Es geht nicht nur ums Lesen, es geht auch darum, die richtigen Sachen zu lesen!) Das haben sie mir selber erzählt. Tut mir Leid. 

Ich kann Ihnen nur sagen, wir haben jetzt zwar eine tolle Hauptbücherei, das Gebäude ist wirklich fantastisch, allerdings wie es drinnen aussieht, geht uns schon etwas an. Denn mit dieser großartigen Medienbestückung ist es auch nicht so weit her. Essen ist wesentlich kleiner, München ist kleiner als Wien, sie haben aber die doppelte Menge an Medien, nämlich nicht 300 000 sondern 600 000. Super! (GR Jürgen Wutzlhofer: Ich glaube, das ist auch keine genaue Beschreibung! Was sagt das schon aus, "die doppelte Menge"?)

Über die Schließung der Spitalsbüchereien kann man schon nichts mehr sagen, weil selbst die Angestellten resigniert haben. Man kann, wenn es so weiter geht, keinesfalls das Niveau halten, und die Spitäler selbst können es auch nicht halten.

Sehr interessant war auch, was ich heute gehört habe. Man hat bei einem ORF-Interview – also der ORF ist in der Mollardgasse erschienen – sämtlichen Angestellten ein Maulkorb verpasst. Zufällig waren auch Lehrlinge anwesend, und denen konnte man schlecht einen Maulkorb verpassen. Vielleicht fragen Sie Ihren Beamten, wie es ihm dabei gegangen ist.

Trotzdem versuche ich noch einmal einen Antrag einzubringen und an Ihre politische Vernunft zu appellieren, wenigstens die Lehrlingsbüchereien nicht zu schließen. Ich hoffe, dass Ihnen bildungspolitisch diese Bildungsstätte vielleicht doch noch einigermaßen am Herzen liegt. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Danke schön! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich erlaube mir, jetzt auch nicht zum eigentlichen Inhalt des Aktes zu sprechen, sondern zur Wortmeldung der Frau Kollegin Cordon, die vor allem über die Lehrlingsbüchereien gesprochen hat und nicht über den Kultur- und Sportverein, obwohl es eigentlich um diesen Akt geht. (GR Franz Ekkamp: Thema verfehlt!)

Grundsätzlich ist zu den Lehrlingsbüchereien einiges zu sagen. Ich möchte Sie auf Ihre eigenen Widersprüche in Ihrer Wortmeldung aufmerksam machen. Wenn Sie einerseits sagen, dass Ihnen jemand mitgeteilt hat, dass auf Grund der Schließung der Lehrlingsbüchereien nichts eingespart wird, nicht einmal beim Personal – das haben Sie hier gerade gesagt –, dann kann jenes nicht eingesparte Geld auch nicht für das Sozialbudget verwendet werden, wie Sie das gerade unterstellt haben. Ein bisserl stimmt da auch die Argumentation nicht. 

Insofern haben Sie Recht, als es nämlich keine Einsparungen gegeben hat, ganz im Gegenteil, wir investieren in das Büchereiwesen in Wien sehr viel Geld, vor allem in den letzten Jahren sehr viel Geld. Es kommt auch zu keinerlei Einsparungen, die der Grund dafür wären, dass man zum Beispiel die Lehrlingsbücherei geschlossen hat. Das hat andere Gründe, das hat jene Gründe, die wir auch immer wieder in den Debatten mit den KollegInnen und mit den Betroffenen anbringen und diskutieren, nämlich ein qualitätsvolles, modernes Angebot zu schaffen, jenes Angebot, das von der Zielgruppe, die es in Anspruch nehmen soll, nämlich den Lehrlingen, auch in Anspruch genommen wird. 

Dazu dient einerseits die neu geschaffene Hauptbücherei, die sehr gut auch öffentlich erreichbar ist, gerade von den Berufsschulstandorten, um die es bei den Lehrlingsbüchereischließungen geht (GRin Waltraud Cecile Cordon: Die fahren doch nicht hin! Das ist ja das Problem!), als auch mit neuen Stützpunktbüchereien, die nicht einmal nur sehr in der Nähe, sondern quasi genau vis-à-vis von Berufsschulen errichtet werden. Insofern ist auch im momentanen Diskussionsprozess, der nicht abgeschlossen ist, noch sehr viel an Möglichkeiten drinnen, so zum Beispiel betreffend den Fachmedienbestand, wo es sehr wohl die Möglichkeit gibt, diesen Fachmedienbestand in der Schule zu belassen, aber auch – und da muss man halt ein bisschen kreativ sein – den Fachmedienbestand aus der Längenfeldgasse in die ein paar Meter weiter befindliche Zweigstelle Philadelphiabrücke, die bald eröffnet wird, zu geben, um vielleicht dort eine Schwerpunktbücherei auch für die Berufsschule und für die Lehrlinge zu schaffen. Das ist ein Synergieeffekt, den man vielleicht ausnützen sollte.

Nichtsdestotrotz werden wir diese Debatte führen. Es gibt auch den Auftrag an die zuständigen Fachabteilungen und an den Berufsschulinspektor, hier gemeinsam mit dem Kultur- und Sportverein – so viel sei auch zum Kultur- und Sportverein gesagt –, Konzepte und Vorschläge zu erarbeiten. Die werden in den nächsten Tagen vorliegen, und dann wird man darüber beraten.

Zum Vorwurf, die Frau Vizebürgermeisterin würde sich nicht mit Lehrlingen unterhalten, mache ich Sie darauf aufmerksam, dass die Frau Vizebürgermeisterin zum Beispiel gestern zu einer Lesung, die Lehrlinge hier vor dem Rathaus veranstaltet haben, extra hinuntergegangen ist, als angerufen und gesagt wurde, hier sind Lehrlinge, die würden gerne mit ihr sprechen. Sie hat dort lange mit ihnen gesprochen und unter anderem mit zwei Lehrlingsvertretern, die gestern dort anwesend waren, und die ihr gesagt haben, sie würden gerne Vorschläge machen, vereinbart, dass sie sich diese Vorschläge gerne anschauen und sie im besonderen auch bei den weiteren Möglichkeiten und Vorschlägen berücksichtigen wird. 

Also sagen Sie hier nicht Unwahrheiten, die Frau Vizebürgermeisterin würde nicht mit Lehrlingen sprechen, denn das ist einfach nicht richtig, und es wurde gestern widerlegt. 

Ansonsten bitte ich, dem Antrag zum Kultur- und Sportverein zuzustimmen. – Danke. 

Vorsitzender GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich, die Hand zu heben. – Dies ist einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung des Beschluss- und Resolutionsantrages der Grünen, eingebracht von Frau GRin Cecile Cordon betreffend Lehrlingsbüchereien. Hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport gewünscht. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu heben. – Diese Zuweisung ist somit einstimmig beschlossen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 26 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen für verschiedene Sportorganisationen und sonstige Institutionen. 

Da sich niemand zu Wort gemeldet hat, können wir sofort zur Abstimmung schreiten. Es gibt hier eine getrennte Abstimmung, und ich werde deswegen als erstes den Punkt 3 der Postnummer 26 zur Abstimmung bringen. 

Ich bitte diejenigen, die diesem Punkt 3 der Postnummer 26 zustimmen können, die Hand zu heben. – Dies ist ohne die Stimmen der Grünen und der ÖVP angenommen. 

Jetzt möchte ich gerne noch die Punkte 1, 2, 4 und 5 abstimmen lassen. 

Ich bitte diejenigen, die den Punkten 1, 2, 4 und 5 zustimmen können, die Hand zu heben. – Dies ist einstimmig der Fall und daher einstimmig angenommen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 27 und 96 der Tagesordnung – sie betreffen eine Subvention an den Verein wienXtra sowie eine außerplanmäßige Ausgabe für die Portokosten der Aussendungen im Zusammenhang mit der kulturellen Jugendbetreuung – zusammenziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Wutzlhofer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Es geht in diesem Geschäftsstück 27 um die JungbürgerInnen-Veranstaltung, wobei ja morgen der erste Event sein wird und dann am Samstag der nächste. Es ist mir auch nach meiner Frage im Ausschuss, was der Sinn solcher Großveranstaltungen sei, die unter dem Titel "JungbürgerInnen-Veranstaltung" abgehalten werden, noch immer nicht ganz klar, was der Sinn dieser Veranstaltungen ist. Es wurde mir im Ausschuss von der Frau Stadträtin mitgeteilt, dass diese Events, die in dieser bunten Broschüre ja sehr beworben wurde – also City Nights, School City, dann der Ball der jungen WienerInnen, die MTV Club Tour Vienna und die Abbamania – Teil des Partizipationskonzepts der Stadt Wien seien. 

Als ich dann nachgefragt habe, wie denn diese Partizipation von den Jugendlichen bei diesen Großevents auf mehreren Dancefloors mit Musik verschiedenster Richtungen passiert, bekam ich zur Antwort: Man muss dort hingehen, wo die Jugendlichen sind, das ist ein Teil ihrer Kultur – ja, das stimmt –, und die Jugendlichen finden die Clubbings cool. Zitat vom Kollegen Wutzlhofer. (GR Jürgen Wutzlhofer: Das habe ich nicht gesagt!) Doch, du hast "cool" gesagt. (GR Mag Andreas Schieder: Das ist ja gut! Das ist ja nichts Schlechtes!) Es ist ja auch nichts Schlimmes. Clubbings sind ja auch cool, wir finden Clubbings ebenfalls supercool, und ich werde morgen hingehen, weil ich auch gerne auf Partys gehe. Ich hänge nicht der Theorie von Frau Ministerin Gehrer an, und die Grünen distanzieren sich sehr massiv davon, dass die Jugendlichen nicht mehr auf Partys gehen, sondern eher Kinder kriegen sollen. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie haben wirklich nicht zugehört!) Ich glaube, es bedarf keiner Diskussion, Partys sind wirklich nichts Schlimmes. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie haben nicht zugehört! Der Sinn des Lebens kann das nicht sein!)

Was ich nicht verstehe, ist, dass diese Clubbings, die man ja gerne veranstalten kann, unter dem Deckmantel der JungbürgerInnen-Veranstaltung abgehalten werden. Wenn dann in dem Akt steht, "zu den vielseitigen Zielsetzungen dieser Großveranstaltungsreihe zählen Bemühungen zur Optimierung des Verhältnisses der jungen MitbürgerInnen zu Politik und kommunaler Verwaltung", dann frage ich mich: Wie schauen diese Bemühungen aus? Oder dann geht es weiter: "Im Rahmen dieser Aktivitäten werden die wahlberechtigten jungen BürgerInnen vor allem an ihre aktive Mitwirkungsmöglichkeit bei den vorhandenen demokratischen Einrichtungen erinnert und zur stärkeren Mitbeteiligung an den demokratischen Prozessen in der Stadt aufgerufen."

Na, wenn Partizipation heißt, ich gehe auf ein Clubbing oder ich schaue mir Abbamania an, dann ist das ein bisschen wenig an Partizipation. Denn klar gehe ich als Jugendlicher auf ein Fest ins Rathaus, das noch dazu nicht so schlecht ist und auch nicht so schlecht beworben ist. 

Es geht ja dann noch weiter in diesem Akt. Da steht dann zu den Clubbings morgen und übermorgen zum Beispiel drinnen: "Da die Jugendlichen an die grundsätzlichen Veranstaltungsbereiche einen sehr hohen Qualitätsanspruch haben" – na, zum Glück haben sie diesen Qualitätsanspruch –, "soll das Rathaus als Top-Clubbing-Location präsentiert werden." 

Also, was jetzt? Will man jetzt den Jugendlichen sagen, Rathaus ist cool, geil als Clubbing-Location, oder will ich das Rathaus anbieten als Ort der Kontaktaufnahme mit der Politik in dieser Stadt, will ich den Jugendlichen anbieten, sich auch an der Demokratie zu beteiligen, wie das in dieser Stadt ja auch möglich ist. 

Dann geht es weiter: "Mehrere Dancefloors mit unterschiedlicher Musik garantieren die Breitenwirkung der Veranstaltung." Gut. Schön. Und dann kommt "Inhalt". Als Leserin denkt man sich, super, jetzt kommt der Inhalt, jetzt wird klar, warum und wie die Partizipation bei diesen Clubbings funktioniert. Nein! Denn es geht weiter: "Als Inhalt wird es in jedem Musik- und Live Act die Starmaniacs live geben." Na super! Ich meine, ich bin auch Starmania-Geschädigte. Ich habe auch immer geschaut und werde mir die nächste Staffel auch anschauen. Aber das kann es nicht sein! Dass bei einem Clubbing die Starmaniacs live gesehen werden, ist zwar etwas für die Jugendlichen, aber es ist ein bisschen wenig Inhalt für ein Partizipationsprojekt. 

Es geht dann noch weiter mit der MTV Tour. Da stehen ja auch so seltsame Dinge dringen wie: "MTV steht für Glaubwürdigkeit." – In was für einem Bereich? Ja, mag sein, MTV ist ein guter Sender, bringt gute Musik. Und dann geht es weiter: "Diese Kompetenz überträgt sich auf den Kontakt zur Zielgruppe der jungen WienerInnen." Na ja, ich meine, schön, dass wir jetzt als Stadt Wien MTV den jungen WienerInnen näher bringen und die Glaubwürdigkeit von MTV dann dadurch verstärken, aber Partizipation ist das ja wohl nicht. 

Mit dieser Einladung zu diesen JungbürgerInnen-Veranstaltungen ist auch eine CD-Rom verschickt worden, also ein Navigator, der sehr bunt ist, Geräusche macht, wenn man einschaltet, und auch nicht so unspannend ist. Im Akt wird das Internet als Jugendmedium gepriesen, das viele Möglichkeiten bietet, um zu partizipieren und teilzuhaben an was auch immer in dieser Stadt, zum Beispiel an den Clubbings. Und dann geht es da weiter in dem Akt: "Als Anreiz können die jungen WienerInnen über die Homepage des Landesjugendreferates Wien das Musikprogramm auf den Partys und beim Ball beeinflussen." 

So, jetzt haben wir es! Das ist die Partizipation, die in diesem Projekt läuft. Ich kann mir als Jugendlicher aussuchen, ob ich mir jetzt die Christl oder den Boris von den Starmaniacs auf CD anhorche oder präsentiert kriege auf einem dieser Dancefloors, oder doch vielleicht von Abba den einen oder den anderen Song, der mir mehr liegt. Und das ist Partizipation! Ich glaube, das kann es ja wohl nicht sein, dass das alles ist, was wir in dieser Stadt an Partizipation für die Jugendlichen bieten können. 

Noch einmal: Wir finden diese Veranstaltungen an sich nicht als etwas Schlimmes, die Jugendlichen sollen dort hingehen, aber bitte verkaufen Sie mir das im Ausschuss nicht als Partizipationsprojekt.

Ich bringe deswegen einen Antrag ein, den ich schon letztes Jahr in ähnlicher Art und Weise gestellt habe:

"1. Neben Clubbings und anderen Events sollen vermehrt Informations- und Diskussionsveranstaltungen von und mit jungen Wahlberechtigten in Wien durchgeführt werden

2. Zur Verstärkung der Mitbestimmung von jungen Menschen veranstaltet die Stadt Wien zweimal jährlich einen Jugend-Gemeinderat. Die Ergebnisse daraus werden in den zuständigen Gemeinderatsausschüssen behandelt." 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Es werden hoffentlich zu diesen Veranstaltungen sehr viele Jugendliche kommen, und das sind hoffentlich nicht nur Jugendliche, die in Österreich geboren sind, sondern es werden hoffentlich auch sehr viele unserer ausländischen MitbürgerInnen diese Events wahrnehmen. 

Wie wir gestern und auch vorgestern in der Sozialdebatte gehört haben, sind immer mehr Jugendliche und Kinder auf die Sozialhilfe angewiesen. Ich möchte daher einen Antrag hier einbringen, der sich auf die allgemeine Sozialhilfe für alle nichtösterreichischen Staatsbürgerinnen bezieht, denn es ist nach wie vor so, dass es gemäß dem Wiener Sozialhilfegesetz zwar möglich ist, ausländischen StaatsbürgerInnen aus Nicht-EU-Staaten Sozialhilfe zu gewähren, es gibt aber keinen Rechtsanspruch darauf, außerdem kommt es auch bei den EU-BürgerInnen trotz deren Rechtsanspruch auf die Sozialhilfe immer wieder zu Problemen beim Bezug der Sozialhilfe. 

Ich stelle deshalb folgenden Beschlussantrag:

"Der Wiener Gemeinderat bekennt sich zum Prinzip der Gleichstellung aller in Wien lebenden Menschen, ungeachtet ihrer Staatsbürgerschaft. Als rechtliches Instrumentarium einer gelungen Integrationspolitik soll auch allen das Recht auf Sozialhilfe zuerkannt werden. 

Da die Bestimmungen des Wiener Sozialhilfegesetzes diesem Prinzip nicht voll entsprechen, möge die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport einen Entwurf zur Änderung des Wiener Sozialhilfegesetzes ausarbeiten, in welchem die völlige Gleichstellung von allen in Wien lebenden Personen ohne Ansehen ihrer Staatsbürgerschaft vorgesehen ist. 

Das zuständige Mitglied der Landesregierung wird aufgefordert, diesen Vorschlag bis Ende 2003 dem Wiener Landtag zur Beschlussfassung vorzulegen.

Die zuständige Stadträtin möge für die Umsetzung der Bestimmungen betreffend Sozialhilfebezug für AusländerInnen sorgen, und im Budget ist entsprechend Vorsorge zu treffen." 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Zur Post 96, die ja hier mitverhandelt wird, kann ich nur sagen: Natürlich sind wir dafür, dass es in der kulturellen Jugendbetreuung Aussendungen gibt. Diese sind auch notwendig, um die Jugendlichen zu erreichen, und deswegen werden wir der Post 96 zustimmen. 

Den JungbürgerInnen-Veranstaltungen werden wir nicht zustimmen, solange sie unter dem Deckmantel der Partizipation laufen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Ing Rudolph gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Ing Herbert Rudolph (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn das Geld knapp wird – und wir leben in Zeiten knapper werdender öffentlicher Budgets, das wissen wir vom Bund, das wissen wir aber auch von der Stadt Wien –, dann ist es notwendig, Schwerpunkte zu setzen. Die Debatten des gestrigen und des vorgestrigen Tages waren unter anderem auch davon gekennzeichnet, dass es der sozialistischen Stadtregierung eben nicht gelungen ist, die richtigen Schwerpunkte zu setzen. Im Sozialbereich hat sich das schon abgezeichnet, denn dass der Frau Sozialstadträtin oder Noch-Sozialstadträtin, der Frau Vizebürgermeisterin, Gelder fehlen werden, das war ja spätestens seit der Vorlage des Budgets absehbar und bekannt. Jeder, der sich dieses Budget angesehen hat und es mit den Zahlen der letzten Jahre verglichen hat, konnte mit Fug und Recht annehmen, dass man mit dem Geld nicht auskommen wird. Es hat nicht einmal ein halbes Jahr gedauert seit dem Rechnungsabschluss, schon hat die Realität all jenen Recht gegeben, die dieses Budget abgelehnt haben, weil es ganz einfach auf völlig falschen Annahmen beruht hat. 

Doch was tut man? Anstatt dass man sagt, man muss eben zu einer Neustrukturierung in der Mittelverteilung kommen, tut man das, was man hier traditionell tut, man gibt Gelder für Veranstaltungen aus, deren Zweck höchst fragwürdig ist. Meine Vorrednerin hat ja einleitend eine rhetorische Frage gestellt. Es ist natürlich eine rhetorische Frage gewesen, denn Sie wissen ja an sich immer noch nicht, wofür man diese 293 000 EUR ausgibt. 

Nun, da lade ich Sie ein, nur einen Blick auf diese Broschüre zu werfen. Da steht sehr klar und deutlich drauf: "Grete Laska und Michael Häupl laden ein". Das ist schon interessant in der Reihenfolge, zuerst die Vizebürgermeisterin, dann der Bürgermeister laden ein. Das Wichtigste findet man dann auf der Seite 2 dieser Broschüre, nämlich ein großes farbiges Porträtbild der Frau Vizebürgermeisterin, und schon weiß man, wozu 293 000 EUR auf die Reise gehen werden, und zwar mit den Stimmen der SPÖ. 

Aber vielleicht greift das sogar noch ein wenig zu kurz. Wenn man sich die Zuständigkeiten der Frau Vizebürgermeisterin anschaut – immerhin ist sie zuständig für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport –, könnte es ja sein, dass sie hier ganz bewusst einen Schwerpunkt setzt, denn im Sport ist es ja so, dass der wirkliche Sportstadtrat der Herr Bereichsdirektor Podkowicz ist. Das wissen alle. Das ist derjenige, der im Sport das Sagen hat. Das kann man also von den Zuständigkeiten der Frau Stadträtin eigentlich schon abhaken. 

Das mit dem Sozialen wird sich mit dem Jahreswechsel auch erledigt haben. Das geht in den Geschäftsbereich, dem jetzt noch die Frau StRin Pittermann vorsteht. Das wird um den Jahreswechsel herum wahrscheinlich auch anders sein. 

Die Agenden betreffend Jugend hat man ausgelagert. WienXtra beziehungsweise alle möglichen Agenturen, beispielsweise EventConsulting, machen die Jugendpolitik. 

Die Bildung ist größtenteils beim Stadtschulrat. Darauf werde ich dann noch ein bisschen zu sprechen kommen. 

Also bleibt die Information. Die Informationspolitik macht die Frau Stadträtin. Sie informiert im Wesentlichen über sich selbst und tut natürlich auch alles dazu, damit das auch bekannt wird. Um 293 000 EUR. So "Kurier"-Inserate, wie wir sie ja heute hier haben – in den anderen Zeitungen werden wir das noch sehen –, die kosten schon etwas. Und das alles nur, damit man liest, dass die Frau Vizebürgermeister eine Party präsentiert. 

Ich erinnere an die Diskussionen über den Geldmangel im Sozialbereich, über den Geldmangel im Pflegebereich, über all das, was da passiert – mittlerweile sind auch schon wieder die Ermittlungsbehörden wegen Lainz tätig geworden –, und dann haben Sie überhaupt keinen Genierer, eine derartige Summe Geldes für eine derart kurzfristige Vergnügungsveranstaltung auf die Reise zu schicken. Also ich möchte nicht in Ihrer Haut stecken. Ich will Ihnen ja nicht unmoralisches Verhalten attestieren, aber ich denke mir, wenn man noch einen Funken von Moral und Anstand hat, müsste man sagen, für diese 293 000 EUR gibt es in dieser Stadt wahrlich bessere Verwendungsmöglichkeiten. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber natürlich, eine SPÖ, die in Wien Polemik statt Politik betreibt, die auf die Politik vergessen hat, die vergisst natürlich auch, die richtigen Schwerpunkte zu setzen, und da kann es schon einmal passieren, dass einem beim Sozialbudget so rund 100 Millionen EUR verloren gehen in der Kalkulation. Dann rechnet man hin und her und schaut, dass man auf die richtigen Beträge kommt. Und dann bekommt man als Erklärung im Ausschuss präsentiert: Na ja, die Verrechnung in einem Teilbereich bei den Landeslehrern habe nicht so funktioniert, wie man es sich an sich erwartet hat, dass es gegenüber dem Unterrichtsministerium funktionieren müsste. 

Da fügt es sich dann schon sehr seltsam, wenn im Zuge dieser gesamten Diskussion genau jener Spitzenbeamte im Stadtschulrat – Leiter der Pflichtschulabteilung, gestandener Sozialist, langjähriger Funktionär bei den sozialistischen Lehrern, hochkompetenter Mann, keine Frage, der aber immer auch darauf geschaut hat, dass es den Sozialisten im Wiener Schulwesen gut geht – jetzt auf einmal mit blühender Gesundheit versehen mit 57 Jahren in Pension geht. Ende November geht der Knall und Fall in Pension. Da fragt man sich natürlich, was hat jemanden, der sehr motiviert in seinem Geschäft tätig ist, dazu motiviert, so schlagartig in die Pension zu wechseln. 

Na ja, das Geheimnis ist leicht gelüftet. In der Diskussion rund um die Frage der Abrechnung der Lehrer zwischen der Stadt Wien und dem Unterrichtsministerium war sich die Verwaltungsvertretung – formulieren wir es einmal vorsichtig so – zwischen der Gemeinde auf der einen Seite und dem Stadtschulrat auf der anderen Seite nicht ganz einig, was richtig ist. Im Zuge dessen hat halt dann schlussendlich einer gemeint: So nicht mehr, so nicht mit mir! Ich lasse mich für Abrechnungsmodalitäten, von denen ich überzeugt bin, dass sie nicht korrekt sind, so nicht weiter verwenden. Und er hat daraus die Konsequenzen gezogen. 

Das soll man hier auch einmal klar und deutlich aussprechen, wie eng es mit dem Geld bei Ihnen geworden ist, wie weit Sie von Ihren im Budget vorgelegten Kalkulationen in Wahrheit schon weg sind, welche Schwierigkeiten Sie haben, zu Geld zu kommen, in welche massive interne Diskussionen Sie geraten sind. Das könnte einem ja noch relativ gleichgültig sein, wären nicht sehr viele Wienerinnen und Wiener von den Folgewirkungen betroffen. 

Ich meine daher, Sie wären wirklich gut beraten, mit dem feinen Kamm all diese Veranstaltungen, die Sie hier mit unglaublich viel Geld sponsern, diese ganzen Broschüren, die Sie auflegen, deren einziger Zweck darin besteht, die Publizität der Frau Grete Laska in der Stadt zu fördern, die aber sonst keinerlei Mehrwert haben, schlicht und einfach bleiben zu lassen. Verwenden Sie das Geld für die Menschen in dieser Stadt, aber nicht wieder für Ihre sehr einseitige Propagandapolitik. (Beifall bei der FPÖ.)

Kurz noch zu den hier zwei eingebrachten Beschlussanträgen. 

Wir werden der Zuweisung des Beschlussantrages der Kollegin Sommer-Smolik, soweit es die JungbürgerInnenveranstaltungen betrifft, gerne zustimmen. Wir sollen das im Ausschuss gerne weiter diskutieren.

Den zweiten Antrag werden wir ablehnen. Ich sage Ihnen auch klar warum.

Ich halte es wirklich nicht für verantwortbar, dass man, wenn man die sehr eingeschränkte Situation der Finanzen kennt, wo es gilt, Schwerpunkte zu setzen und das ja auch hier zum Thema gemacht hat und völlig richtigerweise hier zum Thema gemacht hat, auf der anderen Seite hier Forderungen erhebt, die punktgenau darauf hinauslaufen, dass die Forderungen an die öffentlichen Budgets noch erweitert werden. Man muss man sich wirklich überlegen, ob man nicht andere Möglichkeiten hat, denen zu ihrem Recht zu verhelfen. Dieser Zugang, den Sie hier wählen, belastet ausschließlich die Budgets und ist mit Sicherheit einer, der in dieser Form unsere Zustimmung nicht finden kann. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Sehr geehrte Damen und Herren!
Wir haben jetzt einiges gehört über die Nicht-Politik in allen einzelnen Teilgruppen des Geschäftsbereiches. Man könnte fast glauben, das ist eine liegen gebliebene Rechnungsabschlussrede gewesen. Ich werde ganz bewusst nur auf jene Dinge antworten, die mit dem Akt oder mit den beiden Akten etwas zu tun haben, weil sonst müsste ich mit einer Rechnungsabschlussrede eines Vertreters der Regierungsfraktion antworten und zeigen, in wie vielen Bereichen wir viel gemacht haben. Das könnte schon einmal 40 Minuten dauern. Aber ich müsste daher auch vom Berichterstatterpult ohne rhetorische Spitzen auskommen. Das schaffe ich, glaube ich, in dem Punkt.

Zur Jungbürger- und Jungbürgerinnenveranstaltung. Es gibt die Jungbürgerinnen- und Jungbürgerveranstaltungen, weil junge Leute ihre politische Volljährigkeit bekommen, wir ihnen zeigen wollen, dass sie hier willkommen sind, und wir das mit ihnen feiern wollen. Es gibt die Jungbürgerveranstaltungen, weil das Rathaus bewusst als ein Raum gesehen werden soll, der einlädt. Insofern soll das Rathaus natürlich, das prachtvolle Rathaus ein offener politischer Raum sein oder coole Location. Es soll natürlich beides sein, und ich glaube, die JungbürgerInnenveranstaltungen zeigen das. Wenngleich ich natürlich auch sage, dass sie vor allem den Aspekt der coolen Location hervorstreichen. Denn es geht nämlich darum, dass man bei den JungbürgerInnenveranstaltungen – und das habe ich schon im Ausschuss gesagt – junge Leute dort, wo sie sind, abholen kann. Junge Leute haben halt eine Lebenswelt – ich habe die auch –, wo man gern feiert. Du sicher auch. Sie finden das Rathaus als Clubbing-Location super. Sie stellen sich an. Tausende kommen her. Das ist eine supertolle Veranstaltung. Und in dem Rahmen erreicht man halt einmal sehr, sehr, sehr viel mehr als in ganz vielen kleinen oder größeren Initiativen, die du auch forderst und die wir auch machen.

Und damit komme ich jetzt eigentlich schon zum Zweiten und zu dem Wesentlichen, was ich sagen möchte. Du hast die Frage gestellt, ob es denn genug an Partizipation sei, wenn man an Jungbürgerinnen- und Jungbürgerveranstaltungen Infos groß austeilt und wenn man an Jungbürgerveranstaltungen als Politiker, Politikerinnen, Beamte die Möglichkeit hat, mit Jugendlichen zu reden. Und gleich die Antwort: Das kann es ja wohl nicht sein, dass das alles ist. Das stimmt, da gebe ich dir vollkommen Recht. Nur, es ist bei weitem nicht alles. 

Es stehen in dem Beschlussantrag lauter Dinge, die ich als Ziele hundertprozentig unterstütze, wo ich aber jetzt schon noch kurz darüber informieren möchte, wie viel, nämlich alles, so weit ich das überblicken kann, es schon gibt, was aber auch weiter auszubauen ist, und ich glaube, deswegen kann man daher sehr, sehr konstruktiv auch in Zukunft darüber reden. 

Du schreibst, es soll Veranstaltungen geben, bei denen junge Menschen ihre Bedürfnisse, Wünsche, Beschwerden und Anregungen an die verantwortlichen PolitikerInnen und an die Verwaltung richten können, und forderst einen Jugendgemeinderat.

Jetzt gibt es Jugendgemeinderäte, es gibt BerufsschülerInnentage, es gibt Jugendgemeinderäte oder -bezirksvertretungen in sehr vielen Bezirken, von den kleinen weg zum Beispiel hinein ins Rathaus und in die Jugendzentren. Es gibt aber auch die Möglichkeit, die im Rahmen des Jugendschutzgesetzes zum Beispiel gezeigt worden ist, dass man Jugendliche in den Gesetzwerdungsprozess einbaut. Also ich glaube, es gibt natürlich viel, viel mehr, was gerade im Rahmen des Partizipationsschwerpunktes, im Rahmen des Demokratiepaketes auch weitergeführt werden kann. Insofern ja. Da werden offene Türen eingerannt. Wir können uns ja im Ausschuss noch einmal gegenseitig bestätigen, was da alles gemacht wird. 

Ich verstehe natürlich, dass man eine Sache nicht gut finden kann, wie ihr offensichtlich die JungbürgerInnenveranstaltungen. Ich verstehe aber nicht, dass man dabei dann gleich beide Augen verschließt vor den ganzen Dingen, die passieren.

Dass der Bürgermeister und die Vizebürgermeisterin – das sei noch zum Schluss gesagt – zu den JungbürgerInnenveranstaltungen einladen, ist klar. Also ich würde um einen Vorschlag bitten, wer da sonst einlädt. Oder wie das zum Beispiel bei Jungbürgerveranstaltungen am Land geschieht oder in Gemeinden, die von der FPÖ regiert werden. Das würde mich sehr interessieren. Es gibt ein Wählervotum, das dazu geführt hat, dass es in Wien eine Stadtregierung gibt und einen Bürgermeister. Mir ist vollkommen klar, dass Ihnen das Wählervotum nicht passt, wobei ich aber glaube, dass Ihnen das nächste noch weniger passen wird. Aber aus dem Grund gibt es einen Bürgermeister, und der lädt ins Rathaus ein, und das ist für mich logischer, als vieles logisch ist.

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung und kann seitens meiner Fraktion sagen, dass wir bei beiden Anträgen der Zuweisung zustimmen und uns auf die Beratungen im Ausschuss freuen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wir beginnen mit der Postnummer 27. Hier gibt es keinen Gegen- oder Abänderungsantrag. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Post 27 zustimmen können, die Hand zu erheben. – Dies ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN und ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Und hier gibt es zwei Beschlussanträge, der eine von der Frau GRin Claudia Sommer-Smolik betreffend Jungbürger- und Jungbürgerinnenveranstaltungen. Es wird die Zuweisung des Antrags an den zuständigen Gemeinderatsausschuss gewünscht.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Beschlussantrag zustimmen können, die Hand zu erheben. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen und damit zugewiesen.

Der zweite Antrag ist wieder von Frau GRin Claudia Sommer-Smolik und betrifft allgemeine Sozialhilfe für alle nicht-österreichischen Staatsbürger und Staatsbürgerinnen. Auch hier wird die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport gewünscht.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dieser Antrag ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der ÖVP angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 96. Hier wurde kein Gegen- oder Abänderungsantrag gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 96 zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen.

Nun gelangt die Postnummer 66 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Mobilkom Austria AG. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Scheed, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Norbert Scheed: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Zunächst einmal muss man klarstellen: Internationale Jurys sind wichtig und gut. Entscheidungen sind ganz ordentlich getroffen worden. Trotzdem kritisiere ich diesen einen Punkt. Da muss man schon sagen, warum und wieso.

Die Situation ist die: In Wien gibt es, geschätzt, wahrscheinlich eineinhalb Millionen Handys in Kästen, Schachteln, Laden. Dort befinden sie sich so lange, bis sie nicht von irgendjemand entsorgt werden beziehungsweise wahrscheinlich, wie es meistens passiert, nicht entsorgt werden, sondern über Mistkübel, Abfallkübel, Papierkörbe und ähnliches in der Müllverbrennung oder anderswo landen. Viele landen wahrscheinlich auch mitten im Grünen, werden dort aufgesammelt und dann verbrannt.

Das Problem ist: Diese Handys enthalten natürlich neben dem Akku auch verschiedene Displays, die nicht ungefährlich sind, und es wäre eigentlich ganz gut gewesen, man hätte sich ordentliche Schienen der Entsorgung überlegt.

Eine Möglichkeit wäre, und das ist international auch anerkannt, wäre ein totes Pfand oder zumindest ein Pfandsystem, wo Leute für das Abgeben der Handys Geld bekommen in den Geschäften oder von den Firmen, die sie erzeugen, oder wie die Mobilkom, die einen versorgen mit A1 oder anderen Betreibern. So.

Jetzt zum aktuellen Ding. Es hat eine Initiative gegeben. Sie nennt sich Initiative Abfallvermeidung. Da gibt es ein Papier zum Startworkshop. Da sind drinnen 23 Projekte. Ich habe mir das natürlich angeschaut. Dann gibt es einen Akt im Umweltausschuss, wo von 24 Projekten die Rede ist. Seltsamerweise war dieses eine Projekt, von dem hier im Gemeinderat die Rede ist, nicht dabei. Und dann lese ich mir das durch. Der Projektbetreiber, wenn man so will, oder der Subventionsnehmer, genauer gesagt, ist die Mobilkom Austria. Also A1 – für alle, die es nicht wissen sollten – ist eine Firma, die nicht irgendwie sozusagen am Krückstock des Konkurses dahingeht, sondern eine sehr potente, finanziell sehr potente Firma. Ihr Projekt ist, glaube ich, 540 000 EUR wert insgesamt, und sie bekommt dazu eine Subvention von 200 000 EUR. 

Jetzt ist es so, dass die Müllvermeidung – ein wichtiger Punkt von uns GRÜNEN – in der Stadt ein bisschen unterdotiert ist, und die 200 000 EUR wären vielleicht bei anderen Projekten auch ganz gut gewesen. Aber es wurde in der Jury beschlossen, dieses Projekt zu unterstützen. 

Jetzt muss man sich dieses Projekt aber genau anschauen, und da kann ich als Politiker sehr wohl Kritik daran üben. Unter anderem heißt ein Punkt hier: Strategie für den Umstieg auf neue Gerätetechnologien, sprich OMTS. Jetzt denke ich mir, die neue Generation des Mobilfunks, also nach GSM OMTS, kommt nicht so wirklich vom Fleck, kann nicht so wirklich greifen. Jetzt zahlen wir aus dem Budget der Abfallvermeidung, wenn man so will, oder überhaupt der Umweltgruppe 200 000 EUR, an eine große Firma, durchaus jetzt sozusagen zum Großteil noch im Staatsbesitz, weil das Argument wird nachher kommen: eine österreichische Firma, österreichische Arbeitsplätze werden da gesichert. Also mit 200 000 EUR aus der Abfallvermeidung wird jetzt sozusagen die Mobilkom unterstützt, damit sie eine eigene Schiene der Abfallvermeidung entwickeln kann. 

Man muss sich aber überlegen, dass das ja eigentlich Betriebsgeheimnis ist von der Mobilkom. Diese Daten, die die Mobilkom dann dabei erhebt, bleiben bei der Mobilkom. Und alle anderen Betreiber, ob es jetzt Connect Austria ist oder andere, es gibt ja insgesamt fünf oder sechs, den sechsten weiß man nicht mehr genau, diese fünf Firmen werden sich alle mit demselben Problem beschäftigen müssen. Und dann ist natürlich die Frage, ob es in Zukunft schön der Reihe nach, wie beim Rosenkranz aufgefädelt, vor sich geht, zuerst kommt einmal die eine Firma, dann kommt die nächste, dann die übernächste und dann geht das so dahin und am Schluss haben alle schön getrennt ein Projekt gemacht. Und wie viel Schadstoffe sind entfrachtet worden? Na, das weiß man nicht genau. 

Faktum ist: Die einzig vernünftige Lösung, eine Pfandregelung, die wird es auch da nicht gegeben haben. Wir glauben, dass die Mobilkom genug Geld hat, um sich die Umstellung oder den Umstieg auf neue Geräte, Technologien selber zu bezahlen. Im Projekt sind insgesamt 22 000 EUR dafür veranschlagt.

Also ich würde lieber anderen und besseren Müllvermeidungskonzepten zustimmen. Deswegen versagen wir diesem Akt die Zustimmung, und wir werden es aushalten, wenn die Mehrheit anders entscheidet. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Klucsarits gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich habe mir sechs Seiten vorbereitet, um zu begründen, warum wir dagegen sind. Aber ich habe einen Blick auf die Uhr gemacht. Ich werde mich sehr kurz halten. (Demonstrativer Beifall bei der SPÖ.) Die vorliegende Subvention mag ja in der Sache durchaus ihre Berechtigung haben; aber warum wir trotzdem unsere Vorbehalte habe, möchte ich Ihnen in ganz kurzen Worten jetzt darlegen. 

Wir schließen ja das Instrument des Wettbewerbes als Ideenwettbewerb nicht aus, wenn er wirklich dazu dienen sollte, Antworten zu finden. Aber, meine Damen und Herren, ein Wettbewerb soll Innovationen bringen und nicht dazu dienen, ganz einfach Aufgaben, die die Stadt schon lange hätte übernehmen sollen, per Wettbewerb zu delegieren. 

Eines der Siegerprojekte Ihres Wettbewerbes, der Gewinner, ist ein großer Telekommunikationsanbieter und zeigt ein hohes privatwirtschaftliches Engagement. Aber sehr innovativ ist die Idee des Handyeinsammelns und -recycelns eigentlich nicht. 

Ich möchte hier nur ein Datum, Frau Stadträtin, in diesem Zusammenhang nennen. Es ist da einmal unsere Anfrage vom 1. März 2003, in der wir gefordert haben, dass die Stadt Wien sich beim Handyeinsammeln engagiert und auch gleich die Wiederverwertung vornimmt. Wir haben ja so ein ähnliches Modell bereits bei der MA 48 und eigentlich ein vorbildhaftes Modell. Dort werden nämlich alte PCs gesammelt und auf verwertbare Teile zerlegt und auch entsorgt. Warum geht das Gleiche nicht bei Handys? 

Natürlich ist es positiv, wenn eine Firma über Umweltschutz nachdenkt und auch aktiven Umweltschutz betreibt. Und gerade ich als Kammervertreter weiß, wie wichtig und förderungswert diese Vorhaben sind. Deshalb hat ja auch die Wiener Kammer gemeinsam mit der Stadt Wien den ÖkoBusinessPlan ausgearbeitet, bei dem eben Wiener Betriebe eine ausführliche Beratung erhalten und bei ihren Vorhaben auch finanziell unterstützt werden. Insgesamt 370 ÖkoBusinessBetriebe haben bisher 13,5 Millionen EUR in den ökologischen Betrieb ihres Unternehmens investiert Die Liste dieser beteiligten Unternehmen ist lang und auch sehr prominent, und da finden sich auch sehr viele Unternehmen, die in Recyclingmethoden investiert haben. Also wir brauchen da kein Konkurrenzunternehmen mit einem zusätzlichen Wettbewerb zu machen.

Die aufgezählten Kritikpunkte und vor allem die Tatsache, dass das im Umweltressort ein bisschen zum System geworden ist, haben uns eben dazu veranlasst, zu diesem Geschäftsstück auch nein zu sagen. Wir lassen uns den betrieblichen Umweltschutz nicht zu einem Anhängsel einer PR-Umweltpolitik durch Sie, Frau Stadträtin, machen. 

Pauli, wo bist du denn? (GR Paul Zimmermann, in den Bankreihen bei einem anderen Platz stehend: Da! Ich stehe da!) Na bitte, weil du sagst: Da bin ich! (Heiterkeit.) 
Die Wettbewerbe sollen das sein, als was sie uns angekündigt wurden: als innovative Impulsgeber und nicht ein doppelgleisiges PR-Instrumentarium für die Frau Stadträtin, die Frau Umweltstadträtin. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Valentin gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist durchaus interessant, wenn man sich die wechselnden Rollenspiele bezüglich der guten Anteile der Umweltpolitik des Kollegen Klucsarits in den letzten Jahren angesehen hat, und damit möchte ich es bei seiner Wortmeldung eigentlich auch bewenden lassen. Vor der letzten Wahl hat es immer geheißen: Ja, wir bekennen uns zu dieser Umweltpolitik, weil sie ist in Wirklichkeit von der Österreichischen Volkspartei gemacht worden und wird von ihr getragen. Heute erfahren wir, dass der ÖkoBusinessPlan eine Idee der Kammer ist. Mir soll es Recht sein. Die Beweggründe, die Motive für eine Zustimmung und für ein gemeinsames Zusammenarbeiten soll sich jeder selber finden, wenn er glaubt, damit eine bessere Befindlichkeit zu haben. 

Tatsächlich schaut es halt ein bisschen anders aus. Tatsächlich hat es die SUP-Abfallwirtschaft gegeben. Tatsächlich hat es eine lange Liste von Aktivitäten gegeben, 36 Themenschwerpunkte an der Zahl, und einer davon ist die Frage des ÖkoBusinessPlans. Das ist ein Bereich, der sehr erfolgreich ist, wo wir glücklich sind, dass die Wirtschaft mitmacht, wo wir aber genauso auch glücklich sind, dass die Stadt Wien mit ihren Bereichen mitmacht, und wo wir in der Tat gute Ergebnisse erzielen können. Das ist etwas sehr Erfreuliches. Wenn Sie die erfreulichen Maßnahmen in der Umweltpolitik in die teilen, die Sie als Sperrmaßnahmen der Frau Stadträtin einstufen, und andere, die offensichtlich etwas anderes sind, so kann man Ihnen bei dieser Einstufung und bei dieser Beurteilung wahrscheinlich nicht sehr hilfreich sein. 

Es freut mich zumindest, dass Sie die guten Seiten der Abfallwirtschaft erkannt haben. Das ist ein Lernprozess, der perspektivisch noch einiges erwarten lässt, und vielleicht haben wir Sie in einem Jahr soweit, dass Sie sagen: Das gesamte Paket ist in Ordnung. Da werden wir es auch aushalten, wenn Sie uns erzählen, das ist eine Idee vom Herrn Klucsarits und der ÖVP. Wenn es den Wienerinnen und Wiener hilft, dann sind wir therapeutisch durchaus in der Lage, das auch zu verkraften und sehen das als therapeutischen Beitrag im Zuge einer Umweltdebatte, der durchaus auch sinnvoll sein mag. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ein wesentlich problematischerer Teil ist der, den der Kollege Maresch angeschnitten hat. Er hat mit einem Halbsatz begonnen. Ich bin nicht Berater der GRÜNEN, aber ich möchte diesen Halbsatz beenden. Er hat gesagt: Jurywettbewerbe sind etwas Gutes, etwas Sinnvolles, etwas zu Unterstützendes, und dann hat er aufgehört und den zweiten Teil hat er nicht gesagt, nämlich der, wo herauskommt, was die GRÜNEN wollen. Und das war in dem konkreten Fall halt nicht so die Situation. 

Ich darf den Damen und Herren des Hauses, die die Debatte über die SUP-Abfallwirtschaft nur am Rande vielleicht verfolgt haben, in Erinnerung rufen: Da haben wir doch als Sozialdemokraten uns immer anhören müssen, was die Expertinnen und Experten, die Jurymitglieder wesentlich mehr fordern als das, wie die GRÜNEN gemeint haben, die Sozialdemokratie in der Lage ist einzuräumen. 

Ich kann mich erinnern an die lange Debatte um die 70 Millionen S, jetzt auch dotiert mit 5 Millionen EUR, wo es darum gegangen ist, Maßnahmen für Abfallvermeidung zu schaffen, wo wir immer vorgehalten bekommen haben, dass diese Maßnahmen nicht extra ausgewiesen sind, weil sie damals noch in den Fachabteilungen budgetär geparkt haben. 

Jetzt haben wir die Situation, dass dieses Budget dort situiert ist, wo wir es uns selber in der Beschlussfassung vorgenommen haben, nämlich in einer Vergabe und in dem Vorschlagswesen einer Jury, einer internationalen Jury, einer Jury, die sehr demokratisch organisiert ist, wo sogar jedes einzelne Jurymitglied das Vetorecht hat, um konkrete Vorschläge wieder in die Diskussion zurückzuholen, wo es keine Einflussnahme der Stadt gibt, wo es eine internationale Jury gibt, und da hat es im ersten Schritt 61 Projekte gegeben, die eingereicht worden sind, unter anderem auch das von Kollegen Maresch so bekrittelte Projekt der Mobilkom.

Es sind große und kleine Betriebe in Wien, aber nicht nur in Wien, die sich beworben haben, und von denen ist dieses Projekt eines dieser Projekte, von denen wir gemeint haben, oder es hat in dem Fall die Jury gemeint und die Politik schließt sich folgerichtig, weil wir es auch festgelegt haben, dem Juryentscheid an, dass es ein Projekt ist, das zu unterstützen ist, ein Projekt, das an die Mobilkom geht, ein Projekt, das die Mobilkom ausgearbeitet hat. Da mag es so sein, dass manche Zielsetzungen der Mobilkom, zu einem Teil vielleicht, hundertprozentig dem entsprechen, was wir uns auch vorstellen, und ein Teil vielleicht auch in der eigenen Sichtweise der Mobilkom organisiert ist. Aber es ist doch nicht ein Vergehen oder ihm vorzuhalten, wenn der Betrieb, der eine wirtschaftliche Zielsetzung hat, die ökologische Aufgaben auch in diesem Bereich sieht. Wir machen es der Automobilindustrie auch nicht zum Vorwurf, wenn sie trotzdem noch Autos produziert, aber wir fördern sehr wohl ökologischere Autos. Und so ist es auch hier der Fall. 

Es ist auch nicht so, dass diese Studie, die die Mobilkom vorgeschlagen hat, zu 100 Prozent gefördert wird. Es sind 200 000 EUR, die wir heute beschließen wollen und die anzunehmen ich empfehle, von einem Gesamtbetrag von 540 750 EUR. 

Und, meine Damen und Herren, es sind viele Dinge drin, von denen jetzt der Kollege Maresch unterstellt hat, dass man es weiß. Da ist die Frage: Wo sind die Handys derzeit, die nicht in Verwendung sind, werden sie genützt, wie sind die Möglichkeiten des Recyclings, ist eine Technologieveränderung eine Möglichkeit, Recyclingschritte mit einzubauen? Das ist die Frage, die die Mobilkom gestellt hat und die Frage, die an die Jury herangetragen wurde. 

Ich finde es auch keinen Schaden, wenn es ein österreichisches Unternehmen ist, ein österreichisches Mobilkomunternehmen ist, das dort eintritt, und kein anderes.

Also ich hätte mich wesentlich weniger gefreut als Wiener Politiker, wenn es ein ausländischer Konzern oder ein ausländisches Konsortium gewesen wäre und nicht die Mobilkom. Insofern sind wir sehr froh und sehr glücklich, dass gerade die Mobilkom, ein österreichischer Betrieb, sich diese Zielsetzung gesetzt hat, und ich finde es richtig, dass die Stadt Wien das fördert, meine Damen und Herren.

Letztendlich sind es eine Reihe von vielen Projekten, die zur Beschlussfassung vorgeschlagen wurden, in unterschiedlichsten Feldern, ein Bereich, der hilft, Abfall zu vermeiden, zu recyceln, in Wirklichkeit ein Bereich, wo alle diejenigen, die die gemeinsamen Abfallwirtschaftskonzepte ernst nehmen wollen, dieses Projekt auch unterstützen.

Schlussendlich, meine Damen und Herren: Es ist ein Segment, es ist ein Segment von Sinn, das wir heute hier beschließen wollen, und ich denke mir, gerade auch die GRÜNEN wären aufgerufen, dass wir dann, wenn Expertinnen und Experten, von der Politik unbeeinflusst, aufgrund der Zielsetzungen der Abfallwirtschaft, der Nachhaltigkeit von Maßnahmen Entscheidungen vorschlagen, diesen auch folgen. Ich glaube, dass es legitim ist, darüber zu diskutieren, aber ich glaube auch, dass es Sinn macht, wenn wir uns nach einem langjährigen Diskussionsprozess zu einer Vorgangsweise entschlossen haben, diese dann auch tatsächlich umzusetzen und ihr treu zu bleiben. 

Ich ersuche Sie daher, im Sinne der Umweltmusterstadt Wien diesem Antrag zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Wer von den Damen und Herren diesem Antrag zustimmen kann, möge die Hand erheben. – Dies ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, der Fall und daher angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 73 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf des neu geschaffenen Grundstücks Nr 690/7 von der Liegenschaft EZ 262, KatG Kaiserebersdorf, an die "WIE DAHAM" Pflegeheim- und Pflegedienstleistungsgesellschaft mit Gemeinnützigkeitsstatus Gesellschaft mbh. 

Es ist hier niemand zu Wort gemeldet. Wir können daher gleich zur Abstimmung schreiten, wobei ich die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder feststelle. Es gibt natürlich auch keinen Antrag. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu erheben. – Dies ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN und ohne die ÖVP; angenommen. (Heiterkeit.) Stimmt das so? – 

Es gelangt nunmehr Postnummer 77 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Auflösung der Bestandrechte an der Teilfläche der Liegenschaft EZ 5723, KatG Leopoldstadt, mit der MBG Wiener Messe Besitz GmbH sowie den Verkauf einer Teilfläche der Liegenschaft EZ 5723, KatG Leopoldstadt, an die U-Bau Holding GmbH & Co KEG. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Hora, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zu dem vorgelegten Poststück. – Danke.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ellensohn. Ich erteile es ihm. 

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Akt würde sich hervorragend eignen, eine längere Diskussion über UVP in der Stadt zu führen, aber den Gefallen kann ich Ihnen leider nicht tun, wir machen es kürzer.

Wenn man den Akt liest, ist er ein bisschen verwirrend mit Parkplätzen; die aufgelassen werden, die neu geschaffen werden müssen. Es hat im Jahr 2001 in der Landesregierung einen Beschluss gegeben, dass für das Vorhaben des Umbaus und der Neuerrichtung von Hallen und Parkplätzen im Kongress- und Ausstellungszentrum Wien-Prater in Wien 2 eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht notwendig ist. 

Ohne es lange und kompliziert zu machen, da geht es hauptsächlich darum: Wie viele Parkplätze werden neu geschaffen? Bei diesem Vorhaben sind es 3 600 Parkplätze, die neu geschaffen werden, und 3 160, die gleichzeitig aufgelassen werden, und weil es dann nur 440 neue Parkplätze sind und bei diesem Projekt ein Schwellenwert von 750 Parkplätzen gewesen wäre, hat es keine Umweltverträglichkeitsprüfung gebraucht. Das ist sehr praktisch für denjenigen, der immerhin dann einen Haufen Geld einsparen kann. So eine Umweltverträglichkeitsprüfung in diesem Bereich hätte durchaus eine Million EUR kosten können, aber jedenfalls, die Baufortschritte wesentlich verzögert, was anlässlich des Kardiologenkongresses und anderer wichtiger Ereignisse auf diesem Gelände sehr hinderlich gewesen wäre. Also hat man ein bissel herumgetrickst bei den Parkplätzen und hat Parkplätze abgezogen, die in der Folge irgendwann aufgelassen werden und darum nicht hineingerechnet werden dürfen. 

Im Konkreten geht es um das Gelände nördlich der Perspektivstraße, zwischen Perspektivstraße und Nordportalstraße. Da sind zwischen 610 und 700 Parkplätzen. Die Zahlen differenzieren ein bissel, aber das soll uns jetzt nicht wesentlich tangieren. Tatsache ist, dass die Wiener Messe Besitz GmbH zusagen musste, diese Parkplätze aufzulassen, um um die Umweltverträglichkeitsprüfung herumzukommen, und das auch getan hat, wie gesagt. Aber die Parkplätze werden so und so aufgelassen.

Und jetzt kommt die Frage, die mir im Wohnausschuss auch niemand beantworten konnte. Warum 
gibt man dieser Firma dafür, dass sie diese Park-
plätze auflässt, die Flächen freimacht, 672 000 EUR? 672 000 EUR für die Aufgabe von Flächen, als Parkplätze genutzt, die sie sowieso aufgeben muss. Auf die Frage habe ich keine Antwort im Wohnausschuss bekommen. Leider ist heute auch niemand gemeldet von der SPÖ, also werde ich heute leider auch keine Antwort kriegen. 

Wir werden das Kontrollamt beauftragen – eventuell wird es mir der Berichterstatter erklären, höre ich gerade –, nachzuprüfen, ob nicht diese 672 000 EUR inklusive Umsatzsteuer Geld ist, das nicht ausgegeben hätte werden müssen, zumal der Parkplatz mit diesem Jahr, mit 2003, aufgegeben hätte werden müssen. Wir glauben, dass hier doppelt kassiert wurde. Zuerst hat man sich eine Umweltverträglichkeitsprüfung eingespart, und dann hat man 672 000 EUR bekommen. Als ob wir zu viel hätten. Diese Woche haben wir gehört, dass in vielen Bereichen Geld fehlt. Auch dieses Geld hätte sinnvoller verwendet werden können. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es hätte mich gewundert, wenn nicht das Thema „Parkplatz“ für die GRÜNEN wieder einmal ein rotes Tuch bedeutet hätte. 

Kollege Ellensohn! Wenn Sie den Akt ganz genau gelesen haben, würden Sie draufkommen, dass dieses Grundstück für zukünftige Zwecknutzung, für den Bau eines Hotels vorgesehen ist. Ich glaube, es ist legitim und notwendig, wenn eine Firma ein Grundstück freimacht, dass sie dementsprechend entschädigt wird. Hätten Sie also den ganzen Akt gelesen, dann hätten Sie jetzt nicht nur die Parkplatzsituation angesprochen. 

Auch wenn ich ein Grundstück in Zukunft freimachen muss, dann bedeutet es nicht, dass ich auf die andere Situation Rücksicht nehmen muss. 

Ich ersuche Sie um Zustimmung zu diesem Aktenstück. – Danke schön. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön, Herr Berichterstatter.

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung. Auch hier ist wieder § 25 anzuwenden. Die Hälfte der Gemeinderäte ist anwesend. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 77 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der GRÜNEN so angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 82 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf der Liegenschaft EZ 895, KatG Unterbaumgarten, an die SET Projektentwicklung Gesellschaft mbH. 

Der Herr Dkfm Dr Maurer wird einleiten.

Berichterstatter GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Ich bitte, dem Geschäftsstück die Zustimmung zu geben.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Ellensohn hat sich gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auch das ist ein Geschäftsstück, das ich jetzt ausnahmsweise kurz abhandeln werde. Es geht um 8 500 Quadratmeter, Kaufpreis 4,75 Millionen EUR, in der Hackinger Straße 3, Hadikgasse 182. 

Die Firma SET Projektentwicklung hat einen dem Akt zu entnehmenden umfangreichen Antrag gestellt und formuliert, was sie alles machen will auf dem Grundstück: eine Sporthalle, eine Veranstaltungshalle, ein Trainingszentrum, ein Rehabilitationszentrum und Nutzungen für den täglichen Bedarf. 

Während so ziemlich alles sehr ausführlich in diesem Akt zu finden ist – alles schön, es hört sich gut an, ich bin ein Sportfan und lese gerne alles über die Sporthalle, die da kommen soll, das ist alles relativ genau gemacht –, steht überhaupt nichts dabei, was die Nutzung für den täglichen Bedarf angeht. 

Auch hier konnten im Wohnausschuss leider die Fragen nicht ausreichend beantwortet werden. Es liegt – jetzt muss man vorsichtig formulieren – sagen wir gar nicht der Verdacht nahe, aber es besteht die Möglichkeit, dass es hier zu einem Einkaufszentrum kommen könnte. Eine Einkaufszentrumswidmung ist zwar noch nicht gegeben, aber 2 500 Quadratmeter werden es zuerst werden und vielleicht werden es zwei Einkaufszentren. Es wäre nicht das erste Mal in Wien, wo halt irgendwo eine Trennwand dazwischen ist, die dann später niedergerissen wird. Wir haben diese Probleme öfter gehabt. Der Kollege Günter Kenesei hat Ihnen schon ausführlich hier erklärt, zu welchen nicht Widmungen, aber missbräuchlich verwendeten Widmungen und zu welchen Einkaufszentrenbildungen es in der Stadt kommt, und das Kontrollamt hat Ihnen das auch schon aufgezeigt. 

Nachdem die Fragen nicht beantwortet werden konnten, haben wir das Geschäftsstück im Wohnausschuss abgelehnt. Jetzt bleibt uns nichts anderes übrig, als dieses Geschäftsstück auch hier abzulehnen. 

Die einzige fixe Position, die man dem Akt entnehmen kann, ist, dass der Antragsteller definitiv niemals für nichts einen Zuschuss bekommen wird von der Stadt Wien. Das hat er einmal gleich unterschreiben müssen. Er bekommt sicher niemals, weder für das Sportzentrum noch für etwas anderes, eine Subvention. Und das legt natürlich den Verdacht noch einmal näher. Irgendwie muss er ja Geld verdienen. Die Stadt Wien wird ihm keines geben.

Was macht er dort? Ein paar Squash-Hallen allein werden es nicht sein. Die Nutzungen für den täglichen Bedarf werden wir genau beobachten, und wir schauen, ob es wieder zu einem Einkaufszentrum kommt, das keines sein darf. 

Heute werden wir diesem Akt nicht zustimmen können. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Mag Gerstl, bitte zum Rednerpult zu kommen. (GR Mag Wolfgang Gerstl läuft fast zum Rednerpult, wofür ihm GR Paul Zimmermann Bewunderung zollt.)

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Wollen Sie teilhaben an meinen Fitnessläufen? Ich lade Sie herzlichst ein, jeden Tag in der Früh.

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Das Center Wien-West steht zur Diskussion. Mein Vorredner hat es bereits erklärt. Es ist wirklich sehr schön dargelegt, wunderbar aufbereitet, schön vierfärbig dargestellt. Da denkt man, man kann nichts dagegen haben gegen ein Veranstaltungszentrum. Ist eine tolle Sache?! Es dient der sozialen Ertüchtigung, dient der sportlichen Fortbildung, also wirklich ein ganz tolles Projekt. Und der Preis ist in Ordnung. Der Herr Stadtrat bekommt den entsprechenden Grundstückspreis. Also, denkt man sich, es passt alles.

Nur, wenn man sich das Projekt ein bisschen näher anschaut, dann merkt man, dass es nicht so einfach sein wird mit der Finanzierung. Auf 8 500 Quadratmeter sechs Geschossflächen, wobei von diesen sechs Geschossflächen vier bisher feststehen, zwei Geschossflächen für 450 Parkplätze und weitere zwei Geschossflächen für Hallen- und Trainingsbereich. Was die anderen beiden Geschossflächen betrifft ist nicht näher beschrieben, was man damit tut.

Park-and-ride-Förderung hat der Antragsteller beantragt. Es wurde ihm abgelehnt: Keine Förderungen für den Bereich. Er besteht weiterhin darauf, 450 Parkplätze dort zu errichten. Er sagt dazu: 70 EUR pro Monat sind dafür aber nicht möglich, mehr muss es sein. Klingt auch ganz gut. Nur, ich frage Sie: Wer wird ihm mehr bezahlen? 

Und wie kann er die Kosten des Kaufes hereinbringen und den täglichen Bedarf und die tägliche Miete und die täglichen Kosten, die hier auflaufen, auch wirklich tragen, wenn er keine Mieter hat, außer zwei Sportbetreiber vielleicht? Vielleicht eine Arztpraxis, die noch hineinkommt für die körperliche Ertüchtigung. Ich kann es mir nicht vorstellen. Es ist aus meiner Sicht absolut nicht nachvollziehbar. Ich glaube, er spekuliert auf ein kommendes Einkaufszentrum. Vielleicht sagt er uns in einem Jahr oder in zwei Jahren: Das Ganze funktioniert nicht, er braucht noch weitere Geschäfte. Er wird es ausreizen. So ähnlich, wie es beim schräg gegenüberliegenden Media Markt geschehen ist. Er wird die 2 500-Quadratmeter-Grenze mit ein paar Tricks überschreiten auf eine 3 000-Quadratmeter-Fläche, und dann zahlt es sich vielleicht aus, dass er 450 Parkplätze hat. Aber allein für eine Sportanlage 450 Parkplätze, da müsste er jedenfalls am Tag rund 1 600 Kunden haben. Das kann ich mir nicht vorstellen. Es wurde auch nicht überprüft, weil für den Wohnausschuss ist ja nur wichtig, dass der Preis stimmt. Aber das Projekt an sich wurde nicht überprüft. Und das ist die Schwäche an diesem gesamten Projekt, dass man das auch einer zukünftigen Nutzungsprüfung eigentlich unterziehen hätte sollen. 

Die größte Schwäche dabei ist, dass es überhaupt kein Verkehrskonzept dazu gibt. Und wenn Sie es sich anschauen, und das steht ja in einem Gutachten dabei von der Metzger Realitätengruppe, in welcher Umgebung es sich befindet bei der Wiental-Ausfahrt, so haben wir dort in den letzten sieben Jahren folgende neue, große Einkaufszentren bereits errichtet: einen OBI, einen Sports Experts, den Ford Wien-West, die Firma Zgonc, die Firma Fissler, ein ARBÖ-Prüfzentrum, eine BP-Tankstelle, einen McDonald's sowie einen Kika Möbelmarkt. Auf der anderen Seite einen Media Markt, ein Bürogebäude der Universale-Bau, die Allianz Elementar Versicherung, die Winterthur Versicherung, noch eine BP-Tankstelle, noch einen McDonald's, und das alles bei 50 000 Fahrzeugen in der Westein- und -ausfahrt. Das ist nicht machbar. Und die Querverbindungen sind derzeit schon mit rund 7 000 Fahrzeugen am Tag ausgelastet. 

Ich frage Sie: Wie wollen Sie ohne zusätzliches Verkehrskonzept dort die zusätzlichen Fahrzeuge, mit denen der Betreiber ja rechnet, sonst hätte er nicht 450 Parkplätze dort gebaut, wie wollen Sie die auf den bestehenden Straßen unterbringen? Das ist einfach ausgeschlossen. Wenn Sie es wirklich wollten, müssten Sie ja ein Verkehrskonzept haben, wo Sie sagen, Sie machen die Untertunnelung, damit der Durchzugsverkehr durchkommt und dass der Querverkehr dann entsprechend auch noch einbiegen kann. Aber das ist alles nicht da. 

Daher befürchten wir, dass es hier zu einem großen Flop kommen wird. Und wir sagen Ihnen schon heute: Kommen Sie nicht noch einmal mit dem Ersuchen, dass Sie eine neue Flächenwidmung brauchen mit EKZ-Widmung. Das geht so in diesem Maße sicher nicht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Schieder. Ich erteile es ihm.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich glaube, es ist prinzipiell nicht negativ zu beurteilen, wenn ein Grundstück, das der Stadt Wien gehört, das eingegrenzt ist von der Verbindungsbahn, der Westausfahrt, der Verbindungsbahn und dem MA 48-Müllablageplatz, wenn so ein Grundstück um 4 750 000 EUR quasi den Besitzer wechselt und damit auch fast 5 Millionen EUR in die Stadtkassa wandern, so ist das einmal prinzipiell ein Akt, dem man auf jeden Fall nähertreten kann. 

Ich glaube auch, dass die Sorgen, die sich der Herr Gerstl macht, wohl der Projektbetreiber selbst kalkuliert hat. Der ist Unternehmer, der hat sein unternehmerische Risiko selbst zu kalkulieren. Er ist ja auch der Profi im Sportanlagenbau und wird sich das daher auch selbst durchgerechnet haben und überlegt haben, das zu errichten. 

Das Wichtige ist: Es geht hier um eine Veranstaltungszentrum mit dem Schwerpunkt Handball, mit einer Handballhalle, die auch nicht schlecht in das Gebiet passen wird und passen soll, da ein benachbarter Verein ja vielfacher Staatsmeister im Handball ist und dann auch immer wieder die österreichische Handballnationalmannschaft mit Spielermaterial stark durchsetzt hat. Es könnte hier so eine Art Cluster im Handballbereich gemacht werden. Wenn man vor allem weiß, dass die Union West Wien-Halle in der Altgasse inzwischen ja mehr als desolat ist und unter jeder Kritik, so ist das auch eine Chance, hier etwas Vernünftiges zu machen. Vor allem wenn man es kombiniert mit Rehabilitation, mit einem Trainingszentrum und mit solchen Sachen.

Dass eine Tiefgarage geplant wird bei einer Veranstaltungshalle ist ja durchaus auch sinnvoll. Aber es ist vor allem auch sinnvoll, solche Veranstaltungshallen dort hinzusetzen, wo auch ein U-Bahn-Anschluss vorhanden ist, was durch die U-Bahn-Station Unter St. Veit ja durchaus gegeben ist, sodass bei Veranstaltungen, wenn sich jetzt, sagen wir, Handballsport großer Beliebtheit erfreut, die Leute dann auch mit der U-Bahn hin- und wieder heimfahren können. 

Allerdings, und das möchte ich auch sagen: Es geht hier um eine Grundstückstransaktion und nicht um eine Errichtungs- oder Bauverhandlung oder Betriebsverhandlung. So ist natürlich in der Frage des Verkehrskonzeptes dazu und der Abfahrten, die übrigens laut dem Konzept ja auch hinten über die Gasse erfolgen sollen, die Einfahrt soll vorne sein, hier auch eine Lösung angeboten. Aber im Detail ist es natürlich dann noch nachzuweisen bei den notwendigen Verhandlungen, die zur Errichtung dienen sollen. 

In diesem Sinne, glaube ich, ist es durchaus ein guter Akt, der auch der Stadtkassa letztendlich für ein Grundstück in guter Lage, das jetzt unter seinem Wert bewirtschaftet wurde, nämlich als Ablageplatz für Rohre und Steine, und das dann durchaus sinnvoll genutzt wird, einen entsprechenden Kaufpreis bringt. Es ist ein Akt, dem man jedenfalls zustimmen sollte. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Blind hat sich gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir hören immer, dort wird ein Sportzentrum errichtet. Diese Sachen kann man zwar ankündigen, aber ich glaube, auch der Herr Kollege Schieder kennt ja Penzing gut genug, um zu wissen, wir haben ja zum Beispiel Tennishallen in der Bergmillergasse gehabt. Es war ein wunderbares Sportzentrum. Und was ist heute in der Bergmillergasse? (Zwischenruf des GR Mag Andreas Schieder.) Sie müssen ein bissel lauter sprechen, dann höre ich Sie noch besser. (GR Mag Andreas Schieder: Eine Tennishalle eignet sich schlecht für Handball, denn da ist das Netz in der Mitte, und das stört sehr!) Wunderbar. 

Nur, Sie haben ja vom Sportzentrum gesprochen. Den Schmäh mit dem Sportzentrum kennen wir ja. Man kündigt ein Sportzentrum an. (Zwischenruf des GR Mag Thomas Reindl.) Nein, Sie verstehen nichts von Penzing. Lassen Sie doch den Herrn Kollegen Schieder reden. Das ist doch viel besser. Der kennt Penzing genau. 

Dieses Sportzentrum wird angekündigt. Das ist der Köder. Und was haben wir heute in der Bergmillergasse? Relativ starke Verkehrsprobleme. Auf der einen Seite ist das kein Sportzentrum, sondern das ist das Bauhaus, wie wir ganz genau wissen, auf der anderen Seite ist der Merkur, und dort spielen sich Verkehrssituationen ab, die wahrlich nicht mehr lustig sind. 

Daher, wenn man uns dort jetzt in Unter St. Veit ein Sportzentrum verspricht, so erlaubt die Widmung wohl viel, viel mehr. Dieser Investor baut keineswegs 450 Parkplätze, weil er erwartet, dass die Leute mit dem angekündigten Steg von der U-Bahn in sein Zentrum kommen. Da braucht er keine 450 Parkplätze. Die schlagen sich vier-, fünfmal am Tag um. Und wir wissen ganz genau – Herr Kollege Schieder, Sie werden es bestätigen können –, wie es derzeit im Bereich des OBI in der dahinterliegenden Gasse, wie Sie gesagt haben, wie es in der Hackinger Straße ausschaut. Es ist dort das reine Verkehrschaos derzeit schon im Gange und ein zusätzlicher Individualverkehr ist dort eigentlich der Bevölkerung nicht zuzumuten. 

Eine Zufahrt von Penzing aus ist nicht möglich, weil wir die Zehetnergasse haben als Zubringer, und die ist in diesem Bereich eine gegenläufige Einbahn. Daher kann man nur mit Umwegen über den 13. Bezirk zu diesem so genannten Sportzentrum gelangen. Also das ist wahrlich kein Verkehrskonzept. 

Und außerdem ist es eine krasse Missachtung der Bezirksmeinung, dass wir heute schon hier im Gemeinderat abstimmen. Es wurde dieses Projekt gestern in der Verkehrskommission präsentiert. Das ist keine Manier, wie man mit Bezirkspolitikern und mit der Bezirksmeinung umgehen kann und umgehen darf. Wir lassen uns das so nicht gefallen. Da wird gestern der Verkehrskommission das Projekt präsentiert und heute stimmen wir im Gemeinderat ab. Das heißt, kein Klub hat sich ehrlich und gewissenhaft dieses Papier anschauen und seine Meinung bilden können. 

Das heißt, wir werden nicht gegen ein Sportzentrum in Penzing stimmen. Das ist wichtig. Aber diese Art, einfach über die Bezirksmeinung drüberzufahren, kein Verkehrskonzept zu haben, diese Art lehnen wir ab, und daher müssen wir heute dieses Aktenstück ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Ich beziehe mich auf den vorliegenden Akt und erinnere daran, dass vielfach hier gefordert wurde, dass nicht oder ungenützte oder untergenützte Grundstücke der Gemeinde nicht gehortet werden sollen, sondern verwertet werden sollen zu Gunsten des Budgets der Stadt Wien. Das geschieht also hier, denn wer das kennt, weiß, dass diese Gegend dort kein Schmuckstück ist und eine Verwertung sicher sehr sinnvoll ist. 

Jetzt wird einmal ein Grundstück verkauft, das ist der erste Schritt. Der Käufer hat ein Projekt dazu geschrieben. Ich muss sagen: Fast sollte man ja jeden Käufer davon abraten, denn genau dann, wenn so etwas geschieht, will jeder sofort haargenau wissen, wie das endgültige Projekt ausschaut, was natürlich nie jemand sagen kann. 

Und ich weiß nicht, alle, die hier gesprochen haben, kennen ja den Verlauf haargenau selber. Also ich weiß nicht, was da so Besonderes ist, denn jetzt ist einmal der Verkauf geschehen, dann wird eine Flächenwidmung notwendig sein, dann wird ein Bauansuchen notwendig sein, dann wird ein Verkehrskonzept notwendig sein und vieles andere mehr. Derzeit weiß man ja gar nicht im Detail, was dort kommt. Also es gibt noch eine Reihe von Aktenläufen und Verfahren und Prüfungen, und jetzt will schon jeder alles genau wissen. Das ist ja auch theoretisch völlig unmöglich. 

Also ich würde sagen: Fassen Sie sich so lange in Geduld. Das, was hier immer gefordert wurde, passiert. Es wird etwas verkauft, was unter- beziehungsweise ungenützt ist. Fürchten Sie sich nicht zu Tode,

Ich bitte, dem Aktenstück zuzustimmen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Wir kommen zur Abstimmung. Die Hälfte der Gemeinderatsmitglieder ist anwesend. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 82 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 89 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf der Liegenschaft EZ 813 in der KatG Fünfhaus. 

Die Berichterstatterin, Frau  GRin Schubert, wird einleiten. Bitte schön. 

Berichterstatterin GRin Ingrid Schubert: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ellensohn. Ich erteile es ihm. 

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zu diesem Geschäftstück möchte ich einen kurzen Brief, der im Akt beigefügt ist, vorlesen. Er geht an die MA 69 zuhanden des Herrn Mag Herwei und lautet:

"Sehr geehrter Herr Mag Herwei! Wie bereits telefonisch angekündigt, ersuche ich, die Liegenschaft Rosinagasse 5 gegen die entsprechende Größe in der Liegenschaft Österleingasse 3 zu tauschen. Auf dem dann neu erworbenen Grundstück der Österleingasse 3 würden wir gerne den geplanten Kinderspielplatz der MA 51 unterbringen. Der Grund des Tausches ist, dass der Liegenschaftseigentümer von Rosinagasse 7 einen Betrieb in diesem Haus führt, der nun aufgrund der Tatsache, dass er die Triumph-Werksvertretung für den Raum bis nach Neuseeland bekommen hat, eine Fläche zum Expandieren braucht. Da ein Aussiedeln aus seinem eigenen Haus zu wirtschaftlichen Problemen führen würde, erscheint mir das wirtschaftliche Interesse dieses Liegenschaftseigentümers auch ein öffentliches Interesse zu sein. Die Verlegung des Spielplatzes in die Österleingasse, also zwei Gassen Richtung Westen, bedeutet keinen qualitativen Verlust für die Kinder, die diesen Spielplatz dann später nützen werden. Im Gegenteil, die Aufteilung der entsprechenden EPK- und Spielplatzflächenverteilung wird dadurch verbessert. Herr Oswald von der Rosinagasse 7 wird sich in den nächsten Tagen bei Ihnen melden und über die Tauschmodalitäten sprechen. 

Mit freundlichen Grüßen Ing Rolf Huber, Bezirksvorsteher." 1150 Wien, sage ich jetzt für die dazu, die nicht wissen, wo die Rosinagasse ist. SPÖ. Gut. 

Der Brief ist vom Oktober 2002. Was wir heute beschließen, ist aber kein Tausch und kein Kinderspielplatz und nichts dergleichen, sondern heute beschließen wir, dass die Firma, die auf Rosinagasse 7 den Kfz-Handel mit Triumph-Motorradln betreibt, dieses Grundstück kaufen darf. Punktum. Fertig, aus. Von einem Kinderspielplatz keine Rede. Von der Österleingasse keine Rede. 

Jetzt muss man wissen: Im 15. Bezirk wurde schon länger darüber gesprochen, dass das ein Kinderspielplatz wird. Ich war Bezirksrat im 15. Bezirk, bevor ich hereingekommen bin, und kenne diese Geschichte schon. Ich weiß, dass der Herr Huber, der Bezirksvorsteher der SPÖ im 15. Bezirk, auch immer gesagt hat, er will dort einen Kinderspielplatz haben. Und mit dem Tausch in die Österleingasse 3 hätten wir auch kein Problem. Nur, irgendeiner muss halt das Grundstück vorher kaufen. Und der Vorschlag vom Bezirksvorsteher, man möge den Rosinagasse 7-Besitzer dazu auffordern, das Grundstück zwei Gassen weiter westlich zu kaufen und dann zu tauschen, scheint auch mir gangbar. 

Nur, das, was wir heute beschließen, hat am Schluss beim Antrag folgenden Text, nachdem drübersteht, er möge dieses Grundstück kaufen und sonst nichts, kein Kinderspielplatz, sondern Motorradwerkstatt: "Der Herr Bezirksvorsteher für den 15. Bezirk hat gegen die beabsichtigte Transaktion keinen Einwand erhoben." Punkt. 

Jetzt frage ich mich: Wer hat es geschafft, den Herrn Huber, der immer davon gesprochen hat, dass da ein Kinderspielplatz notwendig ist, und das bezweifelt niemand, dass in dieser Gegend einer notwendig wäre, wer hat ihn überzeugt, dass er diese Fläche einfach hergeben soll von der Stadt Wien, ohne damit sicherzustellen, dass irgendwo was dazukommt? Weil die Österleingasse 3 ist noch nicht gekauft. Es hat keiner darüber geredet, dass es gekauft wird, und im Wohnausschuss war die Auskunft: Weil die Grundstücke nicht gleich groß sind, hat es Schwierigkeiten gegeben, und deswegen verkaufen wir das eine. Jetzt verkaufen wir das eine und wissen nicht, wo die Kinder spielen. Eines wissen wir: nicht in der Rosinagasse 5. 

Und die Firma, die das kauft, überhaupt kein Problem für uns, ist vollkommen okay, dass die hier ihr Geschäftslokal erweitern dürfen. So viele Firmenansiedlungen und -erweiterungen haben wir nicht in Rudolfsheim-Fünfhaus. Okay. Aber nicht okay ist, dass man den Kinderspielplatz einfach schlichtweg vergisst. 

Und ich hätte gerne eine Antwort im Wohnausschuss darauf gehabt, aber ich bin auch froh, wenn mir heute die Berichterstatterin sagt, wohin der Kinderspielplatz kommt, der ursprünglich auf dieser Fläche entstanden wäre, die Sie jetzt verkaufen werden. Wir werden dem Akt nicht zustimmen können, solange nicht gesichert ist, dass ein Kinderspielplatz in unmittelbarer Nähe entsteht, wohin diese Kinder in Zukunft gehen. Aber das wird mir vielleicht jetzt die Berichterstatterin sagen können. 

Wir stimmen dem Akt nicht zu. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Ingrid Schubert: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bin überzeugt, dass der Herr Bezirksvorsteher vom 15. Bezirk sicherlich einen geeigneten Platz für einen Kinderspielplatz finden wird. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Man soll nicht vergessen, dass der Ankauf dieses Grundstücks der Erweiterung eines Betriebes gilt, wo eine Kfz-Werkstätte entstehen wird oder erweitert wird und daher auch Arbeitsplätze gesichert sind. 

Ich bitte daher um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen somit zur Abstimmung. Auch hier trifft der § 25 zu. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 89 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der GRÜNEN 

und der Freiheitlichen angenommen. 

Es gelangt die Postnummer 90 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss eines Dienst-barkeitsbestellungsvertrages zu Gunsten der NIMOS Im-mobilienprojekt AG an verschiedenen Grundstücken der KatG Brigittenau. 

Hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. Ich komme somit gleich zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 90 ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen so angenommen. 

Meine Damen und Herren! Die öffentliche Sitzung ist somit beendet. 

(Schluss um 20.00 Uhr.)

